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Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Ich darf somit offiziell die Sitzung für eröffnet erklären und darf als Erstes die Entschuldigtenliste bekannt geben, sie ist heute etwas umfangreicher.

Für den ganzen Tag sind Herr GR Blind, Herr GR Ekkamp, Herr GR Fuchs, Herr GR Dr GÜNTHER, Herr GR Prochaska, Herr GR Dr Troch, Frau GR Zheden entschuldigt und bis 14.00 Uhr sind Frau GR Jerusalem, Frau GR Dr Vana, Herr GR Kenesei und Herr GR Mag Maresch entschuldigt.

Das ist die heutige Absenz.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0011/GM/01-KSP) wurde von Frau GR Mag Becher an Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker gerichtet: Kürzlich präsentierten Sie den Entwurf zu einem Hochhauskonzept für Wien. Was bedeutet dies für die Realisierung künftiger Hochhausprojekte in Wien? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Die Frage Hochhauskonzept: Wir haben in Wien seit 20 Jahren ein Konzept, das Hochhäuser betrifft. Allerdings sind wir nie so weit gegangen, dass wir die Frage, wo sind geeignete Standorte, beziehungsweise wo sind Standorte, wo Hochhäuser nicht hinkommen sollen, genauer definiert hätten. Und aufbauend auf ein Gutachten von Coop-Himmelblau aus dem Jahre 1991 schon, gab es damals bereits das Öffnen der Hochhausbauten in Wien. Sie wissen, dass sich aus diesem Gutachten die Donau City und die Wagramer Straße als geeignete Standorte für Hochhäuser ergaben. 

Gleichzeitig ist damals einhergegangen ein Öffnen der Bauordnung für Wien für Hochhäuser, wo die Sicherheitsbestimmungen in einer Form gefasst wurden, dass Hochhäuser wirtschaftlicher gebaut werden konnten, als das vorher jemals möglich gewesen wäre. 

Diese Möglichkeiten sind ausgenützt worden, es sind neue Standorte dazugekommen und wir kommen jetzt, nach der ersten Phase des Hochhausbaus in Wien, wo insgesamt nur 89 - man überschätzt das -, nur 89 Gebäude über 40 Meter hoch sind, zu einer Phase, wo wir versuchen, insofern Regulierungen zu treffen, als Standorte definiert werden, die sich für Hochhausbebauungen eignen und solche, wo wir versuchen wollen, Hochhausbebauungen auszuschließen.

Ich möchte dazu nur erwähnen, dass wir natürlich dort, wo es Schutzzonen gibt und dort, wo zum Beispiel Landschafts- oder Naturschutzgebiete sind, keine Hochhäuser zulassen wollen, und dass wir auf der anderen Seite dort, wo Verkehrsknoten sind, diese Verkehrsknoten sehr wohl als Hochhausstandorte geeignet erachten. 

Also, es wird keine Geschmackskommission geben, es wird keine Einschränkungen der Architektur geben, wir versuchen aber zu kanalisieren, wo Hochhausstandorte künftig sein sollen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe nur eine kurze Anmerkung zu der SPÖ-Anfrage: Erst kürzlich präsentierten Sie den Entwurf zu einem Hochhauskonzept für Wien. Also, wenn ich es vorweg sage, mir ist dieser Entwurf offiziell nicht bekannt. Also, ich fände das irgendwie elegant, wenn man das auch diskutiert, dass so ein Entwurf, der auch bald einer wirklichen Diskussion zugeführt werden soll, schriftlich vorliegt.

Zu meiner Frage: Wie, wenn eines der Kriterien für Hochhausstandorte die gute öffentliche Erschließbarkeit ist, so gibt es ja einen bestehenden Hochhausstandort - das ist das Wienerbergareal -, wo schon einige Hochhäuser stehen und noch weitere dazukommen sollen. Dort fahren gelegentlich ein paar verhungerte Busse vorbei. 

Immer wieder hört man, es müsse dort eine hochrangige öffentliche Erschließung geben. Was ist konkret von Ihrer Seite geplant, um dort zu einer hochrangigen öffentlichen Erschließung zu kommen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wenn Sie das Hochhauskonzept noch nicht erhalten haben, dann werden Sie es im Laufe des Tages bekommen. 

Zur eigentlichen Anfrage: Es ist aus meiner Sicht so, dass wir tatsächlich auf den Wienerbergarealen zu einer besseren öffentlichen Verkehrserschließung finden werden müssen, allerdings habe ich dort noch keine hungernden Busse gesehen. 

Wir haben fünf Buslinien, die dort hinfahren und wir haben einen Shuttlebus, der vom Betreiber des Fuksas-Tower finanziert wird, und der von der U�Bahn-Station Meidling-Schedifkaplatz zum Fuksas-Tower hinfährt.

Ich habe auch schon öffentlich erklärt, dass wir derzeit untersuchen, ob wir - und in welcher Form das noch möglich wäre - eine Straßenbahnlinie in das neue Wohngebiet, in die Erweiterung dieses Wienerbergareals, führen können. Wenn nicht, so werden wir ernsthaft überlegen und prüfen, ob ein Cable-Liner dort eine Alternative sein könnte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Neuhuber. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich schließe mich, Herr Stadtrat, dem Kollegen Chorherr an. Da wir das Hochhauskonzept ja noch nicht offiziell erhalten haben, kann ich mich nur auf Ihre bisherigen Presseaussendungen dazu beziehen und dort heißt es bezeichnenderweise - und das finde ich wirklich interessant, dass Sie da Anleihen nehmen beim politischen Mitbewerb - sinngemäß: "Wien darf nicht Chicago werden". Also, Wien ist eigentlich als Hochhausstadt nicht wirklich geeignet und das ist ja dann in diesen Zehn-Punkte-Kriterien auch ausgedrückt worden, einem Zehn-Punkte-Programm, wo also Hochhäuser gebaut werden dürfen und wo nicht oder was dazu zu erfüllen ist. 

Ich habe übrigens bis jetzt noch nicht wirklich definieren können, wo in Zukunft Hochhausstandorte wären, man hat aber oft auch in diesem Haus schon darüber gesprochen, dass Gesetze und Verordnungen auf ihre pekuniären Auswirkungen geprüft werden sollen.

Haben Sie und hat sich auch Ihr Ressort überlegt, welche Verzögerungen mit diesem Zehn-Punkte-Programm bei der Planung und beim Bau verbunden wären und vor allem, welche Zusatzkosten für Bauwerber damit verbunden sein könnten? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, zunächst einmal: Wenn Sie aus der Überschrift herauslesen, dass ich bei den Freiheitlichen Anleihen nehme über Wien ist keine Hochhausstadt, dann ist das aus der Gegenwart gegriffen und bei 89 Häusern, die höher als 40 Meter sind, ist der Vergleich mit Chicago wirklich nicht drinnen. Nebstbei bin ich auch der Ansicht, dass Chicago eine sehr schöne, eine sehr gepflegte und eine nachahmenswerte Stadt ist, was viele Dinge betrifft, unter anderem auch die Regulierungen, was Hochhausbauten betrifft. 

Und genau um diesen Punkt geht es dabei, dass wir mit diesem Hochhauskonzept zu klaren Regulierungen finden, die für alle transparent sind und offen aufliegen und wo wir auch die Hochhausbetreiber, die Projektbetreiber, dazu anhalten, in der Qualität, die sie errichten, auch tatsächlich einen Wiener Standard zu erreichen, der dann auch international herzeigbar ist, und dass wir damit auch erreichen, dass das Umfeld mit  berücksichtigt wird.

Wenn Sie fragen, ob es für die Betreiber Kosten verursacht, dann sehe ich das schon so. Denn wenn wir Projekte haben, die an Standorten entstehen, wo hohe Planungsgewinne möglich sind, dann muss es auch möglich sein, dass diejenigen, die in dieser Stadt dann die Infrastruktur bereit stellen müssen, nämlich in der Regel die öffentliche Hand, auch an diesen Planungsgewinnen beteiligt werden.

In concreto heißt das, dass bei der sozialen Infrastruktur, die auf Grund dieser Bauten notwendig wird und ebenso bei der technischen Infrastruktur und bei der Verkehrsinfrastruktur natürlich verankert werden muss, dass die Projektträger hier mit beteiligt werden, was im Übrigen ja nichts Neues ist. 

Beim vorhin erwähnten Wienerbergareal ist das schon gang und gäbe und es war auch in der Zeit von VBgm und Planungsstadtrat Görg so, dass diese Projektbetreiber mit finanziert haben, was dort an Infrastruktur noch notwendig war.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Strache.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr StR Schicker!

Sie haben ja, wie gesagt, Ihr Hochhauskonzept nur schemenhaft bei einer Pressekonferenz vorgestellt. Und diese schemenhaften Darstellungen zeigen deutlich, dass dieses Hochhauskonzept in überhaupt keiner Weise einen Schutz für die historische Wiener Innenstadt darstellt, sondern ganz im Gegenteil, und auch ein Freibrief letztlich für das umstrittene Hochhausprojekt Wien-Mitte ist, welches sich in nur 700 Meter Luftlinie vom Stephansdom entfernt befindet. 

Sie selbst haben im Jahre 1992 in der Bezirksvertretung einen Antrag eingebracht - an den Sie sich wahrscheinlich zwar sehr ungern erinnern werden -, wo Sie damals als Antrag mit anderen Parteien ein Zehn-Punkte-Forderungsprogramm eingebracht haben und dementsprechend dort auch wortwörtlich festgelegt und unterstützt haben, dass die Baukörper des Überbauungsprojekts Wien-Mitte eine differenzierte Höhenentwicklung aufweisen sollen, wobei der höchste Baukörper die Höhe des Hilton Hotels nicht überschreiten darf. Das heißt, inklusive technischer Aufbauten sind das 65 Meter über Niveau. Das haben Sie unter anderem, neben anderen zehn Punkten, damals als Antrag eingebracht. 

Ich frage Sie, was ist das Hochhauskonzept, beziehungsweise Ihr Wort wert, wenn Sie sich heute nicht mehr an Ihren eigenen unterstützten und eingebrachten Antrag erinnern wollen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Strache! 

Es kommt selten vor und wird auch künftig selten vorkommen, aber ich bin Ihnen sehr dankbar für diese Frage, gibt sie mir doch Gelegenheit, auch hier zu Protokoll zu geben, wie der Sachverhalt tatsächlich ist oder vor beinahe zehn Jahren war und wie Sie die Inhalte dieses damaligen 10�Punkte-Pakets der Bezirksvertretung Landstraße immer wieder verdrehen. 

Sie beginnen immer damit zu sagen, ich hätte einen Notariatsakt unterschrieben. Ich sage Ihnen, ich habe bisher drei Notariatsakte unterschrieben. Zwei davon betrafen die Verlassenschaften nach meinen Eltern und einer davon war eine Schenkung eines Grundstücks von meiner Mutter an mich. 

In diesen drei Notariatsakten kommt Wien-Mitte nicht vor und andere Notariatsakte habe ich bisher nie unterschrieben. (GR Heinz Christian Strache: Bezirksvertretung!) 

Herr Gemeinderat, Sie haben dann Ihre Argumentation leicht modifiziert und ziehen immer wieder einen Uraltbeschluss einer Bezirksvertretung, nämlich der Bezirksvertretung Landstraße, hervor, wo ich damals die Ehre hatte, den Bauausschuss zu leiten und klarerweise bei einem einstimmigen Beschluss des Bezirksbauausschusses diesen Antrag auch in der Bezirksvertretung mit eingebracht und unterschrieben habe. 

Allerdings, und hier ist der große Unterschied - ich kann Ihnen sogar die Zahl zitieren, wenn Sie das haben wollen -, bezieht sich diese Stellungnahme, wenn ich mir das anschaue, auf den Planentwurf 63/97 und ist am 10. Dezember in der Bezirksvertretung beschlossen worden. Aber Sie können es nicht wissen, Sie waren damals noch nicht in der Bezirksvertretung (GR Heinz Christian Strache: War ich schon!) und Sie haben ja auch Ihren damaligen Klubobmann aus der Partei hinausgeekelt und haben damit wahrscheinlich nicht mehr die richtigen Quellen bekommen. 

Dieser Planentwurf sah Folgendes vor: Sechs Hochhäuser, die weit über die Hilton-Höhe hinausgegangen wären. Diese sechs Hochhäuser, die da vorgesehen waren, waren von einer abgrundtiefen Hässlichkeit, was die Konfiguration betraf und damit nur mit Mühe genießbar. Wir haben uns im Bezirksbauausschuss der Mühe unterzogen und eine Lösung gefunden, die in diesen zehn Punkten drinnen gestanden ist, wobei sowohl der Bezirksvorsteher als auch ich in der Sitzung gesagt haben, dass uns ein anderes Projekt viel lieber gewesen wäre, das aber beim Wettbewerb leider nicht drangekommen ist, nämlich ein Projekt, das weniger, aber höhere Hochhäuser beinhaltet hätte. 

Diese Äußerung ist, natürlich weil in Bezirksvertretungen keine Wortprotokolle geführt werden, jetzt nicht mehr auslegbar. Ich kann Ihnen aber einige Zeugen nennen, die damals dabei waren und das bestätigen können, wenn Sie das wirklich wollen. Ich glaube nur, dass es nicht notwendig ist, denn dieses Plandokument ist mittlerweile außer Kraft gesetzt worden und dieser Gemeinderat hat zwischenzeitlich ein anderes Plandokument beschlossen, wo an dieser Stelle drei Hochhäuser vorgesehen sind. Diese drei Hochhäuser mit der gesamten Überbauung Wien-Mitte sieht nur drei (GR Heinz Christian Strache: Vier!), nur drei, und danke, dass Sie mich an das vierte erinnern, das hätte ich jetzt bald vergessen, aber lassen Sie mich den Gedanken zu Ende führen: Diese drei Hochhäuser mitsamt der darunter liegenden Überbauung machen um 13 000 Kubikmeter weniger aus, als das seinerzeitige Projekt mit 65 Metern Höhe. 

Also, wenn Sie von Verdichtung, wenn Sie von Verschandelung der Innenstadt sprechen, dann bleiben wir dort, wo es wirklich ist: Das Projekt, auf das sich die zehn Punkte bezogen hätten, ist nämlich schlechter gewesen, als das, was jetzt realisierbar ist. 

Und weil Sie so nett auf den vierten Turm Bezug genommen haben, Herr Vorsitzender verzeihen Sie, ich muss nur ganz kurz darauf eingehen und einen Minister zitieren, mit dessen Äußerungen ich normalerweise nicht ganz einverstanden bin, in diesem Fall kann ich aber sagen, dass er mir hier ein Hölzel geworfen hat für Herrn GR Strache. Er soll sich einmal mit ihm treffen und soll einmal mit Bundesminister Böhmdorfer darüber reden. Der sagt nämlich, bis jetzt sei die Eignungsprüfung sehr positiv verlaufen. Das Bezirksgericht Innere Stadt sowie für die Bezirke ..., das Bezirksgericht für Handelssachen und das Handelsgericht sollen in dem Gebäude an der Kreuzung Marxergasse-Vordere Zollamtsstraße - das ist der vierte Turm, den Sie meinen - unterkommen. 

Anrainerprotesten gegen das Bauvorhaben gibt Böhmdorfer kaum Chancen. Also, Sie können die Kolonnen wieder zurückfahren, Sie werden keine Chancen haben, sagt Ihr Minister und er spricht von einer einmaligen Gelegenheit für die Justiz, ein bereits in Bau befindliches Gebäude mit Sicherheitsschlössern, Verhandlungssälen und anderen juristisch-spezifischen Ausstattungen mitgestalten zu können und dann erwähnt er noch die hervorragende Verkehrslage. 

Also, er bestätigt das, was ich im Hochhauskonzept drinnen stehen habe. Reden Sie einmal mit ihm, er versteht offenbar mehr von Stadtplanung als Sie. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur vierten Zusatzfrage, die Frau GR Becher stellen wird. - Bitte!

GR Mag Ruth Becher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Wie sieht jetzt die weitere Vorgangsweise in Bezug auf das Hochhauskonzept aus? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nachdem schon einige der Kollegen, die sich auch jetzt gemeldet haben, schon dazu Stellung genommen haben - auch in Presseaussendungen -, war ich der Meinung, es habe die Verteilung bereits stattgefunden. Wenn es wo nicht geklappt hat, werden wir die Vorlage dieses Konzepts natürlich heute noch nachholen. 

Wir werden am 6. November eine öffentliche Diskussionsplattform im Internet etablieren, wo das Hochhauskonzept für jedermann zur Stellungnahme aufliegt, wir werden am 12. November eine intensive Diskussion im Workshop mit einer interdisziplinären Expertenrunde durchführen, wo natürlich sowohl die vertreten sein werden, die in Hochhäusern vielleicht einmal leben und arbeiten müssen und auch diejenigen, die solche Hochhäuser planen, und diejenigen, die sie bauen. Wir werden dann Ende Jänner das überarbeitete Papier fertig stellen und dann im Wege der Stadtentwicklungskommission im Frühjahr 2002 dem Gemeinderat zur Beschlussfassung zuleiten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (PrZ 0012/GM/01-KGR). Sie ist von Frau GR Sommer-Smolik an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Statistiken und Studien belegen, dass die Nachfrage nach Studienplätzen an Fachhochschulen weiter zunimmt. Die Zahl der ernsthaften Bewerberinnen und Bewerber gegenüber den aufgenommenen Studierenden steht im Verhältnis 3 zu 1 und führt dazu, dass jedes Jahr unzählige Studierende abgewiesen werden müssen. Die in Wien angebotenen Studiengänge reichen bei weitem nicht mehr aus, weder in Bezug auf die Inhalte der angebotenen Studiengänge noch bezogen auf die Anzahl der zur Verfügung stehenden Plätze. Welche konkreten Schritte setzen Sie oder wurden von Ihnen gesetzt, um die Stadt Wien als Fachhochschulstandort zu etablieren beziehungsweise weiter auszubauen?

Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Der Entwicklungs- und Finanzierungsplan des Bundes für Fachhochschulen sieht bis zum Jahr 2004 nur ein jährliches Kontingent von 600 zusätzlichen Anfängerstudienplätzen vor. Dieses Kontingent wird einmal pro Jahr vom Fachhochschulrat in Abstimmung mit dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur an die besten Fachhochschulstudien-Jahrgangsprojekte vergeben. Durch das langsame Wachstum der verfügbaren Anfängerstudienplätze bei steigendem Interesse an den Fachhochschulen ist das Verhältnis der Bewerber zu den in die Fachhochschul-Studiengängen aufgenommenen Personen von 1,55 zu 1 im Studienjahr 1994/1995 auf 2,7 zu 1 im Studienjahr 2001 angewachsen. Seit dem Jahr 2000 werden die Wiener Fachhochschulträger von der Stadt Wien bei der Vorbereitung und der Einreichung von neuen Fachhochschulstudiengängen finanziell unterstützt, um das finanzielle Risiko für die Träger bei der Vorbereitung neuer Fachhochschulstudiengänge zu verringern und die Qualität der Anträge zu erhöhen. 

Da der Bund nur 90 Prozent der anfallenden Betriebskosten der genehmigten Fachhochschulstudiengänge übernimmt, unterstützt die Stadt Wien zusätzlich den Betrieb der einzelnen Studiengänge mit maximal 5,5 Millionen S für fünf Jahre. Die Situation des Wiener Fachhochschulsektors ist trotz der bestehenden Engpässe im Vergleich mit der österreichischen Gesamtsituation positiv zu beurteilen, denn im Studienjahr 2000/2001 studierten 24,5 Prozent aller Fachhochschulstudenten und �studentinnen in Wien, was in Relation zur Bevölkerungsverteilung ein deutlich überproportionaler Anteil ist. Im Bereich der Studienanfängerplätze im IKT-Bereich entwickelte sich die Situation in Wien ähnlich positiv. Im Studienjahr 2001/2002 sind rund 21 Prozent aller österreichischen IKT-Studienanfängerplätze in Wien beheimatet. 

Unter der Voraussetzung, dass die derzeit beim Fachhochschulrat in Bearbeitung befindlichen IKT-Studiengänge genehmigt werden, wird der Anteil Wiens im kommenden Studienjahr sogar bis auf 26 Prozent ansteigen. 

Herr VBgm Dr Rieder hat im Frühjahr dieses Jahres eine Qualifizierungsplattform mit den Wiener Fachhochschulträgern beziehungsweise Fachhochschulstudiengangsträgern ins Leben gerufen. Ziel dieser Plattform ist die stärkere Positionierung des Wiener Fachhochschulsektors. Dazu werden gemeinsame Leitlinien erstellt. 

Eine wesentliche Leitlinie ist die Interessenvertretung gegenüber dem Bund. Der in der Anfrage angesprochene Engpass an Ausbildungsplätzen ist tatsächlich vorhanden. Es liegt auf Seiten des Bundes, hier nicht nur jährlich 600 Studienplätze österreichweit jährlich zu genehmigen, sondern zumindest 1 000. Dafür werden wir gemeinsam mit den Fachhochschulträgern eintreten, denn der Fachhochschulstandort Wien ist uns wichtig. Nur mit den bestausgebildeten Menschen können wir den Modernisierungsprozess unserer Wirtschaft schaffen und die hohe Lebensqualität in unserer Stadt halten und weiter ausbauen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Frau GR Sommer-Smolik gestellt.

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Bürgermeister! 

Sie haben hier die Wiener Fachhochschulförderung angesprochen. Der Fachhochschulrat hat ja immer wieder in seinen Berichten moniert, dass es Engpässe beziehungsweise Bedarf an Fachhochschulstudiengängen im Sektor der sozialen Berufe beziehungsweise im nichtärztlichen Bereich gibt. Jetzt ist es so, dass in diesen Wiener Fachhochschulförderungsrichtlinien genau dieser Bereich aber von der Förderung ausgeschlossen ist. 

Meine Frage zielt auf einen nicht unbedeutenden Bereich und es gibt sehr viele InteressentInnen. Wie erklären Sie mir, dass genau dieser Bereich aus den Förderungsrichtlinien ausgeschlossen ist?

Bgm Dr Michael Häupl: Also, vorweg einmal, das kann ich Ihnen gar nicht erklären, weil ich der Auffassung bin und mir auch die Information vorliegt, dass diese Diskussionen ja keineswegs abgeschlossen sind, sondern dass man darüber weiter diskutiert. Aber ich möchte darauf aufmerksam machen, dass wir hier a) das Einvernehmen mit dem Bund zu erzielen haben und dass wir b) - und einmal mehr muss ich das sagen - natürlich den Bund aus der Verantwortung, die er für den tertiären Bildungsbereich trägt, nicht entlassen werden und nicht entlassen wollen. 

Und dies ist mit Sicherheit der Grund für den aktuellen Diskussionsstand, abgeschlossen ist das aus meiner Sicht nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Sie haben bereits 1998 von einem Projekt gesprochen, einer Fachhochschule für Telekommunikation und Softwareentwicklung. Jetzt höre ich, dass es eine Plattform gibt, eine Qualifizierungsplattform, wo offenbar ein Konzept erstellt wird, oder es vielleicht schon eines gibt. Ich hätte gerne gewusst, können Sie mir sagen, wie dieses Konzept aussieht, beziehungsweise wann es vorgelegt wird und ob diese genannte, von Ihnen bereits zitierte Fachhochschule, dabei sein wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Diese Qualifizierungsplattform setzt sich in erster Linie aus den Geldgebern und den Trägerorganisationen zusammen und es kümmert sich darum, wenn man so will, Herr VBgm Dr Rieder. 

Hier geht es darum, Richtlinien zu erstellen, wie wir in Zukunft vor dem Hintergrund dessen vorgehen sollen, dass die Stadt Wien an sich für Förderungen des Fachhochschulbereichs - das weißt du sehr gut - gar nicht zuständig ist, es aber trotzdem vernünftigerweise tut, und gerade in der abgelaufenen Legislaturperiode über 60 Millionen S dafür ausgegeben hat, freiwillig, und in Achtung dessen, dass die Bildung und Qualifikation in diesen Bereichen von besonderer Bedeutung ist. 

Wie diese Mittel möglichst effizient eingesetzt werden können, diese Diskussion, ich wiederhole mich, ist noch nicht abgeschlossen, es ist kein diesbezüglicher Beschluss gefasst. Und aus dem Grund, weil ich erst nachher und abschließend informiert werde, ich also kein Partizipant dieser Diskussion bin, kann ich zur Stunde darüber nichts berichten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Ing RUDOLPH. - Bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Beim Geld scheiden sich natürlich, wie immer, die Geister und dann offensichtlich auch die Zuständigkeiten. Nur, da könnten wir lange drüber philosophieren. 

Ich halte nur fest, Wien, sagen Sie, hat 60 Millionen, Niederösterreich hat 300 Millionen entsprechendes Kapital aufgebracht, Oberösterreich 280 Millionen S und Sie waren ja an sich auch nicht kleinlich im Ankündigen dessen, was Sie vorhaben, in den Fachhochschulbereich zu investieren. 

Ich darf Sie daran erinnern, Sie haben etwa im Zuge der Wahlwerbung hier "Wien Stadt mit Zukunft" angekündigt, "150 Milliarden S für Fachhochschulen". 

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten, die man daraus schließen kann. Da hat irgendjemand Millionen mit Milliarden verwechselt, weil bei 120 Milliarden Gesamtbudget, werden Sie 150 Milliarden in den Fachhochschulbereich nicht investieren können. Aber jetzt halte ich Ihnen einmal zu Gute, Sie haben 150 Millionen gemeint, ich halte Ihnen zu Gute, Sie haben 150 Millionen gemeint und nicht die 150 Milliarden, die Sie hier angekündigt haben. 

Jetzt sind wir aber bei dem, was Sie jetzt gesagt haben, von diesen 150 Millionen, die Sie in Aussicht gestellt haben, ja auch noch weit weg. Daher frage ich Sie, wie viel an Kapital der Stadt Wien werden Sie im Budget 2002 für den Fachhochschulbereich zur Verfügung stellen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich weiß, ich kann mich da auf Ihre Erfahrung berufen, die Sie haben, auf Ihr Wissen. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund dessen, dass Sie ja der Wahlkampfleiter einer sehr erfolgreichen Wahlkampagne gewesen sind und daher wissen, dass einem gelegentlich auch etwas passieren kann. 

Und in der Tat, Sie haben Recht, Sie haben Recht, hier hat man Milliarden mit Millionen verwechselt, sodass die Milliarden ein für alle mal einmal ausgeräumt sind und daher ist die Frage auch leicht zu beantworten. Ich beabsichtige, 150 Millionen S auszugeben. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die vierte Zusatzfrage wird von Frau GR Sommer-Smolik gestellt.

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, ich bin auch froh, dass wir zumindest diese Gelder haben und hoffe auch, dass sie mehr werden und finde es interessant, dass gerade die FPÖ, die ja doch in der Bundesregierung sitzt und im Fachhochschulbereich sehr viel machen könnte, das hier kritisiert. Ich habe aber trotzdem noch eine Frage, ähnlich wie Kollege Strobl, bezüglich dieses Konzepts. 

Wird es in absehbarer Zeit, oder in welchem Zeitrahmen wird es ein strategisches Konzept bezüglich der Fachhochschulstudien in Wien geben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, ich nehme an, dass dieser Beirat seine Diskussionen noch mit Ende dieses Monats abschließen wird, sodass die Vorschläge, die hier erarbeitet wurden, dann auch einer entsprechend breiteren Diskussion zugänglich gemacht werden. 

Denn Sie können mit Sicherheit davon ausgehen, dass uns die Fachhochschulen sehr wichtig sind. Wenn ich ein bisschen in der Erinnerung kramen darf, hat es bei Beginn dieser Fachhochschuldiskussionen die etwas seltsame Position seitens des Bundes gegeben - und das hat mit der derzeitigen Bundesregierung noch gar nichts zu tun -, dass die Universitäten für die Stadt und die Fachhochschulen für das Land vorgesehen seien. 

Eine aus meiner damaligen Sicht schon, aber aus der heutigen natürlich noch viel mehr, äußerst komische Vorstellung und komische Einteilung. Ich halte uns zugute, dass wir mit dieser Philosophie gebrochen haben und dass wir gesagt haben, das halten wir grundsätzlich für falsch, denn ein Bildungssystem nach Stadt und Land einzuteilen, ist ja wohl das seltsamste Kriterium, das man anlegen kann. 

Und natürlich hat es dabei einen gewissen Rückstand auch in der Stadt gegeben. Dadurch, dass na-türlich in den ländlichen Bereichen die Fachhochschu-len relativ früh, jedenfalls früher begonnen haben, als das in der Stadt der Fall war, ist es zweifelsfrei auch so, dass wir hier einen gewaltigen Nachholbedarf haben. Wir versuchen diesen Nachholbedarf nicht nur in quantitativer Hinsicht zu argumentieren, sondern nunmehr auch in qualitativer Hinsicht, sodass ich davon ausgehe, dass wir so etwas wie ein strategisches Konzept für die Fachhochschulen in Wien bis zum Jahreswechsel haben werden, denn auf der Basis der Vorschläge, die hier erarbeitet wurden, glaube ich, kann man die Diskussion abhalten und die daraus resultierende Entscheidung sehr effizient herbeiführen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (PrZ 0015/GM/01-KVP). Sie ist von Herrn GR Dr Tschirf an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Inwieweit sehen Sie die Notwendigkeit von Rationalisierungsmaßnahmen bei den WIENER LINIEN - insbesondere vor dem Hintergrund des bevorstehenden Abschlusses des ÖPNV-Vertrags - gegeben? 

Herr Vizebürgermeister, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ja, Herr Klubobmann, ich sehe offenbar so wie Sie die Notwendigkeit zu weiteren Effizienzsteigerungen im Rahmen der WIENER LINIEN, und zwar sowohl auf Grund des heute zu beschließenden Finanzierungsvertrags als auch unabhängig davon. Und ich habe den Eindruck, dass das von Seiten des Unternehmens und dessen Mitarbeitern genauso gesehen wird und das schlägt sich auch in einer Reihe von Maßnahmen nieder, die bereits realisiert worden sind und ich denke, dass es notwendig ist, um die Verbesserungen fortzusetzen, und ich möchte nur - weil das sozusagen eine Rolle spielt - auch sagen, was damit bewirkt worden ist. 

Also, immerhin ist in einem relativ kurzen Zeitraum, 1999 und Wirtschaftsplan 2000, eine Erweiterung der Fahrgästezahl von 711 auf 732 Millionen bei den Stammkunden und von 278 147 auf 295 000 bei den Nutzkilometern eingetreten, und das könnte ich fortsetzen. 

Also, wenn man im Wirtschaftsplan einen weiteren Ausbau der Leistungskapazität anstrebt, dann ist es sicher notwendig, auf der anderen Seite Maßnahmen der Effizienzsteigerung zu setzen, und insofern stimmt das Unternehmen mit den politisch Verantwortlichen und offenbar auch - von den Intentionen Ihrer Anfrage ausgehend - mit Ihnen überein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Dieser Finanzierungsvertrag, der heute Gegenstand in diesem Gemeinderat sein wird, durchschneidet die Möglichkeit, von Seiten der Stadt auf die Qualität und die Quantität des Angebots der WIENER LINIEN Einfluss zu üben.

Jetzt meine Frage diesbezüglich: Wie wollen Sie sicherstellen, dass die örtlichen Anliegen der Bezirke hinsichtlich der Führung bestimmter Linien auch weiterhin berücksichtigt werden können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich denke, dass Ihre Annahme - darüber werden wir noch im Laufe dieser heutigen Gemeinderatsdebatte Worte wechseln -, dass in irgendeiner Weise die Kommunikation und die gemeinsame Planung durchschnitten wird, einfach nicht stimmt.

Und das Zweite, das gilt natürlich auch für das Verhältnis der Anliegen der Bezirke, wobei - wie wir das auch im Ausschuss besprochen haben - zu unterscheiden ist, zwischen Vorhaben, Wünschen, Anliegen, die eine Dimension verkehrspolitischer Art haben, also kommunalpolitische Verkehrspolitik betreffen, und jenen, wo man sagen kann, hier vertritt die Bezirksvertretung oder der Bezirksvorsteher die Interessen der Bewohner als Kunden des Unternehmens, und in beiden Fällen gibt es, glaube ich, auch weiterhin ein gut funktionierendes Kommunikationssystem.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Stark. - Bitte.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Im Personennahverkehrsvertrag ist eine Aufteilung in die Rechnungskreise Verkehrsinfrastruktur und Verkehrsdienstleistung vorgesehen.

Wie weit können diese vertraglichen Regelungen einer Änderung der Organisationsstruktur, zum Beispiel der Aufteilung in Bus, Straßenbahn, U�Bahn, entgegenstehen, beziehungsweise einer Ausgliederung einzelner Bereiche, wie zum Beispiel Reparatur, Reinigung, Überwachung, hinderlich sein?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, dass das durchaus vereinbar ist. Da sehe ich überhaupt kein Problem.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Kollege Tschirf hat schon angesprochen, inwiefern es möglich sein wird, seitens der Bezirke tatsächlich politisch darauf Einfluss zu nehmen, was man sich verkehrspolitisch vorstellt. Wir werden das sicher am Nachmittag noch ausführlich diskutieren.

Die Zeit der Fragestunde will ich aber insofern dahingehend nutzen, um Sie ganz konkret auch als Eigentümervertreter bei den WIENER LINIEN zu fragen: Jetzt gibt es zunächst einmal eine Tarifsenkung, zwar eine minimale Tarifsenkung, aber es ist eine Tarifsenkung, die wir mit Genugtuung zur Kenntnis nehmen und die hoffentlich dazu führt, dass noch mehr Fahrgäste auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen. Ist jedoch damit zu rechnen, dass spätestens im Laufe des kommenden Jahres wieder eine drastische Tariferhöhung ansteht oder können Sie diese für das kommende Jahr ausschließen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich habe zu dem einen Teil Ihrer Vorbemerkungen, nämlich zur Frage, ob sich die heutige Debatte im Gemeinderat auch mit der Frage der verkehrspolitischen Ambitionen der Bezirksvorsteher und der Einbindung in ein Gesamtkonzept beschäftigen wird, schon bemerkt, dass das sozusagen der Schwerpunkt der heutigen Debatte sein wird. 

Die konkrete Frage sehe ich so: Der Vertrag enthält klare Regelungen, die darauf abstellen, dass Tarifanpassungen abzustimmen sind mit den - soweit das betriebswirtschaftlich geht - Überlegungen des VOR, mit den kommunalpolitischen Überlegungen. Ich denke zum Beispiel an die Einführung der Ermäßigungen für Studenten. Es ist auch zu berücksichtigen, dass nach diesen Vertragsbestimmungen besonders die Effizienz, also die Frage, ob im Rahmen betriebswirtschaftlicher Maßnahmen die Leistungsfähigkeit gesteigert werden kann, ohne dass sich das gleich in Verteuerungen niederschlägt, zu beachten ist. 

Das ist eine Bedingung, die im Vertrag aufgenommen worden ist und ich sehe darin durchaus viel konkretere Regelungen, als sie heute bestehen. 

Denn man muss ja dazusagen, dass die WIENER LINIEN auf Grund der Ausgliederung derzeit volle Tarifautonomie haben, ohne dass das in irgendeiner Weise durch Vertragsregelungen beschränkt ist.

Daher liegt es zunächst einmal bei der Frage der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeit, der Ausschöpfung von Rationalisierungsmaßnahmen, ob überhaupt eine Tariferhöhung in Betracht kommt, oder ob das betriebsintern aufgefangen werden kann. 

Ich muss hinzufügen, dass es schon geraume Zeit hindurch gelungen ist, durch betriebswirtschaftliche Maßnahmen Verteuerungen aufzufangen. Wenn ich etwa daran denke, dass anstandslos hingenommen worden ist, dass die ÖBB im vergangenen Zeitraum eine durchaus nicht unerhebliche Tariferhöhung vorgenommen hat.

Zum anderen gehe ich davon aus, dass der Vertrag auch zusätzlich für den Zeitraum der ersten Tariferhöhung ganz spezielle Spielregeln festlegt. Und danach wird es dann zu beurteilen sein, wenn ein derartiges Anliegen der WIENER LINIEN besteht, wie der Vertragspartner, die Stadt Wien, das hinnimmt und akzeptiert.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf, die letzte Zusatzfrage.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Um einige der Probleme doch zu lösen, die den Qualitätsanspruch der Fahrgäste betreffen, werden mein Kollege Wolfgang Gerstl und ich heute einen Antrag stellen, dass zusätzlich zu diesem Vertrag ein Fahrgastbeirat eingerichtet werden soll, in dem auch Vertreter der Fahrgäste hinein gewählt werden sollen und wo gleichzeitig auch entsprechende Einrichtungen, die jetzt schon bestehen, eingebunden werden sollen.

Werden Sie diesen unseren Antrag unterstützen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Der Antrag ist ja nicht neu. Ich kann mich erinnern, dass nach dem Beschluss des Verkehrsausschusses, wo die ÖVP zugestimmt hat, und auf Grund des Einspruchs der ÖVP dann vor dem Stadtsenat Parteienverhandlungen zwischen den damaligen Koalitionsparteien geführt worden sind und die damalige Gemeinderätin und jetzige Stadträtin Rothauer das damals als einen der Verhandlungspunkte eingebracht hat. Das ist erörtert geworden, nicht abschließend, weil dann die Parteiengespräche bekanntlich mit zunehmender Dynamik des Wahlkampfes ein Ende gefunden haben. 

Also, ich denke, da hier die Zuweisung verlangt wird, dass wir uns in den Beratungen des Ausschusses mit dem Für und Wider der einzelnen Möglichkeiten einer Partizipation - das ist ja der Grundgedanke des Antrags - auseinander setzen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (PrZ 0035/GM/01-KFP). Diese richtet Herr GR Mag Kabas an den Herrn Bürgermeister: Der Verkehrsstadtrat und der Bezirksvorsteher des 9. Bezirks haben durch verschiedene verkehrstechnische Maßnahmen, die auf der Roßauer Lände gesetzt wurden, die halbe Stadt in ein tägliches Verkehrschaos gestürzt. Sind Sie bereit, dahin gehend einzugreifen, dass diese Maßnahmen schnellstens wieder zurückgenommen werden?

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

An sich wäre die Frage ja sehr kurz zu beantworten, aber angesichts der Dauer dieses Experiments muss ich versuchen, das ein bisschen ausführlicher zu machen.

Sehr geehrter Herr Klubobmann! Bislang standen vor der Kreuzung Alserbachstraße - Roßauer Lände eine Linksabbiege-Spur, zwei Geradeaus-Spuren und eine gemischte Geradeaus-Rechtsabbiege-Spur zur Verfügung. Auf der nachfolgenden Roßauer Lände standen drei Fahrspuren und rechts ein Parkstreifen zur Verfügung.

In der Nacht, und zwar von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr morgens konnte auch die linke Fahrspur als Parkstreifen verwendet werden. 

An der Kreuzung vor der Alserbachstraße kam es immer wieder zu gefährlichen Situationen. Geradeaus fahrende Fahrzeuge am rechten Fahrstreifen, die durch die rechts abbiegenden Fahrzeuge behindert worden sind, scherten häufig unvermutet auf die benachbarte Fahrspur aus und unterbrachen dadurch den Verkehrsfluss.

Die Bezirksvertretung des 9. Bezirks hatte daher vor einiger Zeit aus Gründen der Verkehrssicherheit die Idee entwickelt, die rechte Fahrspur in eine reine Abbiege-Spur umzuwandeln. Zudem wurde vorgeschlagen, nach der Kreuzung in der Roßauer Lände die linke Fahrspur nicht mehr nur in der Nacht, sondern rund um die Uhr als Parkspur mit mehr als 100 Stellplätzen zu verwenden. 

Unter namhaften Verkehrsexperten gibt es zu der Planung auf der Roßauer Lände durchaus verschiedene Meinungen. So ließ der Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, Dipl Ing Rudolf Schicker, von den Verkehrsexperten der MA 46, Gruppe Verkehrsorganisation und Planung, im Frühjahr 2001 ein Gutachten anfertigen. Dieses Gutachten befasst sich mit der Verkehrssituation auf den Abschnitten Friedensbrücke, Alserbachstraße, Spittelauer Lände, Roßauer Lände und der Durchführbarkeit von möglichen verkehrstechnischen Maßnahmen.

Das Gutachten bescheinigt den vom Bezirk Alsergrund vorgeschlagenen Maßnahmen eine rechnerische Machbarkeit. Verkehrssicherheitsexperten der MA 46 haben vor der Zulassung der verkehrstechnischen Maßnahmen auf der Roßauer Lände ebenfalls vergleichbare Strecken untersucht. 

So weisen etwa die Brigittenauer Lände oder die B 1 - Hamburger Straße, rechte und linke Wienzeile, Schönbrunner Straße - ebenfalls zwei Fahrspuren mit beidseitigen Parkstreifen bei ähnlichem beziehungsweise sogar höherem Verkehrsaufkommen auf. Auf den betrachteten Vergleichsstrecken war keine außergewöhnliche Unfallhäufung, welcher Art auch immer, feststellbar. Das gilt auch für Unfälle mit Fußgeherbeteiligung, die linksquerenden Fußgänger betreffend. 

Durch die Einführung einer permanenten Parkspur entsteht zwar ein neues Gefahrenpotenzial durch links einparkende Autos, allerdings wird gleichzeitig das Risiko von Auffahrunfällen auf nur in der Nacht parkende Fahrzeuge ausgeschaltet. 

In der vergangenen Gemeinderatsperiode wurde massiv eine Dezentralisierung verschiedenster Kompetenzen vorangetrieben. Dadurch wurden die Bezirksvorsteher auch im Verkehrsbereich mit wesentlich umfangreicheren Kompetenzen ausgestattet. Die Vorgangsweise der Stadt Wien entsprach somit den geltenden demokratischen Regeln. Der Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, Dipl Ing Rudolf Schicker, hat erst dann seine Zustimmung für einen zeitlich begrenzten Probebetrieb gegeben, nachdem umfangreiche Gutachten und Vergleiche mit ähnlichen Strecken eine rechnerische Machbarkeit bescheinigten. Per 18. Oktober 2001 begann der zeitlich begrenzte Probebetrieb für die entsprechend den Vorschlägen des Bezirks Alsergrund geänderte Verkehrssituation. Der zeitlich begrenzte Versuch erbrachte nicht den gewünschten Erfolg. Die linke Parkspur auf der Roßauer Lände wurde tagsüber nicht von den Bewohnern des 9. Bezirks angenommen, vielmehr wurde die Parkspur von Fahrzeugen mit niederösterreichischem Kennzeichen benutzt und dadurch zusätzlicher Verkehr aus dem Wiener Umland induziert. 

Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr hat daher am Dienstag, den 23. Oktober 2001 die Rücknahme der Parkmöglichkeiten während des Tages auf der Roßauer Lände angekündigt. Dies erfolgte bereits in der vergangenen Nacht, beziehungsweise wird es in der kommenden Nacht auch erledigt, nachdem man sich vorstellen kann, dass am Tag die Arbeiten dort tunlichst nicht stattfinden sollen. Die Gesamtkosten für die Einrichtung der geänderten Verkehrssituation betragen zirka 80 000 S für Auf- und Abbau der Beschilderung sowie zirka 20 000 S für die Aufbringung und Entfernung der Bodenmarkierungen. Bemerkt wird hiezu noch, dass der verlorene Aufwand durch die Rücknahme der Parkspur nur einen Teil der angeführten Kosten beträgt und deutlich unter 100 000 S liegt. 

Gleichzeitig kündigt StR Dipl Ing Schicker an, gemeinsam mit den WIENER LINIEN zu prüfen, ob durch eine weitere Optimierung der Ampelregelung bei der Friedensbrücke der Verkehrsfluss verbessert werden kann, ohne dabei den Betrieb der querenden Straßenbahnlinie 5 zu beeinträchtigen. Zudem sollen durch Abänderung der Bodenmarkierungen in der Spittelauer Lände ab dem Bereich des Fernheizwerkes bereits vorzeitig die beiden geradeaus führenden Fahrstreifen kanalisiert bis zur Kreuzung Friedensbrücke geführt werden, um unnötigen Spurwechsel vor der Kreuzung vermeiden zu können. 

Ein Eingreifen war daher meinerseits nicht notwendig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Kabas.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Wenn sozusagen das Resultat dieses Experiments, das von vielen allerdings als mutwilliges Experiment angesehen wird, darauf hinausläuft, dass dann letztlich der Fluss des Verkehrs beschleunigt und problemloser gestaltet würde, wäre es ja erfreulich, nur glaube ich, hätte man das auch ohne dieses Experiment machen können. Und es war doch so, dass, bevor diese Phase eingeleitet wurde, schon sehr viele Fachleute auch davor gewarnt haben. Daher sagen jetzt auch viele, dass es eine mutwillige Vorgangsweise war, mutwillig in dem Sinn, weil eben auch die Warnungen dem entgegengestanden sind und daher die Kosten, die allerdings auch wiederum von Fachleuten höher angesetzt werden als Sie es jetzt dargestellt haben, denn das geht also schon in den Bereich von einigen 100 000 S. 

Und so möchte ich Sie jetzt fragen, ob Sie dafür Sorge tragen - eben im Hinblick darauf, dass das eine von vielen Fachleuten als unnötig angesehene Vorgangsweise betrifft -, dass diese Kosten nicht von Steuergeldern abgedeckt werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

Da muss man auch in aller Offenheit sagen, das kann ich natürlich nicht, denn es handelt sich hier immerhin um einen Beschluss einer Bezirksvertretung, wie immer man den beurteilt, aber es ist ein Beschluss einer Bezirksvertretung - und gerade in diesen Tagen wird ja wieder sehr viel darüber diskutiert, was Beschlüsse von Bezirksvertretungen zu bedeuten haben -, und es ist dies zum Zweiten auch ein behördlicher Vorgang und selbstverständlich bin ich daher der Auffassung, dass man erstens Experimente durchaus auch wagen soll, man soll das durchaus auch ausprobieren, weil die Meinung war viel geteilter vor diesem Experiment als bei Ablauf des Experiments und nachher - das ist die Weisheit des Rückblicks, das ist gar keine Frage - und viele von denen, die ja Recht behalten haben in der vorherigen Diskussion, können jetzt natürlich auch sagen, also, wir haben ja Recht gehabt. Gut, das liegt in der Natur von Dingen, die man ausprobiert, dass es dann Leute gibt, die dabei falsifiziert werden und Leute, die verifiziert werden. 

Aber es ist nichts Rechtswidriges daran zu erkennen und ich kann daher natürlich nicht ausschließen, dass dieses Experiment aus Steuergeldern bezahlt wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Angesichts der Berichterstattung - und ich möchte jetzt bewusst sagen, auch in der Erregung um die Frage eine Parkspur, zwei Linksabbiege-Spuren - fragt man sich ja, was diejenigen, die sich ohnedies schon unendlich echauffieren, da irgendwie treibt. 

Ich habe das Gefühl, wenn Herr Kabas meint, die halbe Stadt sei ins Verkehrschaos gestürzt, dass jedes Maß für eine zu diskutierende Maßnahme verloren wurde und habe weiters das Gefühl, da wird irgendwie an speziellen männlichen Dingen herumgefuhrwerkt, denn sonst kann man ja diese Form des Echauffierens nicht verstehen. 

Was ich aber überhaupt nicht verstehe, ist - und das ist meine Frage an Sie -, nach welchen exakten Analysen jetzt dieser Versuch abgebrochen wird? - Bis heute haben wir auf der einen Seite die Kritiker, wie Kabas, ÖAMTC und ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien und Co, die vom täglichen Wahnsinnsstau sprechen. Dann schicken wir Leute hin, die finden dort alles, nur keinen Stau. Jetzt gebe ich schon zu, dass so ein GRÜNER Lokalaugenschein auch nicht unbedingt ein objektiver ist, aber welche objektiven Zahlen liegen Ihnen vor, die Sie dazu bringen, jetzt vorzeitig diesen Versuch abbrechen zu lassen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

Ich bin da wahrscheinlich gegenüber diesen Beurteilungen ein bisschen gelassener. Denn selbstverständlich erinnere ich mich auch daran, wie es darum gegangen ist, die so genannte Platte vor dem UNO-Zentrum zu errichten, und dort eine lange zurückliegende, aufgelassene Deponie beseitigt werden musste, dass Peter Pilz auf einem Baumstumpf stehend verkündet hat, dass ich den ganzen Bezirk der Donaustadt und Floridsdorf vergifte. 

Also, es liegt offensichtlich in der Natur der Sache, wenn es solche Diskussionen gibt, dass dann vielleicht der eine oder andere überzogene Vergleich gebracht wird und von uns ist wahrscheinlich niemand, und auch ich selbst nicht, frei davon, dass in der Hitze der Diskussion auch solche Argumente verwendet werden, daher sehe ich das auch etwas gelassener. 

Was die Zahlen betrifft, so waren sie ja sehr einfach verifizierbar. Es haben die Leute, die dieses Experiment begleitet haben, die Mitarbeiter der MA 46 - wobei ich nicht verhehle, dass man durchaus darüber hätte reden können, dass man hier externe Verkehrsexperten mit einer Begleitung dieses Experiments beauftragt -, dann durchaus auch nachgewiesen, dass diese Parkspur mehr oder weniger in Anspruch genommen wurde, aber jedenfalls das völlig falsche verkehrspolitische Signal gesetzt hat, indem sie als zusätzlicher Park-and-ride-Platz für Pendler angenommen wurde und dies hat von der Sache her gesehen auch den Herrn Verkehrsstadtrat veranlasst, dieses Experiment abzubrechen. 

Aber ich verhehle auch auf der anderen Seite in keiner Weise, ja in keiner Weise, dass man zur Kenntnis nehmen muss, dass sich hier zu einer bestimmten Maßnahme in so massiver Art und Weise - und da geht es ja nicht um die Frage von Parteien, die sich hier dagegen ausgesprochen haben - die Bevölkerung dagegen ausgesprochen hat. 

Das muss man dann auch zur Kenntnis nehmen, denn schließlich und endlich geht es ja darum, dass man zwar im Sinne von "Politik ist das Bohren von harten Brettern" durchaus meinungsbildend wirkt, aber man auf der anderen Seite Stimmungsbilder und Meinungsbilder der Bevölkerung als gewählter Mandatar ebenso zur Kenntnis zu nehmen hat und das scheint mir auch ein ebenso wichtiger Aspekt zu sein, wie der rein sachliche, in welchem gezählt wurde und wo die entsprechenden Feststellungen getroffen wurden. 

Also, ich denke, es war gut, dass man so etwas ausprobiert, aber es war auch gut, dass man in der Erkenntnis dessen, das funktioniert nicht, es auch wieder abbricht. Dass man dazwischen eine Phase der Erregung und der Befindlichkeitsdiskussionen hat, das muss man in Kauf nehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Ich bin froh, dass Sie in Ihrer Erklärung nunmehr klar und deutlich gesagt haben, dass Herr StR Schicker seine Zustimmung zu diesem Projekt gegeben hat, damit man mit dieser Mär aufhören kann, es sei eine alleinige Angelegenheit des Bezirksvorstehers und eine Sache der Dezentralisierung und der Herr Stadtrat habe damit überhaupt nichts zu tun. 

Denn Sie werden ja wahrscheinlich auch wissen, oder vom Herrn Stadtrat informiert worden sein, dass sich auch die zuständige MA 46 sehr kritisch gegenüber diesem Projekt geäußert hat. Sie hat in der Verhandlung am 24. Juli klar die Nachteile aufgezeigt. Das steht auch im Verhandlungsprotokoll, wo sie konkret darauf hinweist, dass es zu einem verstärkten Rückstau auf der Spittelauer Lände in den Spitzenzeiten kommen werde und es heißt dann darin so schön, "auftragsgemäß wird mitgeteilt, dass die Verkehrsmaßnahme auf Probe mit einer begleitenden Vorher-/Nachheruntersuchung mittels Videoaufzeichnung festgehalten wird." - Also, da ich ja vor Ort tätig war, konnte ich von dieser Videoaufzeichnung nichts feststellen. 

Aber eines ist für mich ganz klar: Auftragsgemäß heißt, es bestand hier ein politischer Wille, das durchzuführen, auch gegen die Meinung der Experten und diese Experten haben ja auch festgehalten, dass drei Fahrspuren vor der Friedensbrücke unbedingt erhalten bleiben müssen, um diesen Verkehrsfluss in Spitzenzeiten zu gewährleisten. 

Meine Frage daher: Wenn die Verkehrsexperten so unterschiedliche, oder so klare Meinungen haben, die unterschiedlich zu dem konkreten politischen Willen stehen, wann sind dann Sie, Herr Bürgermeister, ganz konkret von diesen Bedenken und von den Absichten des Herrn StR Schicker informiert worden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nun ja, Herr Landesparteisekretär, ich kann mir schon vorstellen, dass Sie die Beobachtungen dort unter eingeschränkten Möglichkeiten gemacht haben. Sie waren wahrscheinlich mit dem Flugzettel verteilen so beschäftigt, dass Sie die Verkehrssituation selbst nicht beobachten und beurteilen konnten, wofür Sie letztendlich ja zumindest zum Teil auch bezahlt werden, also ich nehme Ihnen das in keiner Weise übel, das ist schon richtig. Sie sind ja nicht zur Verkehrsbeobachtung bezahlt worden, sondern fürs Flugzettel verteilen der ÖVP. Das ist schon in Ordnung und durchaus auch entsprechend zu akzeptieren. 

Nur, die begleitende Kontrolle, wenn man so will, und das ist ja auch ein Wesenselement eines Projekts, sagt eben anderes. Sie besagt, dass in der Tat das, was man beabsichtigt hat oder was als Idee dahinter war und was sich hier auch im Beschluss der Bezirksvertretung des 9. Bezirks niederschlägt, nämlich hier Parkraum zu schaffen für die Anrainer, misslungen ist. Und dies war der Grund, warum man das abgebrochen hat. 

Sie dürfen mir auf der anderen Seite glauben, dass ich mich um die Fragen von Verkehrsorganisationen im Detail angesichts der Größe dieser Stadt, der Straßenkilometer dieser Stadt, der Unzahl von Verkehrsschildern in dieser Stadt und angesichts vieler anderer Dinge erst dann kümmere, wenn es zu besonderen Situationen kommt. 

Denn es gibt viele andere, die sich mit diesen Detailfragen auch zu beschäftigen haben. Es haben daher nach Beginn dieses Experiments und nach den ersten Beobachtungen, die es dazu gegeben hat, selbstverständlich der Herr Verkehrsstadtrat und ich ein Gespräch geführt, auch über die Vor- und Nachteile, denn ich weiß nicht, ob es in diesem Protokoll drinnen steht, aber in der Stellungnahme und in der Meinung der MA 46 gibt es ja nicht nur die Bedenken, die Sie geäußert haben, sondern auch die Pro-Argumente, was ja nur darauf hinweist und was Sie jetzt verschweigen, was ich auch verstehe, dass natürlich diese geteilte Meinung vorhanden war. Und das war ja mit ein Grund, warum der Herr Verkehrsstadtrat einem Probebetrieb, einem Experiment zugestimmt hat, nicht aber bereits einer Dauerlösung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Kabas. 

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben aber jetzt heute festgestellt, es werde dieses Experiment nicht weitergeführt und ich glaube, das sollten wir jetzt einmal als eine positive Antwort nehmen und Sie machen das ja jetzt auch und natürlich auf Grund der Entwicklung, die während dieser Phase des Experiments stattgefunden hat. Die Wahrnehmungen, auch von Fachleuten, haben überhaupt keinen Zweifel gelassen, dass es hier natürlich zu einem größeren Stau, als es vorher der Fall war, gekommen ist. 

Daher ist das, was ich als selektive Wahrnehmung der GRÜNEN bezeichnen würde, von niemandem anderen sonst beobachtet worden, auch nicht von denen, die die Erfinder waren oder die den Auftrag gegeben haben, denn sonst würde das ja jetzt nicht abgebrochen werden. 

Ich glaube nur trotzdem, dass man, wenn man vorher wirklich alle Faktoren und auch Meinungen der Fachleute abgewogen hätte, hätte draufkommen können, dass es so ausgeht, wie es ausgegangen ist, auch wenn Sie sagen - natürlich, nachher ist man dann immer gescheiter, es waren aber schon vorher welche gescheiter -, jetzt ist dieses Experiment beendet. Ich möchte jetzt vielleicht doch zum Grundsätzlichen zurückkommen, weil man ja nicht ausschließen kann, denn der Bezirksvorsteher des 9. Bezirks hat ja das nicht zum ersten Mal getan, und es gibt ja in diesem Bezirk noch sonstige, sehr umstrittene verkehrstechnische Maßnahmen ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Darf ich Sie bitten, zur Frage zu kommen! 

GR Mag Hilmar Kabas (fortsetzend): Ich komme schon zur Frage. 

Werden Sie Maßnahmen und welche Maßnahmen werden Sie treffen, dass man sich in Zukunft nicht auf solche Abenteuer einlässt, die ja letztlich zu Lasten der Bürger gehen, oder zumindest in dieser Phase zu Lasten der Bürger gegangen sind, weil sie noch mehr im Stau gesteckt sind als sonst? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Klubobmann, ich will jetzt nicht weiter philosophieren über das Wissen vorher und nachher. Ich wiederhole es nur mit einem Satz: Es hat sich vorher unbestreitbar so dargestellt, dass es hier höchst unterschiedliche Meinungen dazu gegeben hat, dass im Verlauf des Experiments und nachher die Meinungen ziemlich einhellig dazu gewesen sind und man daher mit der Weisheit des Rückblicks auch sagen kann, das ist eine misslungene Geschichte. So weit, so gut. 

Natürlich bin ich der Auffassung, dass wir in Zukunft auch bei Maßnahmen dieser Art, die zweifelsohne nicht die große Verkehrsplanung der Stadt betreffen, sehr viel mehr mit externen Sachverständigen arbeiten werden. Das ist mein Schluss, den ich daraus ziehe, weil ich ja zur Kenntnis nehmen muss, dass hier offensichtlich Diskussionen inhaltlicher Natur in noch intensiverer vorbereitender Form geführt werden müssen. 

Das ist sicherlich eine allgemeinere Schlussfolgerung neben den konkreten, die ich aufgezählt habe und die Sie zur Kenntnis genommen haben, die daraus zu ziehen ist. Und so gesehen, denke ich, hat das Experiment auch wieder sein Gutes, denn natürlich kann man aus diesem Erkenntnisse und Konsequenzen ziehen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (PrZ 0014/GM/01/KSP). Frau GR Themel hat an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt folgende Anfrage gerichtet: Sie haben sich als eine der prioritären Aufgaben die Sanierung beziehungsweise Sicherung von noch vorhandenen Altlasten in Wien zum Ziel gesetzt. Welche Maßnahmen gedenken Sie konkret im Jahr 2002 in Angriff zu nehmen?

Bitte, Frau amtsführende Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Frage lautet: Sie haben sich als eine der prioritären Aufgaben die Sanierung beziehungsweise Sicherung von noch vorhandenen Altlasten in Wien zum Ziel gesetzt. Welche Maßnahmen gedenken Sie konkret im Jahr 2002 in Angriff zu nehmen? 

Bevor ich zu den konkreten Maßnahmen komme, möchte ich hier kurz erläutern, worum es im Altlastensanierungsgesetz geht. Dieses Gesetz wurde im Jahr 1989 erlassen. Das bedeutet aber nicht, dass nicht bereits vor dem Jahr 1989 Altlasten vorhanden gewesen wären, nur geregelt wurden sie damals noch nicht. Das heißt, im Altlastensanierungsgesetz sind Regelungen enthalten, bezüglich Altstandorte und Altablagerungen, es bildet eine rechtliche Grundlage zur Finanzierung von Untersuchungen und Sanierungen von Altlasten, aber auch über Regelungen der bundesweiten Registrierung von Verdachtflächen und Altlasten. 

Als wesentlicher Punkt auch im Zusammenhang mit der derzeitigen Diskussion im Bereich der Abfallbehandlung ist die Novelle 2000 hervorzuheben. Diese Altlastennovelle 2000 wurde neu verabschiedet und es gibt eine Neustrukturierung der Altlastenbeiträge, denn in bestimmten Ausnahmefällen kann eine Anpassungsfrist für das Heranführen an den Stand der Technik bei Deponien verlängert werden. 

Das heißt aber auch, dass damit die Ablagerung von unbehandelten Abfällen, die ab dem 1.1.2004 verboten sein wird, hier entsprechend begünstigt werden könnte. Daher soll dieser Kostenvorteil, der durch die unbehandelte Ablagerung von Abfällen entsteht, dadurch entsprechend abgemindert werden, dass so genannte Strafzölle eingehoben werden. Diese Strafzölle werden geregelt und in der Höhe von 600 S, 900 S, 1 200 S ab dem 1.1.2006 eingehoben werden. Das heißt, teurere Anlagen sollen daher nicht den Nachteil haben, dass sie nicht beliefert werden, das heißt, Abfallbehandlung ist erforderlich, die Abfallbehandlung nach dem Stand der Technik soll entsprechend dieser Regelung nicht benachteiligt werden. 

Was heißt dabei der Begriff Altlasten? - Es gibt einen Begriff Altablagerungen und den Begriff Altstandorte. Eine Altablagerung ist die Ablagerung von Abfällen, die befugt oder unbefugt durchgeführt wurden, und Altstandorte sind Altstandorte von Anlagen, in denen mit umweltgefährdeten Stoffen umgegangen wurde. 

Bevor eine entsprechende Meldung als Verdachtsfläche gemacht werden kann, sind zahlreiche Schritte notwendig. Bis zur Sanierung sind zwölf Schritte erforderlich:

Erster Schritt: Meldung als Verdachtsfläche; zweiter Schritt: ergänzende Untersuchung bezüglich der Verdachtsflächen; dritter Schritt: Eintragung als Altlast; vierter Schritt: Ermittlung des Sanierungsträgers; fünfter Schritt: Befassung der Altlastensanierungskommission; sechster Schritt: Genehmigung durch den Umweltminister; siebenter Schritt: Behördenverfahren; achter Schritt: Abschluss des Förderungsvertrags; neunter Schritt: Ausschreibung der Vergabe; zehnter Schritt: Inangriffnahme des Sanierungsprojekts; elfter Schritt: Kollaudierung; zwölfter Schritt: Sanierungsvermerk.

Das heißt, bis eine Altlast tatsächlich saniert oder gesichert ist, dauert es sicherlich Jahre, weil all diese Schritte entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden müssen. 

Die Sanierungstätigkeit der Stadt Wien ist vorbildlich, denn die Stadt Wien hat es sich zum Ziel gesetzt, bei herrenlosen Altlasten im Stadtgebiet freiwillig entsprechende Sanierungen durchzuführen. Es handelt sich dabei um einen Tätigkeitsbereich, hinsichtlich dessen die Stadt keinerlei Verpflichtungen treffen - sie wird hier freiwillig tätig -, denn bei den kontaminierten Flächen handelt es sich keineswegs um im Eigentum der Stadt Wien stehende Grundstücke - das soll an dieser Stelle hervorgehoben werden. 

Grundsätzlich ist zur Altlastensanierung beziehungsweise �sicherung in Wien anzumerken, dass das Ausmaß der Altlastenproblematik in Wien ähnlich ist wie in vergleichbaren Städten Mitteleuropas.

Nun zu Ihrer konkreten Anfrage: Im Jahr 2000 sind drei Großprojekte von der Planungsseite her so weit gediehen, dass mit ihrer baulichen Realisierung im Jahr 2002 begonnen werden kann. Nach den derzeitig gültigen Förderungsrichtlinien werden für derartige Altlasten 95 Prozent der erforderlichen Mittel durch die Förderung aus dem Altlastensanierungsfonds gedeckt. Die restlichen 5 Prozent sowie der Personalaufwand für die Maßnahmen werden von der Stadt Wien freiwillig getragen, um eine rasche Realisierung der Projekte zu gewährleisten.

Altlast W 12 - Tanklager Lobau: Es wurde hier bereits eine wasserrechtliche Bewilligung eingereicht, es sind zahlreiche Maßnahmen vorgesehen. Im Wesentlichen geht es darum, dass ein Eindringen von kontaminiertem Grundwasser in die Lobau verhindert wird. Die Gesamtprojektkosten belaufen sich auf 600 Millionen S, mit der Bauausführung soll im August 2002 begonnen werden.

Altlast W 8 - Siebenhirten: Bei der Altlast Siebenhirten im 23. Gemeindebezirk handelt es sich um einen ehemaligen Standort der chemischen Industrie. Es ist ein ehemaliges Betriebsareal der Firma Wagenmann, welche hier bereits im Jahr 1820 mit der Produktion begann. Im Jahr 1938 wurde der Betrieb eingestellt. Heute sind auf dem Areal rund zehn verschiedene Firmen angesiedelt. 

Auch hier wurde nach Durchführung eines Variantenstudiums ein Absicherungsprojekt erstellt, welches behördlich bereits bewilligt wurde. Derzeit ist eine EU-weite Ausschreibung der Bauleistungen in Vorbereitung. Die Gesamtprojektkosten für dieses Projekt belaufen sich auf rund 170 Millionen S.

Die dritte Altlast, die angegangen werden wird, ist die Altlast W 6 - Mobil. Es handelt sich dabei um einen ehemaligen Raffineriestandort im 22. Bezirk. Auch hier wurde bereits ein Absicherungsprojekt zur behördlichen Bewilligung eingereicht. Die Gesamtprojektkosten belaufen sich bei diesem Projekt auf rund 200 Millionen S.

Für das Jahr 2002 ist also insgesamt festzustellen, dass der Baubeginn für die Realisierung von drei Altlastabsicherungen mit einem Gesamtbauvolumen von rund 1 Milliarde S vorgesehen ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke der Frau Stadträtin. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau GR Sommer-Smolik.

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben laut einem Bericht in der Zeitung "Umweltschutz" vom September 2001 gemeint, dass die Sanierung der Altlasten mit Geldern des Bundes erfolgen wird.

Meine Frage an Sie lautet: Wie stellen Sie sicher, dass der Bund diesen Verpflichtungen auch nachkommen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist sichergestellt, dass der Bund seinen Verpflichtungen nachkommt, da diese Regelung bereits im Altlastensanierungsgesetz fixiert ist. 95 Prozent der Mittel werden vom Bund zur Verfügung gestellt. Das wurde bereits mit der "Kommunalkredit" vereinbart.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Klucsarits.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Werte Frau Stadträtin!

Sie haben bereits die Altlast im 23. Bezirk - wir Liesinger sagen, das sind die "Hiag-Gründe" - angesprochen. Nun kommt es dort - das haben Sie nicht erwähnt - aber nur zu einer Teilsanierungsvariante, das heißt, es ist nur eine Eindeckelung geplant. Können Sie auf Grund dieser Teilsanierungsvariante ausschließen, dass es trotzdem zu einer Verschmutzung des Grundwassers kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das Projekt Siebenhirten sieht die Errichtung einer Dichtwand im Zustrombereich der Altlast vor, welche ein weiteres Eindringen von Grundwasser verhindern soll. Damit soll dieses Projekt sicherstellen, dass eben kein Grundwasser mehr verschmutzt wird. Im Abstrombereich entlang der Brunner Straße wird ein Drainagekanal errichtet, wo das aus dem Areal kommende kontaminierte Grundwasser gesammelt und abgepumpt wird. Das kontaminierte Wasser wird in den öffentlichen Kanal abgeleitet und der Bereich des Säureberges wird durch eine Folie abgedichtet und wieder rekultiviert. Mit diesen Maßnahmen soll die Sicherung gewährleistet sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Frau GR Schöfnagel.

GR Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Am Bruckhaufen im 21. Bezirk wird derzeit der Neubau von Straße und Gehsteigen fortgesetzt. Es wurde behauptet, dass der gesamte Bruckhaufen seit neuestem als gefährliche Altlast beurteilt wird. Es muss also alles, was dort abgetragen wird, als Massenabfall deklariert beziehungsweise auch bezahlt werden.

Meine konkrete Frage lautet daher: Ist das richtig, dass diese Behauptung den Leuten auf den Kopf fällt, dass diese also für diese Deponie pro Tonne 500 S mehr bezahlen müssen? Können Sie irgendetwas tun, damit die betroffenen Anrainer diese Belastung nicht selbst tragen müssen? - Was derzeit als Aushubmaterial zu sehen ist, ist grobkörniger Schotter und zum Teil Erde, und es ist nichts von einer Kontaminierung festzustellen - wobei es natürlich möglich ist, dass eine solche nicht offensichtlich ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Ich weiß nicht, von welcher Altlast Sie konkret sprechen. Ist das die Altlast W 10 - Donaupark-Bruckhaufen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Wir reden über den Bruckhaufen - nicht Donaupark.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): In welchem Bezirk ist das?

GR Barbara Schöfnagel (unterbrechend): Im 21. Bezirk.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): Können Sie mir sagen, welchen Namen diese Altlast konkret hat? 

GR Barbara Schöfnagel (unterbrechend): "Bruckhaufen".

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): Ich darf mich auf die konkrete Anfrage beziehen und grundsätzlich feststellen, dass bei der Altlastensanierung, wie gesagt, wenn es keine Verpflichteten gibt, die Stadt Wien freiwillig einspringen muss. Wenn es sich um eine Altlast gemäß dem Altlastensanierungsgesetz handelt, so werden bei Kriegsaltlasten 95 Prozent vom Bund finanziert. 

Es geht hier um die Sicherstellung, dass es zu keiner Verschmutzung von Grundwasser kommt. Es müssen alle Maßnahmen zum Abtransport beziehungsweise zur Absicherung gesetzt werden. Hier sind sicherlich zum Schutz des Grundwassers auch entsprechende Belastungen notwendig. 

Der Abtransport dieser Abfälle aus diesem Bereich ist nicht mehr altlastenbeitragspflichtig nach dem Altlastensanierungsgesetz, denn wenn Abfälle aus einer Altlast deponiert werden, fallen dabei keinerlei Altlastensanierungsbeiträge an.

Selbstverständlich müssen diese Abfälle dem Stand der Technik entsprechend deponiert werden. Die damit verbundenen Kosten sind selbstverständlich zu tragen, damit daraus keine Altlast für die Zukunft entsteht und man dafür wieder Milliardenbeträge aufwenden muss. Hier ist es daher absolut gerechtfertigt, Kosten gemäß der Deponieverordnung anzurechnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GR Themel. - Bitte.

GR Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 

Ich beziehe mich auf den Altlastenatlas der Stadt Wien und möchte Sie in diesem Zusammenhang fragen, ob in Ihrem Ressort auch Maßnahmen zur Sanierung von Altlasten, die nicht in diesem Altlastenatlas enthalten sind, gesetzt werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Frau Gemeinderätin! 

Es ist richtig - ich habe es eingangs bereits betont -: Bereits vor dem Jahr 1989, vor In-Kraft-Treten des Altlastensanierungsgesetzes, gab es Verdachtsflächen und Altlasten. Bereits in der ersten Hälfte der Achtzigerjahre wurde in Wien mit der Erfassung der vorhandenen Deponien begonnen und erst im Jahr 1989 wurde die entsprechende Sicherung dieser Deponien geregelt. 

Nach dem derzeitigen Stand sind über 15 000 Altstandorte in Wien in der Wiener Altstandortliste "WASTL" EDV-mäßig erfasst und der offizielle Altlastenatlas enthält 21 Flächen. - Abgesicherte beziehungsweise sanierte Altlasten, die eben nicht im Altlastenatlas ausgewiesen sind, die also bereits vor dem Jahre 1989 saniert wurden, sind: Gotramgasse, Rautenweg, Im Gestockert, Gaudenzdorfer Gürtel, Wehr 2, Herrengasse, Heuberggstätten, Alder. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Damit ist die 5. Anfrage ebenfalls beantwortet. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Herr GR Mag Kabas hat namens des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine Aktuelle Stunde (PrZ 5/AG/01) zum Thema "Die Wiener SPÖ - Alte Begehrlichkeit statt neuer Bescheidenheit" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Als Erstredner wurde Herr GR Dr Serles nominiert. Ich ersuche ihn, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, und darf anmerken, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte schön.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich gestehe: Die Inspiration zur heutigen Fragestunde hat uns eigentlich der Herr Bürgermeister geliefert, denn die neue Bescheidenheit für die Wiener SPÖ hat der Herr Bürgermeister unmittelbar am Tag nach der Wahl ausgerufen. Es war für uns durchaus überraschend, dass ausgerechnet der Herr Bürgermeister, den wir ja als gestandenen Sozialdemokraten kennen, seine Partei im Zeichen klösterlicher Tugenden erziehen will - noch dazu, wo der Flirt mit dem christlich-sozialen Koalitionspartner erst einige Wochen vorher zu Ende gegangen ist. 

Heute, ungefähr ein Dreivierteljahr nach dieser Wahl, hat sich unsere Überraschung natürlich längst gelegt. Sie ist der realistischen Einschätzung gewichen, dass sich unter dem Hemd der neuen Bescheidenheit, das der Herr Bürgermeister publikumswirksam seiner eigenen Partei überreicht hat, eigentlich nichts anderes verbirgt, als die gute alte SPÖ, die wir ja kennen (GR Christian Oxonitsch: Die gute! - GR Inge Zankl: Die gute alte!), mit ihren alten Begehrlichkeiten. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist immer noch besser, als eine neue Bundesregierung!)

Meine Damen und Herren! Ein Thema, das uns in diesem Wiener Gemeinderat immer wieder begegnet, sind die Rechtsgeschäfte zwischen dieser SPÖ oder SPÖ-Politikern auf der einen Seite und der Stadt Wien auf der anderen Seite. Diese Rechtsgeschäfte haben in den meisten Fällen eines gemeinsam: Sie sind höchst vorteilhaft für die SPÖ, sie sind höchst vorteilhaft für die Politiker der SPÖ und sie sind höchst nachteilig für die Stadt. Nichts ist symptomatischer für die Begehrlichkeiten der SPÖ als der Fall Löwelstraße. Sie wissen, es handelt sich dabei um dieses wunderschöne Gebäude im Herzen der Stadt, hinter dem Wiener Burgtheater, in dem die Parteizentrale der SPÖ untergebracht ist - ein Haus, das ständig frisch renoviert, ständig in einem Topzustand und gefällig anzusehen ist.

Während bisher kolportiert wurde, dass die SPÖ für ihre Parteizentrale angeblich 56 S pro Quadratmeter pro Monat zahlen soll, wissen wir seit einigen Tagen: Diese Zahl ist einfach falsch. Die SPÖ zahlt für die Löwelstraße viel weniger, deutlich weniger, nämlich 26 S pro Quadratmeter pro Monat an Hauptmiete, und das, meine Damen und Herren, wahrscheinlich oder möglicherweise nicht indexgesichert für einen Zeitraum von zehn Jahren vom 1. Februar 1996 bis zum 31. Jänner 2006. Für alle, die es im Zeitalter des Euro genau wissen wollen: 26 S, Herr Stadtrat, pro Quadratmeter sind 1,89 Euro. Damit sind wir symbolisch eigentlich bereits wieder bei der "Friedenskrone", beim "Friedensmietzins", den die SPÖ im Jahr 1945 für dieses Haus bezahlt hat - damals allerdings für einen deutlich schlechteren Zustand des Hauses. 

Wäre daher Herr Gusenbauer nicht so sehr ein in der Wolle gefärbter Sozialist, wie er das ist, dann müsste ihn der sensationell niedrige Mietzins der SPÖ für die Löwelstraße tiefrot werden lassen. Es gibt viele 1 000 Wiener Gemeindemieter, die in deutlich schlechteren Lagen wohnen, es gibt viele 1 000 Wiener Gemeindemieter, die in deutlich schlechteren Wohnverhältnissen wohnen, und es gibt viele 1 000 Wiener Gemeindemieter, die deutlich mehr zahlen, als 26 S pro Monat und Quadratmeter. Es gibt auch viele Gewerbetreibende, die für ähnliche Lagen in etwa 200 S pro Monat pro Quadratmeter auslegen müssen. (GR Johann Hatzl: Herr Serles! Wir halten das eh für eine Ungeheuerlichkeit! Wir halten das eh für sehr schlecht! Wir sind ohnedies gegen den Mietenwucher!) Daher verstößt dieser "Friedens-Euro", den die SPÖ für die Löwelstraße zahlt, eigentlich gegen die guten Sitten (Beifall bei der FPÖ.) und mit Sicherheit gegen jeden guten Geschmack und jeden politischen Anstand. Es ist daher höchste Zeit, dass sich die SPÖ selbst um eine annähernd kostendeckende Miete für die Stadt in der Löwelstraße bemüht und diesen unhaltbaren Zustand beseitigt! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Die Löwelstraße ist leider kein Einzelfall. Es gibt eine Vielzahl von Fällen - so wissen wir seit einigen Tagen auf Grund eines freiheitlichen Prüfantrags -, in denen die Stadt die vertraglichen oder gesetzlichen Möglichkeiten von Mietzinsvorschreibungen, insbesondere die Vorschreibung von Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträgen, gegenüber der SPÖ nicht oder nicht ausreichend ausschöpft. 

Ich darf einige Details nennen: Teilweise hat die Stadt gegenüber der SPÖ überhaupt keine Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge vorgeschrieben. Teilweise wurden Bewertungen nicht vorgenommen. In einigen Fällen wurden für die SPÖ zwar höhere Mieten errechnet, aber nicht vorgeschrieben, von allen anderen Gemeindemietern im selben Objekt aber abkassiert. In einigen Fällen wurden geringere Hauptmietzinse vorgeschrieben als berechnet. Teilweise wurden Indexanpassungen nicht vorgenommen. Schaukästen, Vitrinen und Kellerabteile der SPÖ wurden teilweise gratis vermietet. Pkw-Abstellplätze und Garagenplätze wurden teilweise weit unter ortsüblichen Preisen vermietet. Wir haben nach wie vor diese Quersubventionierung zwischen Pensionistenklubs auf der einen Seite und der SPÖ auf der anderen Seite. Wir erleben nach wie vor, dass die viel zu großen Parteilokale der SPÖ an Pensionistenklubs untervermietet werden und damit letztendlich eine Quersubventionierung der Partei erfolgt - ich nenne diese Pensionistenklubs daher auch "SPÖ-Pensionistenklubs". In vielen Fällen wurden diesen SPÖ-Pensionistenklubs zu geringe Hauptmietzinszahlungen vorgeschrieben. In einigen Fällen stimmen auch die vermieteten Flächen nicht mit den tatsächlichen Ausmaßen überein. So wurden beispielsweise für ein Parteilokal 110 Quadratmeter überhaupt nicht verrechnet, für ein anderes wurden 100 Quadratmeter nicht verrechnet. 

Nach den Zahlen des Kontrollamts - und die stellen für mich eigentlich die unterste Grenze dar - wurden daher im Einflussbereich der Wiener SPÖ jährlich mindestens um 2,3 Millionen S zu wenig an Miete an die Stadt Wien bezahlt, und das ist schlichtweg skandalös! (Beifall bei der FPÖ.)

Daher fordern wir Folgendes, meine Damen und Herren: 

Erstens. Die Stadt Wien soll sämtliche zulässigen Möglichkeiten und Maßnahmen für die Erhöhung der Hauptmieten gegenüber der SPÖ ausschöpfen. 

Zweitens. Die Stadt Wien soll alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Miete in der Löwelstraße auf einen angemessenen Mietzins anzuheben. 

Drittens. Die SPÖ soll die nicht bezahlten Mieten für die letzten drei Jahre - und das sind nach meiner Rechnung mindestens rund 7 Millionen S - am besten gleich freiwillig an die Stadtkasse abliefern. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte meine Ausführungen mit der Anmerkung abschließen, meine Damen und Herren, dass sich die SPÖ im Jahr der Restitution, in dem die Bundesregierung Gott sei Dank erhebliche Vermögenswerte an unsere jüdischen Mitbürger refundiert hat und auch die Stadt dies tun wird, einen ganz besonderen Beitrag geleistet hat: 

Der gute alte Bürgermeister Felix Slavik hat einmal eine gute Idee gehabt. Er hat gesagt: Bieten wir doch rückwanderungswilligen Wiener Juden, die in den Dreißigerjahren vertrieben worden sind, eine neue Heimstätte an. Zu diesem Zweck hat er in der so genannten "Golden Age"-Siedlung in Favoriten Grundstücke angekauft. - Aus dieser Idee ist ganz etwas anderes geworden. Letztlich sind dort SPÖ-Granden eingezogen, zunächst auf Mietbasis; vor kurzem haben sie - im Jahr der Restitution - diese Objekte käuflich erworben. 

Ich darf daher ankündigen, dass wir heute einen Prüfantrag eingebracht haben und sich das Kontrollamt mit dieser Frage wird beschäftigen müssen. Ich bin sicher, dass auch das in nächster Zeit Gegenstand einer Aktuellen Stunde hier im Haus sein wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Für die weiteren Wortmeldungen darf ich in Erinnerung bringen, dass die Redezeit fünf Minuten beträgt. - Herr GR Ellensohn, bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Kollege Serles hat mit einem Versprecher eingeleitet. Er hat gesagt: "Neue Bescheidenheit der FPÖ". - Jetzt will ich wegen einem Versprecher nicht kleinlich sein, aber das gibt mir natürlich die Gelegenheit, einen kleinen Schlenker zu machen und einmal aufzuzeigen, was für alte Begehrlichkeiten statt neuer Bescheidenheit auch bei der FPÖ in der Bundesregierung auftauchen. Wenn ich mir das anschaue, dann habe ich das Gefühl, es hat viel auch mit der SPÖ, aber sehr viel vor allem mit Macht zu tun. Die FPÖ hat dort, wo sie die Gelegenheit hatte, in der Bundesregierung genau das nachvollzogen, nämlich sehr, sehr wenig Bescheidenheit und sehr, sehr viel Begehrlichkeit gezeigt. 

Ich nenne nur drei Beispiele: Erstens, die Bezahlung der Ministersekretäre und Ministersekretärinnen - da brauchen wir nicht lange darüber zu reden, das hat jeder von uns gelesen -; zweitens den Hauptverband der Sozialversicherungsträger, der mehr oder weniger in einem Putsch übernommen wurde; und drittens den ORF. 

Zum Thema ORF darf ich ein kleines Zitat aus dem aktuellen "Format" bringen. Betreffend die Frage, wer denn im Stiftungsrat sitzen soll, sagt Frau Riess-Passer, die FPÖ-Chefin: "Im Stiftungsrat müssen Vertraute von mir, nicht Bekannte von anderen sitzen." - Das ist der "politikfreie ORF"! - Das sind die Begehrlichkeiten der FPÖ, das sind die Begehrlichkeiten der Bundesregierung. - Auch die ÖVP darf sich hier betroffen fühlen. (GR Gerhard Pfeiffer: Betroffen, wenn Sie reden?)

Es geht bei diesem Tagesordnungspunkt aber um die Sozialdemokratie. Es geht um Punkte, die von den GRÜNEN bereits 1996 eingebracht wurden - das ist ja schon ein altes Thema. Die FPÖ ist jetzt auf einen Zug aufgestiegen, den die GRÜNEN 1996 in Bewegung gesetzt haben. (Ironische Heiterkeit der GRe Dr Wilfried Serles und Heinz Christian Strache.) Bereits damals hat es Anträge von Günter Kenesei im Kontrollausschuss gegeben, die ähnliche Bereiche behandelt haben, wie die derzeitigen Anfragen der FPÖ. Traurig, aber wahr ist, dass in dieser Hinsicht fünf Jahre lang so gut wie nichts geschehen ist: Sämtliche Missstände, die die GRÜNEN damals kritisiert haben, können heute mit Fug und Recht die Freiheitlichen immer noch kritisieren. - Da frage ich mich natürlich schon: Wie schlau ist die Sozialdemokratie, dass sie immer wieder die Gelegenheit bietet, dieselben Dinge zu kritisieren?

Die Sozialdemokratie hat im März beziehungsweise im April bei der Angelobung hier Demut versprochen, aber sie hat wenig davon erkennen lassen. Es sind vielmehr Arroganz und Macht zu beobachten - ich nenne das das Projekt "AdaM": "Arroganz der absoluten Macht". Ich hätte gerne, dass die Sozialdemokratie dieses Projekt "AdaM" beendet und dazu übergeht, mehr von der versprochenen Demut an den Tag zu legen. 

Der Kontrollbericht ist ganz ausgezeichnet. Herr Serles hatte zehn Minuten Redezeit, ich habe nur fünf Minuten: Damit können wir nicht einmal gemeinsam alle Punkte auflisten, die im Kontrollbericht angesprochen wurden. Im Wesentlichen geht es auch darum, dass das Kontrollamt selbst sagt: Wir sind nicht in der Lage, alles so schnell zu überprüfen. - Es sind offensichtlich so viele Fehler vorhanden, dass es heißt: Wir müssen bei diesen Objekten weiterhin schauen, dass wir das aufarbeiten können. - Und das, obwohl wir, die GRÜNEN, das 1996 bereits eingebracht haben! 

Wahr ist, dass es diese überhöhten Mieten für die Mieter gibt, wenn von ihnen SPÖ-Lokale mitbezahlt werden müssen. - Sie haben so etwas Ähnliches wie ein Plebiszit in den Gemeindebauten durchgeführt, denn Sie sagen uns öfters - wir müssen das öfters hören -: Ausländer und Ausländerinnen in den Gemeindebau, das geht nicht, denn das wollen die Leute dort nicht. - Wenn die SPÖ im Gemeindebau eine Befragung machen würde, ob irgendjemand, der dort wohnt, die SPÖ-Lokale, die sich im Erdgeschoß befinden, mitfinanzieren möchte, dann würde sie, glaube ich, kaum eine große Mehrheit bekommen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das Kontrollamt wird das weiterhin überprüfen, und wir hoffen, dass Sie dann irgendwann die richtigen Schlüsse ziehen. Nicht, dass wir im Jahr 2006, in fünf Jahren, dieselben Punkte wieder hier besprechen können. Ich fordere Sie noch einmal dazu auf, mehr von Ihrer Demut und weniger von Ihrem Projekt "AdaM" - "Arroganz der absoluten Macht" - zu zeigen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bin nicht einverstanden mit Titel und Inhalt dieser Aktuellen Stunde. Dieser Titel bedeutet eigentlich, dass die Freiheitlichen die anderen Parteien in die Geiselhaft nehmen wollen, um mit ihnen auf die Sozialisten hinzuprügeln. Das aber ist absolut nicht Sinn und Inhalt einer Aktuellen Stunde. Eine Aktuelle Stunde soll Themen allgemeinen Interesses einer politischen Diskussion unterziehen. (GR Mag Helmut Kowarik: Das ist allgemeines Interesse!) Ihr Sinn ist nicht, hier politisches Parteien-Hickhack auszutragen und das schon im Titel dieser Aktuellen Stunde anzuführen. (GR Heinz Christian Strache: Ihr seid ja gar nicht in der Koalition!) Es ist ein schlechter Stil, wenn hier am Beginn einer wichtigen Sitzung demokratiepolitische Instrumente und Werkzeuge dazu verwendet werden, parteipolitisches Kleingeld zu machen. Sie dürfen sich daher nicht wundern, wenn manche Medien und natürlich insbesondere auch die SPÖ ebenso unqualifiziert erwidern. 

Insofern als es allerdings um die allgemeine Frage geht, wie Machtträger mit den Mitteln der Allgemeinheit umgehen, kann man der SPÖ natürlich einiges vorwerfen - sowohl aus der Historie als auch, wie schon jetzt absehbar, für die Zukunft. (Rufe bei den GRÜNEN: Historie!) Historie - ja, Entschuldigung! Wenn ich Sie jedes Mal einzeln berichtigen würde, wenn Sie einen Unsinn sagen, dann käme ich aus dem Plappern gar nicht mehr heraus. - Dazu gibt es bei den Sozialisten tatsächlich einiges zu bemerken - ich nenne nur drei Punkte -: 

Das ist zum einen der unselige Amtsrat, bei dem die leitenden Beamten dieser Stadt in der Löwelstraße antreten, um Informationen abzugeben und Befehle entgegenzunehmen. (Ruf bei der SPÖ: Das ist ja unglaublich!) - Das gibt es wiederum.

Das sind zum anderen die Methoden der sozialistischen Personalvertreter. Wenn es zwar nicht unbedingt so ist, dass man bei der Gemeinde Wien ohne Parteibuch keinen Job bekommen kann, so ist es doch zumindest der "ganz normale Schwachsinn", so kann man sagen, dass diese Personalvertreter am ersten Tag schon dastehen und anklopfen, um wegen dem dementsprechenden Parteibuch nachzufragen.

Ein weiteres Beispiel wäre der Festplatz auf der Donauinsel, der um Steuergeld befestigt und hergerichtet wird, nur damit das Donauinselfest der Sozialisten dort ordentlich durchgeführt werden kann. (GR Christian Oxonitsch: Sie wissen aber schon, dass da die Stadt ...?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind Geschichte und Auswirkungen einer absoluten Mehrheit, die absolut nicht erträglich sind! (Beifall bei der ÖVP.)

Davon hat sich die Koalition geradezu wohl tuend unterschieden. Es war kein "Flirt", wie Sie gesagt haben, es war maximal eine Vernunftehe, sonst war es nichts. Aber es war zumindest keine "mir san mir"-Mentalität mehr in diesem Hause festzustellen. Es gab eine Diskussion, die großteils durch Toleranz der beiden Regierungspartner geprägt war, und es gab ein Regierungsprogramm, nach dem sich die Öffentlichkeit auch richten konnte und sehen konnte, wie gut es erfüllt wurde. Und hätten Sie nicht vorzeitig den Vertrag gebrochen, dann wäre es auch zur Gänze erfüllt worden. 

Heute ist der Informationsausschluss schlimmer, als er je zuvor war. Ich darf nur einige Beispiele nennen: die GEWISTA; die Holding-Aktivitäten, die Sie schon im Hinterkopf haben; der ÖPNV-Vertrag, der in irgendeiner Form hier dargelegt wird, nachdem man nicht gewusst hat, kommt er oder kommt er nicht, ist die EU damit einverstanden, und dergleichen mehr. 

Es geht hier aber um Milliarden und nicht nur um einige Millionen wie bei jenem Punkt, den Sie als so wichtig angeführt haben. Dagegen ist die Frage der Parteilokale ja nahezu harmlos. Sie zeigt allerdings - und das muss man schon sagen -, dass, bevor diese berühmte Kommission die Kosten abschätzen sollte, die SPÖ sehr wohl sehr profitiert hat, denn sonst hätten dann nicht 60 Parteilokale zurückgegeben werden müssen, weil sie der SPÖ, wenn ihr dafür die normalen Kosten in Rechnung gestellt worden wären, zu teuer gewesen wären. - Es ist noch immer so, dass von den 453 Mietlokalen dieser Art 424 von der SPÖ benützt werden - zum Teil noch immer zu nicht ganz ordentlichen Kosten, denn immerhin hat das Kontrollamt berechnet, dass hier 60 000 S minus 23 000 S pro Monat zu wenig berechnet werden und dass von der MA 23 um 109 000 S zu wenig für solche Lokale berechnet werden. 

Ich möchte aber eines dazusagen: Es ist nicht schlimm, dass der Mieter SPÖ sich nicht um eine Erhöhung der Miete kümmert. Das kann man der SPÖ wirklich nicht vorhalten. Schlimm ist der Zustand der Verquickung der Machtträger mit den Instrumenten der Macht, mit der SPÖ und der Beamtenschaft dieser Stadt. Diese Verquickung ist schlimm und die werden wir auch immer wieder aufzeigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wohl tuend ist angesichts dessen, dass es das Kontrollamt gibt und auch, dass die Möglichkeit, solche Prüfungen durchführen zu lassen, nunmehr auch ein Minderheitenrecht darstellt. Das ist auch von der Volkspartei erkämpft worden.

Ich komme zum Abschluss und zum Fazit: Wo Sozialisten regieren, kommt es zu einer Verschiebung von Mitteln an ihre Anhängerschaft. Das ist der Sinn des Sozialismus: von den einen umzuverteilen auf die anderen. Wo Sozialisten alleine regieren, wird das umso schlimmer. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Sonja Wehsely: Das ist unfassbar! Unerhört!) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Reindl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Objektiv ist festzuhalten, dass das Kontrollamt bei der Vermietung von Lokalen an Parteien und Parteiorganisationen eine genaue Prüfung durchgeführt hat und im Wesentlichen keine Beanstandungen festgestellt hat. Die Verträge betreffend die SPÖ-Zentrale in der Löwelstraße sind zu 100 Prozent wasserdicht. Dass Sie damit nicht glücklich sind, haben wir erwartet. Tatsache ist aber, dass korrekt eingestuft worden ist.

Auch in 99 Prozent der anderen Fälle ist eine vollkommen korrekte Mietzinsvorschreibung vorgenommen worden. Vier Lokale müssen neu bewertet werden: eines der FPÖ, eines der ÖVP, eines der KPÖ und eines der SPÖ. (GR Johann Driemer: Schau, schau!)

Ich darf auch erwähnen, dass der Herr Wohnbaustadtrat schon im Jahr 1997 die Aufarbeitung aller Verträge durch eine hochrangige Kommission in Auftrag gegeben hat und dass seit 1997 laufend Adaptierungen erfolgten.

Es ist auch zu erwähnen, dass die jetzige Mietzinsregelung sehr nachteilig für eine Reihe von sozialen Institutionen ist, für eine Reihe von Institutionen, die das soziale Leben im Gemeindebau lebenswert machen. Es ist auch nicht zu verstehen, warum die Milchfrau, warum ein Kleingewerbebetrieb oder auch eine politische Organisation, ein Kindergarten oder gar das Rote Kreuz genauso viel Erhaltungsbeitrag zahlen müssen, wie zum Beispiel eines der berühmten Wettbüros.

Daher fordern wir eine Verländerung des Mietenrechts, um hier unseren kulturellen und gesellschaftlichen Besonderheiten gerecht werden zu können.

Meine Damen und Herren! Wir haben heute auch erlebt, was es heißt, wenn die Arroganz der Macht, die es auf Bundesebene gibt, hier offensichtlich total auf die Seite geschoben wird. Wir haben es heute hier meiner Meinung nach, sowohl von Seiten der ÖVP als auch von Seiten der FPÖ, mit einem plumpen Ablenkungsversuch zu tun, mit dem die Themen, die uns im Moment in Österreich und auch hier in Wien beschäftigen, aus dem Bewusstsein verdrängt werden sollen. Wir haben ja gehört, dass sich die hier vorgebrachte Kritik insofern reduziert, als die vom Kontrollamt getroffenen Feststellungen für uns sehr positiv ausgefallen sind. Aber es soll hier Ablenkung betrieben werden, damit die Probleme der FPÖ nur mehr eine tagespolitische Randnotiz sind. 

Was kann man denn von der FPÖ in den Zeitungen lesen? - "Oft billiger als ihr Ruf", "blaue Schlangenlinie", "FPÖ ein Bild des Jammers", "FPÖ kommt nicht zur Ruhe", "Vibrationen in der FPÖ" und "der gestrauchelte General". - Wer solch eine Kritik hat, bei dem verstehe ich es, dass er heute in der Aktuellen Stunde ein Ablenkungsmanöver durchzuführen versucht. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des GR Heinz Christian Strache.) 

Es ist aber auch so, dass Sie, meine Damen und Herren, die Menschen hier in Wien täuschen: Die FPÖ hat jahrelang die Sicherheit plakatiert. Heute ist die FPÖ jene Partei, die gemeinsam mit der ÖVP in Wien die Sicherheit massiv reduziert, indem Wachzimmer zugesperrt werden, indem der Kommissariatsdienst reduziert wird. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja nicht!) Das alles führt dazu, dass die Sicherheit in unserem Land, in unserer Stadt total reduziert wird. 

Auch die Ministersekretäre finden ja, wie bereits gesagt wurde, immer wieder entsprechende Erwähnung in den Medien, was dann auch immer dazu führt, dass die FPÖ sich mehr oder weniger abduckt und sagt, das stimme alles nicht.

Auch wenn man sich die Versprechen anschaut, die Sie in der Öffentlichkeit abgeben, und dann das, was daraus geworden ist - Unfallrentenbesteuerung, Ambulanzgebühren, den kleinen Leuten wird durch eine absolut hohe Abgabenquote, die höchste in der Zweiten Republik, das Geld aus der Tasche gezogen -, versteht man sehr gut, dass Ihnen die positiven Themen fehlen. Daher versuchen Sie in altbewährter Manier, auf alle anderen und vor allem auf die SPÖ hier in Wien loszuschlagen.

Weil Sie das Jahr der Restitution und die "Golden Age"-Siedlung angesprochen haben: Eines verstehe ich in diesem Zusammenhang nicht, nämlich warum Sie heute einen Antrag auf Prüfung im Kontrollamt einbringen und auf der anderen Seite voriges Jahr dem Verkauf des Grundstücks, auf dem diese Anlage steht, an die GESIBA zugestimmt haben, was sozusagen die Basis dafür war, dass die Bewohner des Grundstücks dieses dann auch der GESIBA abkaufen konnten. Dafür gibt es eine Entscheidung der Schlichtungsstelle, es ist alles objektiv und offen vonstatten gegangen. Es ist daher überhaupt nicht einzusehen, warum Sie daraus wieder irgendein politisches Kapital schlagen wollen. 

Alles in allem: Sie nutzen die heutige Aktuelle Stunde, um politisches Kleingeld zu machen und in der Hoffnung, dass Sie wieder mit ein paar positiven Nachrichten in der Medienlandschaft unterkommen. Ich garantiere Ihnen: Das wird nicht so sein! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke Herrn GR Mag Reindl. - Ich bitte nun Herrn GR Dipl Ing Margulies zum Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Hätte ich den Kontrollamtsbericht geschrieben, dann müsste ich mich jetzt zu einer tatsächlichen Berichtigung melden. Wenn jemand hier herausgeht und behauptet, eigentlich seien keine Mängel festgestellt worden, so wie das Herr Reindl gemacht hat, dann lässt das wohl nur einen Schluss zu: Entweder er hat den Bericht nicht gelesen oder er hat ihn nicht verstanden.

Ich zitiere nur ganz kurz zwei Passagen - und so geht es dann den ganzen Bericht hindurch weiter -:

"In allen Fällen war nach Meinung des Kontrollamts Handlungsbedarf der jeweils zuständigen Dienststellen gegeben. So werden zum Teil Begutachtungen und Korrekturen erforderlich sein. In einigen Fällen wird auch die Vorschreibung entsprechender Nachzahlungen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten zu veranlassen sein." - Seite 11.

Seite 24: "Schließlich fiel noch die Aufteilung einer Gesamtfläche von 471 Quadratmetern zwischen einem Parteilokal beziehungsweise einem Pensionistenklub im Verhältnis 389 zu 81 Quadratmetern statt richtig 196 zu 274 Quadratmetern auf. Darüber hinaus lag in diesem Falle eine nicht zulässige Befreiung von der erhöhten Mietzinszahlung nach § 18 Mietrechtsgesetz für das Parteilokal vor."

Herr Reindl! So geht es den ganzen Kontrollamtsbericht hindurch weiter! Und da zu sagen, das Kontrollamt habe nichts festgestellt! - Meinen Sie das tatsächlich ernst? 

Es geht nicht nur um den Kontrollamtsbericht. Ich möchte hier noch einen Gedanken von Ihnen fortsetzen. Sie haben gesagt, die FPÖ lenkt ab. - Möglicherweise tut sie das, aber es ist mittlerweile ja schon gang und gäbe, dass, wer im Glashaus sitzt, sehr wohl auch mit Steinen werfen darf. Einzig und allein bei uns GRÜNEN ist es so, dass wir weder auch nur ein einziges Parteilokal in einem Gemeindebau haben, noch irgendwelchen Ministersekretären Gehälter verschaffen, die ins Unermessliche steigen. - Nichtsdestotrotz ist die Kritik der FPÖ an Ihnen in diesem Punkt richtig. Die Vorwürfe, die seit Jahren bestehen, werden in der neuen "Demut" der Machtausübung nicht irgendwie außer Kraft gesetzt, die Kritikpunkte nicht beseitigt oder verbessert, ganz im Gegenteil: Alles geht weiter seinen gewohnten Gang.

Jetzt kommen wir ganz kurz zur Löwelstraße. Es stimmt ja wahrscheinlich - vielleicht ist das irgendwie nicht so richtig überprüft worden -, man könnte wahrscheinlich sagen, die 26 S Miete in der Löwelstraße sind wahrscheinlich angemessen. Wie ist denn die Lage der Löwelstraße? - Es ist eine extrem schlechte Lage: Das Haus versteckt sich hinter dem Burgtheater, es ist vom Ring aus nicht zu sehen, es gibt keinen U 1-Anschluss! - In Wirklichkeit ist das das Zentralste in Wien! Und dann stellt man sich her und sagt, 26 S pro Quadratmeter sind in Ordnung! (GR Mag Sonja Wehsely: Mietrechtsgesetz!)

In Wirklichkeit muss ich Ihnen eines sagen: Auf Bundesebene haben Sie gemeinsam mit der ÖVP die Mietzinsobergrenzen abgeschafft und auf Wiener Ebene gibt es seit Jahren jede Menge Mieter und Mieterinnen, die einen weit höheren Mietzins in einer viel schlechteren Lage zu bezahlen haben, die einen weit höheren Mietzins zu zahlen haben, obwohl ihre soziale Situation bei weitem nicht jener der Wiener SPÖ entspricht. 

Letztendlich - und da komme ich zur Löwelstraße zurück - geht es hier nicht unbedingt um eine rechtliche Frage. (GR Godwin Schuster: Sondern? Ist das Mietrecht keine Rechtsgrundlage?) Ich räume Ihnen ein, dass möglicherweise im Bereich der Löwelstraße rechtlich alles korrekt ist. Aber wenn die Gemeinde Wien - und wir haben eine absolute SP-Mehrheit, die es nicht schafft, in Wien die Obdachlosigkeit zu verhindern, die es nicht schafft, in Wien ausreichend günstigen Wohnraum für alle Menschen in dieser Stadt zur Verfügung zu stellen -, wenn diese Stadt Wien an die mit absoluter Mehrheit regierende Partei SPÖ die Löwelstraße um 26 S pro Quadratmeter vermietet, dann ist das vielleicht rechtlich okay, aber seitens der SP in höchstem Maße unanständig. Es ist schlicht und einfach unanständig und ich würde Sie ersuchen, diesen Missstand schnellstmöglich zu beseitigen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Als der Herr Bürgermeister anlässlich der Regierungserklärung hier in diesem Hause von Demut gesprochen hat, muss er offenbar bei La Rochefoucauld nachgeschaut haben. Da steht nämlich Folgendes: "Die Demut ist oft nichts anderes als eine vorgespiegelte Unterwerfung, um andere zu unterwerfen. Es ist ein Kunstgriff des Stolzes, der sich erniedrigt, um sich zu erhöhen." (Heiterkeit des GR Mag Wolfgang Gerstl.) - Ich kann eigentlich damit schon fast aufhören, möchte aber mit einigen Beispielen belegen, dass hier offenbar im Zusammenhang mit einer Definition von Demut der Falsche gesucht wurde. Ich behaupte: Ein Benke macht noch keine Roßau. Er macht aber ein sehr bezeichnendes Bild der Arroganz von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Tatsache ist, dass das, was sich zuletzt gestern im Fernsehen gezeigt hat, ein Höhepunkt, ein markanter Ausdruck einer sozialdemokratischen Überheblichkeit ist. Während StR Schicker bereits im Fernsehen bekannt gibt, dass das nicht haltbar ist, stellt sich Herr BV Benke zu dieser Spur hin und bedauert, dass das wieder zurückgenommen wird, indem er erklärt, sein Experiment müsste nur lange genug durchgeführt werden, damit alle draufkommen, dass das der richtige Weg ist! (GR Christian Oxonitsch: Und? Was ist der Schluss?) Wenn Herr Benke dann am Schluss auch noch behauptet, dass die entstandenen Kosten vom Bund zu bezahlen sind, dann zeigt das eigentlich genau jene Einstellung und Überheblichkeit, mit der sozialdemokratische Politiker - vielleicht oder hoffentlich nicht alle, aber, wie hier an einem Beispiel bezeichnend zum Ausdruck kommt, doch in einer sehr deutlichen Art und Weise - mit der Wirklichkeit umgehen. 

Ein zweites Beispiel: das Rabenhoftheater. Auch hier das Possessivverhältnis ... (Das rote Licht am Rednerpult blinkt.) - Vielleicht kann man dieses Licht abdrehen! Das irritiert mich - vielleicht deshalb, weil es auch rot ist. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 

Auch beim Rabenhoftheater haben wir es mit einem klassischen Possessivverhältnis der SPÖ zu dieser Stadt und zur Kultur zu tun. Es war eine rein parteipolitische Überlegung, hier eine Subventionierung mit rund 9 Millionen S durchzuführen, der im Bereich aller anderen Klein- und Mitteltheater überhaupt nichts Vergleichbares gegenübersteht und durch die natürlich hier Ungerechtigkeiten geschaffen werden. Warum also geschieht so etwas? - Ausschließlich aus parteipolitischen Überlegungen!

Die Beispiele in diesem Bereich ließen sich fortsetzen. Ich denke etwa an Public Netbase. Es ist überhaupt keine Frage: Die Subventionierung war sichergestellt. Es war nur zu wenig! Es mussten jetzt 6 Millionen zusätzlich sein! - Auch hier ein lebendiges Beispiel rein parteipolitischer Überlegungen, weit entfernt von objektiven Vergabe- und Spielregeln. (GR Christian Oxonitsch: Und wo ist da der Hund?)

Oder: Der Eisring Süd ... (GR Christian Oxonitsch: Wo ist da der Konnex? Wenn der Bund nicht mehr zahlt!) - Das kann ich Ihnen sagen - obwohl das meine Zeit kostet -: Es hat Zusagen gegeben ... (GR Christian Oxonitsch: Welche Regierung hält sich denn nicht daran?) Nein: Es hat Zusagen gegeben zwischen der SPÖ und Public Netbase, dass Public Netbase im Wahlkampf hilfreich zur Seite springen und gegen die ungeliebte Bundesregierung Maßnahmen über das Internet setzen würde. (GR Godwin Schuster: Die ÖVP wollte maßregeln! Kritik muss bestraft werden! - GR Christian Oxonitsch: Mundtot machen war die Zielsetzung!) - Wer sich die Internetseite je angeschaut hat, weiß, dass das so war. - Und das habt ihr mit 6 Millionen S belohnt! - Das hat mit Kulturpolitik überhaupt nichts zu tun - es wurde auch nie so argumentiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Eisring Süd: Nach Angaben der MA 51 sind dort Sanierungsmaßnahmen in einem Ausmaß zwischen 20 und 30 Millionen S notwendig. Beschlossen wurden 20 Millionen S zur Sanierung. Und jetzt kommt's: 10 Millionen S zur Erhaltung des Betriebs und für das Personal, damit in einem Jahr der Eisring Süd auch betrieben werden kann. Das bekommt die Stadthalle, weil diese dort der Betreiber ist. - Alle Dachverbände, Sportverbände würden sich freuen, auch nur annähernd zusammen auf eine ähnliche Summe zur Erhaltung ihrer Sportanlagen zu kommen! - Auch hier also, wie wir deutlich sehen, eine klassische Form von parteipolitisch motivierter Geldvergabe oder Förderung, der keine vergleichbaren Beispiele gegenüberstehen und die nach objektiv überhaupt nicht nachvollziehbaren Regeln erfolgt. Das ist ein Ausdruck einer sozialdemokratischen Überheblichkeit!

Lassen Sie mich abschließend noch das Beispiel der Holding erwähnen. Auf die Frage, was hier mit der Holding passiert, wird in der Presse zitiert: "Wir wissen davon nichts." - Büro Rieder. - "Dazu können wir nichts sagen." - Büro Häupl. - Tatsache aber ist, dass es hier offenbar nur um eine Angst geht, weil nämlich hier in diesem Hause über finanzielle Zuwendungen, über Zuschüsse in der Höhe von 300 Millionen S nicht diskutiert werden soll. Nur darum geht es bei dieser Angst, und Herr StR Rieder hat das sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, indem er faktisch nach dem Motto "auch das Rathaus ist kein Sakralwert" angedeutet hat, dass es sich hier sozusagen um eine sozialdemokratische private Überlegung einer Reideologisierung, einer neuen Form der Verstaatlichung handelt. 

Diese Beispielliste ließe sich fortsetzen. Ich schließe damit, dass ich Ihnen empfehle, nachzulesen, was Spinoza über den Begriff Demut sagt: "Demut ist, wenn jemand ohne Verlangen, hoch geachtet zu werden, seine Unvollkommenheit erkennt." 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Entschuldigung, Herr Kollege Strobl, Sie haben jetzt durch die Irritierung des roten Lichts länger gesprochen als fünf Minuten. Es war auch Herrn Kollegen Kusta nicht möglich, dieses auf die genaue Zeit einzustellen. - Nur das möchte ich sagen. Ich entschuldige mich, aber Sie müssen aufhören! - Danke schön. (Heiterkeit bei der ÖVP und Beifall bei der ÖVP für den das Rednerpult verlassenden GR Walter Strobl. - Vorsitzende GR Josefa Tomsik und der Leiter des Landtagsbüros, RegR Sven Kusta, versuchen neuerlich, die Uhr für die Redezeit neu einzustellen. - GR Mag Christoph Chorherr: Wir können eine Armbanduhr herborgen!)

Die Technik beweist uns: Frauen gehören in technische Berufe! In meinem nächsten Leben werde ich Uhrmacherin, damit ich mich da auskenne! 

Ich darf nun Herrn Kollegen Strobl ... (Ruf: Nein, Wagner!) - Entschuldigung: Herrn Kollegen Wagner um seine Wortmeldung bitten. (Heiterkeit bei der ÖVP.) - Man sieht, wie leicht man eigentlich erheitern kann. - Danke schön.

Herr Kollege Wagner, bitte! 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich danke Ihnen für den spannenden Auftritt. Ich werde versuchen, auf die Uhr zu schauen, damit Sie nicht technische Probleme bekommen. 

1996 sprachen vom "roten Wien" eigentlich nur noch die Fremdenführer, wenn sie den Geist des Karl-Marx-Hofs erklärten oder wenn sie den Gästen aus aller Welt sagten, dass in Wien am 1. Mai die Straßenbahn nicht mehr fährt. Für die SPÖ ist damals ein sehr dramatischer Verlust bei den Wahlen eingetreten und sie hat ihre absolute Herrschaft verloren. Manche haben gemeint, Wien wird jetzt wirklich nicht mehr rot sein. Die ÖVP hat es aber ermöglicht, Wien weiterhin in der Macht der SPÖ zu behalten. Nur: Einige im nichtsozialistischen Lager haben schon die Vermutung gehabt, dass Wien jetzt golden wird, wie der Erdball auf der Sezession oben, dass es hübsch und sicher werden wird. Manche haben gesagt: Rot? - Nein! Die SPÖ hat doch die Wahl verloren!

Seit dem 25. März 2001 ist wieder alles anders. An diesem Abend trat Bgm Häupl vor die Kameras und verkündete stolz zweimal "Demut" - ein "Freundschaft" ist ihm nicht über die Lippen gekommen, auch keine sonstige rote Parole. Daher hat er auch entsprechenden Applaus eingeheimst. 

Diese Demut und diese Bescheidenheit haben allerdings nur eine Wahlnacht gedauert. Die Freunderlwirtschaft ist an die Stelle der Demut getreten und die neue Bescheidenheit wurde von der alten Begehrlichkeit abgelöst. 

Der Ex-Bürgermeister Leopold Gratz hat am Wahltag auch etwas ganz Interessantes gesagt. Er hat gemeint, jetzt seien die "natürlichen Verhältnisse" wieder hergestellt. 

Diese kennen wir zur Genüge, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich zitiere: "Proporz und Postenschacher in einem zynischen, zutiefst unehrlichen und menschenverachtenden System." - Dieses Zitat stammt vom früheren Verstaatlichten-Manager Klaus Woltron, einem besonderen Kenner des Systems, und er machte diese Feststellung anlässlich des Selbstmords des Kontrollbank-Vorstandsdirektors Gerhard Praschak. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Heinz Hufnagl: Die Kontrollbank steht aber nicht unter dem Einfluss der Stadt Wien!) Nein, aber die Karriere - das wissen Sie schon! - steht im Einfluss der SPÖ und war abhängig von der SPÖ. (GR Godwin Schuster: Kollege Wagner, wenn Sie schon von Proporz reden, dann schauen Sie doch, was ihr zurzeit macht!) Wenn Sie den Fall Praschak noch aufrollen wollen, dann werden wir das gerne für Sie tun. Ich habe nur jetzt nicht die Zeit dazu, aber ich kann gerne darauf zurückkommen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: ... Hatz! Es gibt nichts anderes mehr! Menschenhatz! Hoch qualifizierte Leute werden beseitigt, im wahrsten Sinne des Wortes!)  

Es hat sich an den Zuständen in Wirklichkeit seither nichts geändert. Es gab Millionensubventionen für Mitarbeiter des linksextremen "TATblattes", Herr Kollege Schuster. Sie kennen doch das "TATblatt": Das sind jene, die zu einem Boykott gegen die Polizei aufgerufen haben, wie damals Linksextremisten die Masten in Ebergassing gesprengt haben. Dieses "TATblatt" wurde mit 900 000 S subventioniert! (GR Godwin Schuster: Von wem?) Vom AMS. (GR Godwin Schuster: Und mit wessen Zustimmung?) Wer beim AMS damals das Sagen hatte, wissen Sie, und wer dort auch heute noch das Sagen hat, das ist die SPÖ! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: ... Geschichten sind das!)  

Herr Kollege! Es gibt vom Kontrollamt nachgewiesene Bauskandale: Kostenexplosionen, freihändige Vergaben statt gesetzlicher Ausschreibungen. (GR Mag Sonja Wehsely: Meinen Sie den Haupt?) Eine Verdreifachung der Baukosten allein beim Innenhof des Historischen Museums ist das letzte Beispiel. (GR Mag Sonja Wehsely: Meinen Sie die Frau Forstinger? Oder wen meinen Sie denn?) Es existieren Gebäudeversicherungen, die ohne Ausschreibung abgeschlossen wurden. 11 Millionen S zu viel zahlen die Mieter pro Jahr an Versicherungsprämien! Zufälligerweise sitzt in der Versicherung in der obersten Etage ein Ex-Bürgermeister von Ihnen.

Das sind die Zustände, die jemand beklagt und bejammert, wenn er sieht, wie es im roten Wien zugeht! Es gibt auch Billigstmieten von 26 S pro Quadratmeter, die heute schon angesprochen worden sind (GR Godwin Schuster: Unrechtmäßig oder nicht?), und es gibt offensichtlich auch Genossen, die - wie manche gemeint haben: "Golden Age" ist das goldene Wien - es sich gerichtet haben (GR Godwin Schuster: Mit Zustimmung der FPÖ!) im geförderten Villenverkauf. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! - Haben Sie jetzt die Uhr vorzeitig ausgeschaltet? (Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Nein, nein, ... !)   Nein. Ich bin also noch in der Zeit. Gut. (Rufe bei der SPÖ: Sie haben doch selbst eine Uhr! Sie haben doch gesagt, Sie schauen!) 

Es ist Ihnen noch vieles zu sagen und es wird noch Gelegenheiten dazu geben. Was aber den Zustand Ihrer Partei betrifft, so hat Hannes Androsch ihn am 24. August treffend beschrieben, indem er sagte - ich zitiere -: "Der Zustand der SPÖ ist erbärmlich." - Dem habe ich nichts hinzuzufügen. Es ist auch heute so. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Scheed zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Wagner hat mir jetzt meinen Einstieg "zusammengehauen", denn eigentlich wollte ich sagen: Angesichts des lauen Verlaufs dieser Aktuellen Stunde zeigt sich eigentlich, wie substanzlos das Ganze ist. - Aber mit seinen Abstrusitäten hat er tatsächlich für ein bisschen Stimmung im Raum gesorgt. 

Es ist, wenn man den Verlauf dieser Debatte verfolgt, in der Tat interessant, in welcher Bandbreite die Attacken stattfinden. Da beschwert sich eine Fraktion über Dinge, an deren Durchsetzung sie selbst beteiligt war und bei deren Beschlussfassung im zuständigen Ausschuss sie selbst positiv mitgestimmt hat. 

Die anderen wiederum beschweren sich darüber, dass das Mietrechtsgesetz gemäß dem rechtsstaatlichen Grundsatz, wonach vor dem Gesetz alle gleich sind, blöderweise auch für Parteien und damit auch für die SPÖ gilt. Da wird mit Unmoralität argumentiert und in Bausch und Bogen sozusagen gleich jeder mitgenommen, der eben nach 1945 einen Mietvertrag abgeschlossen hat. 

Ich habe mir bei der Vorbereitung für diesen Redebeitrag diese Überschrift "Alte Begehrlichkeit statt neuer Bescheidenheit" auf der Zunge zergehen lassen, und irgendwie konnte ich nicht umhin, Verantwortung mit Verantwortung zu vergleichen. Da habe ich mir gedacht: Das Einzige, was an diesem Titel stimmt, ist eigentlich das Wort "alt". Ich kann mich nämlich noch daran erinnern, dass die FPÖ sehr oft mit dem Begriff der "Altparteien" agiert hat und damit Dinge wie zum Beispiel den Proporz in Verbindung gebracht hat. Wenn man sich die Regierungspraxis der FPÖ heute anschaut, dann kann man sagen: Gemessen an dieser Diktion ist sie vorzeitig gealtert, und zwar in einem Tempo, das dem Guinness Buch der Rekorde durchaus gerecht werden würde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man von Begehrlichkeiten spricht, dann zahlt es sich nämlich aus, ein bisschen auf die Relationen zu schauen: Da wird in dieser Frage, die die Wiener SPÖ betrifft, von 7 Millionen S gesprochen. Und dann sehe ich, dass es da in einem anderen Bereich offensichtlich Begehrlichkeiten nach sehr interessanten Positionen und Einflusssphären gab. Ich nenne nur das Stichwort "ÖIAG", wo man sich die Ablöse der Aufsichtsräte für die Begehrlichkeit der eigenen Freunde und Freunderln einen dreistelligen Millionenbetrag kosten hat lassen! Ich weise nur darauf hin, wie schnell die Umfärbung im Interesse der Begehrlichkeiten der FPÖ-Freunde bei den Aufsichtsräten der ÖBB und bei den Aufsichtsräten des Verbundes gegangen ist. Bei der ASFINAG lässt man einen Geschäftsführer eineinhalb Jahre lang bei vollen Bezügen spazieren gehen, um die Begehrlichkeit eines Freundes entsprechend zu befriedigen. 

Wenn es darum geht, über Verteilungswirkungen zu reden, dann ist das der Punkt, wo ich sage: Sehr gerne! Da steigen wir ein! - Die bisherigen Verteilungswirkungen dessen, was diese Bundesregierung umgesetzt hat, zu Lasten von Arbeitnehmern in diesem Land haben ein Ausmaß von 43 Milliarden S! - 43 Milliarden S! Das ist das größte Umverteilungsprojekt von unten nach oben, das es in der Zweiten Republik jemals gegeben hat!

Weil zuerst das Stichwort AMS gefallen ist, gleich noch eine Anmerkung dazu: In einem Zeitraum von zwei Jahren zieht die Bundesregierung 37 Milliarden S aus dem AMS heraus! Sie nimmt den Versicherten in der Arbeitslosenversicherung ihre Beiträge weg, um das ideologische Ziel eines Nulldefizits mit aller Gewalt, ohne Rücksicht auf volkswirtschaftliche Interessen und auf die Interessen der Menschen in diesem Land, zu verwirklichen, und stürzt damit das AMS in ein Defizit. Dann geht sie her und sagt: Wer hat denn dort das Sagen? - Ach, das sind lauter Rote! 

Wir nehmen euch also das Geld weg, stürzen euch in ein Defizit und werfen euch dann Misswirtschaft vor! - Meine Damen und Herren! Das ist ein so durchsichtiges politisches Manöver, dass es schon fast wehtut! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich denke, solche Aktuelle Stunden haben eine wunderbare Funktion. In Wirklichkeit dokumentieren sie das, was die Wienerinnen und Wiener wissen: dass nämlich dort, wo Sozialdemokraten Verantwortung tragen, hervorragende Arbeit geleistet wird und Wien eine der am besten verwalteten Hauptstädte der Welt ist. Die Wienerinnen und Wiener werden durch solche Vorgangsweisen tagtäglich motiviert, dafür zu sorgen, dass in dieser Stadt freiheitliche Verantwortung nicht zum Tragen kommt, und sie werden das mit dem Stimmzettel in der Hand bei der nächsten Wahl sicher auch tun. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 6, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 9 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 11 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 Anträge eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRe DDr Bernhard Görg, Dr Wolfgang Ulm und Mag Wolfgang Gerstl wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister, betreffend umgehende Rückgängigmachung der Fahrbahnverengung auf Grund der Einrichtung einer Parkzone auf der dritten Fahrspur auf der Roßauer Lände, gerichtet. 

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung des dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des dringlichen Antrags unterbrochen.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat gemäß § 73 Abs. 6a der Wiener Stadtverfassung ein Ersuchen, betreffend Überprüfung des Verkaufs von Stadtvillen in der "Golden-Age-Siedlung" an SPÖ-Parteimitglieder, an das Kontrollamt gerichtet. 

Ich werde dieses Ersuchen an das Kontrollamt weiterleiten.

Von Bezirksvertretungen wurden gemäß § 104 der Wiener Stadtverfassung drei Anträge an den Gemeinderat gerichtet. Den Fraktionen wurden diese Anträge mit den entsprechenden Zuweisungen bekannt gegeben.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 4, 7 und 8, 10 bis 13, 15, 17 und 18, 20 bis 23, 25, 26 und 28 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 29 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 24, 27, 5, 19, 30, 6, 9, 14 und 16. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung (PrZ 678/01-MDBLTG), betreffend "Wien im internationalen und nationalen Verkehrsgefüge - Masterplan Verkehr - Positionspapier", zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, es ist heute ein guter Tag für die Wiener Verkehrspolitik. Ich meine nicht die Roßauer Lände. (Heiterkeit.) Diese Episode ist aus meiner Sicht erledigt, und ich denke, auch für die ÖVP. Sie können den - wie heißt das? - Spam Server, den Spam Mailer wieder abdrehen. Das Ding ist erledigt. Es ist in einer Form erledigt, dass der 9. Bezirk in seiner Verkehrsorganisation zu einer Verbesserung der Verkehrssicherheit vor der Kreuzung finden konnte. Leider kann ich dem Landeshauptmann von Niederösterreich nur einen Wunsch erfüllen. Die Parkspur ist abgeschafft, aber Park-and-ride-Plätze habe ich ihm dort leider keine lassen können. 

Ich denke auch, dass der Kollege Landesparteisekretär wieder besser schlafen kann, denn er hat ja dort eine Frühschicht im Zettel verteilen ablegen müssen. Das hat sich mittlerweile erledigt. (Beifall des GR Walter Strobl.)

Eine gute Situation für die Wiener Verkehrspolitik ist es aber deshalb, weil nahezu zeitgleich zu dieser Mitteilung der Spatenstich für die B 301 stattfindet und damit endlich nach vielen, vielen Jahren von Diskussionen, von Verzögerungen die Situation eintritt, dass der Ring um Wien um ein Viertel weitergebaut wird und wir damit nicht nur die Wienerwald-Autobahn, sondern auch die Verbindung zwischen der A 2 und der A 4 hergestellt bekommen.

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, ein Stück der Wiener Verkehrspolitik zu definieren beziehungsweise zur Diskussion zu stellen.

Wir haben 1993/1994 ein Wiener Verkehrskonzept beschlossen, das langfristige Zielsetzungen definiert hat, die noch heute Gültigkeit haben, nämlich:

Erstens. Der Mensch soll in der Stadt Vorrang haben.

Zweitens. Es soll der Verkehr umwelt- und sozialverträglich abgewickelt werden.

Drittens. Verkehrssicherheit, Sicherheit im Verkehr steht im Vordergrund.

Viertens. Die Umweltverbundverkehre, also der öffentliche Personennahverkehr, der Radverkehr und der Fußgängerverkehr, sollen Vorrang erhalten, und der Modal Split in Richtung öffentlicher Verkehr soll deutlich verbessert werden.

Die Situation seit der Beschlussfassung dieses Konzepts, das sich sehr bewährt hat und hinsichtlich dessen wir eine Fülle von positiven Ergebnissen festzustellen haben, hat sich aber auch deutlich verändert. Österreich ist der Europäischen Union beigetreten, die Nachbarstaaten stehen vor dem Beitritt zur Europäischen Union, womit sich gravierende Standortveränderungen für die Stadt Wien ergeben, die sowohl Chancen als auch Risken für unseren Wirtschaftsraum beinhalten.

Die Chancen liegen in den hervorragenden Möglichkeiten der wirtschaftlichen Entwicklung, in den Verbindungen über die bisher geschlossenen Grenzen, in der Integration in das südliche Zentraleuropa, in eine Wirtschaftsregion, die in der Zukunft wesentlich stärker und kräftiger sein wird, als sich das heutzutage andeutet.

Die Risken aber finden wir vor allem in der Situation, dass natürlich Transitverkehr über und um diese Stadt herum zustande kommen wird. Es erhebt sich daher die Frage des ausgewogenen Verhältnisses zwischen den wirtschaftpolitischen Entwicklungsmöglichkeiten, nämlich auf der einen Seite diese Chancen wahrnehmen zu können und auf der anderen Seite nicht unnötige Transitverkehre in diese Region hereinzuziehen.

Ein weiterer Punkt, der es notwendig macht, das Verkehrskonzept 1993/1994 heutzutage noch einmal in die Hand zu nehmen und zu überarbeiten - bei Beibehaltung der Zielsetzungen aus diesem damaligen Konzept -, ist, dass es auf europäischer Ebene und auf nationaler Ebene zu deutlichen Weichenstellungen kommen wird oder schon gekommen ist. 

Auf europäischer Ebene hat das Weißbuch zur Verkehrspolitik erst vor kurzem deutlich gemacht, dass die Revision der Transeuropäischen Netze ansteht, dass wir neue Definitionen der Transeuropäischen Netze bekommen werden und dadurch die Chance haben, dass das, was in einem ersten Lauf in den jetzt bestehenden Transeuropäischen Netzen nicht wirklich enthalten ist, nämlich die Integration Österreichs und Wiens in dieses Netz, nachgeholt werden kann, dass wir die Chance bekommen, in den Verhandlungen für ein neues Transeuropäisches Netz viele Verbindungen hineinzubekommen und vor allem die Knotensituation Wiens, die dann erst die wirtschaftspolitischen Möglichkeiten eröffnet, auch wirklich zu definieren und auf europäischer Ebene zu verankern. 

Ein weiterer Punkt ist die Verlängerung, besser gesagt, die anstehende Verlängerung des Transitvertrags mit der europäischen Union. Hier scheint die österreichische Bundesregierung nicht ganz so weit zu sein, dass sie die Positionen richtig unterbringen kann. Das zumindest ist der Eindruck, denn wenn nicht bald etwas passiert, dann wird dieser Vertrag mit 2003 auslaufen. Bisher waren wir nicht so betroffen davon, bisher hatten alle den Eindruck, Transitverkehr ist etwas, was die Tiroler angeht. Das, was auf uns zukommt, ist, dass der Transitverkehr auch ein Wiener Problem wird und die Wiener Situation sich entsprechend anzupassen hat. 

Ein weiterer Punkt ist die geplante Revision der Wegekostenrichtlinien der Europäischen Union, die uns wiederum neue Möglichkeiten eröffnet, was die Quersubventionierung von der Straße zur Schiene betrifft. 

Ein letzter Punkt auf europäischer Ebene, aber nicht minder gefährlich und problematisch für die österreichische und speziell die Wiener Situation, sind die Vorschläge zur Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Auf nationaler Ebene ergeben sich ebenfalls eine Fülle von Veränderungen oder sind solche zumindest angedacht. Eine davon ist der Generalverkehrsplan, der beim Verkehrsministerium in Diskussion und in Bearbeitung steht. Wir wissen noch nicht, was endgültig dabei herauskommt. Möglicherweise versandet es wie alle Vorgängerentwürfe, vielleicht passiert aber etwas, was man nicht für möglich halten sollte, vielleicht gelingt es, einen Generalverkehrsplan zustande zu bekommen, wofür sich Wien als Land, als Stadt rüsten sollte. 

Ein dritter Bereich ist die jetzt offenbar doch bevorstehende Einführung des Lkw-Road-Pricing. Auch hier gibt es Auswirkungen auf Wien, auch hier geht es darum, die Position Wiens deutlich und klar und rechtzeitig zu nennen und bekannt zu geben.

Besonders dramatisch seit ein paar Tagen: die Verländerung der Bundesstraßen B und die Ausweitung der Rolle der ASFINAG. Seit wenigen Tagen wissen wir, dass Bund und Länder diesen Weg endgültig beschreiten werden, dass die Bundesstraßen B den Ländern übertragen werden und somit eine komplett neue Situation in dem Verhältnis zwischen Bund und Ländern entsteht. Hier geht es auch darum, wie die Finanzierung zustande kommen kann und welche Möglichkeiten dann bestehen, hinsichtlich Verkehrssicherheitsmaßnahmen, Lärmschutzmaßnahmen bis hin zu Neubaustrecken überhaupt noch aktiv zu werden. 

Letztlich steht auch die Neuorganisation des Verkehrsverbunds Ostregion an, die im laufenden Jahr zu behandeln ist, und auch im Bereich der Österreichischen Bundesbahnen ist mit deutlichen Veränderungen zu rechnen, die nicht zum Vorteil dieses Unternehmens gereichen. Wenn die Punkte, die in der Regierungserklärung dieser blau-schwarzen Bundesregierung enthalten sind, umgesetzt werden, dann geht es an die Filetierung der Österreichischen Bundesbahnen und dann ist das von Nachteil für diese Stadt und für die Möglichkeiten, dass in dieser Stadt das öffentliche Verkehrsnetz ordentlich ausgebaut werden kann und wir einen Knoten Wien definieren können, der auch internationale Qualitäten hat. 

Unter diesen Voraussetzungen geht es darum, die Prinzipien für die neue Wiener Verkehrskonzeption zu definieren. Ich habe schon darauf hingewiesen: Die Zielsetzungen des Verkehrskonzepts 1993/1994 bleiben weiter aufrecht. Es wird weiterhin der Mensch im Vordergrund stehen, wir werden weiterhin die Sozial- und Umweltverträglichkeit der Verkehrspolitik nicht nur einfordern, sondern auch in ihrer Umsetzung betreiben, und wir werden auch versuchen, weiterhin die Verschiebung hin zum öffentlichen Verkehr und zu den Umweltverkehren zu betreiben, wie wir das nicht nur im Verkehrskonzept, sondern auch im Klimaschutzprogramm der Stadt Wien verankert haben. Auch das Klimaschutzprogramm wird als eine der Grundlagen für die künftige Wiener Verkehrspolitik anzusehen sein. 

Daraus ergeben sich folgende Grundsätze: 

Erstens. Nachhaltigkeit ist eines der Schlagworte, dass nicht nur in Local-Agenda-Prozessen Platz hat, sondern nachhaltige Mobilität hat auch etwas zu tun mit der großräumigen Mobilität, mit der regionalen Mobilität, und die Berücksichtigung von Klimaschutzprogrammen, die Berücksichtigung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen wird weiterhin im Vordergrund stehen. 

Zweitens. Es geht um Effektivität. Wir können uns lange Prozesse, die hohen zusätzlichen Kostenaufwand erfordern, nicht wirklich leisten. Wir sollten versuchen, hier rasch zu klaren Entscheidungen zu finden. 

Drittens. Es geht um die Akzeptanz. Das bedeutet Beteiligung der Bevölkerung, der Interessenvertretungen in der Entscheidungsfindung und die Erhöhung der Intensität und der Qualität von Informationen. 

Der vierte Punkt, der als Grundsatz verankert werden soll, ist die Kooperation. Die Region Wien ist wesentlich größer, als die Landesgrenzen das signalisieren, die Region Wien ist wesentlich größer, als das die Staatsgrenzen signalisieren. Wir müssen in der Kooperation so weit gehen, dass Bratislava ebenfalls mit einbezogen ist, dass wir Györ und Sopron mitbedenken und dass wir die Kooperationen auch mit Brünn finden. Wenn wir das schaffen, dann ist es auch möglich, dass wir in der Verkehrorganisation und in den Verkehrsrelationen das Ziel einer nachhaltigen Verkehrspolitik wirklich besser und nachhaltiger durchsetzen können. 

Es geht - fünftens - um Innovation, sowohl was die Organisation und die Finanzierung betrifft. Dass die öffentlichen Kassen alle nicht mehr besonders stark bestückt sind, ist vollkommen klar. Nichtsdestotrotz müssen und können wir auch Formen - etwa Public Privat Partnership - finden, wo durch die Involvierung, durch die Beteiligung privater Finanzquellen, die Finanzierung besser gesichert werden kann. 

Die Hauptziele sind daher eine Verminderung verkehrsbezogener Umweltbeeinträchtigungen, die Sicherung der optimalen inneren und äußeren Erreichbarkeit und der Ausbau des intermodalen Güter- und Personenverkehrsknotens. Dazu gehört auch, dass wir die modernen Formen von Verkehrsmanagementinstrumenten, intelligente Mobilitätsformen weiterhin beachten und natürlich in der Siedlungspolitik gemeinsam mit den Ländern Niederösterreich und Burgenland zu einer Form finden, die leistungsfähigen öffentlichen Verkehr auch zulässt. 

Wenn man dies alles zusammennimmt, zusammenzählt, dann kommt man zu einer Positionierung gegenüber der europäischen Verkehrspolitik, die ich im Folgenden kurz darstellen möchte. 

Wir müssen im Bereich der Transeuropäischen Netze klarzustellen versuchen, dass wir den Straßenring um Wien nicht nur als eine Entlastung für das Wiener Straßennetz benötigen, sondern dass das auch ein Bestandteil der europäischen Verkehrswege, der europäischen Verkehrsnetze ist. Wir müssen genauso klarstellen, dass die Schienenverbindung über den Flughafen zum Korridor V nach Sopron eine der internationalen Verkehrsverbindungen ist, die wir dringend benötigen.

Hier ein kurzer Blick auch auf die Frage Semmering oder andere Lösung Richtung Süden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Für die Wiener Verkehrspolitik und für die Absicherung des Standorts Wien ist es vollkommen egal, durch welchen Berg welche Röhre geht, durch welchen Berg welcher Zug fährt, wesentlich ist, dass wir eine rasche Verbindung, eine hervorragende Verbindung zur Adria finden, dass diese Südverbindung rasch hergestellt wird. Und wenn sich die beiden ÖVP-Landeshauptleute von Niederösterreich und der Steiermark nicht einigen können, dann werden wir halt über das Burgenland und über den ungarischen Teil zum Korridor V fahren und von dort an die Adria kommen. Dann wird das halt die Ausbauvariante sein, die früher, rascher und vermutlich auch kostengünstiger erreichbar wird. Dann stellt sich aber auch die Frage, ob ein Koralm-Tunnel, in den man 24 Milliarden S vergräbt, um eine Verbindung zwischen zwei kleinen Landeshauptstädten herzustellen, auch wirklich so viel Sinn macht. 

Ein wesentlicher Punkt ist aber - und das ist nicht nur für Wien interessant, sondern für die gesamte Ostregion und für die Wirtschaftskraft und die wirtschaftlichen Aktivitäten in diesem Staat -: Wir müssen versuchen, dass die Magistrale für Europa, die Verbindung von Paris nach Budapest, über Wien geht und dass wir die Chance bekommen, dass wir in Wien einen Knotenpunkt erhalten und dass sich die Donauachse, die Magistrale für Europa und die Pontebbana aus dem Süden beziehungsweise die Verbindung in den Norden - wenn Sie so wollen, die Bernsteinstraße, die Bernsteinverbindung - zur Ostsee auch tatsächlich in Wien treffen und die Wirtschaftskraft dadurch in dieser Region erhalten bleiben kann. 

Daher sollte die Bundesregierung alles unternehmen, damit wir diesen intermodalen Knoten Wien sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr ausbauen können. Da die Mittel für das TEN-Netz und dessen Verbindung mit dem TINA-Netz auf europäischer Ebene aufgestockt worden sind, sollte die Bundesregierung - das ist die Wiener Vorstellung - verstärkt versuchen, diese Mittel für den Ausbau des Knotens Wien vor allem auf der Schiene für den Schienengüterverkehr und den Schienenpersonenverkehr anzuwenden. 

Ein weiterer Punkt betrifft den Transitvertrag. Ich habe schon darauf hingewiesen, dass es nicht so ist, dass der Transitverkehr nur mehr ein westösterreichisches Problem darstellt. Transitverkehr wird auch andere Wege finden, die auch über Wien führen werden und führen können. Daher geht es darum, dass wir versuchen, in der Verkehrspolitik Europas, das, was mit dem Transitvertrag und dem Öko-Punkte-System passiert ist, wieder stärker in den Vordergrund zu stellen, nämlich die ökologische Verkehrspolitik, und dass wir wieder die führende Rolle in der ökologischen Verkehrspolitik in Europa übernehmen.

Weiters geht es darum, dass wir bei der Verlängerung des Transitvertrags und der Ausweitung auf die Beitrittsländer es so verknüpfen, dass zwar die Beitrittsländer keine Nachteile dadurch haben, wir aber trotzdem die Notwendigkeiten des jetzt bestehenden Transitvertrags in die neue Position hinüberretten können. Es gehört auch dazu, dass wichtige Teile des Donau-Korridors und des Pontebbana-Korridors in die sensiblen Gebiete einbezogen werden. Nicht nur der Alpenraum, sondern auch der Donauraum gehört zu den sensiblen Gebieten. Mir ist vollkommen klar, dass eine Großstadt nicht Bestandteil eines sensiblen Gebietes sein kann, dass aber auf der anderen Seite Teile, durch die die Westautobahn oder die Südautobahn führen, sehr wohl Bestandteil der sensiblen Zonen werden könnten, was klarerweise auch Auswirkungen auf den dahinterliegenden Abschnitt der Transeuropäischen Netze und somit auf den Knoten Wien hat und zu einer Reduktion des Straßengüterverkehrs im Verhältnis zum Schienengüterverkehr beitragen kann. 

Die Wegekostenrichtlinie, die die Europäische Union vorbereitet, ist ebenfalls in diese Richtung von Vorteil. Wenn es gelingt, die europäische Akzeptanz dafür herzustellen, dass die neue Wegekostenrechnung externe Kosten übernimmt, dann haben wir überhaupt kein Problem, bei der Bemautung für Lkw im Lkw-Road-Pricing einen entsprechend höheren Betrag zu verwenden, um den Schienenausbau zu subventionieren. 

Ein letzter Punkt der europäischen Ebene betrifft den öffentlichen Personennahverkehr und dessen Liberalisierung. Die Diskussionen dazu sind klarerweise aus der akuten Situation entstanden, dass beim Europäischen Gerichtshof eine Klage wegen Wettbewerbsverletzung anhängig ist. Wenn man sich aber vorstellt, dass Städte und Kommunen, also die lokalen Gebietskörperschaften, dafür verantwortlich sind - auch nach dem Vertrag von Amsterdam -, die Daseinsvorsorge für ihre Bürger zu übernehmen, wenn wir davon ausgehen, dass wir Zielsetzungen, dass der öffentliche Verkehr und die Umweltverbundverkehre gegenüber dem motorisierten Individualverkehr bevorzugt werden sollen, nicht nur als Lippenbekenntnisse haben sollten, dann müssen wir geradezu das Instrument dafür in die Hand bekommen. Dieses Instrument ist ein integriertes öffentliches Verkehrssystem und dieses lassen wir uns auch von der Europäischen Union nicht zerschlagen. 

Wir werden heute noch die Gelegenheit haben, zu diesem Bereich einen entsprechenden vorbereitenden Vertrag mit den Wiener Linien zu genehmigen, Sie werden die Möglichkeit haben, ihn zu genehmigen, womit zumindest sichergestellt ist, dass in den nächsten acht Jahren den Wiener Linien nicht das passieren kann, was dem öffentlichen Personennahverkehr in Großbritannien schon passiert ist: ein Filetieren, ein Auflösen, ein Reduzieren und ein Zurücknehmen der Leistungsfähigkeit für die Bürger dieser Städte in Großbritannien. Dieses wollen wir dadurch verhindern, dass wir versuchen, hier in Wien die Möglichkeiten für den integrierten öffentlichen Nahverkehr mit Schiene, Bus, Straßenbahn und U�Bahn aufrechterhalten zu können. (Beifall bei der SPÖ.)

Damit zu den Anforderungen, die wir an die nationale Verkehrspolitik stellen müssen, wenn wir diesen Knoten Wien, diesen Verkehrsknoten Wien auch entsprechend ertüchtigt sehen wollen.

Dazu zählt, dass wir auch die Finanzierung ansprechen müssen, die notwendig ist, um das Straßennetz entsprechend zu adaptieren. Es ist ja verrückt. Jeder weiß, dass die Finanzierung der AFINAG-Strecken nur möglich ist, wenn das Lkw-Road-Pricing eingeführt wird. Bei der ASFINAG häufen sich Schulden um Schulden an, und zwar nur deswegen, weil gewisse Lobbys in Österreich, die Frächterlobbys, versuchen, dieses Lkw-Road-Pricing zu hintertreiben, und das schon seit vielen, vielen Jahren. 

Diese Einführung des Lkw-Road-Pricing ist notwendig, damit das Straßennetz in Österreich entsprechend ausgebaut und dann auch erhalten werden kann. Der vorgeschlagene Termin, Mitte 2003 das Road-Pricing für Lkw einzuführen, ist zwar sehr spät, aber zumindest dieser Termin sollte eingehalten werden, wobei aus Wiener Sicht dazu zu sagen ist, dass es nicht nur eine Staffelung in Abhängigkeit von der Achslast und klarerweise von der Fahrtweite, also Kilometerbemautung, geben soll, sondern dass auch die Emissionen, wie das in Deutschland der Fall sein wird, in Österreich einbezogen werden sollen. 

Wenn wir davon ausgehen, dass die Wegekostenrechnung ermöglichen wird, dass es eine Quersubventionierung zur Schiene hin gibt, dann ist es nur berechtigt, schon jetzt zu verlangen, dass die Mauthöhen nicht nur bei dem Minimalbetrag angesetzt werden, mit dem man das Straßennetz erhalten und ausbauen kann, sondern dass das ebenfalls erhöht wird auf einen Wert, womit eine ausreichende Quersubventionierung zur Schiene hin ermöglicht wird. Das heißt, als Wiener Position schlagen wir in der Verkehrspolitik vor, dass im Schnitt 4 S pro Kilometer eingehoben werden sollen, damit nicht nur das Straßennetz, sondern auch das Schienennetz an internationale Standards herangeführt werden kann. 

Nun zu einem Punkt, der in den letzten Tagen besonders intensiv in Beratung genommen wurde: die Verländerung der Bundesstraßen B. Es ist nicht wirklich einzusehen, dass wir auf Bundesebene Verwaltungsstellen haben, die Bundesstraßen verwalten, dass wir auf den Länderebenen Verwaltungsstellen haben, die Bundesstraßen verwalten, und dass wir zusätzlich noch Finanzierungsgesellschaften haben, die ebenfalls Straßen verwalten und bauen. Also einer Bereinigung auf dieser Ebene kann und wird Wien nicht im Wege stehen. Es wird die Möglichkeit geben, mit dieser Verländerung der Bundesstraßen tatsächlich dem Bund zu helfen, beim Personal in der Straßensektion entsprechende Einsparungen vorzunehmen. Wir werden sehen, wie weit das funktioniert. Es ist auch die Wohnbauförderung verländert worden und das hat nichts bewirkt. Die Abteilungen gibt es weiter dort. Also wenn es gelingt, hier tatsächlich Einsparungen zu erzielen, dann ist das ein guter Schritt. 

Es geht aber darum, dass das ASFINAG-Netz, das Netz der höchstrangigen Straßen in Österreich, auch entsprechend Rücksicht nimmt auf die Wiener Situation, auf die Situation einer Großstadt, die innerhalb Europas, innerhalb Zentraleuropas einen großen Knoten darstellen soll. Hier geht es darum, dass nicht nur kurze Abschnitte in dieses Netz einbezogen werden, sondern dass es uns gelingt, dass nicht nur die Autobahnen, sondern auch die Bundesstraßen 301, 302 und 305 sowie ein Teilstück der B 227 zumindest einbezogen werden. Wünschen würden wir uns noch viel mehr, zum Beispiel auch die Spange zwischen der A 23 und der B 301, zum Beispiel auch die Berücksichtigung der B 1 oder der Gürtelbundesstraße im ASFINAG-Netz. Wir werden versuchen, hier noch das eine oder andere zu erreichen, aber ich denke, dass diese Netzkonfiguration, wie ich sie vorhin genannt habe, sehr wohl helfen wird, dass wir in Wien ein ausreichend und gut ausgebautes Straßennetz mit regionaler Bedeutung haben werden. 

Wesentlich dabei ist für mich aber, dass auch im Terminplan der Bau dieser Straßen nicht so erfolgt, dass vorher die Nordautobahn und andere Straßen verstärkt bis zur Wiener Stadtgrenze gebaut werden, und dann hört es dort auf, denn dann ersticken wir im Verkehr, der noch viel schneller nach Wien hereingeschaufelt wird. 

Deswegen brauchen wir den Umfahrungsring auch im Norden, diese Hälfte, die vom ganzen Kreis fehlt, also sowohl die Nordwestspange auf niederösterreichischem Gebiet als auch eine Lösung auf der Nordostseite, wo es aus vielen Gründen noch sehr komplizierter Beratungen bedarf.

Wir haben dort konfliktierende Ziele. Wir haben innerhalb von zehn Jahren 30 Prozent mehr Einwohner im 22. Bezirk, und wir haben den Nationalpark Lobau/Donau-Auen, der uns sehr stolz macht und der auch sehr wichtig ist. Es ist der einzige Nationalpark in einer Großstadt in ganz Europa und, wenn ich richtig informiert bin, auch auf der ganzen Welt. Wir sind stolz auf diesen Nationalpark, den wir hier haben, aber wir haben konfliktierende Ziele, wir haben konfliktierende Gesetzeslagen. Wir haben ein Bundesstraßengesetz mit einer B 305 und wir haben ein Nationalparkgesetz auf Wiener Ebene. Beides widerspricht sich in dem Punkt. Wir können eine B 305 nicht durch den Nationalpark oder über den Nationalpark drüberbauen. 

Was wir aber können - und deswegen läuft bereits eine strategische Umweltprüfung zu den Straßenführungen und zu anderen Fragen im Nordostraum Wiens -, ist Folgendes: Wir wollen herausarbeiten, welche der Varianten einer Umfahrung Wiens im Nordosten sinnvoll und zweckmäßig ist und unter welchen Auflagen die eine oder andere Trassenführung oder beide Trassenführungen möglich sind. 

Für diese strategische Umweltprüfung gibt es auch noch die Nullvariante. Wenn herauskommt, dass aus Umweltgründen nichts geht, weder 6. Donauquerung noch B 301 noch B 305, kann das auch ein Ergebnis aus der strategischen Umweltprüfung sein. Aus meiner Sicht ein schlechtes Ergebnis, denn wir brauchen die 6. Donauquerung, und wir brauchen dann auch den Anschluss, um den Nordostring um Wien schließen zu können.

Wenn herauskommt, dass die eine oder andere Variante mit sehr großen und sehr aufwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Nationalparks möglich ist, dann ersuche ich auch die anderen, die im Umweltbereich tätig und aktiv sind, dieses Ergebnis zu akzeptieren, sodass wir den Straßenring um Wien schließen können. Wir planen gemeinsam mit der ASFINAG natürlich an dieser Straße so weit, dass die Möglichkeit besteht, dieses Projekt im Rahmen der strategischen Umweltprüfung auch ernsthaft beurteilen zu können.

Der nächste Punkt ist das U�Bahn- und das S�Bahn-Netz. Wir gehen davon aus, dass eine Großstadt wie Wien sich mit dem U�Bahn-Bau hervorragende Vorteile erwirtschaftet hat. Wir gehen davon aus, dass es auch eine vierte Ausbaustufe des U�Bahn-Netzes geben wird, welches mit Leit-Rail-Systemen und mit Schnellstraßenbahnen ergänzt werden kann, dass aber bei diesen Maßnahmen, vor allem beim U�Bahn-Ausbau, der Schlüssel 50 zu 50, was die Finanzierung zwischen Bund und Land Wien betrifft, auch weiterhin Gültigkeit haben soll, so wie wir das bei allen U�Bahn-Baumaßnahmen bisher hatten.

Es gibt einen Vertrag aus dem Jahre 1998, was den Ausbau der Schnellbahnlinien betrifft, und es ist weiter eine unserer Forderungen, dass der Bund das durchführt. Dazu gehört als allererste und dringlichste Maßnahme, dass die Intervalle auf der S 80 in der Ausbaustufe auf 20 Minuten reduziert werden. Daran wird intensiv gearbeitet. Wenn ich nicht falsch informiert bin, so wird das bis zum nächsten Fahrplanwechsel auch tatsächlich erfolgen können.

Ein wesentlich schwierigerer Punkt ist der Verkehrsverbund Ostregion. Hier zeigt uns der Bund wieder einmal, wie wenig Interesse er am Großraum Wien, an der Region Wien hat. Er schafft ein Gesetz und schafft sich selbst damit die Notwendigkeiten vom Hals, beim größten Verkehrsverbund Österreichs weiterhin intensiv mit dabei zu sein, mitgestaltend dabei zu sein. Der Bund wird sich aus dem Verkehrsverbund Ostregion zurückziehen und wird damit versuchen, sich auch aus der finanziellen Last für die Durchtarifierungsverluste zu verabschieden. Das ist mit Sicherheit der falsche Weg!

Der Bund zahlt derzeit 50 Prozent an den Durchtarifierungsverlusten. 55 Prozent aller österreichischen Verkehrsleistungen in Verbundsystemen werden im Wiener Verkehrsverbund Ostregion erbracht, der Bund leistet aus allen Mitteln, die ihm zur Verfügung stehen, jedoch nur 37 Prozent für diesen VOR-Wien. Daraus leite ich ab - ich glaube, mit Fug und Recht können das alle Wiener auch so sehen -, dass wir eigentlich mit 50 Prozent der Mittel viel weniger bekommen, als der Verkehrsleistung entspricht. Wir sollten daher bei diesem 50-Prozent-Schlüssel verbleiben und die Verbundorganisation nicht mutwillig in Schwierigkeiten bringen. Die Durchtarifierungsverluste nicht zu reduzieren, bedeutet, die Verkehrsleistung in den niederösterreichischen Gemeinden zu reduzieren. Wenn das passiert, dann erreichen wir nur, dass noch mehr Menschen mit dem Individualverkehrsmittel nach Wien pendeln würden.

Ich komme damit schon zum Schluss. Wir haben versucht, in dem Positionspapier die Wiener Position für den Generalverkehrsplan Österreich zusammenzufassen. Wir haben uns auch die Mühe gemacht, dabei nicht nur Forderungen zu erheben, sondern auch die Finanzierungsmöglichkeiten und die Realisierungszeiträume zu definieren. Wir haben darin auch definiert, mit welchen Finanzaufkommen aus den verschiedensten Maßnahmen zu rechnen ist, um diese Verkehrsmaßnahmen auch wirklich umsetzen und bauen zu können.

Wenn es gelingt, diesen Verkehrsmasterplan auch so nachhaltig auf Bundesebene unterzubringen, dann haben wir große Chancen, dass der intermodale Knoten in Wien geschaffen werden kann, was bedeutet, dass wir den Wirtschaftsstandort Wien absichern können, und das in einer umweltverträglichen Netzgestaltung. 

Wir setzen den Schwerpunkt auf den Schienenverkehr, auch auf den Schiffsverkehr, und wir setzen den Schwerpunkt auf den Güter- und Personenverkehr und dessen Verlagerung auf die Schiene.

Man sollte das auch seitens der Bundesregierung zur Kenntnis nehmen und versuchen, das zu unterstützen und nicht, nur weil es einmal schön war, ein ehemaliges sozusagen rotes Imperium, die Österreichischen Bundesbahnen, zu filetieren, damit mutwillig auch den Wirtschaftsstandort Wien ruinieren.

Zum weiteren Fahrplan was den Masterplan Verkehr betrifft: Wir werden diesen Entwurf in der Langfassung, die auch die Klubs jetzt bekommen haben, der Stadtentwicklungskommission zur Diskussion verlegen. Wir werden die Ergebnisse dieser Diskussion in das Positionspapier einarbeiten und den Gemeinderat dann neuerdings damit befassen und um Beschlussfassung ersuchen.

Ich wünsche mir zu diesem Verkehrsmasterplan, Teil Positionspapier gegenüber Europa und dem Bund, eine möglichst breite Unterstützung aus diesem Haus. Ich wünsche mir, dass Verkehrspolitik im Sinne der Sicherung des Wirtschaftsstandorts Wien ein allgemeines Anliegen ist und dass sich Verkehrspolitik in Wien künftig nicht auf die Frage Parkspur auf der Roßauer Lände reduziert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. 

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Regelung sind der Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich Herrn GR Mag Chorherr das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Sie haben diesen Masterplan jetzt zur Diskussion vorgelegt und ich möchte in einigen Punkten sehr präzise darauf eingehen. 

Einer der für mich wesentlichsten Punkte gleich zu Beginn. Es wird auf die Ziele des Verkehrskonzepts verwiesen und darauf, dass sie mit diesem Verkehrsmasterplan präzisiert werden.

Ich komme auf das - aus meiner Sicht - Grundsatzziel des Verkehrskonzepts, und da Sie es - ich fürchte, wohlweislich - nicht erwähnt haben, möchte ich es noch einmal erwähnen. Das Verkehrskonzept hält Folgendes fest: Der Anteil des öffentlichen Verkehrs soll von 1990 37 Prozent auf 2010 45 Prozent steigen. Der motorisierte Individualverkehr soll von 37 Prozent 1990 auf 25 Prozent zurückgehen. 

Herr Stadtrat, ich frage Sie: Gibt es einen Grund, dass sich dieses Ziel hier nicht mehr findet, oder gehe ich recht in der Annahme, dass insbesondere mit dem deutlichen Ausbau von Straßen, auf den ich noch eingehen werde, es aus Ihrer Sicht illusorisch ist, dieses Ziel zu erreichen? - Man kann sich nicht ein sehr ambitioniertes öffentliches Verkehrsausbauprogramm als Ziel vornehmen, den Autoverkehr reduzieren und gleichzeitig wie ein Wilder Autobahnen bauen. Das geht nicht zusammen! Also ich frage Sie und würde das wirklich sehr gerne wissen. 

Wir haben nur mehr neun Jahre Zeit, zehn Jahre sind bereits vergangen, doch die Ziele heute im Jahr 2001 sehen in etwa so aus, dass der öffentliche Verkehr in Wien in Prozenten gleich geblieben ist und auch der Autoverkehr gleich geblieben ist. Wie wollen Sie in neun Jahren den motorisierten Individualverkehr von 37 Prozent auf 25 Prozent hinunterbekommen, wenn Sie die Ziele des Verkehrskonzepts weiter ernst nehmen? - Vor dieser Frage können Sie sich nicht drücken und ich erwarte eine klare Antwort. 

Meine Grundthese, die ich gerade auch heute darlegen will, weil heute der Spatenstich zur B 301 stattfindet, der große Irrglaube, der sich auch in diesem Masterplan wieder findet, insbesondere, was die so genannte Umfahrungsstraße im Süden Wiens, aber vor allem auch die Nordostumfahrung bedeutet, ist Folgendes: Sie werden dadurch kaum - kaum bis nicht - Transitverkehr von der Tangente abziehen können, Sie werden aber einen massiven Siedlungsimpuls im Süden Wiens, einen massiven Siedlungsimpuls im Nordosten haben - das belegen Ihnen auch die Studien, die Sie selbst in Auftrag gegeben haben -, und Sie werden maßgeblich dazu beitragen, dass der Lokalverkehr in und um Wien weiter auf die Straße verlagert wird. Sie werden mit diesen Straßen das Geschäftesterben im Zentrum der Stadt weiter vorantreiben, Sie werden Shopping-Meilen am Rande der Stadt oder in Niederösterreich weiter vorantreiben, eine SCS-artige Funktion nach der anderen wird sich entlang dieser Straßen ansiedeln. Wir haben es bereits im Süden Wiens, Sie würden es, wenn es dazu kommt, auch hier forcieren. Dagegen - das sage ich heute bereits - wird es vehementen Widerstand von Seiten der GRÜNEN geben, und zwar genau aus Lebensqualitätsgründen. Es ist undenkbar, die Zahl der Einkaufszentren zu vervielfachen und gleichzeitig - das sage ich jetzt bewusst - scheinheilig die innerstädtische Nahversorgung aufrechtzuerhalten. 

Man muss und man kann - ich werde im nächsten Punkt dazu kommen - den Transitverkehr bündeln, lenken und auch auf die Schiene verlagern, aber dazu kann man nicht ausgerechnet primär Autobahnen bauen. - Also erste Frage: Ziele des Verkehrskonzepts.

Zweitens lese ich auch mit Interesse - und dem ist ja nur zuzustimmen -, dass Sie bei der Ausgangslage schreiben, es gehe um die Reduktion klimawirksamer Emissionen. Ich gehe einmal davon aus, dass unter anderem CO2-Emissionen gemeint sind. Herr Stadtrat, Sie wissen, wie sich die CO2-Emissionen, insbesondere im Verkehr, verhalten. Nirgendwo wachsen die CO2-Emissionen stärker als im Verkehr. Auch in Wien. Mit diesem Programm, das sich primär auf den Straßenausbau konzentriert, werden die CO2-Emissionen noch stärker als in der Vergangenheit wachsen. Also was hier steht, es geht um die Reduktion klimawirksamer Emissionen, ist ein Quatsch. Sie werden nicht reduziert, sie werden weiter wachsen, und wenn sie reduziert werden, was mich ja sehr freuen würde, würde ich Sie bitten, zu argumentieren, in welcher Form Sie sich diese Reduktionen vorstellen. 

Im dritten Punkt, der hier steht, wird richtigerweise die Zersiedelung angesprochen. Die Randwanderung von Bewohnern in das Wiener Umland hat sich in den letzten zehn Jahren dynamisch fortgesetzt. Ich habe ungern Recht in dieser Frage, aber ich prognostiziere hier und heute: Wenn diese Straßen realisiert werden, wird diese Randwanderung nicht reduziert werden, sondern die Zersiedelung der Stadt wird weiter voranschreiten. Sie setzen den Impuls zur weiteren Zersiedelung der Stadt Wien. Das ist der Punkt. 

Wie die Alland-Autobahn die Zersiedelung des Wienerwalds mit sich gebracht hat, wird der weitere Ausbau von Straßen insbesondere dazu führen, dass sich die Leute, die sich in ihrem Verkehrsverhalten immer überlegen, wie viel Zeit sie fürs Pendeln in Anspruch nehmen wollen, immer mehr im Wiener Umland und noch weiter draußen ansiedeln, und die Zersiedelung wird weiter voranschreiten. Das ist ein grundlegender Fehler, ein Denkfehler, der leider bis heute nicht ausgeräumt wurde. Und da steht man alle zehn Jahre und sagt: Huch, schon wieder Einwohner verloren! Huch, schon wieder in das Umland abgewandert! - Na, warum tun sie denn das? Weil Sie die Ausfahrtsstraßen entsprechend bauen und das noch legitimieren. Wie kann man hier Ziele vorgeben und gleichzeitig bei den Maßnahmen dann genau das Gegenteil dessen tun, was man bei den Zielen vorgibt? 

Nächster Punkt - und da verstehe ich die Position in Wien überhaupt nicht -: Road-Pricing. Ich glaube, dass die Frage der Bepreisung der Maut eine Schlüsselfrage ist. Wenn es was gratis gibt, wird es übernutzt. Wenn man wirklich vor allem beim Lkw-Verkehr lenkend eingreifen will, insbesondere auch Richtung Osteuropa, wird man beim Preis Relevantes tun müssen. Und da verstehe ich nicht, warum die Position der Stadt Wien nicht ein erfolgreiches Modell kopiert. Das erfolgreiche Modell heißt Schweiz. 

Man stelle sich Folgendes nur in Kürze vor: Jahrelang wird vorgebetet - und ich habe nicht vergessen, dass es auch sozialdemokratische Verkehrsminister waren -, eine vollelektronische Bemautung gehe technisch nicht. Seit Beginn dieses Jahres ist in der Schweiz ein vollelektronisches System im Betrieb. Von welcher Firma realisiert? - Von einer Firma, die in Wien ihren Sitz hat. Aber hier sagt man seit Jahren, das geht technisch nicht. Die Bundesregierung setzt jetzt diese schlechte Politik weiter fort, von Jahr zu Jahr wird verschoben. Jeder Monat Verzögerung, meine Damen und Herren, kostet 120 bis 150 Millionen S, die dem Staat entgehen. Das nur im Verhältnis zu dem, um welche Pipimatzbeträge wir hier diskutieren. 

Warum sagt die Stadt Wien nicht Folgendes: Erstens Schweizer Modell. Das heißt nämlich, nicht nur Autobahnen zu bemauten. Warum soll es besser sein, wenn ein Lkw gratis auf der Bundesstraße fährt - das wird speziell uns in Wien treffen -, warum wird nur auf Autobahnen bemautet? - Ich weiß, dass die momentane EU-Verkehrsrichtlinie eine ist, die es nur für die Autobahnen vorsieht. Sie ist aber in Verhandlung. Gerade Österreich und speziell Wien könnten und müssten jetzt verhandeln, dass es wie in der Schweiz auf das gesamte Straßennetz ausgedehnt wird. 

Ich erspare es mir aus Zeitgründen, den Erfolg zu schildern, wie viel Prozent des Transitverkehrs in der Schweiz auf der Schiene sind - das ist der überwiegende Anteil - und wie viel davon auf der Straße sind; das ist ein kleiner Teil. Bei uns ist es genau umgekehrt. Und was machen wir jetzt? Was machen wir jetzt auf Bundesebene? - Die Schweizer binden die Einnahmen aus dem Road-Pricing zu zwei Drittel für den Schienenverkehr. Und was plant die Bundesregierung? - Das gesamte Geld für den Straßenausbau auszugeben! Na, da wird sich sehr viel zu Gunsten der Schiene verlagern! 

Ich habe es jetzt auf die Schnelle nicht gefunden, aber die klare Position Wiens muss sein, den Großteil der Einnahmen aus der Lkw-Bemautung für die Schiene zweckzuwidmen und es insbesondere nicht nur auf den Autobahnenbereich zu konzentrieren, sondern auch das gesamte Bundesstraßennetz mit einzubeziehen, sonst haben wir gerade in Wien sehr wohl Verdrängungseffekte. 

Nächster Punkt - Sie haben es richtig angesprochen, aber die Strategie konnte ich nicht entnehmen -: Es wird hier richtig von Zusammenarbeit mit dem Umland gesprochen. Was passiert gleichzeitig? - Der VOR bricht auseinander. Diejenigen von Ihnen, die mit dem öffentlichen Verkehrsmittel fahren und gelegentlich auch Tickets lösen, kennen die entsprechenden Automaten, aber seit einigen Monaten kann man in Wien keine VOR-Tickets mehr lösen. Das heißt, man darf jetzt, besonders zusammenwachsend, zwei Tickets lösen. 

Und wir wissen alle, was droht. Es droht der Totalauseinanderfall des Verkehrsverbunds Ostregion. Es droht, dass Niederösterreich einen eigenen macht, und ein toller Verkehrsverbund, der Verkehrsverbund Ostregion, ist in Zukunft Wien. Echt super! Es wäre doch super, die Europäische Integration zumindest einmal auf Vösendorf, Katzelsdorf und Mistelbach auszudehnen. Machen wir doch zumindest einmal diese Integration. Ich glaube, das wäre kommunalpolitisch irgendwie angemessen. Ich finde verheerend, was da passiert, und habe den Aufschrei von Ihnen und auch den konkreten konstruktiven Vorschlag vermisst, wie man den Bund mit einbeziehen könnte. 

Und wenn ich es süffisant sagen darf: Der Herr Bürgermeister rühmt sich immer seiner speziellen Freundschaft mit dem niederösterreichischen Landeshauptmann. Da könnten doch die beiden, wenn sie es wirklich wichtig nehmen, einmal beim Heurigen, wie sie das gerne tun, bei einem Glaserl, wie es der Herr Bürgermeister richtig und netterweise immer anspricht, über den Verkehrsverbund Ostregion ein Worterl reden, und vielleicht könnte der Herr Pröll sich dann beim Herrn Bundeskanzler stark machen, dass das wirklich umgesetzt wird. Der Zerfall des VOR ist eine Katastrophe für die Verkehrspolitik in Wien. 

Ein Vorletztes, ganz Grundlegendes, und das betrifft auch Wien. Ich habe mir angeschaut - was heißt angeschaut, es stand in der Zeitung -, welches Volumen die Summe der Wünsche der neun Bundesländer für die Verkehrsinfrastruktur umfasst. Bei ungekürzter Umsetzung der Wünsche geht es um 800 bis 900 Milliarden S; auf 20 Jahre, muss man der Fairness halber dazusagen. Das ist wahnsinnig viel Geld!

Und ich frage jetzt schon in einem Gesamtzusammenhang, wenn man sich zum Beispiel die Situation der Universitäten anschaut, wenn man sich die Situation von Bildungseinrichtungen anschaut, ob nicht ein derartiger Investitionsschub in einem Bereich, der aus meiner Sicht die Infrastruktur der Zukunft darstellt, angebracht wäre. Das ist nicht, Güter oder Personen von A nach B zu transportieren, sondern hier oben (Der Redner weist gegen seine Stirn.) das Know-how einer Gesellschaft zu bauen. Ich frage mich, ob es nicht sinnvoller wäre, diese Investitionssumme vor allem in den Bildungsbereich zu investieren und im reduzierten Ausmaß in den Verkehrsinfrastrukturbereich, weil es um mehr Software im Sinne von Investitionen, weil es um die Menschen geht und nicht primär um Investitionen in Straße oder Schiene. 

Ich bin ja fassungslos, wie es möglich scheint, so viel Geld aufzustellen. Jeder von Ihnen, der mit Schulen oder Universitäten zu tun hat, weiß, dass da um geringste Beiträge gefeilscht wird, dass Nachbesetzungen nicht möglich sind, denn dafür ist kein Geld da. Ich halte das in einer gewissen Weise für eine Umdrehung von Prioritäten. 

Abschließend muss und will ich auch noch auf diese Rossau-Diskussion eingehen. Stellen Sie sich folgenden anderen Fall vor - dieser Fall ist nicht von mir konstruiert, das ist ein faktischer Fall -: Wenn man zu Fuß die Zweierlinie quert und ins Museumsquartier möchte, wartet man wahnsinnig lang, bis diese Ampel grün wird. Da gibt es täglich einen Riesenfußgängerstau. Da kann man sachlich darüber diskutieren, ob das sinnvoll ist oder nicht sinnvoll, aber können Sie sich den Ö3�Verkehrsdienst vorstellen, der im Stundenintervall bis nach Vorarlberg den Fußgängerstau vor der Zweierlinie diskutiert? Sie werden sagen: Das ist absurd! Das ist doch ein regionales Problem. 

Aber was ist das für eine Gesellschaft, die, wenn eine Spur dazukommt oder weggenommen wird - ich warte auf die Zahlen, die ich noch immer nicht gesehen habe, ob das jetzt sinnvoll oder sinnlos war -, mit einer derartigen Vehemenz darüber diskutiert? - Das sieht man, wenn man sich allein die Printmedien anschaut, die da drüben liegen. (Der Redner weist in den Sektor der GRÜNEN.) Was für eine Gesellschaft ist das, in der nahezu alles uninteressant ist - Parteien, Initiativen - und die Menschen wie die Wahnsinnigen über dieses lokale Problem diskutieren? - Da denke ich mir wirklich, beim Autoverkehr geht es nicht um rationale Dinge, da geht es um tief irrationale Dinge. Weitaus wesentlichere Dinge werden nicht diskutiert, aber darüber wird heute, glaube ich, viermal diskutiert: bei der Fragestunde, jetzt bei dieser Mitteilung und dann haben wir noch eine dringliche Anfrage und ich weiß nicht was. Was ist es, was diesen Autoverkehr zu einem derartigen Erregungsobjekt macht, als ginge es um Leben oder Tot, als ginge es um Sexualität, als ginge es um urmenschliche Dinge, nur weil man eine Spur wegnimmt? 

Das ist der Grund, warum ich das schon diskutieren will, denn vielleicht hat Prof Knoflacher Recht, der sagt, es gibt eine eigene Spezis, den "Homo autofahreriensis". Wenn es ums Autofahren geht, dann ist man eine eigene Spezies, deren Kommunikationsarten denen eines Insekts ähneln. Da blinkt man ein bisschen, da wird man auf Urkommunikationsformen zurückgeworfen. Mit rationalen Dingen, meine Damen und Herren, ist diese Diskussion über die Roßauer-Spur nicht erklärbar. Und hier liegt zwar nicht der Hase im Pfeffer, aber möglicherweise der männliche Autofahrer in seinem Cockpit, hier geht es um Urdinge, unter anderem um diese Urorientierungen, die falsche Orientierungen sind. Es sind falsche Orientierungen, denn so viel Hirnschmalz oder eigentlich wirklich Idiotisierungsschmalz auf so etwas zu verwenden, halte ich für falsch und für einen Grund, warum wir Grüne hier herinnen sind: um ein bisschen die Relationen richtig zu stellen und mehr über die Universitäten und weniger über die Roßauer Lände zu diskutieren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke Herrn GR Chorherr. Ich darf nun als nächstem Redner Herrn GR Ulm das Wort erteilen. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich habe schon geglaubt, Sie werden es schaffen, Ihren Redebeitrag abzuliefern, ohne überhaupt mit einem einzigen Wort die Roßauer Lände in den Mund zu nehmen. Es ist Ihnen dann dennoch zumindest auf eine formale Art und Weise gelungen, inhaltlich haben Sie sich nicht damit auseinander gesetzt. Sie haben sich furchtbar echauffiert über die Gesellschaft, die dem Straßenverkehr und dem Autofahren eine solche Bedeutung beimisst, aber ich empfehle Ihnen, sich zu fragen, welche Bedeutung die Gesellschaft Politikern beimisst, die sich überhaupt nicht für diese Gesellschaft und für diese Probleme interessieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrter Herr StR Schicker! Sie sind durch eine verfehlte Verkehrspolitik und durch die Proteste, die es in den vergangenen Tagen und Wochen auf der Roßauer Lände gegeben hat, gezwungen worden, diese Mitteilung heute auf die Tagesordnung zu setzen, und Sie haben wenigstens einige Sätze dazu gefunden. Der Titel Ihrer Mitteilung trägt unter anderem das Wort "Masterplan". Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie haben keinen Masterplan, Sie haben nicht einmal einen Stadtplan, denn sonst hätten Sie der Verengung der Roßauer Lände nicht zugestimmt. Sie haben keinen Plan, wie Sie mit dem Verkehrsaufkommen in Wien zu Rande kommen sollen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich sage Ihnen das aus erster Hand, weil ich mit vielen Freunden und Kollegen aus der ÖVP in der Früh und am Vormittag auf der Roßauer Lände gestanden bin und mir dort den Unmut der Autofahrer, aber nicht nur der Autofahrer, sondern auch der Fußgänger und der Anrainer angehört habe. Ich möchte die Dinge, die ich da zu hören bekommen habe, nun nicht zitieren, weil ich nicht Gefahr laufen möchte, zu viele Ordnungsrufe zu erhalten, aber ich kann Ihnen versichern: Noch selten hat eine politische Aktion der ÖVP auf der Straße so viel Zustimmung gefunden wie unsere Protestaktion auf der Roßauer Lände. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin schon lange bei Straßenaktionen tätig und es ist nicht selbstverständlich, dass einem die Herzen aller Verkehrsteilnehmer zufliegen, und ich mache das lange genug, um auch die Erfahrung zu haben, dass nicht alle Angesprochenen die Meinung der Aktivisten teilen, aber ich habe in diesem Fall keinen Einzigen getroffen, der eine andere Meinung vorgebracht hätte. Es hat nicht einmal einen gegeben, der gesagt hätte - und ich nehme an, es werden auch einige SPÖ-Wähler und Grün-Wähler dabei gewesen sein -: Na ja, wisst ihr von der ÖVP, so arg ist es ja gar nicht! Ihr tut euch was an, es sind ja nur ein paar Minuten länger!

Keine einzige dieser Meldungen hat es gegeben, und letztendlich gibt es ja auch spät, aber doch irgendeine Form der Reaktion jetzt durch Sie, Herr Stadtrat. Was die Autofahrer unisono gesagt haben, das ist, dass sie im Schnitt 10 bis 30 Minuten länger im Stau stehen. Und wofür sie überhaupt kein Verständnis haben, das ist, dass es Ihnen gelungen ist - aber Sie haben auch noch zwei Helfer -, hier mutwillig ein Verkehrschaos anzurichten, wofür die Wiener sehr wenig Verständnis haben.

Wie wenig Verständnis, können Sie unter anderem auch diesen e-Mails entnehmen. Die Junge ÖVP hat dankenswerterweise ein Ventil für den Unmut der Bürger eingerichtet und auf ihrer Homepage die Möglichkeit geschaffen, Protest-e-Mails an SPÖ-Politiker zu senden. (GR Godwin Schuster: Des ÖVP-Klubs! Für die Mitarbeiter des ÖVP-Klubs!) So groß waren die Beschwerden und so groß war die Aufregung (GR Christian Oxonitsch: Das war einfach ungesetzlich!), dass so viele e-Mails an zuständige Rathauspolitiker gegangen sind, dass dem Rathaus nichts anderes mehr übrig geblieben ist, als den JVP-Server abzuschalten. (GR Godwin Schuster: Die haben den Server abgeschaltet!) Nichtsdestoweniger haben wir die e-Mails hier mit und ich darf Ihnen diese Protest-e-Mails symbolisch übergeben. 

In keiner wie immer rationalen Art und Weise haben Sie sich mit dem Problem auf der Roßauer Lände auseinander gesetzt. Sie hätten dabei nicht nur erkennen müssen, dass es sich, wenn der Durchlass bei einer Grünphase der Ampel um ein Drittel reduziert wird, selbstverständlich wahnsinnig auf der Roßauer und Spittelauer Lände stauen muss. 

Sie haben auch auf nahe liegendste Dinge nicht geachtet, wie auf die Verkehrssicherheit im Zusammenhang mit dem eingeführten Parkstreifen. Anrainer haben mir gesagt, sie denken überhaupt nicht daran, diesen Parkstreifen zu benutzen. Und tatsächlich war es dann auch so, dass er nur ganz schwach benutzt wurde, weil es einfach viel zu gefährlich ist. Es ist viel zu gefährlich, einzuparken auf dieser stark frequentierten Durchzugsstraße, nach links einzuparken. Es ist viel zu gefährlich für den Beifahrer, auf der rechten Seite die Türe zu öffnen. Die Wahrscheinlichkeit, dass ihm die abgerissen wird, wie weiland in Kottans Filmen, ist einigermaßen groß. 

Und auf der linken Seite besteht zwar nicht die Gefahr, dass dem Autofahrer die Türe abgerissen wird, aber die Gefahr, dass er sich seine Türe zusammenhaut am Randstein, die ist sehr groß. Ich habe das selbst dort einmal ausprobiert. Der Gehsteig hat dort nicht einmal 50 cm. Ich rede gar nicht davon, dass man selbstverständlich mit einem Kinderwagen diesen Gehsteig nicht passieren kann. Es ist schon ein Problem, wenn einem ein anderer Fußgänger begegnet. 

All diese Dinge, selbstverständlich auch die Kosten, die durch so einen Stau entstehen - der ÖAMTC hat einen Schaden von 1,5 Millionen S am Tag errechnet, das ergibt bei 10 Tagen immerhin schon die erkleckliche Summe von 15 Millionen S -, all diese Dinge waren Ihnen bekannt, als die Entscheidung für dieses, selbst vom Bürgermeister letztendlich als missglücktes Experiment bezeichnetes Experiment getroffen worden ist.

Ich habe bei der Rechnungsabschlussdebatte gewarnt vor der absoluten Macht, die nun die SPÖ hat. Ich habe gesagt, absolute Mehrheit bedeutet absolute Macht und bedeutet verkürzt Machtmissbrauch, weil absolute Macht den Machtmissbrauch schon in sich trägt, den Keim dafür jedenfalls in sich trägt. Und dass dieser Keim zum Austreiben kommt, das hat sich an der Roßauer Lände erwiesen.

Es gibt drei verantwortliche handelnde Personen für dieses Stauchaos auf der Roßauer Lände: den Bezirksvorsteher, den Stadtrat und den Bürgermeister.

Ich darf mit dem Bezirksvorsteher beginnen und eine Organisation zitieren, die der SPÖ nicht gerade ferne steht, nämlich den ARBÖ, der behauptet hat, dass der Bezirksvorsteher ganz Wien in Geiselhaft genommen hat, nur weil er den durchzugsfreien Alsergrund will. Und der Herr Bezirksvorsteher hat von sich selbst in der "Presse" behauptet, gar kein so großes Sendungsbewusstsein zu haben. 

Herr Bezirksvorsteher, mir genügt Ihr kleines Sendungsbewusstsein. Schlimmer wäre es, wenn Sie tatsächlich ein großes Sendungsbewusstsein hätten, aber das ist gar nicht der Punkt. Der Punkt ist: Sie haben kein Unrechtsbewusstsein. (Beifall bei der ÖVP.)

Jedenfalls haben Sie der Dezentralisierung und allen Ihren 22 Bezirksvorsteherkollegen einen Bärendienst erwiesen. 

Und dass die Autofahrer und die Anrainer auf der Roßauer Lände mir natürlich gesagt haben, die 100 000 S oder 200 000 S, die sollen Sie selbstverständlich aus Ihrem persönlichen Säckel leisten, das ist nicht verwunderlich. Aber geradezu skurril ist, wenn Sie jetzt, wo Sie diese Angelegenheit so verbockt haben, vom Bund verlangen, dass er die Kosten für die Beseitigung dieser Maßnahmen tragen soll. Es handelt sich doch bei der Stadt Wien um den Straßenerhalter und um den Straßenverwalter, und es kann daher nur hoffentlich einer Ihrer letzten Ausrutscher gewesen sein, diese skurrile Forderung zu erheben.

Aber nun komme ich zum politisch Hauptverantwortlichen. Herr StR Schicker, Sie sind politisch verantwortlich für diese Schikane. Tun Sie nicht so, als wäre das die Entscheidung eines, na ja, sagen wir, etwas außer Tritt geratenen Bezirksvorstehers, für dessen Entscheidung Sie überhaupt nichts können. Es hat ein Behördenverfahren gegeben, es hat Einsprüche gegeben, es hat Einsprüche von der Polizei gegeben, es hat Einsprüche gegeben von der Handelskammer, und sogar die MA 46 hat davor gewarnt, dass es zu einem enormen Rückstau auf der Roßauer Lände kommen wird. Sie haben sich, aus welchen Gründen immer, darüber hinweggesetzt. Sie haben fahrlässig gehandelt, Sie haben die politische Verantwortung zu tragen! (Beifall bei der ÖVP.)

Und nun komme ich zur dritten Person, die Verantwortung trägt und auf Grund ihrer Funktion in dieser Stadt eigentlich die Hauptverantwortung, die politische Hauptverantwortung trägt.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! An anderer Stelle berühmen Sie sich oft der Wiener Stadtverfassung, welche Rechte sie Ihnen nicht einräumt und wie stark der Bürgermeister nicht ist und was er nicht alles machen kann. Sehr richtig. Nur, Sie haben sich schuldig gemacht durch Unterlassen. Sie haben nicht eingegriffen, obwohl wir eine Bürgermeisterverfassung haben, die Ihnen alle Möglichkeiten gegeben hätte, dieses Stauchaos und diese Millionenverschwendung zu verhindern.

Und ich darf auf § 91 der Wiener Stadtverfassung verweisen, wo es in zwei Sätzen heißt: 

"Der Bürgermeister ist Vorstand des Magistrats, für dessen Geschäftsführung er verantwortlich ist. 

Ihm sind die amtsführenden Stadträte, die Bezirksvorsteher, die sämtlichen Beamten und sonstigen Angestellten untergeordnet."

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Wenn Sie so eine Verfassung haben, dann erwarte ich mir von Ihnen nicht nur das, was Sie in der Fragestunde gesagt haben, nämlich dass jeder die Weisheit des Rückblicks hat, sondern von einem solchen Bürgermeister erwarte ich mir auch ein Mindestmaß an Weisheit der Vorausschau. (Beifall bei der ÖVP.)

Letztendlich ist es aber ein unglaublich erfreulicher Tag heute, und es ist tatsächlich ein guter Tag für die Verkehrspolitik, es ist aber vor allem ein guter Tag für die Wienerinnen und Wiener, denn heute feiern wir einen unglaublichen Sieg der Bürgergesellschaft. Wir brauchen uns gar nicht zu streiten, so wie es in den Medien steht, wer mehr Anteil hat an diesem Erfolg, die FPÖ oder die ÖVP, weil beide Fraktionen dort gestanden sind. Die Wienerinnen und Wiener haben gewonnen. Die Bürgergesellschaft hat sich durchgesetzt gegen Bürokratie, gegen Selbstherrlichkeit und gegen Arroganz der Macht. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Heute haben sich die Bürgerinteressen durchgesetzt. Dass sich die Bürgerinteressen auch weiterhin durchsetzen, dafür werden wir als ÖVP alles machen. 

Wenn unser dringlicher Antrag heute zum Erfolg geführt hat, ohne dass wir den noch debattieren müssen, dann freut es uns immer mehr. Nicht immer ist einem Antrag so ein Erfolg beschieden. Wir können daher mit Freude diesen dringlichen Antrag, weil er voll zum Erfolg und zum Ziel geführt hat, zurückziehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Hilmar Kabas gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir können den Wunsch des Herrn Stadtrats nicht erfüllen, der in seiner Mitteilung gemeint hat, man soll doch nicht über die Roßauer Lände diskutieren. Ich verstehe schon, dass Sie diesen Wunsch äußern, Herr Stadtrat. Aber genau das werden wir nicht tun, nämlich zur Tagesordnung übergehen und sagen, es war nichts, denn es war sehr wohl was, auch wenn in der kommenden Nacht diese Maßnahmen wieder zurückgenommen werden. Denn das, was sich hier abgespielt hat und was der Bezirksvorsteher und der Verkehrsstadtrat auf der Roßauer Lände getan haben, ist exemplarisch für die sozialistische Verkehrspolitik, nämlich - ich bezeichne das als Steinzeitsozialismus; dabei war eigentlich schon der Glaube vorhanden, dass das überwunden wäre - der Grundsatz, der Individualverkehr soll an sich selber ersticken. Das ist genau die Vorgangsweise, die Sie dort gewählt haben, und daher muss man diskutieren. Wir nehmen gerne zur Kenntnis, dass Sie es jetzt, wo hier wirklich ein Volksaufwand stattgefunden hat, wieder zurücknehmen, aber es muss dieses Thema abgehandelt werden. Und wenn Sie nicht wollen, dass solche Themen in Zukunft diskutiert werden, dann machen Sie bitte nicht mehr solche Mutwillensaktionen zum Schaden der Bürger. (Beifall bei der FPÖ.)

Es war kein Meisterstück - Sie haben zwar heute den Masterplan vorgelegt -, sondern es war eben eine Mutwillensaktion aus verschiedenen ideologischen Erwägungen heraus. Das ist schief gegangen, und es ist gut so, dass es schief gegangen ist, denn es war letztlich zum Nachteil der Bürgerinnen und Bürger, der Menschen in unserer Stadt. Und es ist keine Kleinigkeit, wenn man in der Rushhour zusätzlich, obwohl es nicht notwendig wäre, noch einmal 10 Minuten, 15 Minuten, 20 Minuten Zeit verliert. Und da entsteht auch ein großer volkswirtschaftlicher Schaden. Und die einfache Anwendung der Grundrechnungsarten hätte einen eigentlich von vornherein daran hindern müssen, geradezu diese Verengung herbeizuführen.

Und es wurde schon von meinem Vorredner gesagt: Der, der das vorgeschlagen hat, war der dortige Bezirksvorsteher. Und der ist genau auf dieser ideologischen Schiene, die wir heute auch schon von grüner Seite gehört haben. Das ist eine Autofeindlichkeit, ist also sozusagen der Standpunkt: Eigentlich wollen wir die Autos nicht. Nur, selbst wenn Sie sie nicht wollen, müssen Sie zur Kenntnis nehmen, dass das Auto ein Zweckgegenstand ist, der gesellschaftliche Realität hat und ohne den wir auch nicht mehr auskommen können. Da können Sie sich auf den Kopf stellen, da können Sie noch so versuchen, solche Aktionen zu machen, oder noch so viel reden: Es ist Realität. Und daher darf man nicht so vorgehen, wie vorgegangen wurde von der Stadtverwaltung, und da darf man als Verkehrsstattrat dem Wunsch eines Bezirksvorstehers, der ja diesbezüglich ein Wiederholungstäter ist, denn er hat ja schon einige Aktionen, sehr umstrittene Aktionen in dem Bezirk vom Zaun gebrochen - ich nenne die Alserbachstraße, wo es sich staut, wo die Autofahrer auch schikaniert werden -, nicht nachkommen.

Daher hoffe ich, dass das, was der Bürgermeister in der Fragestunde angekündigt hat, dass man sich auch nicht mehr nur auf die hauseigenen Gutachten verlassen wird, Realität wird. Nur, jetzt muss man wirklich die hauseigenen Gutachten in Schutz nehmen. Die MA 46 hat ja ihre Bedenken geäußert. Es war ja nicht so, dass die MA 46, nur weil der Bezirksvorsteher gesagt hat, ich will das, und der Verkehrsstadtrat zum Erfüllungsgehilfen wurde, gemeint hat, jawohl, das wird schon gut gehen, sondern die hat ja auch ihre Bedenken geäußert. 

Und daher glaube ich, dass es eben notwendig war, dass wir auch heute darüber diskutieren. Wir haben gesehen, wie groß der Unmut von Seiten der Bevölkerung war, dass also die Menschen auch gesagt haben, sie haben überhaupt kein Verständnis, dass man solchen Fehlleistungen ausgesetzt und ausgeliefert ist.

Und daher hoffe ich, Herr Stadtrat, dass Sie in Zukunft kritischer solchen Forderungen, so sie gestellt werden - vielleicht war das aber auch ein heilsamer Effekt; hoffen wir, dass das ein heilsamer Effekt war -, gegenüberstehen, dass also solche Dinge nicht wieder aufs Tapet kommen, nicht wieder umgesetzt werden. Also vielleicht war es ein heilsamer Effekt. Aber falls es wieder einmal so etwas gibt, dann hoffen wir, dass der Verkehrsstadtrat sich nicht gegen die Bürger und gegen die Flüssigkeit des Verkehrs wendet, sondern dass er die richtigen Lehren daraus zieht. 

Ich glaube trotzdem, dass es nicht dabei sein Bewenden haben kann, dass man sagt, die Kosten, die entstanden sind - die volkswirtschaftlichen Nachteile kann man sowieso nicht abgelten -, muss wieder der Steuerzahler tragen, der in seiner Mehrheit explizit dagegen war. Der Herr Bürgermeister hat heute in der Fragestunde gemeint: Na, es war ja alles rechtens und daher muss eben der Steuerzahlen hier wieder blechen. 

Wir glauben, dass dem nicht so ist. Die Verantwortlichen sind der Herr Bürgermeister, der Herr Verkehrsstadtrat und letztlich auch der Bezirksvorsteher. Nur, der Bezirksvorsteher hätte das nicht machen können von sich aus. Er war sozusagen der böse Geist. Aber der Geist hätte nichts bewegen können, wenn er eben nicht den Erfüllungshilfen Verkehrsstadtrat gehabt hätte. 

Daher fordern wir Sie noch einmal auf, dass Sie das, was an Kosten erwachsen ist, nicht wieder vom Steuerzahler abzocken, sondern dass Sie sich eben überlegen, wie Sie das anderweitig finanzieren können. Das wäre wenigstens eine faire Geste all den Menschen gegenüber, die sowieso durch die Zeitversäumnis, durch den Ärger, durch die Nervenkraft, die sie zusätzlich hier verbraucht haben, ohnehin schon geschädigt genug sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und nun möchte ich mich auch dem Papier, das wir gestern bekommen haben - der Kurzfassung, heute haben wir das umfassende Papier, den Masterplan Verkehr Wien, die Position, das Papier bekommen -, kurz zuwenden.

Es ist schon richtig, oder ich kann das schon nachvollziehen, wenn der Herr Verkehrsstadtrat heute gesagt hat: Diskutieren wir doch diese großen Ideen, diese großen Überlegungen, die da drinnen stehen. 

Da darf ich Ihnen eines sagen, und Sie wissen das ganz genau, weil Sie ja einschlägig viele Jahre damit beschäftigt sind: Diese großen Ideen und Vorschläge und so weiter, die waren ja immer wieder vorhanden. Die haben auch Ihre Vorgänger schon gehabt. Dort, wo es dann immer wieder mangelt, ist die Realisierung, ist die Umsetzung. Und daher glauben wir, dass wir jetzt nicht nur über die grundsätzlichen Erwägungen eines Verkehrsplans, eines Verkehrskonzepts sprechen sollten, sondern auch ganz konkret immer über die Realisierungen. 

Und wenn wir, sehr geehrter Herr Stadtrat, von Ihrem Papier ausgehen, dann verweise ich auf die Seite 5 der Kurzfassung. Dort haben Sie fünf Punkte angeführt, fünf Punkte, die eigentlich eine Liste des Versagens der sozialistischen Verkehrspolitik der letzten 30 Jahre darstellt, weil all das, was wir als Oppositionspartei immer wieder gefordert haben, und Sie durch 30 Jahre, weil Sie auch 30 Jahre lang die Verkehrspolitik als Regierungspartei auf der Bundesebene und noch viel länger in Wien beherrscht haben und in Wien wieder verstärkt beherrschen, weil all das, was Sie hier anführen und aufzählen, vollkommen richtig ist, aber nur zeigt, dass das Ihre Fehler waren, dass das Ihr Versagen war. 

Das beginnt beim Punkt 1: Leistungsfähige Güterverkehrs- und Logistikzentren für den kombinierten Verkehr Schiene-Wasser-Luft-Straße fehlen. - Jawohl. 30 Jahre lang hätten Sie Zeit gehabt. 

Zweitens. Die Bahnhöfe sind aus der Sicht der heutigen Kundenbedürfnisse nicht mehr attraktiv. Ein zentraler Durchgangsbahnhof für den Nah- und Fernverkehr fehlt. - Jawohl, jawohl. Wer ist schuld? Vielleicht die Bundesregierung, die jetzt eineinhalb Jahre amtiert? - Nein. 30 Jahre verfehlte sozialistische Politik.

Drittens. Engpässe in der Schieneninfrastruktur führen zu Konflikten zwischen Personennahverkehr, Personenfernverkehr und Güterverkehr. Kapazitätsengpässe verhindern die Ausweitung von Leistungsangeboten. - Jawohl. Vollkommen richtig. 

Viertens, und das ist besonders kurios im Hinblick auf die Roßauer Lände: Engpässe in der Straßeninfrastruktur. Da gibt es welche, die eben einfach vorhanden sind durch die Entwicklung auf Straßen, und dann gibt es künstlich herbeigeführte, wie wir es jetzt gerade auf der Roßauer Lände beobachtet haben. Engpässe in der Straßeninfrastruktur haben häufig - das ist die präzise Charakterisierung und Beschreibung dessen, was sich auf der Roßauer Lände jetzt abgespielt hat - großräumige Verkehrszusammenbrüche zur Folge, und Unzulänglichkeiten in der Netzgestaltung verursachen massive Belastungen für die angrenzende Wohnbevölkerung. - Vollkommen richtig. Genau das haben Sie jetzt zusätzlich zu all dem, was wir eh an Problemen in der Verkehrspolitik in Wien haben, noch künstlich herbeigeführt. Deshalb haben wir uns auch dagegen engagiert, denn wenn schon soundso viele Punkte in den 30 Jahren und in den 70 Jahren, in denen Sie in Wien herrschen, nicht saniert werden konnten, müssen die Bürger nicht noch konfrontiert werden mit künstlich Herbeigeführtem, weil irgendeiner sich das ideologisch einbildet. (Beifall bei der FPÖ.)

Und dann wird noch ganz richtig darauf eingegangen, dass auch das Fehlen gesicherter Fahrwasserverhältnisse auf der Donau östlich von Wien die Wettbewerbsfähigkeit der Schifffahrt erschwert, wodurch auch diese Transportkapazitäten nicht genützt werden können. 

Und heute ist deshalb ein guter Tag, sage ich Ihnen, weil endlich angefangen wird, eine Umfahrungsstraße, die Südumfahrung von Wien, zu bauen, die so wichtig war, die bis jetzt nicht zustande gebracht wurde. Der Spatenstich, der schon stattgefunden hat, ist ein positives Zeichen für eine positive Verkehrspolitik für die Zukunft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich freue mich, dass die Infrastrukturministerin auch unseren Vorstellungen, den Vorstellungen der Wiener Freiheitlichen, gefolgt ist, den Spatenstich wesentlich vorgezogen hat, denn er hätte ja erst Anfang nächsten Jahres stattfinden sollen, sie ist dem gefolgt, dass möglichst schnell begonnen wird, wir haben gesagt, jeder Monat ist wichtig, und dass sie auch von der Prognose, fünf Jahre wird der Bau dauern, abgegangen ist und gesagt hat, das muss in drei Jahren sein, und das wird auch so sein, weil die Bauwirtschaft in Österreich genug Kapazität hat, das herzustellen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte nur sagen: Es gab allerdings da schon auch einen Wermutstropfen, einen interessanten Wermutstropfen, denn kaum ist die Trassenverordnung unterschrieben gewesen und es begann realistisch zu werden, dass der Bau der B 301 wirklich begonnen wird, hat Wien Einspruch erhoben dagegen. Das muss man sich vorstellen! Nicht die niederösterreichische Umweltanwaltschaft, weil sie ja sehr stark auch über niederösterreichisches Gebiet führt, nein, sondern Wien hat auf einmal zum Schluss, zum letzten Abdruck Einspruch erhoben. Da sagen wir: Wir hoffen, dass das eine unkoordinierte Fehlleistung war, und ich habe Zeichen von der SPÖ, dass das nicht ernst genommen werden darf und nicht kann, weil auch die Begründungen für diesen Einspruch einfach hanebüchen waren. Wir hoffen also, dass der Umfahrungsring von Wien jetzt ohne Verzögerung begonnen werden kann. Wir bekennen uns dazu.

Wir können uns auch nicht mit der Philosophie anfreunden, dass man sagt: Ja, wenn Autobahnen gebaut werden, fangen die Leute an, mehr Autos zu kaufen, und fangen an - das ist ja absurd -, sich an Autobahnen anzusiedeln. Also weit und breit gibt es das überhaupt nicht. Das ist ja ein wirklich absurdes Argument. Dieser Umfahrungsring von Wien, der jetzt begonnen wird und der hoffentlich auch bei der B 305 von Wien aus viel präziser und zielgerichteter in Zukunft forciert werden wird, ist eine notwendige Entlastung für die Bewohner von Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich will nur ein paar Schlagworte noch sagen, weil meine Redezeit schon zu Ende geht. 

Etwa Zentralbahnhof. Schauen wir, dass wir möglichst schnell einen solchen planen und dann auch durchführen. Es ist notwendig, damit eben auch hier eine Attraktivitätssteigerung kommen wird. 

Schauen wir, dass wir uns bei den Trassenvorschlägen für die B 305 schnell einigen, damit auch hier dann die Fortsetzung des Ringes und die Schließung des Ringes nicht am Sankt-Nimmerleins-Tag ist. Hüten wir uns davor, die Raffineriestraße als ein taugliches Instrument dafür anzusehen. Das ist es sicher nicht. Es liegt übrigens auch ein einstimmiger Beschluss der Bezirksvertretung Donaustadt vor, dass das nicht so sein darf. 

Und schauen wir, dass wir viel schneller, als es in den letzten Jahrzehnten der Fall war, dazu kommen, dass wir eine Verkehrspolitik für die Bürger machen, dass sie vernünftig gestaltet wird und dass die Belastungen, die natürlich der Verkehr auf der einen Seite mit sich bringt, auf der anderen Seite möglichst reduziert und minimiert werden. Und da muss man eben auch die zukünftige Entwicklung ansehen, da muss man den Transitverkehr einbeziehen, der natürlich um vieles noch steigen wird und der uns noch viel zum Auflösen geben wird. Und wenn wir den Umfahrungsring von Wien nicht möglichst schnell zustande bringen, dann werden wir wirklich in diesem zusätzlichen Stau ersticken. 

Und eine Bitte noch an den Herrn Stadtrat: Entkoppeln Sie bitte nicht die Verkehrsentwicklung und die Stadtentwicklung. Sie sagen, Stadtentwicklung 2005, da werden wir darüber reden. Nein. Der jetzige Zustand ist schon eine Verbesserung gegenüber früher. Das ist keine Frage, denn früher haben Sie am Stadtrand Massensiedlungen hingebaut, ohne an den Verkehr, an die Anbindung des Verkehrs zu denken. Darüber diskutieren wir ja jetzt. Aber wir glauben, dass es das Sinnvollste ist, wenn man das Verkehrskonzept, die Verkehrsentwicklung und die Stadtentwicklung als eine Einheit sieht und zusammen diskutiert und dann auch wieder umsetzt. Und das ist sozusagen das Wichtige. Nicht nur schöne Reden halten, nicht nur Masterpläne und so weiter hier vorlegen und diskutieren lassen und dann auf der anderen Seite Schildbürgerstreiche à la Roßauer Lände machen, sondern vernünftige Konzepte erarbeiten, vernünftig diskutieren und dann schauen - und das ist das Wichtige -, dass diese Konzepte auch wirklich realisiert werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter gemeldet. 

Bevor ich ihm jedoch das Wort erteile, habe ich eine Mitteilung zu machen. Und zwar hat mir der Klubobmann der ÖVP, Herr Dr Tschirf, mitgeteilt, dass die ÖVP den dringlichen Antrag zurückzieht. Ich nehme an, das stößt auf großes Interesse, um das zu präzisieren. Sie wissen ja, um 16 Uhr hätte dieser Antrag behandelt werden sollen. Es war der Antrag von DDr Bernhard Görg, Dr Wolfgang Ulm und Mag Wolfgang Gerstl: "Umgehende Rückgängigmachung der Fahrbahnverengung auf Grund der Einrichtung einer Parkzone auf der dritten Fahrspur auf der Roßauer Lände." Also ich wiederhole: Dieser dringliche Antrag ist zurückgezogen worden.

Und jetzt bitte ich Herrn Kollegen Reiter, dass er das Wort ergreift.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es sind nicht nur schöne Worte, Kollege Kabas, wie Sie gerade gemeint haben, es sind vernünftige Konzepte, die Herr StR Schicker uns heute im Verkehrsmasterplan vorgestellt hat, der auch schon bei der Regierungserklärung des Herrn Bürgermeisters zum Tragen gekommen ist im 100�Punkte-Programm. Es hat zentrale Bedeutung.

Ein Höchstmaß an Mobilität sowie Freiheit bei der Wahl der Verkehrsmittel ist wichtig. Wien soll - das wurde heute gesagt - zur Stadt der kurzen Wege werden. 

Und wenn es um den Vorrang für den öffentlichen Verkehr geht, und da bin ich ganz auch beim Kollegen Chorherr, der hier den Modal Split angesprochen hat, der den Ausbau von U�Bahn, von S�Bahn, von Schnellstraßenbahnen fordert, dann erfordert das ebenso, den Fahrkomfort in den öffentlichen Verkehrsmitteln zu erhöhen, wie Niederflurbusse, ULF oder die Nachtbusse, dann braucht man auch einen Ausbau des regionalen und des überregionalen Personennahverkehrs, das ist keine Frage, und dann bedarf es auch intelligenter Verkehrssysteme wie Carsharing, Mobilitätscars, Sammeltaxis und vieles andere mehr. 

Wir müssen aber auch - das gehört dazu - den notwendigen Parkraum schaffen und darum haben wir uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt. 50 000 neue Abstellplätze in fünf Jahren und Bezirksgaragen und Verkehrsberuhigungen sind wichtig, Tempo-30-Zonen. Aber - und das sage ich eigentlich ceterum censeo bei fast jeder meiner Reden - an einem sinnvollen entlastenden Straßenbau geht in dieser Stadt ebenfalls kein Weg vorbei. Und da meine ich den Umfahrungsring um Wien, den Kollege Kabas gerade angesprochen hat.

Und so hat Herr StR Schicker in seiner Mitteilung zum ersten Modul des Verkehrsmasterplans sehr konkret auch gesprochen über die Ausgangslagen, über die Grundsätze, über die Ziele, über die Wiener Positionen zu TEN, TINA, auch über die Veränderungen bei den Bundesstraßen und die Maßnahmen, die hier gesetzt werden sollen. Das war ein sehr ehrgeiziges Programm, das er hier präsentiert hat. Ich finde auch richtungsweisend, intelligent und zukunftsorientiert. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren - Sie werden es mir sicher bestätigen können -, heute wird stereotyp und monoton - eh klar - nur über eine Sache debattiert: das ist die Roßauer Lände, so nach der Methode, bei allen Debattenbeiträgen ein bisschen anpatzen, schlecht machen, es bleibt schon etwas hängen. 

Und so halte ich dem Kollegen Kabas zugute, dass er zumindest im zweiten Teil seiner Rede auch über den Masterplan gesprochen hat. Das halte ich ihm zugute. 

Aber Herr GR Ulm - und Sie haben das alle gehört - hat eigentlich über die Grenze der Roßauer Lände hinaus nichts gesehen. Sein Blick ist nicht darüber hinausgegangen. Er hat nur dazu gesprochen. Also, das ist eine sehr interessante Schwerpunktsetzung, die, wie ich hoffe, nicht alle Debattenredner der ÖVP bei diesem wichtigen Thema treffen werden.

Leider muss ich ehrlich sagen, und ich will mich da gar nicht verschweigen, dass dieser zeitlich begrenzte Versuch nicht den gewünschten Erfolg gebracht hat. Die linke Parkspur auf der Roßauer Lände wurde tagsüber nicht von den Bewohnern des 9. Bezirks übermäßig angenommen und wurde zusätzlich aus dem Wiener Umlandverkehr induziert. Das stimmt, und das hat auch so seinen Eingang gefunden. Diese Parkspur wurde zu wenig angenommen, und wenn es nur Park-and-ride-Plätze für die Niederösterreicher sind, das ist, glaube ich, nicht Sinn der Sache. Das ist nämlich dann ein eindeutig falsches verkehrspolitisches Signal. Da wird wieder viel zu nahe zum Stadtzentrum gefahren. Und darum wurde diese Maßnahme aufgehoben. Also, es war nicht eine verkehrsorganisatorische Überlegung, sondern eine verkehrspolitische. Die Dringlichkeit der ÖVP ist obsolet, das wissen wir. Die Parkspur wird in der Nacht auf morgen total zurückgenommen.

Aber ich möchte noch eines dazusagen und damit ist dieses Thema für mich dann erledigt, weil ich mich grundsätzlichen Dingen zuwenden will. Die Korrektur ist erfolgt. Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, einen Autofahrerklub für dieses parteipolitisches Kalkül einzuspannen, wie ich das einmal formulieren will, und immerhin ist es da um über 500 000 S gegangen, die der ÖAMTC eingesetzt hat, und das gemeinsam - und das wurde heute auch noch gesagt vom Rednerpult aus - mit ÖVP-Transparenten, mit bezahlten Parteiangestellten, das ist eine andere Dimension, und das ist abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Viele Maßnahmen des Verkehrskonzepts 1994 sind umgesetzt oder zumindest eingeleitet, die Parkraumbewirtschaftung, das Garagenprogramm, die dritte Ausbauphase des U�Bahn-Baus, der ULF, die vierte Fahrspur auf der Praterbrücke, die B 301 - heute war ja der Spartenstich, und das ist gut so - et cetera.

Und jetzt kommen wir zum neuen Verkehrsmasterplan. Die Grundsätze wurden hier skizziert, wie Nachhaltigkeit und Akzeptanz und Effektivität und Kooperation. Wichtig ist auch, dass die Prinzipien der Verkehrsvermeidung, der �verlagerung und eine Verbesserung des Angebots zum Tragen kommen. 

Und ganz, ganz wichtig erscheinen mir auch die drei Ziele, die der Herr Stadtrat hier skizziert hat. 

Wien muss Wirtschaftsstandort sein. Mich wundert, dass die ÖVP-Redner darüber überhaupt nichts gesagt haben, als die Wirtschaftspartei, wie Sie immer meinen, dass Sie sind. Wien soll Wirtschaftsstandort sein. Der muss gesichert sein, und dazu bedarf es der Schiene, der Straße, der Binnenschifffahrt und des Flugverkehrs.

Zum Zweiten ist es wichtig und wesentlich, die Verbesserung des öffentlichen Nah- und Personenregionalverkehrs durchzuführen.

Und zum Dritten ist auch die Entlastung der Siedlungsgebiete mit Umfahrungsringen ein wesentliches Faktum.

Zu den Positionen der EU-Verkehrspolitik aus Wiener Sicht wurde ja heute schon Stellung genommen vom Herrn Stadtrat. Es stimmt schon: Das hochrangige Straßennetz ist bisher nur rudimentär enthalten gewesen. Es fehlen die Verbindungen zu den Nachbarschaftsstaaten wie Slowakei und Tschechien. Und darum ist es auch so wichtig, dass wir die Spange Kittsee-Bratislava, also die B 307, bauen und die A 5, die Nordautobahn nach Tschechien. Und genauso wichtig ist auch - natürlich mit strategischer Umweltverträglichkeitsprüfung, das ist klar - ein Umfahrungsring um Wien.

Bei den nationalen verkehrspolitischen Überlegungen ist das Road-Pricing heute schon erwähnt worden. Also ich finde hier, dass die Mauthöhe, progressiv gestaffelt, günstig ist, spätestens Mitte 2003 eingeführt werden muss und mindestens 4 S betragen soll. Warum? - Nur eine Zahl dazu, und Sie können das nachlesen: Wenn ein 40�Tonnen-Lkw die Straße 60 000-mal mehr belastet als ein Pkw, dann muss man handeln.

Und zu den Verländerungen der Bundesstraßen. Es gab ja ein Landeshauptleute-Treffen in Baden. Hier wurde grundsätzlich die Bereitschaft bekundet, das in Landeskompetenz zu übernehmen. Aber ich meine, die jährlichen Budgetraten für den Ausbau und die Erhaltung müssen dramatisch angehoben werden, denn es gibt hier wirklich eklatante Defizite, zumindest mittelfristig, auszugleichen, so an die 700, 750 Millionen S. Und hier wird man überlegen müssen, ob man diesen Finanzierungsschlüssel nicht noch verändern sollte. Das sollte man überdenken.

Beim U�Bahn-Bau, beim S�Bahn-Bau sind wir in der Zeit. Die dritte Ausbaustufe des U�Bahn-Baus ist voll in Realisierung, also die U 1 nach Leopoldau und die U 2 in den Raum Stadlau, Aspern. Und im Rahmen des Wiener Vertrags - das wurde heute schon erwähnt, 50 zu 50 Bund und Land - soll es auch so weitergehen, damit auch die Planungsarbeiten für die vierte Prioritätenreihung, das bedeutet U 1-Süd und U 6 in Richtung Stammersdorf, gesichert sind. 

S�Bahn: S 7, S 80, Ertüchtigung der Stammstrecke, sind eine Notwendigkeit. 

Warum ich das jetzt so ausführlich gesagt habe, meine sehr geehrten Damen und Herren? - Weil ich eben meine, dass hier Milliarden für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs zu investieren sind und der Trend vom Auto zu den Öffis auch anhalten soll. Das sagt auch eine Untersuchung des Instituts für Sozialdata, die genau bestätigt, dass der Personennahverkehr 33 Prozent Anteil in Wien hat. Das ist wirklich beachtlich, wenn man weiß, dass er in München bei 24 Prozent ist und in Stuttgart bei 22 Prozent ist und dass in Österreich Linz 20 Prozent Personennahverkehr hat, Graz 16. Also hier sind wir wirklich auf einem guten Weg.

Ich will Sie nicht mit Zahlen langweilen. Aber wenn auf 117 U�Bahn-, Straßenbahn- und Autobuslinien 725 Millionen Fahrgäste unterwegs sind, dann finden wir Sozialdemokraten, dass das europaweit Spitze ist, und das, glaube ich, muss auch die Opposition zur Kenntnis nehmen. 

Und neben der Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs - zu dem komme ich jetzt - muss natürlich auch ein sinnvoller, entlastender Straßenbau, in Varianten gedacht, mit den Bürgern diskutiert, ebenfalls möglich sein.

Der Kollege Chorherr hat das etwas heruntergemacht. Also ich finde, Autophobie löst keine Verkehrsprobleme, meine sehr geehrten Damen und Herren, und dieser Spatenstich der B 301 war heute sehr wichtig. Die Südumfahrung und die Nordostumfahrung sind wirklich wichtige Maßnahmen im Kampf gegen das tägliche Verkehrschaos. Und darüber hat ja der Stadtrat ebenfalls gesprochen. Ich meine, dass diese Straßenprojekte wirklich zur Entlastung der Bevölkerung dienen sollen. Und es ist wirklich auch internationalen Verkehrsexperten vollkommen unverständlich, dass der Verkehr durch Wien geht und nicht um die Stadt herum, wenn jede größere Ortschaft einen Umfahrungsring hat. Und ich verstehe auch die Sorge der Bevölkerung um die Ökologie, und darum gibt es ja diese strategische Umweltverträglichkeitsprüfung, damit genau eruiert werden kann, welche der Trassen Sinn macht. 

Aber eines muss klar sein: Der tägliche Stauwahnsinn, der muss ein Ende haben. Und nicht umsonst haben in einer Radio-Wien-Aktion Tausende Wiener gesagt, was sie von der Tangente der Zukunft halten. Es macht keinen Sinn, den Verkehr durch die Stadt zu führen. Es macht keinen Sinn, bei 30 Prozent mehr Bewohnern in der Donaustadt, und einige Prozent sind es auch in Floridsdorf, von der A 5 direkt auf die Brünner Straße zu kommen und dort den Menschen die Lebensqualität zu vermiesen. 

Noch einmal: Wir treten für den Umfahrungsring mit wirklich strategischer Umweltverträglichkeitsprüfung ein. (Beifall bei der SPÖ.)

Auf Wien kommt in der künftig erweiterten Europäischen Union in der regionalen, auch in der nationalen und in der europäischen Verkehrsnetzsituation eine sehr wichtige Knotenfunktion zu, und zur Stärkung der Wirtschaftskraft wie auch der Umweltqualität und der Lebensqualität bedarf es der von mir geschilderten Verbesserungen der Verkehrsinfrastruktur. 

Damit komme ich auch schon zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wien wird im Wettbewerb der europäischen Zentralregionen stark zu positionieren sein. Und das, meine ich, muss auch im Interesse der blau-schwarzen, der momentan blau-schwarzen Bundesregierung sein. Und wenn nicht: Bgm Dr Michael Häupl und auch die sozialdemokratischen Mitglieder der Stadtregierung werden selbstbewusst - das kann ich Ihnen versichern - darauf aufmerksam machen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Gerstl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Gestern Abend ist die Milleniums-City, zweiter Teil, eröffnet worden, unter Anwesenheit des Herrn VBgm Rieder und des Herrn BV Lacina, und dort ist ein Film für alle Ehrengäste gezeigt worden, der den Titel trug: "Banditen". Und dieser Titel wurde dort folgendermaßen beworben: "Sie handeln wie Gentlemen, aber sind Banditen, und nur zu dritt sind sie das perfekte Paar." 

Ich will den Film nicht näher erzählen, aber ein Dreier-Paar haben wir auch hier, ein interessantes Dreier-Paar, ein Dreier-Paar, das verantwortlich ist für die Agenden auf der Roßauer Lände, auf der Spittelauer Lände. Einen Bezirksvorsteher, der diese Idee geboren hat, bis es dann dazu gekommen ist, dass er Herrn StR Schicker dazu überredet hat, diesem Verkehrskonzept zuzustimmen, der sich wahrscheinlich danach gedacht hat, aber dann setze ich mich drauf und möchte das gerne ganz vorne für mich präferieren. Er hat eine Pressekonferenz einberufen, eine Stau-Schau, eine Nicht-Stau-Schau, veranstaltet an einem Montag, glaube ich, war es. Und er hat dann auch, damit es nicht weitere Zuständigkeiten gibt, das alles auf sich konzentriert. 

Und vom Herrn Bürgermeister hat man zu dieser Zeit überhaupt nichts gehört. So hat der Herr Bürgermeister auch heute gesagt in seiner Anfragebeantwortung, er kümmert sich erst dann um Dinge, wenn es zu besonderen Situationen kommt. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mich in der Stadt immer erst dann darum kümmere, wenn etwas passiert ist, dann ist es sehr, sehr schade für diese Stadt. Diese Stadt braucht Männer und Damen, die sich darum kümmern, dass man sich vorausschauend um die Dinge kümmert, und nicht erst in der Nachschau. (Beifall bei der ÖVP.)

Und, meine Damen und Herren, der Herr Bürgermeister hat gesagt, erst nach Beginn des Experiments hat er ein erstes Gespräch mit dem Verkehrsstadtrat geführt. 

Das heißt: Müssen wir jetzt bei allen Probemaßnahmen, die wir in der Zukunft haben - wir werden in späterer Folge noch beim Masterplan darauf zu reden kommen -, damit rechnen, dass wir jetzt zig Proben durchführen, und erst dann, wenn sie gescheitert sind, schaltet sich der Herr Bürgermeister ein? - Na, das kann es ja wohl nicht sein. Absolut nicht. 

Ich habe mir eher gedacht, dass die SPÖ etwas mit modernem Raubrittertum, mit Robin Hood zu tun hat. Doch Robin Hood kann ich bei dieser Aktion nicht erkennen. Man nimmt den Menschen etwas weg, man nimmt ihnen die Fahrspur weg, aber man gibt ihnen nichts zurück. Was passiert so? - Robin Hood hat das Geld, das er bekommen hat, den Armen gegeben. (GR Johann Driemer: Die Bundesregierung macht es umgekehrt!) Was machen Sie? - Sie streiten sich, von wo Sie das Geld nun herbekommen. Sie haben niemanden, dem Sie das Geld geben können. Sie nehmen das Geld vom Steuerzahler nämlich zuerst weg, machen eine Maßnahme und kommen danach drauf, dass es die falsche Maßnahme war. Also da habe ich mir schon etwas mehr erwartet, dass Sie für die Menschen besser mit dem Geld umgehen können. Einen Robin Hood hat diese Stadt leider nicht; sie würde ihn dringend benötigen. 

Ich möchte nun auf diese Roßauer Lände und auf diese Verantwortung noch einmal klar zu sprechen kommen. Da gibt es den Brief einer Familie, der an den Herrn Bürgermeister gegangen ist und an den Herrn Verkehrsstadtrat, und ich glaube, der spricht eindeutig für sich. In dem Brief heißt es:

"Mich persönlich kostet diese stauerzeugende Parkspur täglich mindestens 30 Minuten meiner Freizeit, das sind 2,5 Stunden in der Woche und somit monatlich 10 Stunden. Das Ganze mal zwei, denn auch meine Gattin ist in derselben Weise davon betroffen. Abgesehen von den durch den Extrastau verursachten Mehrkosten an Treibstoff kann ich resümierend behaupten: Die Gemeinde Wien, vertreten durch die gewählten Volksvertreter, stiehlt meiner Familie monatlich 20 Stunden unserer Freizeit." 

Das ist der Punkt, um den es geht: Wir nehmen den Leuten ihre eigene Zeit weg. 

Und es heißt abschließend in dem Brief:

"Sie haben sich zur Wahl gestellt, um Verantwortung zu bekommen. Sie wurden vom Volk gewählt, um Verantwortung zu tragen. Ergo, stehen Sie auch zu Ihrer Verantwortung. Genauso wie es von allen anderen Bürgern dieses Landes verlangt wird." 

In diesem Sinne bin ich Ihnen dankbar, dass Sie auch eingestehen, dass dieses Experiment gescheitert ist und dass Sie diese Maßnahme umgehend zurücknehmen wollen. Umgehend zurücknehmen. Nämlich heute haben Sie es angekündigt. Ich denke aber, dass Sie es morgen dann auch wirklich erledigen werden. 

Ich möchte dann noch einmal zurückkommen auf diese vom Herrn Bürgermeister dargestellten unterschiedlichen Meinungen der zuständigen Fachabteilungen. Unterschiedliche Meinungen sind in dem Protokoll, das ich dankenswerterweise auch aus dem Büro von StR Schicker, von Ihnen, bekommen habe. Herzlichen Dank für diese Form der Zusammenarbeit. Daraus geht ganz klar hervor, dass keine Fachabteilung mit dieser Lösung wirklich zufrieden war, dass die Fachabteilungen den Stau vorhergesehen haben, dass sie gewusst haben, was dabei passieren wird. 

Aber was ich nicht verstehe, ist, warum Sie sich darüber hinweggesetzt haben. Ich nehme an, dass Sie Ihre Lehre daraus ziehen und in Zukunft mehr auf die Fachleute hören. 

Ich möchte in dem Zusammenhang auf den Kollegen Reiter kurz eingehen, der gesagt hat, eine Autofahrerorganisation hat sich bei dieser Stauaktion beteiligt und hat auch ihre Meinung abgegeben. Nein, wir haben zwei Autofahrerorganisationen in Österreich, und beide Autofahrerorganisationen haben klar ihre Meinung gesagt. Lesen Sie nur die APA von gestern. Da hat der ARBÖ ganz klar gefordert, dass die Linksabbiegespur nun auch zu einer Geradeausspur werden soll, und hat festgestellt, dass er froh ist, dass das Experiment beendet wird. Also es gibt zwei Autofahrerorganisationen und beide sind derselben Meinung. Aber es ist mir schon klar, dass Sie dem nicht gerne nachkommen wollen. 

Um nochmals bei der Verantwortung zu bleiben. In diesem Protokoll geht auch klar hervor, dass im Stadtrat-Jour fixe vom 1. Oktober 2001 entschieden wurde, dass den Einsprüchen für den Probezeitraum nicht entsprochen wird. Also, das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Da haben Fachabteilungen, Verkehrsabteilungen, Polizei und auch die Feuerwehr konkrete Bedenken angemeldet, und dann wird ganz einfach in einem Stadtrat-Jour fixe entschieden: Wir setzen uns über diese Bedenken hinweg. 

Das verstehe ich nicht unter verantwortungsvoller Politik. Das verstehe ich unter parteipolitischer Politik. Und parteipolitische Politik für die Gemeinde Wien, die nicht im Sinne der Bürger ist, lehne ich ganz klar ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Warum Sie die Schwierigkeiten nun mit den Kosten haben, geht hier auch ganz klar hervor. Warum haben Sie sie? - Die MA 28, die für die Bundesstraßenverwaltung zuständig ist, erklärt hier auch eindeutig: Die Kosten der Maßnahmen dürfen das Bundesstraßenbudget nicht belasten. Na ja, wie gehen wir da jetzt vor? Wer zahlt das nun wirklich? - Das wird wirklich noch eine sehr, sehr interessante Frage. 

Und die Verknüpfung von Ihnen, Herr Stadtrat, nun zu versuchen, aus dem Schlamassel herauszukommen und das in die Richtung zu bringen, dass man sagt, okay, jetzt werden wir damit gleich die Dezentralisierung ändern, die Dezentralisierung, wo Sie erst vor zwei Wochen an alle Bezirksräte diesen Riesenschmöker ausgeteilt haben, der rund 1 000 Seiten umfasst, in dem Sie allen erklären, was in der Dezentralisierung wichtig ist und was notwendig ist. Den teilen Sie aus. Eine CD-ROM kündigen Sie noch dazu an, dass Sie sie auch machen. Die MA 14 arbeitet noch daran. Aber bis heute haben die Abteilungen diese CD-Rom noch nicht, weil noch daran gearbeitet wird. 

Irgendwann werden die Beamten dieser Stadt den Mut verlieren, ihre Einwände klar und deutlich darzulegen, dafür zu arbeiten, für Entscheidungen, die einmal gefasst worden sind. Wie kann man einfach zu den Dingen, die die Beamten bestens vorbereitet haben und bestens gemacht haben, sagen: Okay, das schmeißen wir jetzt alles wieder den Bach hinunter, lassen wir diesen Ordner hinunterfallen, weg mit diesem Ordner, wir brauchen ihn nicht mehr, keine Dezentralisierung mehr. 

Und in diesem Ordner steht nämlich auch kein Wort von der Bundesstraßenverwaltung drin. Schauen Sie sich das einmal an. Schauen Sie einmal hinein in die konkrete Zuständigkeit für die Bezirke. Da lesen Sie darin ganz, ganz klar, dass im Straßenbau die Bezirke nur zuständig sind für die Planung und Herstellung von Haupt- und Nebenstraßen. Von Bundesstraßen steht hier kein Wort. Die Instandhaltung von Haupt- und Nebenstraßen steht drinnen. Aber von den Bundesstraßen kein Wort. Überhaupt kein Wort. 

Das sind Ausreden, mit denen man hier tätig sein möchte, um auf der anderen Seite von dem, was hier passiert ist und nicht gelungen ist, abzulenken. 

Das ist der Punkt, an dem ich nunmehr dazu komme, zum Masterplan zu sprechen, denn ich muss Ihnen schon sagen: Zwei Ablenkungsmanöver haben Sie versucht. Und der Kollege Chorherr ist Ihnen ja auch wirklich auf den Leim gegangen. 

Sie haben versucht, in der heutigen Gemeinderatssitzung abzulenken von der Roßauer Lände erstens durch die Thematisierung der Dezentralisierung und zweitens, indem Sie ein Konzept für den Masterplan vorschlagen. 

Sie haben vor einigen Monaten noch gesagt: Bis zum Ende dieses Jahres werden Sie einen Masterplan vorlegen. Aber wie schaut es nun tatsächlich aus? - Sie werden im kommenden Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr - da steht oben am Kopf überhaupt noch "Stadtentwicklung und Stadtplanung" - die Umsetzung dieses Verkehrskonzepts, dieses Masterplans vorschlagen, indem Sie sich zuerst einmal eine Genehmigung geben lassen für 12 Millionen S, um Experten dazu einzusetzen. 12 Millionen S, um überhaupt einmal einen Plan zu haben. Und bis wann soll dieser Plan fertig gestellt werden? - Dieser Plan soll fertig gestellt werden bis 2003. Das heißt, wir können davon ausgehen: Mit ersten Umsetzungsmaßnahmen können wir erst 2004 rechnen. 

Herr Stadtrat! Sie laufen Gefahr, zum Ankündigungsstadtrat zu werden, ständig Dinge anzukündigen, aber nicht umzusetzen. 

Und Sie haben in diesem Konzept konkret vorgeschlagen, dass Sie 450 000 S für eine Mobilitätsstudie brauchen. Die machen Sie bis Ende dieses Jahres. Dann ist das Jahr vorbei. Und dann fangen wir im nächsten Jahr damit an, ein Kernarbeitsteam einmal zu finden. Zuerst einmal eine Ausschreibung zu machen, eine Beauftragung einzurichten. Dafür geben wir dann 5 Millionen S aus. Dann machen wir die Mobilitätsoffensive, die kostet 3 Millionen S. Und dazu, weil wir ja nicht sicher sind, wie das wirklich genau ausschauen wird, machen wir dann noch ein paar Pilotprojekte, und für die sehen wir auch 400 000 S je Projekt vor. 

Jetzt habe ich die Summen zuvor zusammengezählt. Ich komme auf 9 Millionen S. Das heißt, bei 12 Millionen S bleiben mir 3 Millionen S für Projekte über. Wenn ich jetzt davon ausgehe, dass das Projekt, wie Sie sagen, Roßauer Lände 100 000 S gekostet hat, und Sie die nächsten Projekte auch mit dem Betrag ungefähr mit 100 000 S veranschlagen, dann habe ich jetzt noch 30 Projekte à la Roßau zu erwarten. Na, das kann es wohl wirklich nicht sein, dass wir solche Projekte noch 30�mal in dieser Stadt bis 2003 erleben dürfen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich habe schon einmal gesagt: Ihre Experten haben schon die richtige Diktion. Sie wissen schon, worauf es ankommt. Sie müssen sich nur daran halten. 

Sie haben in diesem Masterplan folgende Leitlinien hineingeschrieben: Nachhaltige Mobilität. Effektivität. Akzeptanz. Das heißt: Beteiligung von Interessenvertretungen und Bürgern. Information und Bewusstseinsbildung. Innovation. Kooperation. Kommunikation. Das sind alles Punkte, die bei der Rossau nicht zutreffen. 

Und wirklich lustig wird es bei dem einen Punkt, wo es heißt: Engpässe in der Straßeninfrastruktur haben häufig großräumige Verkehrszusammenbrüche zur Folge. Und Unzulänglichkeiten in der Netzgestaltung verursachen massive Belastungen für die angrenzende Wohnbevölkerung. 

Ja, das ist es. Wenn Sie vielleicht diesen Plan, den Ihnen die Beamten geschrieben haben, etwas früher gelesen hätten, dann hätten Sie nicht mehr die Notwendigkeit gehabt, ein Projekt wie die Rossau zu machen. Also bitte verzichten Sie in Zukunft auf solche Projekte wie die Rossau. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass es wichtiger ist, dass wir konkrete Projekte durchziehen, konkrete Projekte, die nämlich schon seit langem beschlossen sind. Und ich möchte hier auf das 30�Milliarden-Paket zwischen Bund und Land Wien eingehen, wo viele Projekte noch immer nicht beschlossen sind. Sie haben in der SPÖ-Alleinregierung, noch bevor die ÖVP in die Koalition mit der SPÖ eingetreten ist, ein Paket über 30 Milliarden S mit dem Bund ausverhandelt, wo heute noch viele Punkte offen sind, nämlich: Der Ausbau der S 80. Hier haben Sie zwar eine Vereinbarung getroffen mit Frau Ministerin Forstinger, und es haben in der Zwischenzeit Verhandlungen stattgefunden mit der Magistratsdirektion-Stadtbaudirektion. Es schaut aber alles danach aus, wie wenn wir auf diese 20-Minuten für die S 80 noch sehr, sehr lange warten müssten, nämlich wie wenn wir erst frühestens 2003 damit rechnen können, denn hier wird darauf hingewiesen, dass erst rechtzeitig Verhandlungen zwischen dem Land Wien und der ÖBB bezüglich der Finanzierung der durch die Taktverdichtung entstehenden zusätzlichen Fahrzeugbeschaffungs- und Betriebskosten einzuleiten sind. Also da werden wir noch langwierige Verhandlungen haben. Und von dem 15�Minuten-Takt können wir noch lange nicht reden. Und es wird hier auch vorgeschlagen, dass man diesen 20�Minuten-Takt vielleicht zuerst einmal für die Hauptverkehrszeit einrichtet - das ist etwas, was wir schon immer gesagt haben, aber für 15�Minuten-Takt -, um zusätzliche Kosten zu sparen und damit aber wirklich ein Angebot für die Pendlerinnen und Pendler zu machen. Das dürfte offensichtlich wieder verzettelt werden. 

Das ist es nicht, was wir wollen, sondern wir wollen rasche Handlungen, so wie die Verlängerung der S 45, wie die Verlängerung der U 1 nach Süden. Wie die Verlängerung der U 6 Richtung Stammersdorf. 

Wie die Verwirklichung der Park-and-ride-Anlagen, die Sie schon angekündigt haben: Heiligenstadt, Siemensstraße, Strebersdorf, Atzgersdorf, Liesing. Aber auch die Verwirklichung und der Ausbau der Bundesstraße 13, Hochstraße/Willergasse und die B 301, die jetzt gerade eröffnet wird, aber auch die B 225 Bitterlichstraße, die Forschungseinrichtungen und der Technologiepark sind alles Punkte aus dem 30�Milliarden-Paket, wo Sie als Stadt Wien gefordert sind, die erforderlichen Übereinkommen mit dem Bund zu schließen und die Finanzierungsübereinkommen abzuschließen. Das erscheint mir in erster Linie wichtig und nicht Konzepte einfach zu bauen und bis 2003 und 2004 überlegen wir uns dann, ob wir jetzt mit diesen Projekten anfangen oder ob diese Projekte vielleicht in der Zwischenzeit schon wieder alt sind, denn dann brauchen wir sie nicht mehr.

In diesem Zusammenhang möchte ich nun einen Beschlussantrag einbringen, dass wir über den Masterplan Verkehr unter Einbeziehung von Experten und Sachverständigen im zuständigen Ausschuss der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr einen Unterausschuss einsetzen, um diese Diskussion auch noch ausführlicher führen zu können und die genauen Zielsetzungen durchzuführen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der ÖVP.)

Damit Sie nicht glauben - und ich komme schon zum Schluss -, die ÖVP macht nur alles aus parteipolitischen Gründen und hat kein Herz. Wir haben ein Herz. (GR Ursula Lettner: Ja ja, das wissen wir!) Aber jetzt schaue ich, ob er im Raum ist. Er ist leider nicht da. Ich werde es ihm daher hinterlegen. Ich habe gehört, dass sich der Herr Vorsitzende Hundstorfer darüber beschwert hat, dass er kein Staukipferl bekommen hat. Selbstverständlich habe ich ihm ein Staukipferl mitgebracht. Wenn sonst noch jemand eines haben möchte, der kann sehr gerne von uns ein Staukipferl bekommen. Wir wollen für die Bürger gerne das Beste erreichen. Und wenn wir mit dem Staukipferl dazu beitragen können, dann tun wir das auch für alle. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Ihr habt mehr bestellt, als ihr losgeworden seid! - Der Redner gibt der Vorsitzenden GR Mag Heidemarie Unterreiner ein Kipferl.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich bedanke mich für das Kipferl. Ich bin überrascht. Danke. 

Als nächster Redner ist Herr GR Dr Madejski am Wort. Ich erteile es ihm. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zuerst möchte ich kurz auf den Kollegen Reiter eingehen. Er hat in seiner Wortmeldung gesagt, der Dr Ulm hat über den Rand der Roßauer Lände nicht hinausgeschaut, er ist nicht drüber hinausgekommen. Na ja, es wäre vielleicht sinnvoller gewesen, wenn der Kollege Reiter das dem BV Benke vor einigen Monaten gesagt hätte, denn ich habe den Eindruck, der schaut überhaupt nie über seine Bezirksgrenzen hinaus. Also es wäre sinnvoll, wenn man dem Herrn Bezirksvorsteher in Zukunft sagt, er soll vielleicht einmal über seine Bezirksgrenzen in den 19., 20. und 2. Bezirk hinausschauen, denn dann kann so ein Projekt, wie wir es jetzt besprechen, nicht geschehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben hie und da doch den Eindruck, dass als Maxime der Wiener Verkehrspolitik - jetzt nicht ganz ernst gemeint, Herr Stadtrat - learning by doing gilt. Die Roßauer Lände war typisch für learning by doing. Es war ein Bühnenstück, eine Tragikomödie im besten Sinne mit folgenden Darstellern: Zwei selbstherrliche und wild gewordene Bezirksvorsteher Ihrer Fraktion, ein von der Kommunalpolitik sich verabschiedender und schon völlig abgehobener Bürgermeister und ein etwas überforderter und im wahrsten Sinne des Wortes wahrscheinlich auch überfahrener Stadtrat.

Und lassen Sie mich, bevor ich dann auch auf den Masterplan eingehe, kurz replizieren, wie es zu dieser Roßauer Lände gekommen ist, weil es schon ganz interessant ist, dass immer von Beschlüssen der Bezirksvertretung gesprochen wird. Soweit mir bekannt ist, gab es in der Bezirksvertretung des 9  Bezirks bezüglich dieses Experiments keinen solchen Beschluss, sondern es gab in der Verkehrskommission eine Mehrheit rot-grün, dass man das hier durchführt. Das ist einmal das Erste. Und zwar hat der Bezirksvorsteher, wenn ich Berichten glauben darf, bevor das eingeführt worden ist, dort erzählt, dass er wieder einmal mit seinem Stellvertreter durch seinen Bezirk gegangen und sich so alles angeschaut hat und da ist ihm, wie er zur Roßauer Lände gekommen ist, die Idee gekommen, da könnte man eigentlich was ändern. Es wäre nicht uninteressant, hier dieses Experiment zu starten. 

Also, so hat er das auch im Verkehrsausschuss im 9. Bezirk erklärt, wie er zu dieser Idee gekommen ist. Wobei es ja überhaupt gefährlich ist, glaube ich, Herrn BV Benke im 9. Bezirk spazieren gehen zu lassen, denn ich habe den Eindruck, immer wenn er spazieren geht, fällt ihm irgendetwas ein, was nicht immer gerade auch das Sinnvollste für die Bezirksbürger ist. Es wäre vielleicht nicht schlecht, wenn man in der Nähe des Amtshauses - die Kosten könnten wir uns sogar im Budget teilen - für den Herrn Bezirksvorsteher einen Garten oder einen Park anlegen würde, wo er spazieren gehen kann. Aber er soll in Zukunft nicht mehr sehr oft durch den 9. Bezirk gehen, weil wir nicht wissen, was ihm in Zukunft nicht noch alles einfällt!

Am 18. Oktober hat er sich im Scheinwerferlicht des ORF, sowohl im Hörfunk als auch im Fernsehen, ich möchte fast sagen, man hat den Eindruck gehabt, er hat sich ein bisschen gefreut, er hat sich geweidet am Stau, der dann von Bgm Häupl und von StR Schicker dort verursacht worden ist. Man hat dann den Eindruck gehabt, wenn man ein bisschen näher die Konstellation auch der SPÖ intern kennt, dass man da vielleicht einen Bezirksvorsteher, aus welchen Gründen auch immer entzieht sich ja meiner Kenntnis, ein bisschen auch hat einfahren lassen. Wenn ich höre, dass der Schaden, Herr Stadtrat, und der Herr Bürgermeister hat es ja heute gesagt, nur 100 000 S sind, dann kann das nicht ganz stimmen. Es gibt zwei Möglichkeiten: Im gesamten Experiment war vorgesehen, dass man eine Videoüberwachung macht. Sie haben mir ja damals persönlich gesagt, dass die gesamte Videoüberwachung über den Zeitraum zirka 180 000 S gekostet hätte. Das haben Sie mir nach der Beantwortung letztes Mal gesagt. Ich habe das auch zur Kenntnis genommen und das ist durchaus glaublich, denn es war damals für sechs Monate.

Jetzt weiß ich nicht, ob überhaupt eine Videoüberwachung in diesen 14 Tagen stattgefunden hat oder nicht. Hat sie nicht stattgefunden, Herr Stadtrat, hat man nicht vor dem Experiment diese Videos installiert, dann müsste man davon ausgehen, dass Sie eigentlich gar nicht wollten, dass das Experiment durchgezogen wird, dann müsste man zur Annahme neigen, dass Sie wirklich den Bezirksvorsteher einfahren haben lassen.

Ist das aber installiert worden und hat man hier die Videoüberwachung zumindest die 14 Tage gemacht, was sich meiner Kenntnis entzieht, dann müssen die Kosten höher als 100 000 S sein.

Meine Damen und Herren! Über den volkswirtschaftlichen Schaden ist heute noch gar nicht gesprochen worden. Den haben die Autofahrerklubs, und zwar beide Autofahrerklubs, mit zirka eineinhalb Millionen S pro Tag angenommen, insgesamt also 12 Millionen S Schaden, den niemand mehr ersetzt. Das haben auch die Vorredner schon gesagt.

Meine Damen und Herren! Wir sehen überhaupt nicht ein, wieso wir oder die Steuerzahler interne SPÖ-Wien Intrigen und Ränkespiele überhaupt mitfinanzieren wollen. Ich habe stark den Eindruck, dass dieses Experiment neben dem vielleicht tatsächlichen Überprüfen, ob dies sinnvoll ist, auch gegen den Bezirksvorsteher Ihrer eigenen Fraktion gerichtet war.

Wie man hier Verkehr gemanagt hat, Herr Stadtrat, ist blamabel und für solche Aktionen brauche ich eigentlich keinen Masterplan, da blamieren wir uns international und national. Alles, oder fast alles, was da im Masterplan drinnen steht - es steht sehr viel Positives und Gutes drinnen, überhaupt keine Frage -, können Sie bei den Bürgermeister-Erklärungen von Dr Zilk, bei den Regierungserklärungen von Bgm Häupl, bei der Planungsgemeinschaft Ost, bei der österreichischen Raumordnungskonferenz, beim StR Görg, beim StR Swoboda und schlussendlich in unseren Positionspapieren "Verkehr, Vorstellungen der Freiheitlichen der letzten 20 Jahre" nachlesen. Nur leider, und das hat unser Klubobmann schon gesagt, ist ja nichts geschehen, und jetzt möchte man sagen, trotzdem oder gerade weil SPÖ-Minister, SPÖ-Bundeskanzler am Ruder waren. Wie können wir das aufklären? Wieso ist da nichts geschehen? - Es waren ja Ihre eigenen Parteifreunde, es waren ja Ihre Genossen, die hier den Wiener Standpunkt und die Wiener Forderungen seit über 20 Jahren negiert haben! 

Herr Stadtrat, alles was Sie positiv sehen, das sehen auch wir oder das meiste davon sehr positiv. Allerdings möchte ich schon feststellen: Es ist das erste Mal, dass Sie eine Bundesregierung als Partner haben, die aktiv die Wiener Forderungen ernst nimmt und aktiv auch das erste Mal einen Generalverkehrsplan erstellt, der über die Schiene hinaus auch die Straße, Luft und Wasser hier mit einbezieht. Sind Sie froh, dass Sie diese Bundesregierung und die freiheitliche Ministerin Forstinger als Partner haben (Beifall bei der FPÖ.), denn sie hat als Erste erkannt, dass man einen Generalverkehrsplan erstellen muss. Das Road Pricing System ist, wie Sie gesagt haben, die letzten zehn Jahre verhindert worden. Es wird eingeführt. Der Spatenstich für die B 301 hat heute um 11.45 Uhr stattgefunden. Die Südostumfahrung 305 wird gemeinsam mit Ihnen vorgeplant. Die Verländerung der Bundesstraßen ist ebenfalls eine durchaus interessante Variante.

Alles was Sie gefordert haben, alles was jetzt notwendig sein wird, um international verkehrspolitisch aufzuschließen, macht diese Bundesregierung, das wird vom Verkehrsministerium realisiert, wenn auch nicht gleich, aber immerhin gibt es jetzt einen Zeitrahmen und man kann sich genau ausrechnen, wann die eine oder andere Maßnahme greifen wird. 

Herr Stadtrat, wenn Sie - auch das ist schon gesagt worden - Hindernisse sehen, leistungsfähige Güterverkehrs- und Logistikzentren fehlen, die Bahnhöfe sind sanierungsfähig, bei der Schieneninfrastruktur gibt es Engpässe, und und und, dann darf ich Ihnen aber eines sagen: Die Bahnhöfe sind nicht erst seit der Bundesregierung Sanierungsfälle, die sind in den letzten 20, 25 Jahren unter sozialistischen Verkehrsministern verfallen! Den Zentralbahnhof bitte fordern wir schon seit vielen Jahren - überhaupt nichts ist geschehen. Güterterminals! Ja, jetzt gehen wir die drei oder vier Standorte an. Wo sind die Logistikzentren? - Die ÖBB schränkt jetzt Inzersdorf - das wissen Sie auch - um ein Viertel ein. Sie werden sich bemühen, haben Sie vorige Woche bei einem Vortrag im Hotel "Imperial" gesagt, dass das wieder auf den ursprünglichen Stand gebracht wird. Nordbahnhof, et cetera, wir brauchen gar nicht darüber nachdenken, es ist nichts geschehen und es ist das erste Mal, dass hier von der Bundesregierung positiv eingegriffen wird. 

Mit Wohlwollen habe ich Ihre Äußerung zur B 305 zur Kenntnis genommen. Die Raffineriestraße gehört saniert, das ist vollkommen richtig, aber es kann nicht eine abgespeckte 305er werden. Das wäre Stückwerk und für den Wiener Verkehr und für den Transit tödlich. Da sind Sie, Herr Stadtrat, was die B 305 und die SPÖ-Mehrheit und die Stadtregierung in Wien betrifft, die nächsten Jahre gefordert, hier zu einem positiven Ergebnis zu kommen. 

Herr Stadtrat, Sie haben gesagt, nachhaltige Verkehrspolitik muss Pressburg, Györ, Sopron, Brünn mit einbeziehen. Na selbstverständlich! Lesen Sie unsere Positionspapiere, die Forderungen, auch Ihre eigenen der letzten zehn Jahre. Was ist denn geschehen die letzten zehn Jahre? - Da war niemand anderer in der Regierung als Sie! Jetzt ist zum ersten Mal im Generalverkehrsplan eine Einbeziehung dieser Städte, die irgendwann in den nächsten Jahren auch zur EU kommen werden, berücksichtigt. 

Sie haben die Nord-Süd-Verbindung und die West-Ost-Verbindung genannt, Wien soll zentraler Verkehrsknotenpunkt werden. Na selbstverständlich. Was ist unter einem sozialistischen Verkehrsminister, unter sozialistischen Bundeskanzlern geschehen? - Ganze Legionen von Ministern sind an uns vorbeigegangen und es ist nichts geschehen. Der Generalverkehrsplan der neuen Ministerin berücksichtigt das. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Abschluss. Ich bewundere und mich freut die Intention, dass Sie jetzt endlich wieder einen Masterplan erstellen. Es ist, glaube ich, das sechste Positionspapier in den letzten 15 Jahren. Alle anderen sind gescheitert. 

Sie haben zwei Vorteile. 

Der erste Vorteil ist: Sie können sich in einem Jahr in den per Jahresende abgeschlossenen fertigen Generalverkehrsplan für Österreich einklinken. Das erste Mal, dass Wien die Möglichkeit hat, sich im Bund Schiene, Straße, Wasser, Luft einzuklinken. 

Der zweite Vorteil: Sie haben endlich einen kooperativen Verkehrsminister, nämlich Frau Bundesminister Forstinger, was Sie hier bisher niemals gehabt haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Sie als Wiener Stadtregierung, Sie als absolut Herrschende hier in Wien, aber auch die Wienerinnen und Wiener können eigentlich nur froh sein, dass sie diese Bundesregierung und diese freiheitliche Verkehrsministerin haben, um die Versäumnisse der letzten 20 Jahre sozialistischer Verkehrspolitik zumindest in mittlerer Zeit zu reparieren. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Schieder am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Weil Kollege Madejski quasi am Ende seiner Wortmeldung zu dem Themenbereich eingegangen ist und Zeitpläne genannt hat - das werden wir uns noch anschauen. Ich wage jetzt schon daran zu zweifeln, dass Frau Bundesministerin Forstinger mit ihrem Generalvertrag die Geschwindigkeit, die der Masterplan Wien im Verkehrsbereich vorlegt, auch nachvollziehen und einhalten wird können. 

Ich darf darauf hinweisen, weil sich auch Herr Gerstl ein bisschen in den Jahreszahlen, was die Vorgangsweise bezüglich des Verkehrsmasterplans betrifft, geirrt hat, dass schon am 6.12. eine Stadtentwicklungskommission sein wird. Man hat ja auch in der heutigen Diskussion durchaus bemerkt, dass es anscheinend seitens der Opposition vor allem der ÖVP und der FPÖ ja nur eine wichtige Frage im Verkehrsmasterplan gibt und die heißt Roßau. Alle anderen Fragen scheinen Ihnen ja von geringerer Bedeutung zu sein. Daher ist auch der Weg frei, dass man mit Beginn 2002 diesen ersten Modulschritt einmal abschließen kann und damit auch in der Zeit liegt. 

Zur Frau Bundesministerin Forstinger sei vielleicht eines noch erwähnt: Ihre vielfältigen Mitarbeiter, die auch sehr oft ausgetauscht werden, kosten pro Monat wesentlich mehr, als der Versuch auf der Roßauer Lände gekostet hat. Das sei auch einmal gesagt. Ich glaube, es ist von höchster Ineffizienz, was dort an Geld rausgeworfen wird. 

Ich möchte mich aber hier einmal mit dem Verkehrsmasterplan auseinander setzen und danke auch dem StR Schicker, dass er mit dieser Mitteilung die Diskussion zum Masterplanverkehr begonnen hat. Ich glaube, es ist wichtig, sich in Wien grundsätzlich mit Verkehrspolitik und mit einer Planung und mit einem Masterplan auseinander zu setzen und eben nicht, so wie es heute auch der Fall war, kleinteilig über Einzelprobleme zu diskutieren. 

Dieses Positionspapier ist eben ein Startpunkt einer intensiven Diskussion, die uns hier in den nächsten Monaten auch begleiten wird, und es ist gut so. Es gilt zu berücksichtigen, dass vielfältige dynamische Prozesse sich seit geraumer Zeit auf den Verkehrsraum Wien auswirken. Es sind das die Mitgliedschaft in der EU und der freie Warenverkehr, die zu erwartende Erweiterung der Europäischen Union bis hin zu der rasanten und revolutionären Kommunikationstechnologie. Es sind das alles Fragen, die Antworten der Stadt Wien brauchen, wo auch die Stadt Wien mit dem Verkehrskonzept von 96 Antworten hat, die es aber auch bedürfen, an die Zeit wieder angepasst zu werden. 

Wenn Wien in Zukunft vom Rand ins Zentrum Europas rückt, dann hat Wien da die einmalige Chance, zu einem Knoten von europäischer Bedeutung, zu einem Knoten, einem Verkehrsknoten, einem Wirtschaftsknoten von europäischer erster Klasse zu werden. Eine Chance, heißt es, ist aber nur dann eine gute Chance, wenn man sie nützt und um diese Chance zu nützen, braucht es die Funktionsfähigkeit dieses Knotens. Diese Funktionsfähigkeit als Knoten Wien ist wichtig für die Wiener Wirtschaft, das ist wichtig für die Wienerinnen und Wiener, es ist wichtig für die Ostregion und es ist letztendlich auch wichtig für Gesamt-Österreich, denn es ist ja auch bekannt, dass über die Hälfte des Bruttoinlandsprodukts Österreich in der Ostregion, im Wiener Raum erwirtschaftet wird. Somit glaube ich, ist es auch notwendig, dass die Bundesregierung und Frau Bundesministerin Forstinger daher auch der Ostregion erhöhtes Augenmerk angedeihen lässt. Es geht gar nicht um Augenmerk, es ginge eigentlich nur darum, dass sie die notwendigen Finanzmittel fließen lässt.

Bei Knoten sind immer die Transeuropäischen Netze und die Magistrale für Europa zu nennen, und um Wiens Anbindung an die Magistrale für Europa geht es. Wir haben jetzt zum Beispiel an der Westbahn Kapazitätsengpässe, weil der Güterfernverkehr dem Personenfernverkehr schon nahezu auf die Schienen - auf die Zehen kann man schwer sagen -, auf die Räder steigt und für den Personennahverkehr damit nicht ausreichend Platz ist. Daher ist es notwendig, den Lainzer Tunnel rascher zu realisieren, denn nur dadurch kriegen wir Schienenkapazitäten frei und nur dann können wir - was für die Westregion extrem wichtig ist - den Personennahverkehr und die S�Bahn ausbauen. 

Bei Eisenbahnverbindungen ist es aber auch wichtig, nicht nur in Schienenbereiche, in Tunnelbereiche zu denken, sondern es geht auch einfach generell darum, die Verbindungen von Paris, München, Wien nach Budapest, also die West-Ost-Verbindung, und die Nord-Süd-Verbindung von Berlin, Prag, Wien, bis nach Triest sowohl in die Transeuropäischen Netzwerke Prioritätenliste aufzunehmen, als auch diese zu erhalten. Und da sage ich auch eines: Die derzeitige Fahrplangestaltung der Österreichischen Bundesbahnen entspricht nicht ganz dem, was ich jetzt einmal als sehr rundes und umsteigefreies Reisen vom Norden nach dem Süden bezeichnen möchte. 

Es ist aber auch notwendig, den Zentralbahnhof für Wien zu errichten und damit auch die Durchbindung besser zu gestalten, weil die jetzige Variante über die Verbindungsbahn, wo auch Güterverkehr direkt durchs Wohngebiet läuft, ist nicht die optimalste Variante. 

Das sind alles auch Fragen, die Geld kosten, und daher, wenn vorhin Frau Bundesministerin Forstinger als in diesen Fragen so arbeitsbereite Partnerin bezeichnet wurde oder als Kooperationspartnerin bezeichnet wurde, würde ich mir wünschen, dass das nicht nur beredet wird, sondern dass sie dann auch noch einmal zur Kooperation umschwenkt, denn dann könnten wir endlich auch alle diese Fragen für Wien und für die Ostregion realisieren. 

Mobilität generell ist eine der zentralen gesellschaftlichen Fragen in der Zukunft. Sie ist wichtig für die wirtschaftliche Prosperität. Es ist aber auch eine soziale Frage und die Mobilität hat auch eine ökologische Komponente. Gerade bei der ökologischen Komponente und wenn es um Klimareduktionen und Reduktion von Treibhausgasen und all diese Fragen geht - Kyoto-Protokoll -, ist es sehr wichtig, auf den Bereich der Schiene und den Bereich des öffentlichen Verkehrs zu setzen. 

Wir wissen alle, dass die Planung für die vierte Ausbauphase der U�Bahn, der U 6 nach Stammersdorf und der U 1 nach Süden, schon längst begonnen hat. Jetzt würde ich auch gerne Herrn Mag Gerstl ausrichten, weil er sie großartig gefordert hat: Die Planungen passieren schon. Ich hoffe auch, dass die Finanzierungsaufteilung zwischen Bund und Wien, die in der Vergangenheit dieses hervorragende Wiener U�Bahn-Netz ermöglicht hat, auch pro futuro beibehalten wird. Das Gleiche gilt auch für das S�Bahn-Netz, was die notwendige Ergänzung des U�Bahn-Netzes ist. Es gibt ja den Wiener Vertrag von 98 und da die Finanzierungsschlüssel 80 zu 20 zwischen Bund und Wien. Ich hoffe auch, dass in diesem Bereich massiv weitergegangen wird. Es geht hier um so wichtige Projekte wie die S 80, die S 7, die S 70, die Flughafenschnellbahn und dergleichen.

Die Bahnhofsoffensive und die Sanierung der Wiener Bahnhöfe ist ein Kapitel, das schon viel Energie seitens der Stadt gekosten hat, aber seitens der Verantwortlichen, nämlich der Frau Bundesminister und der ÖBB, nicht den notwendigen Erfolg gehabt hat. Die Sanierung des Bahnhofs Hütteldorf wurde wiederum um ein Jahr verschoben. Es ist dringend notwendig, den Bahnhof Hütteldorf, den Bahnhof Wien Nord, den Bahnhof Meidling und den Südtiroler Platz als Umsteigeknoten zu adaptieren, um ihnen auch zur notwendigen Attraktivität für den Personennahverkehr zwischen S�Bahn, U�Bahn und anderen öffentlichen Verkehrsmitteln zu verhelfen. 

Beim Verkehrsverbund Ostregion und damit auch zum Kollegen Chorherr, weil er das im Masterplan so stark vermisst hat, möchte ich nur darauf hinweisen, dass sich der Entwurf des Verkehrsmasterplans ab Seite 36 sehr intensiv auch mit dem Verkehrsverbund Ostregion auseinander setzt. Wichtig ist, glaube ich auch, und da stimme ich inhaltlich komplett überein, in Zeiten eines zusammenwachsenden Kontinents Europas und der Zentralisierung der Ostregion den Verkehrsverbund Ostregion als integratives Verkehrselement nach Möglichkeit zu erhalten.

Es ist wichtig, die Qualität für die Fahrgäste in diesem Bereich zu erhalten, und gerade das Wiener Interesse daran ist auch sehr stark. Man muss nur auch eines dazusagen: Schon bis jetzt ist der Verkehrsverbund Ostregion nicht von absoluter Gerechtigkeit getragen. 55 Prozent der Verkehrsbewegungen in Österreich sind im Verkehrsverbund Ostregion, aber nur 7 Prozent der Mittel des Bundes werden in den Verkehrsverbund Ostregion hineingezahlt, sprich auch hier ist es schon jetzt eine Schieflage, die, wie ich denke, dringend zu beseitigen ist. Jedenfalls muss ein integrativer Verkehrsverbund in der Ostregion erhalten werden. Auch hier hoffe ich, dass der Bund seiner Verantwortung für die Menschen in der Ostregion gerecht wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Mobilität eine wichtige gesellschaftliche Frage ist, ist es generell auch wichtig, dass eine Stadt, die Verkehrspolitik betreibt, Grundsätze der Verkehrspolitik formuliert. Ich bin da auch sehr in einem mit dem Entwurf, dass man sagt, Nachhaltigkeit ist eines der wichtigen Grundprinzipien, sozial gerechte Mobilitätschancen, sinkende Umweltbelastung. 50 Prozent des motorisierten Verkehrs in Wien passieren öffentlich, sprich die Hälfte aller motorisierten, also die Hälfte aller Verkehrsbewegungen, die nicht zu Fuß sind, passieren mit dem öffentlichen Verkehr. Das ist auch ein großer Erfolg der Wiener Verkehrspolitik und diesen Weg gilt es weiter zu gehen. Daher sehe ich auch nicht den kritischen Punkt, sondern ganz im Gegenteil, es ist da schon sehr viel passiert. 

Effektivität ist ein großer Punkt. Hier gilt es auch in Zukunft, verstärkt externe Kosten zu berücksichtigen, und hier geht es auch um die Frage der Bemautung. Natürlich sieht auch der Entwurf des Verkehrsmasterplans vor, dass die wichtigsten Bundesstraßen ebenfalls Teil dieses Konzepts sind. Auch dieses ist im hinteren Bereich des Entwurfs auf der Seite 25 nachzulesen.

Innovation ist auch eine Sache, die in Wien nicht nur für die Zukunft gilt, sondern in der Gegenwart schon Realität ist. Gerade jetzt ist ja die Straßenbahnlinie J auf Niederflurulf umgestellt worden und das zeigt auch, wie sehr hier in Wien Innovation sowohl in der Technik, als auch in der Organisationsfrage betrieben wird. (Beifall bei der SPÖ.)  

Zum Abschluss: Der Verkehrsmasterplan und die in ihm enthaltenen Projekte sind Teil des 100�Punkte-Programms, welches der Bürgermeister in seiner Regierungserklärung hier im Mai dieses Jahres vorgestellt hat. Mit der Vorlage dieses Entwurfs zum Verkehrsmasterplan und mit dem Beginn der Diskussion setzt hier auch die Wiener Stadtregierung und der Wiener Gemeinderat den entscheidenden Schritt zur Umsetzung vieler wichtiger Punkte dieser 100 Punkte, und das ist auch gut so. In diesem Sinne bin ich auch sehr froh, dass wir diesen Weg jetzt schon in dieser Schnelligkeit gehen, weil es eine wichtige Frage für Wien ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe bisher eine Kritik am Herrn StR Schicker tunlichst vermieden, und zwar aus dem gleichen Grund, warum ich auch nicht mehr im Planungsausschuss sitze, weil ich als Vorsitzender in der letzten Regierungsperiode mit den Kollegen der Sozialdemokratischen Fraktion ein sehr gutes menschliches Verhältnis gehabt habe und ich nicht dadurch, dass ich jetzt der Opposition angehöre, durch eine totale Kehrtwendung zum Ausdruck bringen wollte, dass sich da etwas geändert hat.

Aber nach einem halben Jahr sozialistischer Alleinregierung und es tut sich überhaupt nichts, und das ganz besonders und speziell im Verkehrs- und Stadtplanungsressort, meine sehr geehrten Damen und Herren - das beendet für mich dieses Fairnessverständnis und ich werde heute natürlich massiv die Aktivitäten des Herrn StR Schicker beachten. Denn es geht nicht darum, was er sagt, und es geht nicht um die Worte, und es geht auch nicht um ein Papier, sondern es geht um die Taten, die er setzt, und diese Taten sind leider Gottes tatsächlich wirklich bisher nichts wert gewesen.

Dazu gehört unter anderem dieses Positionspapier, das heute verteilt wurde. Ich habe noch nie in meinem Leben ein so unglaubliches Husch-Pfusch-Traumbuch gesehen wie dieses Positionspapier. Da ist sogar die Bundesstraße 8 - das ist jene, die über Deutsch-Wagram und Gänserndorf führt - als A 5, als die neue Nordautobahn eingezeichnet! So weit geht es, dass uns hier Pläne gegeben werden, die völlig falsch sind, und nur deswegen, weil es schnell und husch pfusch gemacht werden musste. 

Da geht es darum, dass in der Erstaufzählung der Verkehrsträger nicht einmal der Flugverkehr und der Flughafen drinnen sind. Die liegen zwar nicht direkt in Wien, aber wir sind natürlich unmittelbar davon betroffen. Die Teilnehmer am Mediationsforum, wo es um die dritte Piste des Flughafens Wien geht, die können darüber ein Lied singen, und die Wiener und Wienerinnen können darüber ein Lied singen, was der Flugverkehr für sie bedeutet. Aber in der Aufzählung der Verkehrsträger steht darüber überhaupt nichts drinnen, so ein Husch-Pfusch-Papier ist das!

Bei den Leitlinien fehlt die wichtigste Leitlinie, die es überhaupt für den Verkehr gibt, die die Grundlage in der gesamten Gesetzgebung ist, und das ist die Sicherheit und die Schnelligkeit des Verkehrs. So ein Husch-Pfusch-Papier ist das!

Es ist eine Aufzählung der frommen Wünsche, eine Fromme-Wunsch-Liste der letzten 20 Jahre, die hier untereinander geschrieben wurden und in Summe wahrscheinlich 400 bis 500 Milliarden S bedürfen. Da nutzt es überhaupt nichts, dass Sie nur jene Beträge angeführt haben, die dem Budget der Stadt Wien zur Last fallen. Natürlich muss auch der Bund dafür aufkommen und natürlich muss auch der Bund dafür das Geld zur Verfügung stellen. Sie können ja nicht die Nordautobahn in Stammersdorf beginnen und dann bis zur Wiener Landesgrenze bauen wollen in einem Masterplan eines Verkehrskonzepts, so ein Husch-Pfusch-Papier ist das.

Wollen Sie wirklich, dass man sich länger damit auseinander setzt? - Ich kann es mir nicht vorstellen. 

Ich komme daher relativ rasch zu den Dingen, die uns tatsächlich heute bewogen haben, eine Mitteilung des Herrn Stadtrats zu bekommen, nämlich die Umstände über die Roßau und über die Roßauer Lände. 

Ich hatte schon einmal die Ehre, dazu zu sprechen. Ich habe damals gesagt, dass die Millionen, die hier in das höchstrangige Straßenverkehrsnetz eingeflossen sind und investiert wurden, nunmehr in einen Parkplatz für Anrainer umgewandelt werden, und dass das ein Schwachsinn sondergleichen ist. Ich habe am 21. September dieses Jahres - 14 bis 15 Uhr - von den Stau- und Sicherheitsproblemen gesprochen, und ich habe von der Rücksichtslosigkeit gegenüber den Nachbarbezirken gesprochen. Aber das ist ja egal, denn wenn einer von der Opposition spricht, dann ist das ja offensichtlich für Sie nur die Meinung der Koffer, so ist das! Hätten Sie sich besser dazu verstanden, einmal darüber nachzudenken, was andere Menschen Ihnen sagen, dann wäre es auch nicht notwendig gewesen, diese Schlappe einzustecken, so wie Sie es heute müssen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Damit komme ich auch schon zum Herrn Bezirksvorsteher des 9. Bezirks. Er hat dazu beigetragen, dass bei uns schon lange die Toleranz der Schmerzgrenze viel höher ist, als bei anderen Bezirksvorstehern. Wir sind ja von ihm suspekte Verkehrslösungen schon gewohnt, nur das, was jetzt passiert ist, ist halt tatsächlich die Krönung. 

Ich denke da nur an die Umgestaltung der Alser Straße. Da konnte man auf einmal nicht mehr in den 16. Bezirk in die Ottakringer Straße fahren. Da musste der Individualverkehr über die Kinderspitalgasse und weitere Umwege über eine Kreuzung, die sowieso überlastet ist, und über den Gürtel dann bis zur Ottakringer Straße geführt werden. Das war damals schon das erste Signal. Hätten wir uns nur mehr dagegen gewehrt! Damals war schon beim ersten Punkt zu sehen, zu welchen "Verkehrslösungen" dieser Bezirksvorsteher neigt.

Denken wir an das Haltestellenkap in der Spitalgasse beim alten Allgemeinen Krankenhaus Ecke Alser Straße. Hier wurden die beiden Fahrspuren auf eine verengt, sodass der Rechtsabbieger stadtauswärts in die Alser Straße, wo sehr viel Fußgängerverkehr herrscht, den gesamten Verkehr in der Spitalgasse meistens bis zur Währinger Straße rückstaut, und meistens den ganzen Tag. Ich fahre manchmal um Mitternacht dort, weil ich es muss. Ich muss Ihnen sagen, sogar dann staut es sich manchmal. Solche Lösungen hat uns der Herr Bezirksvorsteher des 9. Bezirks beschert! 

Denken wir nur an den Zirkus der Fahrspurvernichtung im Bereich der Wallensteinstraße, Julius-Tandler-Platz und Alserbachstraße. Wozu hat denn das geführt? - Einzig und allein dazu, dass nunmehr die Ampelschaltungen der radialen Linien verkürzt wurden und die Staus überall stadtauswärts und -einwärts, in der Liechtensteinstraße, in der Nußdorfer Straße, et cetera, passieren.

Jetzt haben wir halt die Roßauer Lände als Gipfelpunkt. Ich will mich darüber gar nicht so sehr auslassen. Kommen wir retour zur politischen Wertung dieser Verkehrspolitik.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach diesem Flop auf der Roßauer Lände mit Parkplätzen für Anrainer auf Fahrspuren eines höchstrangigen Straßenzuges ist man schon gespannt, was der nächste Versuch bringen wird. Vielleicht einen Flugplatz am Kahlenberg? - Na ich glaube, da wird der Bezirksvorsteher nicht mitspielen. Oder schiffbare Abwasserkanäle für Personentransport-U-Boote? Oder man könnte auch den Wienerwald betonieren und daraus einen Parkplatz machen! Versuche, meine sehr geehrten Damen und Herren, und da schauen die GRÜNEN zu! Das ist interessant! Gut, dass Sie sich rechtzeitig zum Wort melden. Da schauen Sie zu, wie auf der Himmelwiese der so genannte Lebensbaumkreis, der nur gegen den Wald und für gute Geschäfte eingerichtet wurde ... Da gehen Sie mit hinauf und gehen dort oben Halloween schnitzen, diese komischen Kürbisse. Da sind die GRÜNEN dabei! Lebensbaumkreis - das ist der erste Versuch, den Wienerwald wirklich zu betonieren.

Warum sollte man das auch nicht machen? - So eine Alleinregierung ist doch schon etwas sehr Kommodes. Da gibt es keine Opposition, die einem mehr auf den Nerv fallen kann. Da kann man durchaus jegliche Versuche, die es gibt, ausprobieren. Wenn irgendeinem Bezirksvorsteher aus Ihrer Runde, einem Genossen Bezirksvorsteher, irgendetwas einfällt, dann werden wir halt ein wengerl das probieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das kann es nicht sein. Try und Error, das ist ungeeignet für die Verkehrspolitik. Simulation und Computermodelle gibt es ja durchaus. Es ist ja nicht so, dass man das erfinden müsste. Da gibt es genügend Experten dafür. Das wollen wir nicht hören. Es gibt den klaren Menschenverstand. Der hätte uns in der Roßau das schon von vornherein gesagt. Wie gesagt, die sind auch gewarnt worden. Jeder halbwegs begabte Anwärter für einen Mopedführerschein hätte Sie in dem Zusammenhang richtig beraten. Nein, das hat man alles nicht gemacht. Es ist das Geld der Steuerzahler verschwendet worden. Es sind die Nerven und das Geld der Autofahrer verschwendet worden. Es gab den Ärger der Menschen an Ort und Stelle, die die Auspuffgase zu Gemüte geführt bekommen haben. Alles das ist gewesen, nur nicht dass man von vornherein ein bissel nachgedacht hat.

Diese Entscheidung - und das muss man sagen - hat Herr StR Schicker zu verantworten. Er wurde genügend gewarnt. Man kann nicht vor jedem Genossen Bezirksvorsteher in die Knie gehen! 

Wenn größere Entscheidungen anstehen, was machen wir denn dann? Dann machen wir bei der Nord-Ost-Umfahrung einen Versuch? - Na, da wissen wir doch viel weniger, da können wir den Experten vielleicht noch weniger trauen, als bei der kleinen Roßauer Lände! Da werden wir auch einen Nord-Ost-Umfahrungsversuch machen: Zuerst einmal eine Autobahn bauen und schauen, ob es tatsächlich funktioniert oder dergleichen mehr. Na, so geht es nicht! Versuch und Irrtum darf nicht die Methode werden, die in der Verkehrspolitik Einzug findet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher ist auch der Herr Bürgermeister in die Ziehung zu nehmen, denn dass er hier bei der Anfragebeantwortung sagt, er kann sich mehr oder weniger nicht um alles kümmern und nur bei den umfangreicheren Problemen wird er tätig. Ich kann mir schon vorstellen, er hat gemeint, er hat so viele andere Dinge zu tun. Wahrscheinlich sind das Dinge seines Ressorts, das er führt oder das ihn da nicht zur Ruhe kommen lässt. Ich glaube, er ist der einzige Bürgermeister einer größeren europäischen Stadt, der kein eigenes Ressort zu verwalten hat. Da kann er sich doch wenigstens um solche Punkte kümmern! Ich glaube nicht, dass das zu viel verlangt ist! Die Bürger dieser Stadt hätten das von ihm eigentlich erwartet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage es noch einmal und abschließend: Versuch und Irrtum darf nicht die Methode dieser Stadtregierung werden! Dafür hat der Bürgermeister die Verantwortung und aus der kann er sich auch nicht heimlich verabschieden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Schicker. - Bitte schön.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe soeben erlebt, wie Abg Pfeiffer es zu Stande bringt, über einen Verkehrsmasterplan zu sprechen und nichts anderes dazu zu sagen, als dass ich eigentlich bisher nichts gemacht habe.

Herr Kollege Pfeiffer! Wir können gerne darüber reden, wie viel mein Vorgänger gemacht hat. Wir können gerne darüber reden. Es waren viereinhalb Jahre, bei mir ist es ein halbes Jahr. Ich kann Ihnen sagen: 135 Hektar Wald und Wiesengürtel sind vom 1 000�Hektar-Programm gewidmet worden! (GR Gerhard Pfeiffer: Und haben Sie 1 S schon aufgebracht?) 

Zweitens. Masterplan Verkehr. Ich habe damals, und damit korrigiere ich auch Kollegen Gerstl, denn ich glaube, der hat das da in die Welt gesetzt, dass der Masterplan heuer im Dezember hätte komplett fertig sein sollen. 

Herr Kollege Gerstl! Ich empfehle Ihnen, passen Sie ein bissel besser auf, wenn ich rede, dann hätten Sie nämlich schon im Juni mitbekommen, dass ich damals gesagt habe, dass wir den Masterplan Verkehr in zwei Modulen machen. Ein Modul heuer fertig in Diskussion und deswegen so zeitig, damit wir die Möglichkeit haben, wenn der Generalverkehrsplan vielleicht doch zu Stande kommt, rechtzeitig die Wiener Position zu haben. Sie hätten dort dann damals auch zu hören bekommen, dass es Sinn macht, den anderen Teil des Moduls 2 ausführlich in Diskussion zu stellen, ausführlich mit den Bürgern zu diskutieren und dann auch ausführlich in der Stadtentwicklungskommission zu diskutieren. Genau dafür werden Sie im nächsten Ausschuss, wie ich jetzt vernommen habe, mit großer Wahrscheinlichkeit dagegen stimmen. 

Ich bin froh, dass wir die Alleinregierung haben und die absolute Mehrheit, denn dadurch kann in dieser Stadt eine gescheite Politik gemacht werden. Dort wird beschlossen werden, dass wir ... (Beifall bei der SPÖ.) 

Dort wird beschlossen werden, dass wir diese Untersuchungen, Analysen, Öffentlichkeitsarbeit, Diskussionen zu einem Verkehrsmasterplan, der dann wieder die Details in der Stadt betrifft, dann führen können. Die Beschlussfassung, das habe ich damals auch gesagt, ist im Juni 2003 zu erwarten. Wenn Sie da meinen, dass in der Zwischenzeit nichts getan wird, dann haben Sie vielleicht den Regierungswechsel nicht mitbekommen, denn diese Dinge haben wir leider vorher in diesem Ressort erleben müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage der Budgetwirksamkeit in Wien. Wenn Herr Pfeiffer sagt, es wäre da drinnen nur das Budgetwirksame in Wien aufgelistet - mitnichten, Herr Pfeiffer! Ich weiß schon, Sie wollten nur sagen, dass alles ein Kas', dass alles ein Blödsinn ist, wichtig ist die Roßauer Lände. Das ist mir schon klar. Was aber das Problem ist, wenn man es nicht genau liest, ist, dass man sich dann vorhalten lassen muss, dass man was Falsches gesagt hat. Und das ist in diesem Fall leider passiert. Denn die Projekte, die drinnen erwähnt sind, sind 65 Milliarden S für den Wiener Raum. Das sind die Projekte, die innerhalb der Wiener Stadtgrenze, finanziert von der Asfinag, finanziert vom Bund, finanziert von den ÖBB, finanziert von der Stadt Wien, zu machen und zu tun sind, damit der Knoten Wien, damit die Wirtschaftsfähigkeit dieser Stadt erhalten bleibt. Wenn Sie es zusammenrechnen, wenn Sie lesen können, dann kommen Sie drauf, dass das so ist. 

Und ich sehe, dass es durchaus Sinn macht, nur 10 Prozent der Projekte, die für einen Generalverkehrsplan aufgelistet sind, nämlich 644 Milliarden S, für diese Stadt zu verlangen und da schon drinnen zu haben, was die Stadt selbst zahlt, da schon drinnen zu haben, was die Bundesbahn zahlt und nicht nur von der Bundesregierung zu verlangen! Sie werden auch drinnen finden, wie die Finanzierung zu Stande kommen soll. Sie wissen ganz genau, dass bisher ... - und da auch die Korrektur an Sie, Herr Abg Madejski -, Sie werfen uns immer vor, dass die Verkehrspolitik in diesem Staat früher doch nichts zu Stande gebracht hätte. Dem ist nicht so. Gerade in der Verkehrspolitik sind seit 1986 Minister der ÖVP verantwortlich gewesen. Minister der ÖVP, die dann da herausgehen und sagen, dass die Stadt so viel jetzt vom Bund verlangt. Wir haben es immer verlangt und es haben viele Redner hier gesagt, aber wir haben das Geld in der Straßenpolitik aber nicht bekommen. Und das ist etwas, was man einem sozialistischen Minister von früher nicht vorwerfen kann. Wenn Sie auch diese Vorwürfe immer wieder getan haben - Sie sind halt alle nicht richtig! Denn es kommt noch eines dazu. Die Filetierung der Bundesbahn, das Nichttun dieser Filetierung könnte über die Immobilien absichern, dass wir in Wien die Infrastruktur für die Bundesbahn herstellen können. Da steht im Regierungsplan dieser schwarz-blauen Bundesregierung jetzt drinnen, dass die Bundesbahn in ihre Einzelteile zerlegt werden soll und dass das dann eine gescheite Politik sein soll. Dem ist nicht so! Das ist eine Politik zur Zerschlagung des öffentlichen Verkehrs genauso wie das ist, wenn die Bundesregierung aus dem Verkehrsverbund Ostregion aussteigt und uns dafür weniger Geld geben möchte. 

Wenn Sie ebenfalls hier erwähnen, dass die Bundesregierung - und das hat der Kollege Kabas da getan - unter SPÖ Führung ja das Road Pricing einführen hätte können. Natürlich hätten wir können, wenn der Koalitionspartner mitgespielt hätte! Und ich wünsche Ihnen viel Glück, Herr Kollege Madejski, Sie werden schon noch die blauen Wunder mit der ÖVP erleben, die dann wieder für die Lkw-Fahrer und für die Frächter lobbiert und verhindern wird, dass das Road Pricing in geeigneter Höhe dann tatsächlich zu Stande kommt. Wir haben es noch nicht in Beschluss und Sie werden noch mitkriegen, wie schwierig es ist, mit einer ÖVP auf Bundesebene übers Road-Pricing für Lkw zu reden. Sie werden schon noch draufkommen! 

Wenn wir bei der Frage der Roßauer Lände sind, werte Kolleginnen und Kollegen. Aber es haben ja nur Kollegen geredet. Irgendwas ist schon wahr daran, was der Chorherr gesagt hat, dass beim Verkehr dann sehr oft nur die Männer drüber reden, weil es ums Auto geht. Das, was (GR Gerhard Pfeiffer: Weil das ja wahr ist!) hier über die Roßauer Lände gesagt wurde, passt genau in diese Nebelwerferstrategie hinein, die immer von der ÖVP gemeinsam mit dem ÖAMTC und dann zum Schluss noch mit der trittbrettfahrenden FPÖ getan wurde.

Mir liegt ein Antrag vom ÖVP-Klub für die Bezirksvertretung Alsergrund vor - und damit komme ich zu den Kosten, die Sie uns immer vorwerfen, die da entstanden sind -, wo für die Bezirksvertretungssitzung vom 6. Dezember 2000 verlangt wurde, dass dort Bodenmarkierungen gemacht werden sollen. Diese Bodenmarkierungen, die wir jetzt angebracht haben, können wir für das, was die ÖVP im Bezirk Alsergrund verlangt hat, weiter verwenden! Und weil Sie immer so viel vom Stau reden: Ich nehme an, Sie kennen diese Zeitung. (Der Redner zeigt eine Ausgabe des "Standard" vom 19. Oktober 2001.) Sie ist ganz unbekannt, sie heißt "Standard". Dieser "Standard" hat am Freitag die Roßauer Lände fotografiert. (GR DDr Bernhard Görg: Und warum haben Sie es dann abgeblasen?) Sie sehen dort, wie es ausgeschaut hat, nämlich kein Stau. Kein Stau! Sie sehen aber auch ... (GR DDr Bernhard Görg: Warum haben Sie es dann abgeblasen? - Heiterkeit bei der ÖVP.) Sie sehen aber auch auf diesem Foto, warum ich es wieder zurückgenommen habe. Sie können das da drauf erkennen. Und wenn Sie die Zwischenrufe nicht so anbringen wollten, dann würden Sie auch hören, warum das so ist, warum ich es zurückgenommen habe. Sie sehen auch die linke Parkspur. Sie sehen auch, dass auf der linken Parkspur zwei Autos stehen. Leider können Sie die Nummerntafel auf die Entfernung nicht erkennen und genau das ist der Grund. Es ist eine nicht notwendige Parkspur und es ist eine Parkspur, auf der sich die Bundesländerautos ein Stelldichein gegeben haben und dafür ist ein Straßenraum so in der Nähe des Zentrums nicht wirklich geeignet. (Aufregung bei der ÖVP.)

Jetzt noch einmal zu den Einsprüchen. Herr Mag Gerstl, es wird das alles nicht richtiger, auch wenn Sie es siebenmal und achtmal wiederholen. Es gab bei dieser Verhandlung insgesamt drei Einsprüche von zwei Organisationen und es gab wesentlich mehr Sitzungsteilnehmer. Wenn Sie verlangen, dass Entscheidungen getroffen werden, dann ist es halt einmal notwendig, über den einen oder den anderen Einspruch drüber zu entscheiden und genau das habe ich getan, denn sonst kommt ihr wieder und verlangt es von mir, dass ich endlich Entscheidungen treffen soll und sagt, ich lasse mich doch von Bezirken da immer hinten anhalten. Das ist überhaupt nicht der Fall! (Weitere Aufregung bei der ÖVP.)

Wenn wir bei dieser Frage der Bezirke schon sind: Es war ja bemerkenswert, dass alle den Vorwurf erheben, dass wir hier mit einem Bezirk ein Projekt versucht haben. Auf der anderen Seite geht hier von den Freiheitlichen ein Redner nach dem anderen hinaus und erzählt mir, dass wir die Raffineriestraße ja nicht bauen dürfen, denn da gibt es einen einstimmigen Bezirksvertretungsbeschluss! 

Meine Herren Kollegen! Das ist doch wirklich dasselbe mit verschiedenen Maßstäben probiert! Da gibt es einen Bezirk, der hat was wollen, der hat Entscheidungen vorbereitet - da gibt es einen Bezirk, der hat eine Entscheidung getroffen. Bei beiden tät ihr dann verschiedene Entscheidungsrichtlinien von mir verlangen. Es kann nur eine Richtung geben! Und das auch den ÖVP-Bezirksvorstehern ins Stammbuch geschrieben, auch wenn sie in anderen Bezirken, wo's gar net dürfen, in der "Kronen Zeitung" ankündigen, dass sie dann dort Verkehrsmaßnahmen finanzieren. Das darf er gar net, der Kollege Tiller, aber er schreibt es in die Zeitung. Das ist ja bei jemandem, der 27 Jahren oder wie lange schon Bezirksvorsteher ist, eine wunderbare Kenntnis der Stadtverfassung! 

Eines wird jedenfalls passieren: Dass wir dort, wo zentrale Entscheidungen notwendig sind, wo es um ein zentrales Netz im Verkehr dieser Stadt geht, künftig die Entscheidungen der Bezirke jedenfalls sehr genau hinterfragen werden und es wird genau angeschaut werden, ob wir dort nicht weitere zusätzliche Vorbereitungen und Vorkehrungen treffen müssen oder ob wir diese Entscheidungen, die die Bezirke sich gewünscht haben, dann doch nicht so machen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist Entwicklungshilfe!)

Lassen Sie mich noch eines dazusagen, was auch die Nebelwerfer, ob das jetzt übers Internet war oder ob das jetzt über die Zeitungsaussendungen war ... Eines sei noch dazugesagt, Herr Mag Gerstl: Sie können ruhig suchen, aber ich sage Ihnen gleich, auf was ich Bezug nehme. Es gibt eine Verkehrskommission in dieser Stadt. Diese Verkehrskommission in dieser Stadt hat dieses Projekt Roßauer Lände begutachtet. Dort sitzen externe Experten drinnen, Herr Pfeiffer. Sie wissen das, dass dort externe Experten drinnen sitzen. Wissen Sie auch, wie das dort ausgegangen ist? (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, ich war nicht dabei!) Sie waren nicht dabei, genau, aber der Herr Gerstl hat da so getan, als wäre er dabei gesessen und wollte wissen, dass es dort eine knappe Entscheidung gab! Es war keine knappe Entscheidung! Gegen drei Stimmen bei einem Gremium von über 20 Personen ist dieses Projekt, dieser Versuch dort angenommen worden. Hätte ich es nicht gemacht und es wäre ein Projekt gewesen, das Sie interessiert hätte, na da hätte ich mir was anhören können! So ist das halt in der Politik. Ich nehme das zur Kenntnis. Ich nehme auch zur Kenntnis, dass es für die ÖVP viel mehr noch als für die FPÖ aus der heutigen Diskussion offenbar nichts anderes in der Verkehrspolitik dieser Stadt gibt, als die Roßauer Lände. Sie haben ein Pech! Das Thema ist jetzt weg! Ihr müsst euch was Neues suchen! Ich biete euch an, ihr gebt's einen Verkehrsmasterplanentwurf, den wir gerne diskutieren können. (Aufregung bei der ÖVP.) 

Ich biete an, dass wir den in der Stadtentwicklungskommission diskutieren. Das ist das geeignete Gremium dafür. Wir werden dort mit vielen, vielen internen und externen Experten, mit vielen Personen aus der Politik und auch aus der Bezirkspolitik, natürlich, das durchdiskutieren können. Mich wundert nur, dass zum Unterschied von den anderen Fraktionen die ÖVP es bisher offenbar nichtt einmal lesen hat können oder es der Mühe wert gefunden hat zu lesen, sondern dass der Herr Pfeiffer nur hinausgegangen ist und halt so oben drübergewischt hat. (GR Gerhard Pfeiffer: Na geh' und die Details?)  

Lassen Sie mich aber trotzdem, denn das war das Thema der Mitteilung, ein paar Punkte noch zur Mitteilung selbst sagen und zu dem, was in der Diskussion war. 

Herr Kollege Chorherr hat gemeint, wir machen jetzt da drinnen in diesem Papier mit der Anpassung des Modal Split an die Ziele des Verkehrskonzepts aus 93 und 94 zu wenig für die Verbesserung und Veränderung des Modal Split. Wenn Sie die Langfassung lesen, Herr Klubobmann, dann werden Sie draufkommen, dass dort die Zahlen enthalten sind. In der Kurzfassung stehen sie nicht, darum nehme ich das noch nicht so wirklich streng, wie Sie das gesagt haben. Aber wir haben das Verhältnis in ÖV zu IV von 50 zu 50 auf 54 zu 46 verändert, also ist das eine deutliche Verbesserung im Verhältnis zwischen öffentlichem Verkehr und motorisiertem Individualverkehr. Das ist eine Leistung nicht innerhalb von zehn Jahren, sondern eine Leistung innerhalb von sieben Jahren, und das halte ich auch für sehr wichtig. Nichtsdestotrotz wird es große Anstrengungen brauchen, dass wir die restlichen Prozentpunkte, die restlichen Verschiebungen im Modal Split noch schaffen. 

Was die CO2-Reduktionen betrifft und die Notwendigkeit, auch das Straßennetz zu adaptieren: Kollege Chorherr, wenn Sie davon ausgehen, dass die CO2-Reduktion vor allem dadurch erreichbar ist, dass man auch den Lkw-Verkehr reduziert, dass man die Einzelfahrten reduziert, dann sehe ich auch eine Notwendigkeit darin, die Einzelfahrten aus der Stadt draußen zu halten und die Chance zu bieten, dass die Lkw in einem guten Güterterminal die Möglichkeit haben, nur dort die Zubringung für beides zu machen: Für den Transitverkehr, um den aus der Stadt draußen zu halten und auch für die Notwendigkeit des Anschlusses an einen Güterterminal, einen Hochleistungsgüterterminal Wien-Inzersdorf. Dafür brauchen wir die B 301, denn sonst fährt uns alles dort durch die Wohngebiete durch und sonst hätten wir den Verkehr beim Bahnhof Matzleinsdorf. Und ob das gescheit ist, dass wir den Verkehr aus dem Industriegebiet südlich von Wien bis an den Gürtel hereinziehen, damit dort dann auf die Schiene verladen werden kann, das wage ich zu hinterfragen und dafür brauchen wir auch die B 301.

Ich bin noch nicht ganz einverstanden damit, wenn Sie sagen, dass wir mit mehr Straßen die Randwanderung verstärken. Wieso wäre denn dann jetzt schon die Randwanderung gerade in diesem Raum so passiert? - Gerade in diesem Raum haben wir die Probleme, überhaupt eine Trassierung zu finden, oder hatten wir die Probleme, für die B 301 eine Trassierung zu finden, weil eben dort die Zersiedelung so groß war. Und die Zersiedelung war ohne der Straße so groß und deswegen ist Ihr Argument in dem Fall nicht ganz richtig. Ich habe das auch mit der Bürgerinitiative diskutiert, mit dem Kollegen Smeterna, und er hat mir in diesem Punkt zumindest - sonst net, gell, er ist seiner Bürgerinitiative nicht in den Rücken gefallen - Recht geben müssen, weil die meisten, die jetzt in den Bürgerinitiativen sind, in diesen zersiedelten Wohngebieten in den niederösterreichischen Randgemeinden wohnen. 

Zum Road Pricing. Dieses Road Pricing à la Schweiz ist genau das, wenn die Wegekostenrichtlinie verändert wird, dem wir uns annähern können. Und genau das ist es, was hier auch im Masterplan drinnen steht, nämlich dass wir dieses anstreben. 

In diesem Sinne sehe ich, dass das, was wir hier im Masterplan für Verkehr vorbereitet haben, ganz offensichtlich manchem Wurscht ist. Manche wollen es diskutieren und hier ernsthaft die Kooperation anstreben und manche sehen es als Bestätigung einer Politikebene auf der Bundesebene. Dem kann ich nicht ganz beipflichten. Ich sehe es als ein Paket, mit dem wir in die Verhandlungen mit der Bundesregierung treten können und dafür ersuche ich Sie künftig um intensive Unterstützung. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Kollege Pfeiffer gemeldet. Redezeit, wie er weiß, sind drei Minuten. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Sie werden es ja noch hören, auch wenn Sie schon in die Bankreihen gehen. Ich verwehre mich dagegen, dass Sie hier erklären und das möglichst noch fürs Protokoll, von uns hätte niemand dieses Positionspapier, ich spreche nicht von einem Masterplan, gelesen. Das ist nicht wahr. Ich habe Ihnen ein Detail vorgehalten, was daran fehlerhaft ist, dass es ein Husch-Pfusch-Traumbuch ist und ich habe es Ihnen im Detail gesagt, bei den Leitlinien, bei den Verkehrsträgern und bei all den anderen Dingen. 

Ich habe auch gesagt, wie ich das mit den Budgetziffern sehe, dass Sie natürlich nicht eine Autobahn im budgetwirksamen Bereich Wiens von Stammersdorf bis zur Stadtgrenze machen können und dann gibt es dort keine A 5 weiter und dergleichen Dinge mehr. Sie können sich nicht hier herstellen, wenn Ihnen sonst nichts Gescheites einfällt, und einfach sagen: Die anderen haben es nicht gelesen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschlussantrag der ÖVP-GRe Mag Wolfgang Gerstl und Robert Parzer, betreffend Einsetzung eines Unterausschusses zur Behandlung und Diskussion des Masterplans Verkehr Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Zur Information, meine sehr geehrten Damen und Herren: Wir kommen jetzt zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand. Ich möchte nur bemerken, dass die Erstredner jeder Partei 40 Minuten und sonst 20 Minuten Redezeit haben, § 20. 

Es ist die Postnummer 29 (PrZ 63/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines öffentlichen Personennahverkehrs- und �finanzierungsvertrags zwischen der Stadt Wien und der WIENER LINIEN GmbH & Co KG. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Friedrich Strobl, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute eine Reihe durchaus relevanter verkehrspolitischer Entscheidungen zu treffen. Ich denke mir, ich bin mir ziemlich sicher, dass ich diese 40 Minuten nicht annähernd ausschöpfen werde. 

Ganz kurz worum es da geht. Es ist eine sehr große Veränderung. Wir beschließen heute immerhin einen Vertrag, wo den WIENER LINIEN jedenfalls über acht Jahre jährlich über 4 Milliarden S überantwortet werden. Die Frage ist: Was sind die Bedingungen, dass eine Institution wie die WIENER LINIEN 4 Milliarden S bekommen? Welche Leistungen müssen sie dafür erbringen? Was sind die Rahmenbedingungen? - Eine sehr relevante grundlegende Angelegenheit. 

Es gibt ähnliche Beauftragungsverträge in anderen Ländern. Da haben derartige Verträge 300, 900, 1 500, 2 000 Seiten, wo präzise vorgegeben wird, was die beauftragende Stadt im Detail möchte. Bei einem so wichtigen Thema wie dem öffentlichen Verkehr, das sowohl von Umfragen bekannt als auch aus der alltäglichen Erfahrung die Wiener Bevölkerung zu Recht intensiv interessiert, über Linienführung, über Haltestellen, über Reinlichkeiten, über den Bau neuer Linien bis zur Information. Allein ich erinnere mich an die Diskussion, wie lange es gedauert hat, dass jetzt bei einigen Straßenbahnlinien und U�Bahn-Linien ein Informationssystem besteht, wo an der Haltestelle festgehalten wird, wann die nächste Straßenbahn kommt. Eine im Übrigen positive Entwicklung. 

Wie viele Seiten hat dieser Wiener Vertrag? 400, 700, 1 200 Seiten? - Der Wiener Vertrag hat 19 Seiten! 19 Seiten, in denen mit teilweise schönen und netten Worten eine allgemeine Richtung vorgegeben wird, wo aber in keiner Weise präzisiert wird, was man von den WIENER LINIEN möchte. Und wenn meine kurze Zeit ausreicht, möchte ich durchaus auf das Argument des StR Rieder eingehen, der im Ausschuss - wir haben diese Diskussion ja bereits geführt - auch begründet hat, warum man keine genaue Beauftragung braucht. 

Da werden Zielvorstellungen formuliert: "Weitere Verbesserung des Marktanteils der WIENER LINIEN durch die Gewinnung neuer Fahrgäste". Nicht gut, ist schon okay, aber wenn man einen Vertrag ausmacht, würde ich die Vorgabe ein bisschen genauer machen, wie viele neue Fahrgäste, mit welchen Methoden man den WIENER LINIEN das abverlangt. Zusammenhang zur Diskussion: Wir sollen den Anteil des öffentlichen Verkehrs - ich sage das bewusst dem StR Rieder - bis zum Jahr 2010 von 37 auf 45 Prozent der Wege erhöhen. Das hätte ich zum Beispiel gerne darin gesehen. 

Einige wenige Punkte hätten mich zumindest ins Zweifeln gebracht, ob ich zustimme. So machen Sie es uns sehr leicht. Würde hier stehen: "Bis zum Jahr 2010 Erhöhung des ÖV-Anteils auf 45 Prozent", hätte ich mir gedacht, jetzt bin ich neugierig, wie das umgesetzt wird, eine Erhöhung der Fahrgäste, alle Leute fahren zum Glück ein bisschen mehr. Also, machen wir im Grunde genommen das weiter, was wir uns bisher vorgenommen haben. 

Eine zweite sehr sensible Angelegenheit ist die Frage der Tarife. Das war letztendlich auch einer der Hauptgründe, warum wir der Ausgliederung, die vor einem halben, drei viertel Jahr hier im Hause war, letztendlich nicht zugestimmt haben (GR Dr Matthias Tschirf: Zweieinhalb Jahre!) - zweieinhalb Jahre, die Zeit vergeht schnell -, also vor einiger Zeit nicht zugestimmt haben. 

Wir haben eine intensive Diskussion gehabt, wie viel die WIENER LINIEN die Tarife erhöhen dürfen. Da steht es ganz klar drinnen: "Die WIENER LINIEN sind zur Gestaltung neuer Tarifsysteme berechtigt und sie werden die Anforderungen des Markts und soweit dies wirtschaftlich möglich ist, die Interessen der kommunalen Verkehrspolitik berücksichtigen." Und dann steht noch darin, woran sich diese Tariferhöhungen zu orientieren haben. Allein auf Grund der Wortwahl, "sich orientieren", "berücksichtigen", einen solchen Vertrag hätte ich gerne einmal. 

Stellen Sie sich als Sozialdemokrat ein Mietrechtsgesetz vor, in dem steht: "Der Mietzins möge sich an gewissen Grenzen orientieren." Da würden Sie sofort schreien: "Das geht nicht! Das muss man doch genau festschreiben! Wie soll man hier etwas einklagen?"

Und dann noch im Detail: Woran sollen sich denn die Erhöhungen orientieren? An der Veränderung des Tariflohnindexes der Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe, der Veränderung des Verbraucherpreisindexes und der Veränderung der Platzkilometer. Was heißt das jetzt? - Letztendlich heißt das - dazu muss man kein Hellseher sein -, dass man sagt, dasselbe passiert, wie es im Bereich der ÖBB passiert. Schritt für Schritt werden die Tarife erhöht werden und der StR Rieder oder der Verkehrsstadtrat Schicker, weil zwei für Ähnliches zuständig sind, aber nicht genau klar ist, wer wofür zuständig ist, werden, auf das Problem angesprochen, sagen: "Was sollen wir tun? Das ist die Tarifautonomie der WIENER LINIEN."

Einem Monopolbetrieb, wo keine Konkurrenz möglich ist, eine Tarifautonomie zu geben, halte ich auch aus gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen für falsch. Letztendlich werden weiterhin die Gemeinderäte gefragt, geprügelt und für die Erhöhung kritisiert. Ich halte das für grundlegend falsch. Die politische Verantwortung hätte auf jeden Fall bei der Gemeinde Wien bleiben müssen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Nächster Punkt: Man muss sich das in der Flapsigkeit wirklich einmal vorstellen. Wir haben jetzt zum Beispiel in einigen Bezirken heftige Auseinandersetzungen zwischen der Bevölkerung, der Bezirksvertretung und den WIENER LINIEN, wo und in welchem Intervall eine Linie zu führen ist. Wer entscheidet in der Zukunft darüber? - Bisher war klar, es gab einen Verantwortlichen, das war letztlich der Verkehrs- oder der Wirtschaftsstadtrat und hier wurden Dinge klar gemacht. Jetzt steht in kargen fünf Zeilen: "Festgehalten wird, dass es in der Entscheidungskompetenz der WIENER LINIEN liegt, Änderungen des Verkehrsangebots im angegebenen Ausmaß ohne Rücksprache der Vertragsparteien durchzuführen." Und dann steht bei Straßenbahnen: "plus/minus 2 Prozent" und bei U�Bahn-Verkehren: "plus/minus 3 Prozent". 

Also man liest in Zukunft in der Zeitung, dass die WIENER LINIEN - machen wir es aktuell - den Fünfer am Abend nicht mehr bis 24 Uhr führen, sondern eben um 19 Uhr zusperren, oder den J�Wagen halt nicht mehr in Fünfminutenintervallen, sondern in Siebenminutenintervallen führen, weil sie sparen müssen. Das erlaubt man sich hineinzuschreiben! Das halte ich in der Allgemeinheit für fahrlässigst!

Jetzt gehe ich auf das Argument ein, was StR Rieder darauf sagt. Er sagt darauf: "Na ja, wären die WIENER LINIEN" - das hat am ersten Blick durchaus etwas für sich - "ein privates Unternehmen, dann könnte man in der Tat so einen Vertrag nicht machen. So einen Vertrag kann man ja nur machen, wenn man 100�prozentiger Eigentümer ist." - Ich möchte hier festhalten, ich bin froh, dass wir 100�prozentiger Eigentümer sind und auch bleiben. Darauf ist wieder Folgendes zu sagen, weil es ein wichtiger Punkt ist, den ich bis heute elementar vermisse: Wer ist jetzt derjenige oder diejenige, der beziehungsweise die den WIENER LINIEN diese Vorgaben vorgibt? - Ich sage es deswegen, weil es bis heute für mich nicht ausreichend beantwortet worden ist. Einerseits ist es mit seinen eigenen Worten - darum meine ich das nicht herablassend - Hutwechsler Rieder, Hutwechsler Eigentümervertreter, Hutwechsler Finanzstadtrat oder Hutwechsler, der die Richtung vorgibt, oder ist es andererseits der StR Schicker, der formal richtigerweise jetzt den Saal verlassen hat, weil ihn das ja eigentlich nichts angeht, das ist das Bier vom StR Rieder. Im Kern geht es aber immer wieder darum.

Ich bleibe jetzt bei diesem leidigen, lokal wichtigen, für ganz Wien nicht so wichtigen Thema "Fünfer". In den nächsten zehn Jahren wird es Tausende Themen wie den "Fünfer" geben, wo was wie vielleicht verändert wird. Ist jetzt die Institution, die die klaren Vorgaben gibt, Hutwechsler Rieder im entsprechenden Ausschuss - woran ist er da gebunden? - oder ist es der Verkehrsstadtrat? - Bisher weiß ich aus Gesprächen vom Verkehrsstadtrat, er fühlt sich nicht als derjenige, der ganz klar die Rahmenbedingungen geben kann. Dazwischen steht ein Dior Grois, der sich bisher - ich stehe nicht an, das zu sagen - bemüht hat, einen Interessenausgleich herzustellen. Das hat vielleicht mit der Kultur zu tun, aber formal würde mich interessieren, wer Ihnen da etwas anzuschaffen hat oder ob Sie sagen: "Ich bemühe mich, aber wenn ich es mir aus Kostengründen nicht leisten kann, dann spare ich es halt ein." Wer trägt dafür die Verantwortung? - Das ist total unklar, weil die Vorgaben, die es hier gibt, sind von einer unglaublich hohen Unbestimmtheit. 

Vielleicht werde ich heute eine Spur schlauer und es wird mir gesagt, welche Aufgaben die Stadt wahrnimmt und wo diese diskutiert werden. Beim Verkehrsmasterplan haben wir ja gesehen, er redet über die ganze Region, das ist sehr allgemein, aber mir geht es um die vielen Dinge, die die Leute am öffentlichen Verkehr in Wien zu Recht interessieren, wo jetzt ein gewisser Status Quo an Platzkilometern festgeschrieben wird, wo sich nicht nur hoffentlich, sondern klarerweise die Dinge in den nächsten Jahren ändern werden, wo sich eine Siedlungsentwicklung ändern wird, wo sich sicherlich und hoffentlich etwas ändern wird. Aber "hoffentlich" ist ein bisschen ein dünnes Argument für einen Politiker, der jedes Jahr 4 Milliarden S mitverantworten muss, die in Ihre Richtung hinüber vertraglich gesichert werden. 

Wo ist der Ort, wo hier Prioritäten festgesetzt werden? - Bisher war es eine magistratsabteilungsähnliche Institution. Ich bin durchaus dafür, hier Flexibilität zu gewährleisten, aber Flexibilität kann letztlich nicht Verantwortungslosigkeit heißen und ich sehe hier momentan, dass die Verantwortung nicht entsprechend festgelegt ist.

Ein weiteres kleines Beispiel, um das abzurunden - dann bin ich ohnehin ökonomisch mit der Zeit weit früher fertig -, ist ein Thema, das mir immer wieder ein großes Anliegen ist, wo jetzt erste Schritte gegangen werden und wo mich auch interessieren würde, wie das in der Strategie vom StR Rieder in Zukunft entschieden werden soll. Das ist die richtige Strategie einer detaillierten Kundeninformation, wie sie jetzt bei ein paar Haltestellen ansatzweise passiert. Nach welchen Kriterien wird es weiter umgesetzt? 

Verkehrspolitisch sage ich jetzt als GRÜNER, ich halte es für sehr wichtig, dass die subjektiv extrem lang empfundene Zeit, wo man wartet - da sind fünf Minuten sehr lange -, viel kürzer wird, wenn man weiß, es sind fünf Minuten. Darum macht man das ja auch. 

Nun möchte ich etwas wiederholen, was mir ein Anliegen ist, nämlich, dass hoffentlich bald diese, die Kunden für blöd verkaufenden Durchsagen nicht mehr sind, wo, wenn man zehn Minuten auf eine Straßenbahn wartet und merkt, sie kommt nicht daher, dann die schnarrende Lautsprecherstimme erklingt: "Sehr geehrte Fahrgäste, derzeit kommt es auf der Linie soundso zu Verzögerungen." - Das habe ich mittlerweile schon bemerkt. - "Wir sind bemüht, die ordnungsgemäßen Intervalle wiederherzustellen." - Davon gehe ich einmal aus. - "Wir bitten um Ihr Verständnis." - Eine supercoole Information! 

Was heißt das jetzt im Detail? Soll ich stehen bleiben, soll ich zu einer anderen Linie gehen oder soll ich ein Taxi nehmen? - Da, denke ich mir, würden zum Beispiel die Informationen, die sie jetzt über das RBL haben, präzisere Auskünfte geben. Aber die kosten den WIENER LINIEN Geld. 

Hat das jetzt Priorität oder nicht? Wer entscheidet das? - Dass es Geld kostet, ist klar. Entscheidet das Herr Dior Grois, weil er dem Argument zugänglich ist? Entscheidet das Herr StR Rieder mit dem Hut Eigentümervertreter? Entscheidet es StR Schicker? Reden wir im Ausschuss darüber? Wer gibt dafür die Linien vor? - Und das ist nur eine von 1 500 denkbaren Fragen, die gewährleistet werden müssen.

Die nächste Frage ist: Was passiert, wenn gewisse Dinge nicht eingehalten werden? - Das soll ja auch passieren. Gibt es dann weniger Geld? Was sind die Sanktionsmöglichkeiten, außer dass wir jedes Jahr 4 Milliarden S bezahlen? - Ein Geld im Übrigen - das muss ich auch deutlich sagen -, zu dem ich stehe. Ich finde es richtig, dass eine Stadt wie Wien einen funktionierenden öffentlichen Verkehr ausreichend öffentlich dotiert. 

Wir kommen hier nur in ein unglaubliches Durcheinander. Verträge sind ja nicht dafür da, wenn eh alles gut rennt, denn dann rennt eh alles gut. Verträge sind dann relevant, wenn etwas nicht funktioniert. Das ist der Kern meines Vorwurfs. Wenn es zu einem Streitfall zwischen den WIENER LINIEN und der Stadt Wien kommt, dann ist die Stadt Wien schlecht bedient, weil diese mögen doch orientieren, können doch und so weiter. Diese sehr höflichen Vorgaben bieten meines Erachtens keinerlei Vorgaben. Es bleibt die Eigentümerfunktion. Hier - das stimmt - kann letztendlich der 100�Prozent-Eigentümer über einen mühsamen Weg - es ist ja nicht so, dass es im Konfliktfall faktisch ein unmittelbares Weisungsrecht gibt -, nämlich über einen Aufsichtsrat einer Holding, mühsam durchgreifen. Das ist ein nicht geeignetes Regelwerk, um eine moderne, flexible, aber auch verantwortungssicherstellende Verkehrspolitik umzusetzen.

Deswegen stimmen wir dem Vertrag nicht zu. Wir stimmen gerne zu, dass eine entsprechende Dotierung der WIENER LINIEN weiterhin stattfindet und dass weiterhin ausgebaut wird. Aber dieses Regelwerk bietet keinerlei Möglichkeit im qualitativen Sinn, wie wir uns das vorstellen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StR Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr.

StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Vizebürgermeister! (Es erklingt ein Läuten aus der technischen Anlage.)

Was habe ich falsch gemacht? 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Alles in Ordnung!

StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer (fortsetzend): Es liegt nicht an mir. 

Jetzt bin ich gleich lauter und gut verständlich, weil die erste wichtige Mitteilung, die ich zu machen habe, ist, dass die ÖVP diesen Vertrag ablehnt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist aber eine Überraschung!) 

Es wird niemanden erstaunen, aber ich kann es wohl begründen, Herr Vizebürgermeister, wobei ich fast versucht wäre - was politisch unüblich ist - zu sagen, ich schließe mich vollinhaltlich der Kritik vom Herrn Kollegen Chorherr an. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Es ist ein Novum, dass ich von der grünen Fraktion einen Applaus ernte. Das freut mich. Wir gehen wirklich weitgehend konform mit der Kritik, nicht weil es ein Parteipolitikum ist - das ist auch gleich der Beweis dafür, dass es nicht ein Parteipolitikum ist -, sondern weil es sachlich gerechtfertigte gravierende inhaltliche Kritikpunkte gibt, die man nicht übersehen kann. 

Ich möchte auch damit beginnen zu betonen, dass mir und meiner Fraktion nichts daran liegt, die WIENER LINIEN, die sich in dieser Stadt durchaus bewähren und die auch von den Bürgern eigentlich durchwegs gut beurteilt werden, in irgendeiner Form in Frage zu stellen, zu schwächen oder ihnen das Geld streitig zu machen, das sie zur Erfüllung ihrer kommunalwirtschaftlichen Verpflichtungen benötigen. 

Ich will vor allem dezidiert eine Äußerung, die ich im Wahlkampf über mich ergehen lassen musste, zurückweisen, nämlich, dass die ÖVP die WIENER LINIEN verkaufen und privatisieren möchte. Ich will keine Namen nennen, aber ich möchte deutlich deponieren, niemals war das unser Anliegen oder unser Begehren. 

Ich will aber an den Beginn - so wie Herr Kollege Chorherr, vielleicht noch ein bisschen pointierter - stellen, dass es hier um sehr viel Geld geht. Es geht nicht nur um die rund 4 Milliarden S Betriebskostenzuschuss jährlich, sondern es geht berechtigterweise auch um 1,7 Milliarden S Investitionskostenzuschuss, denn auch wir wollen, dass in die Infrastruktur investiert wird. Es geht also um rund 5,7 Milliarden S jährlich.

Nachdem - ein Kritikpunkt, auch von uns - dieser Vertrag zunächst einmal eine lange Zeit des Kündigungsverzichts hat, also eine Mindestlaufzeit von 8 Jahren, sind das immerhin 45,6 Milliarden S, von denen wir jetzt sprechen. Wenn ich davon ausgehe, dass es der Vertrag noch zulässt, dass nach diesen 8 Jahren die Kündigung nicht ausgesprochen wird und er noch einmal ganz selbstverständlich weitere 7 Jahre laufen kann, dann bin ich bei einer Laufzeit von 15 Jahren und spreche ich bereits von 85,5 Milliarden S, die wir zur Verfügung stellen, mehr oder weniger garantieren und für die wir eine Leistung erhalten sollen, nämlich eine Leistung im Interesse des Bürgers, nicht in unserem ureigenen Interesse, sondern im Interesse des Bürgers, denn der Bürger weiß es natürlich nicht so genau wie wir, aber er spürt das, dass das - anders ausgerechnet - jeden Wiener 3 562 S pro Jahr kostet, vom Säugling bis zum Greis, damit der öffentliche Wiener Verkehr so funktioniert.

Diese Bürger und speziell jene, die die Öffis benützen, oder vielleicht sogar jene - noch gravierender -, die darauf angewiesen sind, dass sie die öffentlichen Verkehrsmittel benützen, haben ein Recht darauf, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die verantwortlichen Politiker - weil nur die können das tun - das Beste für die Bürger erreichen! Nicht zuletzt wollen wir auf Grund der Ziele, die wir uns gesetzt haben, auch erreichen, dass immer mehr Bürger die öffentlichen Verkehrsmittel benützen. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Bürger oder - konkreter ausgedrückt - Fahrgast hat aber in dieser ganzen Causa, die uns schon ziemlich lange beschäftigt, bisher den geringsten Stellenwert gehabt. Ich brauche das jetzt nicht näher auszuführen, jeder weiß das in diesem Raum. Es hat schon ein Jahr lang ein heftiges Ringen um Details dieses Vertrags, um Grundsätze dieses Vertrags, um das Bemühen, das Beste daraus zu machen, gegeben. Geworden ist es ein Vertrag - der Kollege Chorherr hat das irgendwo zwischendurch mit Fahrlässigkeit bezeichnet -, wo meiner Meinung nach die Interessen der Kommune und des Fahrgasts jenen des Unternehmens unterlegen sind und - dieser Eindruck ist zwischendurch zu Recht entstanden - dass die ganzen Verhandlungen und vor allem die Bedingungen, die daraus entstanden sind, im Hintergrund von der Gewerkschaft dominiert werden. Bestätigung hat das Ganze kürzlich darin gefunden, dass die Gewerkschaft aus ihrer Deckung herausgegangen ist, dass also aus der Vermutung der Wahrheitsbeweis geworden ist. 

Nun betone ich ausdrücklich - darauf lege ich persönlich Wert -, das wäre an sich noch nichts Böses, wäre an sich noch nicht Anlass zur Kritik. Aber diese Tatsache ist vielleicht die Erklärung dafür, dass ... Nein, ich bin ein vorsichtiger Mensch, ich formuliere es anders: Ist diese Tatsache womöglich eine Erklärung dafür - ich stelle die Frage -, dass jeder Rationalisierungsdruck oder jeder Druck zu Effizienzsteigerung in diesem Vertrag nicht wahrgenommen wurde?

Gerade das ist unser politisches Anliegen, nämlich dass mit diesem Finanzierungsvertrag, der eine gewisse Sicherheit gewährt und auch gewähren soll, ein Optimum an Qualität für den Bürger eingekauft wird und dass in Vorbereitung auf Liberalisierungsmaßnahmen auf EU-Ebene das bisher bewährte Verkehrsunternehmen WIENER LINIEN wettbewerbstüchtig und wettbewerbsfähiger gemacht wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, das ist ein sehr legitimes Anliegen und dieses Anliegen wäre durchaus auch zu Gunsten des Unternehmens. 

Ich mache jetzt eine kleine Klammer zu dem Masterplan Verkehr, dem Positionspapier, das wir heute, vor wenigen Stunden, bekommen haben, weil auch ich - wie Kollege Chorherr - noch auf die Frage zu sprechen komme, wer dann eigentlich die verkehrspolitischen Anliegen weiterverfolgen wird, wer die Verkehrspolitik in dieser Stadt machen wird. Das wurde zwischenzeitlich auch in den Verhandlungen diskutiert. Irgendwie hat es geheißen, das wird in Richtung von Verkehrsstadtrat Schicker passieren.

Ich habe mir den Masterplan, das Positionspapier, durchgelesen. Darin gibt es neben dem sehr vagen Bekenntnis zur Verbesserung des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs - ich sage, no na - eine halbe A4�Seite zum Thema "Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs". Dort steht: "Die Stadt Wien vertritt daher gemeinsam mit anderen Städten innerhalb der EU die Position Offenhalten der Option zwischen direkter Leistungsvergabe und Leistungserbringung und kontrolliertem Wettbewerb in großen Städten in integrierten Systemen." - Das kann ich unterstützen. Ich halte das für richtig, wenn es zu Gunsten des kontrollierten Wettbewerbs ausgeht. 

Im Zuge der Diskussionen hat jeder seine Argumente eingebracht, mitunter - wie das halt so ist - auch jene Argumente, die gerade in die Linie gepasst haben, und dabei wurden die Beispiele aus dem Ausland viel strapaziert. Die Befürworter unserer Regelung haben gesagt, im Ausland - jetzt wird neuerdings besonders das Beispiel London strapaziert - ist alles so schlecht gelaufen, im Ausland war das alles furchtbar. Diejenigen, die gemeint haben, man soll sich doch mehr daran orientieren, haben gesagt, im Ausland war das irrsinnig gut, das ist alles klasse gelaufen. 

Meiner Information nach sind die Erfahrungen ziemlich präzise so zusammenzufassen: "Völlig deregulierte Dienste sind häufig schlechter. Geschlossene Märkte sind für die Fahrgäste attraktiv, aber teuer." Sie merken schon an der Diktion, die ich vorlese, dass das nicht von Lokalpolitikern formuliert wurde, sondern von Fachleuten. Die Konsequenz daraus und das Ergebnis der Erfahrungswerte im Durchschnitt war, dass der kontrollierte Wettbewerb zu bevorzugen ist. Dem Bericht nach zu schließen haben bereits 11 der 15 Mitgliedsstaaten diesen kontrollierten Wettbewerb in ihren eigenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit Wettbewerbselementen versehen eingeführt. 

So weit, so gut. Ich lese aber in dieser halben A4�Seite zur Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs auch, dass die Verordnung, die in der EU vorbereitet wird, in dieser Form - ich weiß nicht, welche Form da bezeichnet ist, es steht hier nur "in dieser Form" - den Verlust der Einflussmöglichkeiten für stadtentwicklungs-, verkehrs- und umweltpolitische Ziele bringen würde. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Welche Einflussmöglichkeiten? - Gerade das haben wir verabsäumt, in diesen Vertrag präzise hineinzunehmen. Dieser Möglichkeit haben wir uns diesmal begeben. Es bleibt nach wie vor die unbeantwortete Frage im Raum stehen, die auch schon Kollege Chorherr aufgeworfen hat, wer die Verkehrspolitik macht, wer in dieser Stadt definiert, was öffentliches Interesse ist, wie im Interesse der Bürger der Verkehr zu funktionieren hat, welche Qualität er haben soll und in welcher Quantität er angeboten werden soll. Das lässt dieser Vertrag leider offen. 

Es steht hier auch noch - ich zitiere aus dem Papier von StR Schicker -: "Dieser Verordnungsentwurf bedeutet die Gefahr der Desintegration von U�Bahn-, Straßenbahn- und Busangebot." - Das ist ein bisschen eine einseitige Sicht der Dinge, denn dazu gibt es ja Verträge, oder sagen wir später Ausschreibungen, wenn die EU�Verordnung so kommt, dass man das festlegen kann. Das ist ja nicht gottgewollt oder liegt in der Hand irgendeines nicht definierbaren Schicksals, sondern das kann und soll die Kommune auch bestimmen. Es gibt natürlich ernsthafte Befürchtungen, wenn es einmal zur Ausschreibung kommt und diese so abgefasst wird, wie dieser Vertrag abgefasst wurde, dann wird das in Wien nicht bestmöglich geregelt sein. Ich hoffe aber doch, dass, wenn das einmal kommt, dann die Vernunft Einzug hält und dass dann die Vorgaben viel präziser sind, so wie es die Qualität verlangt. 

Ich will jetzt nicht die selben Punkte noch einmal bringen, die Herr Kollege Chorherr schon in seiner Kritik gebracht hat, dass es einen Mangel an quantitativen Vorgaben und Qualitätskriterien gibt. Wir haben das, weil das ein zentraler Punkt der Kritik war, ausführlich diskutiert. Es hat im Sommer, noch vor der Unterausschusssitzung, so genannte Parteiengespräche - in Wahrheit war es ein Gespräch - gegeben und als Reaktion auf diese Gespräche - oder auf dieses Gespräch - und den Austausch der gegenseitigen Standpunkte ist dann ein bisschen etwas an dem Vertrag geändert worden. Es kam dann noch auf Grund der Kritik, dass die Qualitätskriterien nicht ausreichend determiniert sind, zu einer Anlage zu diesem Vertrag. 

Diese Anlage - meine Damen und Herren, Sie werden sie kennen - hat ein einviertel A4�Seite und darin gibt es Stichworte, wie "Qualitätsstandard", "Sicherheit", "Pünktlichkeit", "Sauberkeit", "Zuverlässigkeit", "Kundenfreundlichkeit" und so weiter. Das wäre an sich zutreffend. Ich nehme aber nur ein Beispiel heraus, weil es zu langatmig wäre, wenn ich auf jeden Punkt einginge, obwohl jeder Punkt die gleiche Qualität oder den gleichen Qualitätsmangel hat, wie ich ihn jetzt kritisiere. 

Unter dem Punkt "Zuverlässigkeit" ist die Qualitätsanforderung - ich betone, die Qualitätsanforderung - wörtlich so definiert: "Bei Ausfall einer Fahrt aus einem Grund, der von den WIENER LINIEN nicht zu vertreten ist, gilt die geplante Verkehrsleistung trotzdem als erbracht." - Ich habe das schon in der Ausschusssitzung als Verhöhnung bezeichnet. Ich bleibe dabei, es ist eine Verhöhnung, denn wenn es mir nicht der Mühe wert ist, dass ich zuerst eine kurze Erklärung abgebe, was ich unter Zuverlässigkeit verstehe, dann kann ich das nicht als Qualitätsanforderung bezeichnen. Ich bin dafür zu haben, meine Damen und Herren, dass wir es auch anerkennen, dass die WIENER LINIEN nichts dafür können, wenn irgendeine Unzuverlässigkeit oder eine Unterbrechung oder was auch immer auftritt, wenn ein Zwischenfall passiert, wo sie nichts dafür können, dass wir sie dafür nicht zur Verantwortung ziehen, aber ich muss zuerst einmal sagen, was die Verantwortung ist, was Zuverlässigkeit ist, was sie zu erbringen haben, damit ich beurteilen kann, ob sie das erbracht haben oder ob sie es nicht erbracht haben. 

Damit bin ich beim Punkt "Kontrollmechanismen und Sanktionen". Ich will mich da nicht weiter verbreiten, weil der Nachredner aus meiner Fraktion, Kollege Tschirf, darauf noch eingehen wird. Kontrollmechanismen und Sanktionen vermissen wir.

Ich komme zuletzt noch auf einen wichtigen Punkt zu sprechen. Ich verkürze es, weil auch da Herr Kollege Chorherr schon sehr eingehend darauf zu sprechen gekommen ist. Es handelt sich um die Frage der Tarifhoheit. 

Auch wir sind der Meinung, dass ein Monopolunternehmen an sich nicht dafür geeignet ist, die alleinige Tarifhoheit zu bekommen. Ich gehe aber jetzt nicht näher darauf ein, sondern ich gehe auf eine Äußerung des Herrn VBgm Rieder ein, der mir bei unserer Kritik vorgeworfen hat, gerade eine Partei, die für Auslagerung, Ausgliederung, Privatisierung plädiert, und nun ist ein Unternehmen ausgegliedert, gerade eine solche Partei verlangt dann sozusagen wieder die Rücknahme, damit das alles wieder politisch bestimmt wird und der Gemeinderat wieder das bestimmende Element ist.

Wir haben uns missverstanden, Herr Vizebürgermeister, obwohl ich es schon einmal gesagt und gehofft habe, dass ich mich klar ausgedrückt habe. Das ist keine unzulässige, politische Intervention, wenn ich als Kommune mit jemandem einen Vertrag abschließe und mir im Zuge des Vertragsabschlusses Bedingungen vereinbare. Das ist auch im Privatrecht gang und gäbe. Wenn ich als privater Bauherr Bauleistungen vereinbare und unten steht, es kann noch zu Regiestunden kommen und die Regiestunde kostet soundso viel ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Kollegin! Ich mache einen Mietvertrag, wo der Mieter jederzeit das Recht hat, den Mietzins zu bestimmen? Ist das so gemeint?) 

Nein, ich versuche, es jetzt noch einmal zu erklären. Es ist so gemeint, dass ich, wenn ich mit einem Vertragspartner etwas ausmache, Regeln bestimmen kann. Der Vertragsgeber kann Regeln machen und der Vertragsnehmer kann sich etwas wünschen. Wenn ich mit einem Handwerker einen Vertrag abschließe und er schreibt, es kann zu Regiestunden kommen, dann kann ich mir als Vertragsgeber herausnehmen zu sagen, bevor er Regiestunden leistet, die vorher nicht definiert waren, möchte ich befragt werden, auf wie viele Regiestunden ich mich einlasse und in welcher Höhe die Regiestunde verrechnet werden darf. Ich glaube, ich drücke mich wirklich nicht unklar aus, obwohl ich davon überzeugt bin, Herr Vizebürgermeister, Sie werden mir wieder das Gleiche erwidern, wenn Sie dann am Wort sind. 

Ich darf mit einer kleinen Bemerkung schließen. Es war vor mir die Rede davon, dass solche Verträge im Ausland 70, 80, 300 Seiten haben und unserer 19 Seiten hat. Ich strapaziere auch ein Beispiel aus dem Ausland. In Berlin ist ein gleicher Vertrag abgeschlossen worden. Dort hat sich die Landesbehörde bei Tariferhöhungen die Genehmigungspflicht vorbehalten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Einleitend möchte ich sagen, dass ich mich nicht mit dem Vertragsinhalt, mit den Punkten, beschäftigen möchte - das wird mein Nachredner, Herr GR Stark, intensiv machen -, sondern ich möchte mich ein bisschen mit dem Umfeld, mit der Entstehung, mit der Sinnhaftigkeit dieses Vertrags beschäftigen.

Lassen Sie uns ins Jahr 1994 zurückgehen, zur EU-Beitrittsabstimmung, was uns da alles versprochen worden ist, ohne Wenn und Aber. Vranitzky, Busek, Ederer haben gesagt, es ist alles so leiwand, es wird alles unheimlich gut werden. Und bei allem, was die FPÖ oder Kritiker, vor allem Dr Haider, gesagt haben, hat es geheißen, das ist polemisch, Angstmache, Unwahrheiten und was es sonst noch gibt. (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Das ist auch richtig!) Das ist nicht richtig, Herr Kollege! 

Ich möchte nur das Beispiel "Wasser" nehmen. Beim Beispiel "Wasser" haben wir immer gesagt, da muss man bei den Verhandlungen sehr aufpassen, denn da gibt es durchaus Länder wie Spanien, Portugal und andere im Süden, die schon mit einem ganz gierigen Blick auf das Wasserreservoir in Österreich, in Mitteleuropa, in den Bergen schauen, man muss aufpassen, dass man das reguliert, damit es nicht dazu kommen kann, dass die EU plötzlich sagt, das Wasser wird total liberalisiert, wir führen das durch ganz Europa. In der Zwischenzeit hat Ihre Partei, die SPÖ, einen Verfassungsantrag zum Schutz des österreichischen und Wiener Wassers gemacht. Also haben wir Recht gehabt, weil diese Intentionen gab es in den letzten zwei, drei Jahren sehr wohl.

Oder Schilling und Euro, das banale Beispiel: Wir haben uns alle damit abgefunden, der Euro wird am 1.1.2002 kommen. Wir müssen damit leben. Ob wir ihn wollen oder nicht, es wird so sein. Es hat sicher auch seine Vorteile, aber als man uns damals erklärt hat, der Schilling bleibt und der Euro kommt nie, war das auch eine glatte Unwahrheit unserer damaligen Verhandler.

Oder die Getränkesteuer: Erinnern wir uns noch, da ist doch von unserer Chefverhandlerin, der Mag Ederer, und auch von Lacina gesagt worden, das ist in Brüssel ausgemacht worden, das bleibt eine kommunale Einnahme. - Überhaupt nicht ist es so geblieben. Wir kennen alle die Situation, welche Aufregungen es betreffend die Getränkesteuer gegeben hat und wie diese dann aufgehoben wurde.

Oder die Hausaufgaben - wie wir es immer genannt haben - bezüglich Transitverkehr: Schauen wir uns heute die Verhandlungen im Transit im Westen oder in der Region Ost an. Wir haben heute schon darüber gesprochen. Wir sind in Wirklichkeit auch dabei hereingelegt worden. Man kann mit gutem Recht behaupten, wir sind damals von unseren Chefverhandlern Klima, Ederer und wie sie alle geheißen haben, auch von Busek und der ÖVP, in Wirklichkeit nicht gut vertreten worden. Die Ergebnisse sehen wir heute, ob wir es wollen oder nicht. Eines dieser Ergebnisse sind im Verkehrsbereich gewisse Liberalisierungen.

Interessanterweise sind es jetzt die SPÖ und in den Bundesländern, wo es ÖVP-Landeshauptleute gibt, natürlich auch die ÖVP, die sofort Umgehungshandlungen versuchen, um die Marktwirtschaft, die aus Brüssel vorgeschrieben wird, zu bremsen, und zwar vor allem dort, wo reale oder fiktive Parteiinteressen - also in Wien hauptsächlich die Interessen der SPÖ und in Niederösterreich der ÖVP - unter anderen Umständen getroffen werden. Dort, wo man es schafft, wo es Möglichkeiten seitens der regierenden SPÖ oder ÖVP in Österreich gibt, gibt es kaum Privatisierungen, Liberalisierungen, EU-Ausschreibungen oder Marktkonformität. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel zitieren, wie sich Wien jahrelang wunderschön herausgeredet und keine EU-Ausschreibung gemacht hat, obwohl Ihre Partei mit Ihrem Bundeskanzler uns immer eingeredet hat, dass mit der EU alles gut ist. Kaum haben wir sie gehabt, haben Sie versucht, die EU-Regeln zu brechen. In Wien wurde 50 Jahre lang die Versicherung für Gemeindebauten, öffentliche Bauten nicht ausgeschrieben, sondern ganz formlos nebenbei - wahrscheinlich bei einem Mittagessen zwischen dem Herrn Bürgermeister und dem Generaldirektor der Wiener Städtischen Versicherung - vergeben. Wenn man weiß, dass es hier jährlich um Versicherungssummen zwischen 64 und 80 Millionen S geht, dann kann man sich vorstellen, wie die Versicherung Druck gemacht hat, dass eine EU-Ausschreibung, die übrigens notwendig gewesen wäre und rechtlich hätte eingefordert werden können, stattfindet. 

Wenn Sie mir das nicht glauben, dann zitiere ich Ihnen ein Schreiben der EU-Kommission "Binnenmarkt". Ich habe das nämlich in Brüssel angezeigt, dass die Stadt Wien das nicht ausgeschrieben hat und habe einen Brief zurückbekommen, allerdings schon voriges Jahr, wie das aktuell war. Darin wird eindeutig festgehalten ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja lachhaft!) 

Eigentlich sollte Ihnen das Lachen vergehen, weil Sie wirklich derartig ungeniert bei den Gemeindebaumietern 50 Jahre lang überdimensioniert abkassiert haben, weil die Wiener Städtische jetzt um 18 Prozent hinuntergeht. Wo ist denn Ihre moralische Verpflichtung, diese 18 Prozent der letzten zehn Jahre zurückzufordern? - Jetzt treten Sie mit 15 Millionen S groß auf! Das ist ja lächerlich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die EU-Kommission schreibt - ich werde es Ihnen vorlesen, was die Stadt Wien falsch gemacht hat -: "Die Wahl der Berechnungsmethode hat nicht die Absicht zu verfolgen, Anwendungen dieser Richtlinie zu umgehen.", und stellt eindeutig fest, dass die Stadt Wien EU-Recht gebrochen hat. Wissen Sie, warum die EU die Stadt Wien nicht mehr angezeigt und das Verfahren eingestellt hat? - Weil die Stadt Wien in ihrer Antwort an die EU-Kommission versprochen hat, im Jahr 2001 sowieso alles neu auszuschreiben und die sechs Monate sich überhaupt nicht mehr ausgezahlt hätten, die Stadt Wien hier zu belangen. In Wirklichkeit haben Sie seit dem EU-Beitritt, dort, wo Sie die Chance gehabt haben, die EU-Gesetze gebrochen, zu Ihrem Vorteil oder Ihrer Klientel, wie der Wiener Städtischen. Das nur am Rande. 

Aber, meine Damen und Herren, schon 1994 haben wir alle - Sie genauso wie wir - gewusst, dass sich die EU-Kommission seit vielen Jahren als oberste Arbeitsmaxime Privatisierung, Liberalisierung und Marktkonformität zum Ziel gesetzt hat und in all ihren Gesetzen und all ihren Verordnungen versucht, das in den Mitgliedsländern durchzusetzen. Meine Damen und Herren, wir haben das gewusst und jetzt ist das große Erstaunen da, auch bei den Wiener Verkehrsbetrieben, die aber als Unternehmen wesentlich weniger dafür können, als die verantwortlichen Politiker. Nun macht man einen Schnellschuss nach dem anderen, um das eine oder andere noch zu flicken. 

Wir haben an sich ein Glück, dass der Rat in der EU jetzt selbstverständlich umzudenken beginnt, weil darin sitzen schließlich die Verkehrsminister, die Bürgermeister und so weiter in eigenen Gremien, die natürlich sehen, dass es nicht immer sinnvoll ist, alles zu liberalisieren und alles zu privatisieren, vor allem im Bereich des Verkehrs. Das heißt, der EU-Rat nähert sich ungefähr der Position Wiens, wenn man das so ins Unreine sagen kann, trotzdem wird es noch einige Zeit dauern, wahrscheinlich ein drei viertel bis ein Jahr, bis das EU-Parlament die erste Lesung für den Richtlinienentwurf abgesegnet hat. 

Wir wissen heute noch nicht, Herr Stadtrat, was darin stehen wird, aber wahrscheinlich wird es Übergangsfristen von zwei bis vier Jahren geben. Daher ist die Eile, mit der wir diesen Vertrag hier durchnehmen, eigentlich nicht ganz verständlich. 

Nicht ganz verständlich ist mir auch die Aussage des sozialistischen Gewerkschafters der Straßenbahner, des Herrn Simanov, der unter anderem im "Kurier", in anderen Tageszeitungen und Medien als Oberster immer wieder seine Stellungnahmen abgibt, dass wir diesen Vertrag ganz dringend brauchen, weil wir sonst kein Budget für die WIENER LINIEN zusammenbekommen oder andere Sachen betreffend Sicherheit. Dafür habe ich kein Verständnis, weil es einfach nicht stimmt. Dies trägt nur zur Verunsicherung der Mitarbeiter bei, die auf Grund der Diskussion, die wir hier führen, sowieso schon genug verunsichert sind. 

Meine Damen und Herren, wenn wir jetzt kurz zurückgehen und Sie sich an die dringliche Anfrage betreffend die Unfälle oder Defekte vor allem in den U�Bahnen erinnern, so hat auch damals der Kollege von der Gewerkschaft, Herr Franz Simanov, im "Kurier" auf die Frage, ob denn der Sparstift an diesen vermehrten Pannen schuld ist, ganz diplomatisch gemeint: "Ich kann es nicht bestätigen. Ich kann es aber auch nicht ausschließen." Das ist an sich eine sehr diplomatische Aussage. 

Er ist dann aber wesentlich zielgerichteter in seiner Aussage gewesen, wo es darum gegangen ist, Kampfmaßnahmen zu setzen, wenn zum Beispiel im Werkstattbereich und Materialbeschaffungsbereich Änderungen nicht herbeigeführt werden. Es ist schon sehr interessant, wenn der oberste Gewerkschafter der Wiener Straßenbahner sagt, es wird am falschen Fleck gespart. Er hat gesagt: "Wenn das so weitergeht" - nämlich mit den Pannen -, "dann werden wir hier gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen ergreifen, weil vor allem die Werkstättenbetriebe der WIENER LINIEN den Sparstift negativ merken." - Das ist ganz richtig, was er gesagt hat. Daher ist es in Zukunft ein wichtiger Punkt, dass man bei den WIENER LINIEN darauf schaut, dass vor allem im Werkstättenbereich Maßnahmen gesetzt werden, um den Betrieb und vor allem das Service wieder so durchführen zu können, wie in den Jahren davor. 

Aber mir ist der Aufschrei der Gewerkschaft abgegangen, als Frau Ederer im Jahr 1999 - das war nämlich sie, das sollten Sie sich auch merken - eine Schweizer Unternehmensberatungsfirma herangezogen hat, um die Werkstätten zu überprüfen und eine Lagerkontrolle zu machen, um zu schauen, wo man einsparen kann. Das ging von Ihrer eigenen damaligen Stadträtin aus. 

Diese Schweizer Firma hat festgestellt, es gibt Doppelbestellungen und was auch immer. Ob es stimmt oder nicht, kann ich nicht beurteilen, auf jeden Fall ist es seit diesem Zeitpunkt, seit diesem Gutachten des Schweizer Unternehmens, mit der Sicherheit etwas bergab gegangen. Es werden heute manche Materialien nicht oder viel zu spät nachbestellt oder es gibt sie einfach gar nicht. 

Da frage ich jetzt den Herrn Simanov und viele andere: Würde denn das geändert werden, wenn der Vertrag unterschrieben wird? Würde plötzlich das Lager wieder komplett sein? Würde sich die Sicherheit wieder massiv verbessern? - Ich glaube eher nicht. Das hat mit dem Vertrag nichts zu tun, sondern hat damit zu tun, dass man endlich auch bei den WIENER LINIEN wieder dorthin zurückgehen muss, wo man immer war. Sparen ja, aber wenn es um Sicherheit der eigenen Mitarbeiter oder der Kunden geht, dann Sparen nein. Das hat nichts mit diesem Vertrag zu tun, ob wir den jetzt unterschreiben oder nicht unterschreiben. 

In dem Vertrag fehlen - was ganz wichtig ist - Auf- lagen für die Sicherheitskontrollen. Es wäre eine Aufgabe, die man hineinschreibt, wann Sicherheitskon-trollen, Generalrevisionen zu machen sind. 

Die Generalrevision für U�Bahn-Züge - Herr Stadtrat, Sie werden das wissen -, ist jetzt auf 150 000 Kilometer hinaufgesetzt, also massiv erhöht worden. Das heißt, immer wenn ein U�Bahn-Zug 150 000 Kilometer gefahren ist, wird die Generalrevi-sion gemacht. Das kann natürlich - ich sage nicht, dass es muss, aber es kann natürlich - durch diese unheimlich lange Zeit der Beserviceung, denn früher war es wesentlich weniger, zu Schäden kommen, die, wenn man es in kürzeren Abständen macht, nicht auftreten würden. Das fehlt mir im Vertrag.

Dafür gibt es darin die Leerformel: "Der gute Standard der WIENER LINIEN soll aufrechterhalten werden." - Meine Damen und Herren, das ist eine Selbstverständlichkeit. Ich würde weitergehen und dazusagen: "und Verbesserungen in Teilbereichen angestrebt werden". Das müsste eigentlich in den Vertrag hineinkommen, zum Beispiel, die Defekthäufigkeit zu senken. 

Übrigens hat es nach unserer dringlichen Debatte am 22. Oktober in der U 4�Station Schönbrunn wieder einen Zwischenfall gegeben. Ich weiß nicht, ob Sie das alle wissen. Wir hören es fast täglich. Die U 6 hat nach unserer Dringlichen auch wieder einen Schaden gehabt. Also, da kann irgendetwas nicht stimmen. 

Daher wären erstens die Defekthäufigkeit zu senken, zweitens die Zentralwerkstätten besser zu bestücken und drittens die Generalrevisionsfristen von 150 000 Kilometer wieder auf einen geringeren Kilometerstand zu reduzieren. 

Dann könnte man vielleicht in den einzelnen Wagons für Touristen, für Leute, die der deutschen Sprache nicht ganz mächtig sind, oder sogar für unsereiner, der im Wirbel schlecht hört, durchaus elektronische Laufbänder durchfahren lassen - das kostet an sich relativ wenig Geld -, damit jeder weiß, wo er sich gerade befindet und nicht auf den Fahrer angewiesen ist, der das spricht und wo man das vielleicht nicht hört oder nicht versteht. 

Die Intervalle sollte man, nicht bei allen Linien, die sind durchaus in Ordnung, aber vielleicht bei manchen, überdenken und die Zusammenarbeit im VOR überlegen. Es kann doch nicht sein - nur um ein Beispiel zu sagen, Herr Stadtrat -, wenn man mit der Linie 45A, mit den Dr-Richard-Verkehrsbetrieben, fährt, wo die Station zwischen der Scheibenwiese und der U 6-Thaliastraße 300 Meter lang ist, dass man dort einen eigenen Dr-Richard-Fahrschein um 12 S kaufen muss und wenn man den nicht mithat - das ist passiert -, zufällig ein Schwarzkappler, um diesen lockeren Ausdruck zu benützen, von der VOR hineinkommt und denjenigen bestraft. Das kann es doch nicht sein, weil dort nur Dr-Richard-Verkehrsfahrscheine verkauft werden! Das sind Kleinigkeiten, die die Leute ärgern. Da sollte man darauf schauen, dass man die Zusammenarbeit verbessert! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Stadtrat, das Ziel des Vertrags in beiderseitigem Sinn - sowohl für die WIENER LINIEN als auch für die Stadt Wien - müsste sein, attraktiveren, sichereren und schnelleren öffentlichen Nahverkehr durch ein dynamisches Management, durch Vorgaben von Unternehmenszielen, die mir überhaupt fehlen, die wir aber an sich hätten weitergeben können, und durch motivierte Mitarbeiter anzustreben. Dann werden wir auch zufriedene Kunden haben und kein Mensch wird sich mehr den Kopf darüber zerbrechen, ob man den Vertrag heute unterschrieben hat oder nicht. Aber nicht Stillstand - der Vertrag ist an sich ein Stillstand -, sondern Weiterentwicklung muss das Ziel sein. Das ist jedoch in dem Vertrag viel zu wenig berücksichtigt. 

Wir Freiheitliche sind grundsätzlich - das unterscheidet uns von anderen hier im Hause - für eine vernünftige Liberalisierung. Wir sind für eine vernünftige Liberalisierung des öffentlichen Nahverkehrs unter bestimmten Rahmenbedingungen. Derzeit wissen wir aber nicht, wie die EU-Gremien entscheiden. Wie schaut der Vertrag, wie wir den Nahverkehr zu liberalisieren haben, aus, der uns dann vorgelegt wird? Wie entscheiden unter Umständen Höchstgerichte der EU, wenn es irgendwelche Einwände gibt? 

Wir haben heute von Paris und Stockholm, wo ein Teil liberalisiert worden ist, noch keine Ergebnisse beziehungsweise Evaluierungen. Das dauert noch drei bis fünf oder sechs Jahre. Es gibt heute in Europa - da widerspreche ich der Vorrednerin ein bisschen - viel zu wenig Erfahrungswerte mit einer Liberalisierung. Man kennt den großen Negativen in Großbritannien. Darüber könnten wir lange diskutieren, warum das dort so ist, aber das will ich jetzt gar nicht anschneiden. Die Positiven sind aber noch zu kurz im Laufen, um sie beurteilen und für Wien adaptieren zu können. Es gibt zu wenig echte private Anbieter im öffentlichen Nahverkehr, außer die 100�prozentigen Töchter in vielen Kommunen Europas. Aber das ist eigentlich nicht der Sinn der Liberalisierung, dass nur die 100�prozentigen Töchter anbieten, sondern es sollten dies echte private Alternativunternehmer machen. 

Meine Damen und Herren, erst wenn wir diese Punkte kennen, wenn diese Punkte, die ich genannt habe, am Tisch liegen, macht eine EU-weite Ausschreibung eigentlich erst Sinn. Auf der anderen Seite wäre es genauso überhastet, wie der Vertrag, wenn man sofort ausschreiben würde, denn ich habe nichts davon, es ist nicht das Gelbe vom Ei, wenn in Wien auf Grund eines Angebots die Frankfurter Stadtwerke oder Münchner Verkehrsbetriebe den Betrieb übernehmen. Dazu brauche ich das überhaupt nicht, weil da fahre ich mit den WIENER LINIEN, die durchaus ein gutes Image haben, wesentlich besser. Daher ist eine Ausschreibung in der EU derzeit ganz sicher nicht das Gelbe vom Ei. 

Meine Damen und Herren, für uns sind das Wichtigste WIENER LINIEN, die selbstverantwortlich, eigenständig arbeiten können und sich in den nächsten fünf bis acht Jahren zu einem bedeutenden Player im europäischen Personennahverkehr entwickeln können werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es reduziert sich der gesamte Vertrag - gestatten Sie mir, dass ich jetzt nicht auf die Details eingehe - im ganz Groben auf zwei Punkte:

Das Gerede mit den 4 Milliarden S: Meine Damen und Herren der ÖVP, Sie haben jahrelang, wie Sie in der Koalition waren, jedes Jahr beim Abgang zwischen 3,2 und 3,8 Milliarden S mitgestimmt. Da haben Sie gar nichts dazu gesagt. Jetzt sind Ihnen plötzlich 4 Milliarden S zu viel, um das Unternehmen weiterlaufen zu lassen! Das kann es ja nicht sein, meine Damen und Herren! Die 4 Milliarden S sind an sich ausgewogen. Die 4 Milliarden S sind der richtige Betrag auf die nächsten acht Jahre, um den WIENER LINIEN eine gesunde Basis für die Weiterentwicklung zu geben.

Die Tarifhoheit, Frau Kollegin Rothauer, haben wir doch schon lange, und zwar 1999, bei der Ausgliederung, abgegeben. Da kann Herr StR Rieder höchstens von seiner Mutter, der Wiener Stadtwerke AG, Einfluss nehmen, aber nicht einmal da könnte er es. 

Das sind die zwei wichtigen Punkte. Das waren Ihre Einwände. Es waren Ihre Einwände, das Geld und die Tarifhoheit. Das ist für mich geklärt.

Das Berlin-Projekt, das Kollegin Rothauer angeschnitten hat, ist kein Investitions-, sondern ein Sanierungsvertrag. Das ist ein großer Unterschied. Die bekommen 5,6 Milliarden S, haben aber 3,3 Millionen Einwohner. Berlin kann mit diesem Vertrag, mit Wien, nicht verglichen werden. 

Meine Damen und Herren, wir Freiheitliche stehen - ich sage, bewusst - zu einem ÖPNV-Vertrag, wenn er dem Unternehmen WIENER LINIEN hilft, nach der Übergangsphase bestens vorbereitet in den freien Markt entlassen zu werden. Wichtig dabei sind neben dem Kapital der 4 Milliarden S motivierte Mitarbeiter, die Weiterbildung im Bereich, die Arbeitsplatzsicherheit und die Sicherheit der Mitarbeiter im Betrieb. 

Dazu darf ich Ihnen ein kleines Beispiel nennen, dass man es dort noch nicht so genau nimmt. Da gibt es nämlich einen Antrag der freiheitlichen Fraktion im Hauptausschuss vom 5. Dezember 2000, die nach dem Kaprun-Unfall gefordert hat, alle U�Bahn-Bediensteten sollen entsprechend ihrer Ausbildung zusätzlich zu praktischen Übungen in Bezug auf Brandschutzmaßnahmen herangezogen werden, um bei einem Brand im U�Bahn-Bereich die entsprechenden Maßnahmen treffen zu können. Dieser Antrag wurde einstimmig, auch mit den Stimmen aller anderen Fraktionen - das ist in dem Fall, glaube ich, eh nur die SPÖ, ich weiß es nicht, ob es dort noch andere Gewerkschaftsfraktionen gibt, wenn, dann sind sie unbedeutend - angenommen, nur ist bis heute leider auf dem Sektor noch nichts passiert. Das dürfte in Zukunft nicht passieren. Da müssten wir als Stadt schon darauf achten, auch wenn es nicht im Vertrag steht, dass für die Sicherheit der Mitarbeiter mehr getan wird! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben als Freiheitliche wenig Verständnis - das muss ich auch dazusagen - für Drohgebärden der sozialistischen Gewerkschaft. Wir setzen auf Verhandlungen. Wir haben volles Verständnis für die derzeitige Verunsicherung der Belegschaft auf Grund der sich rasch ändernden Marktsituation, auch im Nahverkehr. 

Wir bedauern, Herr Stadtrat, dass Sie uns zu diesen Vertragsverhandlungen oder zu den Gesprächen nicht eingeladen haben. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wieso? Das stimmt doch nicht!) Nein, es hat keine Gespräche gegeben! (VBgm Dr Sepp Rieder: Oh doch, am 22. Juni und am 15. Juli!) Da haben Sie uns gesagt, dass es sie gibt und dass Sie es machen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Nein, da ist verhandelt worden!) Das ist zu wenig, Herr Stadtrat! (VBgm Dr Sepp Rieder: Das stimmt nicht!) Wir bedauern, dass Sie auf unsere Vorschläge nicht eingegangen sind. Das ist nur ein Satz, Sie können es dann berichtigen, wo unsere Vorschläge Eingang gefunden haben! 

Das Unternehmen der WIENER LINIEN hat es sich aber nicht verdient, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass auch nur eine Partei dieses Hauses, egal welche, auf Grund der schwammigen Formulierungen in vielen Bereichen - nicht in allen - in diesem wirklich nicht notwendigen Huschpfuschvertrag, über diesen Vertrag diskutiert, dass alle verunsichert werden und politisches Kleingeld gemacht wird. Wir Freiheitliche werden dies nicht tun, meine Damen und Herren! Im Gegenteil, um dem Unternehmen der WIENER LINIEN und den Mitarbeitern unsere Unterstützung für die in den nächsten Jahren auf sie zukommenden Aufgaben zu signalisieren, werden wir Freiheitliche diesem Vertrag, nicht im Sinne der Initiatoren, nicht im Sinne der SPÖ-Wien, der Stadtregierung, die den Vertrag eigentlich als Machterhaltungsinstrument sehen, sehr wohl aber im Sinne einer zu erhaltenden beziehungsweise verbesserten Wirtschaftskraft zustimmen und auch in dem Sinne zustimmen, dass die WIENER LINIEN einer der größten Arbeitgeber Wiens sind. 

Wir sehen, meine Damen und Herren, auch bei allen Mängeln des Vertrags, nicht, wie der Gewerkschafter, Kollege Simanov, sagt, dass dieser Vertrag ein Schutz vor privater Konkurrenz ist, sondern wir sehen den Vertrag, wenn man ihn wirklich liest und wenn man ihn wirklich lebt, als Chance dafür, dass die WIENER LINIEN in den nächsten Jahren, bis zu einer EU-weiten Ausschreibung oder einer Liberalisierung, konkurrenzfähig sein werden und vielleicht in Zukunft bei einer Ausschreibung den Markt für sich beanspruchen können. 

Bei Abwägung all dieser Punkte, nicht im Detail der Verträge, stimmen wir diesem Vertrag zu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Peter Juznic. Ich erteile es ihm. 

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Gestatten Sie mir einige Worte zu meinen Vorrednern. 

Ich möchte beginnen mit dem von Herrn Mag Chorherr angesprochenen 300�Seiten-Vertrag Berlins. Das war kein Verkehrsvertrag, sondern ein Rationalisierungsvertrag im Auftrag der Stadt Berlin, um bei den Berliner Verkehrsbetrieben Maßnahmen zu setzen, die Wien schon vor etlichen Jahren und positiv hinter sich gebracht hat. Zum Beispiel hat es in Berlin keine schaffnerlosen Züge gegeben. Sie sind alle noch mit einer Besetzung gefahren. 

Interessant ist aber, wer diese Umsetzung in Berlin durchgeführt hat. Das ist ein bei uns bekannter Herr vorm Walde. Herr vorm Walde ist heute bei der ÖBB als Chef beschäftigt. Er hat in diesem Bereich in Berlin einen rigorosen Personalabbau von Tausenden Arbeitsplätzen betrieben. Darum war der Vertrag 300 Seiten und nicht so wenige Seiten stark, wie wir sie in Wien haben, also unter ganz anderen Voraussetzungen. 

Weiters, die Tarife festzuschreiben oder zu orientieren: Man darf nicht vergessen, dass die WIENER LINIEN 1998 gemeinsam mit den Wiener Stadtwerken ausgegliedert worden sind und, obwohl sie zu 100 Prozent im Besitz der Stadt Wien sind, trotzdem in einem privatrechtlichen Verhältnis stehen. 

Ich glaube, man kann einem Unternehmen, das privatrechtlich geführt wird, nicht vorschreiben, was es verlangen darf. Da würde die ÖVP sofort aufschreien und von Wirtschaftsknebelung sprechen. Das geht nicht so. Aber wir wissen auch aus der Vergangenheit, dass die Tarifgestaltung mit Augenmaß erfolgt und seit der Ausgliederung keine Erhöhungen auf diesem Gebiet stattfanden. 

Ich möchte aber auch auf GR Madejski zu sprechen kommen. Er hat von Eile gesprochen und gemeint, dieser Vertrag ist in Brüssel nicht einmal in der ersten Lesung. Aber die Erfahrung zeigt, dass so etwas sehr, sehr schnell gehen kann. Obwohl es Hunderte von Abänderungsanträgen gibt, kann das schnell gehen. - Punkt eins. 

Dass wir das unter Dach und Fach bringen, hat auch einen zweiten Grund, das ist der Beschluss der Verkehrskommission in Brüssel, nach dessen Erkenntnissen wir uns orientieren können, und der dritte Grund ist das Budget 2002. 

Weiters möchte ich hier noch erwähnen, dass es für uns eine Überraschung ist, dass die Freiheitlichen diesem Geschäftsstück zustimmen, denn im Ausschuss haben sie ja dagegen gestimmt. Eines stimmt aber leider nicht: Es haben Gespräche stattgefunden. Auf der Ebene des Unterausschusses der Wiener Stadtwerke sowie im Finanzausschuss mit Herrn StR Rieder ist darüber in mehreren Sitzungen gesprochen worden.

Ich möchte eines noch kurz erwähnen: Sicherheit. Sicherheit hat für die Stadt Wien und für die Wiener Linien die höchste Priorität. Ich möchte auch in Erinnerung bringen, dass auf Grund der furchtbaren Ereignisse, die bei Tunnelbränden passiert sind, immer Großübungen gemeinsam mit Feuerwehr, Rettung, Polizei und den Bediensteten der Wiener Linien durchgeführt werden. Weiters finden auf diesem Gebiet auch laufend Schulungen dieser Bediensteten statt, um sich mit den Örtlichkeiten der Tunnelführung, der Gleisführung und auch der Stationen vertraut zu machen. Selbstverständlich wurden bei Neuerrichtungen von U�Bahnen auch alle Auflagen und alle Anforderungen der Behörden erfüllt. 

Noch einmal: Für die Stadt Wien und die Wiener Linien hat die Sicherheit die höchste Priorität. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bevor ich auf das Geschäftsstück selbst zu sprechen komme, möchte ich einen Abänderungsantrag einbringen, und zwar geht es hier um einen Tippfehler. Es soll heißen: "Punkt 12 Abs. 4", nicht "Punkt 12 Abs. 3". 

Jetzt zum Antrag der ÖVP. Der Antrag signalisiert die Befürchtungen von Ihrer Seite, dass es mit Abschluss dieses Vertrags zu einer Verschlechterung der Leistungen der Wiener Linien kommt. Das stimmt nicht, und wir werden sicher zu keiner englischen Situation kommen. 

Noch etwas, was sehr, sehr wichtig ist: Es ist ein Verkehrsvertrag und kein Leistungsvertrag. Das wurde allen Fraktionen zur Kenntnis gebracht, und auch in unseren Besprechungen mit Herrn VBgm Rieder wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass ein Leistungsvertrag umsatzsteuerpflichtig ist. Da kann man nicht genau und detailliert die Auflagen hineinschreiben, was die Bedingungen zur Erfüllung dieses Vertrags sind, denn dann wird die Umsatzsteuer in einer Höhe von ungefähr 700 Millionen S tragend.

Seit 1998, also seit der Ausgliederung der Wiener Stadtwerke, haben die Wiener Linien schon die Tarifhoheit, und bis heute sind Ihre Befürchtungen nicht eingetreten. 

Im Vertrag ist auch die Kontrollmöglichkeit durch die Stadt Wien festgesetzt, ebenso sind auch bei Nichterfüllung des Vertrags Maßnahmen vorgesehen. 

Dieser Antrag vermittelt auch den Eindruck, dass der Wiener öffentliche Verkehr in einem schlechten Zustand ist. Tatsache ist, dass es eine große internationale Anerkennung des guten Leistungsangebots der Wiener Linien hinsichtlich Modernität, Qualität und Sicherheit gibt. Das bestätigen auch die ständig steigenden Fahrgastzahlen und die Beliebtheit der Wiener Linien bei den Wienerinnen und Wienern.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Verkehrsvertrag ist von besonderer Wichtigkeit zur Sicherung des hohen Leistungsstandards auch in der Zukunft. Viele europäische Großstädte haben diese Notwendigkeit erkannt und bereits Verträge abgeschlossen - Paris, Berlin, Brüssel und viele andere mehr -, denn eine Privatisierung des öffentlichen Personennahverkehrs ist nicht sinnvoll und bringt nur Nachteile. 

Zu dieser Erkenntnis ist auch die EU-Verkehrskommission gekommen und hat in ihrer Sitzung vom 11.10.2001 beschlossen, dass die Behörde Verkehrsleistungen selbst oder mit eigenen Verkehrsunternehmungen erbringen kann; ein Umdenken wieder in Richtung öffentlichen Verkehr. Es ist dies auch ein großer Erfolg unseres Bgm Dr Michael Häupl, der in vielen Gesprächen mit den Bürgermeistern in den europäischen Großstädten, aber auch mit den handelnden Personen in Brüssel die Basis dafür geschaffen hat.

Zum Vertrag: Durch die Deckelung der Jahreszuschüsse wird ein zusätzlicher betriebswirtschaftlicher Leistungsanreiz geschaffen. Der finanzielle Ausgleich von 4,052 Milliarden S beinhaltet auch die Abdeckung des Personalaufwands. Für die Investitionen in Fahrbetriebsmittel und Bauprojekte ohne Bundeszuschuss, weiters für die Neu- und Ersatzbeschaffung von U�Bahnen, Straßenbahnen und Bussen stehen 1 699 887 000 S jährlich zur Verfügung und dieser Betrag wird auch jährlich mit 1,5 Prozent valorisiert.

Die U�Bahnen-Schienenverbundprojekte mit Bundesbeitrag werden gesondert finanziert. Die Qualitätsgewährleistung ist im Vertrag festgeschrieben, ebenso die Kontrollmöglichkeit. Bei Nichteinhaltung hat die Stadt Wien die Möglichkeit zu Maßnahmen. Damit wurde ein fairer Vertrag für beide Seiten abgeschlossen, der auch Arbeitsplätze sichert.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wer diesem Vertrag nicht zustimmt, steht für Privatisierung mit all ihren negativen Auswirkungen: finanzielle und soziale Verschlechterung für die Mitarbeiter sowie eine Verringerung des Leistungsangebots, der Qualität und der Sicherheit. Das zeigen die negativen Beispiele in Europa, vor allem in England mit den chaotischen Zuständen, die auch zum Konkurs von Rail Truck geführt haben, sodass die öffentliche Hand das wieder übernommen hat.

Wir Sozialdemokraten stehen für ein modernes, attraktives, leistungsfähiges und gut funktionierendes öffentliches Verkehrssystem zum Vorteil der Benützer und zum Vorteil der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich mache es ganz kurz: Mein Vorredner hat betreffend die Sicherheit gemeint, dass hier regelmäßig Brandschutzübungen und gemeinsame Übungen stattfinden. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass noch kein U�Bahn-Fahrer in Wien eine Brandschutzausbildung mitgemacht hat, und es wäre an der Zeit, dass man das nachholt. Daher stimmt Ihre Aussage in diesem Fall nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir gehen nun weiter in der Tagesordnung. 

Als Nächster ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich darf festhalten, dass deine Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Soll ich sie ausnützen?) Das ist dein Problem.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Viele Kritikpunkte an diesem Vertrag wurden bislang von allen Fraktionen mit Ausnahme der sozialdemokratischen Fraktion dargelegt, und was den Vertrag direkt betrifft, muss man sagen, dass die Einschätzung aller anderen Fraktionen eigentlich auch sehr ähnlich ist. Die Einschätzung der Rahmenbedingungen ist ein bisschen anders und da möchte ich ein paar Sachen vorwegschicken.

Wir Grüne waren diejenigen, die immer dafür gestanden sind, dass der öffentliche Verkehr ein kommunaler Auftrag ist, der zu erfüllen ist. Die Erfahrungen der jüngsten Geschichte zeigen, dass sämtliche Schritte in Richtung Deregulierung, angeblich stärkeren Wettbewerb und Privatisierung die öffentlichen Verkehrsverbundnetze zerschlagen und letztendlich nicht nur die Fahrgäste treffen, sondern vor allem die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in diesen Verkehrsbetrieben. - Dies vorausgeschickt. 

An diesem Punkt muss ich dem Kollegen Juznic ganz energisch wiedersprechen, wenn er sagt, wer diesem Vertrag nicht zustimmt, steht für Privatisierung und steht für Verschlechterung der Situation der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien. Das Gegenteil ist der Fall, denn in diesem Vertrag ist nicht wirklich irgendetwas festgelegt. Es ist ein Vertrag, der, wie Kollegin Rothauer gesagt hat, wenn der freie Wettbewerb kommt, vielen, vielen anderen Bewerbern und Bewerberinnen ebenfalls vorgelegt werden müsste. Und auf dieser Grundlage, auf Grundlage dieses Vertrags, der ja durchaus als Ausschreibungsgrundlage gesehen werden kann, würden sich einige Bieter finden, die möglicherweise das Angebot der Wiener Linien zunächst unterbieten könnten. 

Unsere Aufgabe muss es aber sein, die Wiener Linien zu erhalten und nicht längerfristig zu zerstören, denn nur so sind die Arbeitsplätze gesichert und nur so kann das bestehende hohe Niveau der öffentlichen Verkehrsmittel auch aufrechterhalten werden. Dazu bedarf es aber genauer Regelungen und Anforderungen: Was will ich verkehrspolitisch eigentlich erreichen? 

Mit der Ausgliederung der Wiener Linien wurde ein Schritt getan, sich von der Verkehrspolitik zu verabschieden, mit diesem Vertrag wird der nächste Schritt dazu getan. Denn wo sonst außer in einen Vertrag, den ich mit dem Betrieb abschließe, der zuständig ist für die Erbringung der Dienstleistung, schreibe ich denn hinein, welche Qualitätskriterien ich mir tatsächlich wünsche, wo sonst schreibe ich hinein, welche Zielsetzungen im Modal Split ich habe, welche Zielsetzungen in der Qualität ich habe. Es bleibt nicht mehr viel übrig, wenn ich sämtliche Agenden im Zuge eines Vertrags abtrete. Wenn ich dann diese Möglichkeit auch noch auslasse, meine sehr geehrten Damen und Herren, dann ist das die Verabschiedung von der Verkehrspolitik. 

Kommen wir zur Tarifhoheit. Ja, im Zuge der Ausgliederung wurde die Tarifhoheit de facto abgegeben. Ungefähr genauso de facto, wie sich zur gegenwärtigen Situation mit diesem Vertrag de facto noch überhaupt nichts ändert. Es ist heute ganz egal, ob dieser Vertrag abgeschlossen wird oder nicht. Dieser Vertrag stellt nur die Weichen für die Zukunft, und da hängt es eben von den Rahmenbedingungen ab, die auf EU-Ebene weiter beschlossen, entschieden werden, wo ich mich darüber freue, dass es, zumindest wenn man den letzten Verkehrsausschuss betrachtet, zu einem Umdenken in dieser größenwahnsinnigen Liberalisierungswettbewerbstendenz gekommen ist. Aber ob die Europäische Union tatsächlich umdenkt, lässt sich heute noch nicht sagen. 

Kommt dieser Vertrag jedoch, gekoppelt mit einem Urteil, über das jetzt schon viel spekuliert wird, wie das ausgehen wird - nämlich dieser Prozess eines Busunternehmers gegen Magdeburg bezüglich Liberalisierung und Zurverfügungstellung von Konzessionen -, ist nicht absehbar, welche Konsequenzen das hat. Kollege Pfeiffer und, ich glaube, Herr Madejski haben heute schon gesagt, es ist ein Husch-Pfusch-Vertrag, der in seinen Auswirkungen, wenn die Liberalisierung auf EU-Ebene weiterschreitet, noch überhaupt nicht absehbar ist. 

Doch zurück zu den Tarifen. Wenn die Tarifhoheit abgegeben wird und dann noch in so einer Art und Weise verteidigt wird wie vom Kollegen Juznic - ich hoffe, ich spreche den Namen richtig aus; wenn ich das falsch mache, entschuldige ich mich und lasse es mir nachher erklären, wie es richtig geht; es ist nicht meine Art, Namen zu verunstalten -, wenn gesagt wird, es gäbe überhaupt keine Möglichkeit, dann frage ich genauso wie Kollegin Rothauer: Warum? - Das ist doch das Kernstück der öffentlichen Verkehrsbetriebe! 

Wir alle wissen, dass die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs insgesamt gesehen über drei wesentliche Komponenten funktioniert. Die eine Komponente ist die Attraktivität, sie umfasst Intervalle, Dichte, Zeiten, Linienführung et cetera, die zweite Komponente ist der Tarif, auch im Verhältnis zum Autoverkehr, und die dritte Komponente, wenn wir tatsächlich dazu stehen, den öffentlichen Verkehr zu bevorzugen, ist, dass es neben Beschleunigungsmaßnahmen für den öffentlichen Verkehr selbstverständlich auch Maßnahmen geben muss, die das Autofahren nicht ganz so attraktiv erscheinen lassen. 

Diese drei Komponenten zusammen würden mithelfen, einen gut funktionierenden, ausbaufähigen öffentlichen Verkehr sicherzustellen. Aber mittels dieses Vertrags, eine Komponente oder eigentlich zwei dieser Komponenten aus der zentralen politischen Diskussion herauszunehmen und an ein Unternehmen zu verlagern, ist, wie vorher schon formuliert, die Verabschiedung von einer nach vorne schauenden Verkehrspolitik. 

In diesem Sinn lehnen wir diese Art der Verkehrspolitik der Sozialdemokratie ab und fordern Folgendes ein: Wenn es aus Ihrer Sicht tatsächlich notwendig ist, einen Vertrag mit den Wiener Linien abzuschließen, dann müssen in diesem Vertrag Qualitätskriterien definiert und ausgeführt sein, und es müssen die Ziele der Verkehrspolitik, hinter denen die Rathausmehrheit steht, offen gelegt und tatsächlich niedergeschrieben werden. Außerdem müssen Kontrollmöglichkeiten enthalten sein, es müssen Kriterien erkennbar sein, die objektiv gemessen werden können, um nach ein, zwei, drei Jahren bewerten zu können, ob das Ziel, mehr Menschen durch den öffentlichen Verkehr anzusprechen, mehr Menschen dazu zu bewegen, auf den öffentlichen Verkehr umzusteigen, tatsächlich erreicht wurde. 

Auch für uns als Grüne ist es selbstverständlich, dass man die Wiener Linien wirtschaftlich führen muss. Das ist vollkommen klar, aber es gibt schon noch einen Punkt, auf den ich gerne hinweisen würde, weil das auch auf Grund der gesamten Liberalisierungstendenzen, Wettbewerbstendenzen oft ganz massiv in den Hintergrund tritt. Ein Betrieb mit so vielen ArbeitnehmerInnen wie die Wiener Linien hat nicht nur betriebswirtschaftlichen Kriterien Folge zu leisten, sondern auch auf volkswirtschaftliche Kriterien Rücksicht zu nehmen. Das ist es nämlich, womit Politik gemacht wird, und wer heute davon redet, dass man längerfristig alles dem freien Markt und der Liberalisierung unterwerfen will, der schafft einerseits eine Leistungseinschränkung, wie sich aus vielen Bereichen jetzt schon gezeigt hat, und andererseits die Arbeitslosen von morgen. - Danke sehr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. - Bitte:

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit und die vielen richtigen Argumente, die schon gekommen sind, insbesondere auch von Frau StR Rothauer, hier auf einige wenige Punkte reduzieren.

Einmal ganz generell: Die Ausgliederung der Wiener Verkehrsbetriebe in eine GesmbH & Co KG ist seinerzeit von der Österreichischen Volkspartei gerne mitgetragen worden, und es ist in diesem Zusammenhang von uns auch immer moniert worden, dass dieser betriebswirtschaftliche Akt das eine ist, das andere aber auch eine klare Trennung einerseits zwischen den Agenden der Verkehrspolitik dieser Stadt und andererseits den Anliegen eines Unternehmens. Das ist leider bis heute nicht der Fall, und der vorliegende Vertrag ist noch stärker geeignet, diese notwendige Unterscheidung zu vermischen und die Möglichkeiten der Stadt als Ganzes, entsprechenden Einfluss auf die Gestaltung des öffentlichen Verkehrs zu nehmen, zu reduzieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben einen Diskussionsprozess dazu abgeführt. Das letzte Gespräch, das stattgefunden hat, war Anfang Juli in einer Unterausschusssitzung, dann haben wir nichts mehr von der Sache gehört. Dann haben wir die Tagesordnung für den Oktober-Finanzausschuss bekommen, doch die Sache war nicht drauf. Schließlich liest man, es gibt einen Parteitag der SPÖ, und flugs ist diese Sache plötzlich im Nachtrag für diesen Finanzausschuss drinnen.

Frau StR Rothauer hat darauf hingewiesen, dass wir diesem Vertrag sicherlich nicht zustimmen werden, weil er weder im Interesse des Wiener Steuerzahlers noch im Interesse des Konsumenten, das heißt des Fahrgastes ist. 

Ich stehe gar nicht an, anzuerkennen, dass sich in den letzten Jahren bei den Wiener Linien sicherlich vieles im Hinblick auf Kundenfreundlichkeit geändert hat. Die Zeiten sind Gott sei Dank vorbei, wo vom "Beförderungsfall" die Rede war, sondern heute ist tatsächlich vom "Fahrgast" die Rede, aber genau dieser Prozess müsste massiv weiterbetrieben werden und wir fürchten, dass dies durch diesen unausgegorenen Vertrag nicht möglich ist. 

Mein Kollege Wolfgang Gerstl und ich werden aber, um trotz allem ein Instrument zu schaffen, um ein gewisses Regulativ herbeizuführen, einen Antrag hier einbringen, der die Schaffung eines eigenen Fahrgastbeirates vorsieht, der aus Vertretern bereits etablierter und engagierter Interessenvertreter und aus Bezirksdelegierten zusammengesetzt sein soll, den gerade auch die Bezirke sind in Gefahr, dass ihre berechtigten Interessen zu kurz kommen. Nach bestimmten Kriterien sollen auch Vertreter der Fahrgäste in diesem Beirat aufgenommen werden. 

Der Herr Vizebürgermeister hat in Beantwortung meiner diesbezüglichen Anfrage signalisiert, dass eine Zustimmung der SPÖ hierzu möglich ist. Wir haben daher diesen Antrag so verfasst, dass er auf Zuweisung geht, denn es ist uns ein ganz wesentliches Anliegen, dass ein derartiger Beirat eingerichtet wird. Es gibt derartige Beiräte auch in anderen Städten, etwa in Frankfurt. Es gibt dort einen ÖPNV-Fahrgastbeirat, der sehr gut funktioniert. Wer sich das dort ansieht, erkennt, welche Erfolge damit erzielt werden können.

Unser Ziel ist es, dass tatsächlich Verkehrspolitik in dieser Stadt stattfindet. Wir haben diesen Gemeinderatstag mit einem Beispiel begonnen, wo wir mit massiver Kritik der Bevölkerung und mit massiver Kritik von uns eine Dummheit verhindern konnten. 

Ich glaube, dieser Vertrag stellt wieder eine Gefährdung einer nachhaltigen Verkehrspolitik dar, zu der wir zurückkehren müssen und die wir einfordern werden, die wir als Oppositionspartei in dieser Stadt massiv fordern. Diesem vorliegenden Vertrag werden wir daher nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf nunmehr diesen Beschlussantrag von Wolfgang Gerstl und mir überreichen. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Stark zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auch wenn die freiheitliche Fraktion, wie mein Fraktionsvorredner Dr Madejski schon angekündigt hat, dem öffentlichen Personennahverkehrs- und �finanzierungsvertrag zustimmt, muss doch auf Bereiche dieses Vertrags hingewiesen und auch kritisch eingegangen werden. 

Für uns unverständlich, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist die Eile, mit der dieser Vertrag im Ausschuss und im Gemeinderat durchgepeitscht wird. Am 22. Juni wurden alle Fraktionen zu einer Veranstaltung, bezeichnet "Gespräch betreffend Nahverkehrsvertrag" eingeladen. Dann gab es am 13. Juli noch eine Sitzung des Unterausschusses Stadtwerke. Damit war das Thema erledigt. Es gab mit uns keine Parteiengespräche. Ich betone nochmals: Es gab damit für uns keine weiteren Gespräche. 

In einem Pressedienst des "Standards" vom 6. Oktober war dann Folgendes zu lesen - ich zitiere -: "Bim und Bus - Angst vor Europa. Wiener Linien machen Druck wegen Marktliberalisierung. Streik angedroht. Vertrag oder Streik?" - Für mich und für unsere Fraktion war es deshalb nicht überraschend, dass wir zur Tagesordnung für die Sitzung des Finanzausschusses am Freitag, den 19. Oktober, also nicht einmal vor einer Woche, einen Nachtrag, eben das Geschäftsstück öffentlicher Personennahverkehrsvertrag, bekamen. Auf der heutigen Tagesordnung ist es übrigens sogar der II. Nachtrag; so dringend scheint dieser Vertrag zu sein. 

Sinn dieses Vertrags, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es, eine in Ausarbeitung befindliche EU-Verordnung bezüglich Liberalisieren des öffentlichen Personennahverkehrs zu unterlaufen. Auf Grund dieser Verordnung soll die Vergabe von öffentlichen Personennahverkehrsdienstleistungen durch Gebietskörperschaften als Aufgabenträger nur nach einer EU-weiten Ausschreibung möglich sein. Der Vorschlag einer Verordnung wurde von der Kommission im Juli 2000 erlassen und diese geht natürlich dem nationalen Recht vor. Entsprechende rechtliche Rahmenbedingungen müssten, damit diese überhaupt rechtlich wirksam werden könnten, vor Verabschiedung der Verordnung erfolgen. Allerdings wird es noch sehr viele Monate dauern, vielleicht sogar noch ein halbes Jahr, bis diese Verordnung seitens der EU verabschiedet wird, und das, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, wissen auch Sie. 

Was diese Verordnung letztendlich beinhalten wird, meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen die meisten von uns nicht. Sie, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, dürften jedoch wesentlich mehr Informationen haben, denn einem Pressedienst vom 16. Oktober entnehme ich Folgendes:

"Die wichtigsten vom Verkehrsausschuss der EU angenommenen Abänderungsanträge. Es ist für eine Stadt zulässig, den Personennahverkehr durch ein Eigenunternehmen besorgen zu lassen, wenn dieses nicht auf anderen Märkten als Konkurrent auftritt. In diesem Fall ist die Direktvergabe von integrierten Verkehrsleistungen von U�Bahn, Straßenbahn und Bus ohne Ausschreibung möglich. Wird dieses Konzept der Eigenregie nicht realisiert, so kann die Stadt trotzdem den U�Bahn- und Straßenverkehr direkt vergeben, nicht aber den Busverkehr, der in diesem Fall ausgeschrieben werden müsste.

In die EU-Verordnung flossen darüber hinaus noch Regelungen zur Verhinderung von Lohndumping, zur Sicherung eines hohen Beschäftigungsniveaus sowie Sicherheitsbestimmungen hinsichtlich des Personals und der Fahrgäste ein. Die Einhaltung kollektivvertraglicher Regelungen ist künftig ein Auswahlkriterium für potenzielle Betreiber." - So Ihr Pressedienst, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister. 

Wenn diese Änderungen tatsächlich in die Verordnung einfließen, frage ich mich, wozu wir diesen Vertrag überhaupt benötigen? - Sollten diese Änderungen tatsächlich beinhaltet sein, dann ist der Weiterbestand der Wiener Linien und deren Bediensteten ausreichend abgesichert. 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Als vorsichtiger Politiker denken Sie genau wie ich: Wer weiß, was denen in Brüssel noch alles einfällt! und schützen die Gemeinde Wien beziehungsweise die Wiener Linien vor Brüssel mit einem zusätzlichen Vertrag. Da gebe ich Ihnen vollkommen Recht. Aber warum diese Eile? Wegen der Streikdrohung der Gewerkschaft? - Ich glaube nicht, dass die Gewerkschaft bei Kenntnis dieser gravierenden Änderungen ihre Streikdrohung aufrechterhalten hätte. Es ist nicht denkunmöglich, dass die Verordnung aus Brüssel die Bediensteten der Wiener Linien besser absichert, als dieser überhastete Vertrag. Unseres Erachtens nach wäre es sinnvoller gewesen, diesen Vertrag allenfalls noch präziser auszuarbeiten und die anderen Fraktionen in Gespräche mit einzubeziehen.

Herr Kollege Tschirf hat in der letzten Sitzung des Finanzausschusses beantragt, diesen Vertrag von der Tagesordnung abzusetzen, um mit den einzelnen Fraktionen diesbezügliche Gespräche zu führen. Leider, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, haben Sie in dieser Sitzung die Meinung vertreten, dass die Auffassungsunterschiede so groß wären, dass Parteiengespräche kein Ergebnis brächten. Mit unserer Fraktion . ich darf das nochmals wiederholen - haben keine Gespräche stattgefunden. Alle Oppositionsparteien haben dann dem Antrag des Kollegen Tschirf zugestimmt. Bedauerlicherweise hat die sozialdemokratische Fraktion diesen Antrag niedergestimmt. 

Was sind nun unsere Bedenken, unsere Kritikpunkte, über die wir mit Ihnen zumindest gerne diskutiert hätten? - Das ist einmal die Finanzierungsform. Einem Pressedienst, ebenfalls vom 16. Oktober, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, der sich auf Sie beruft, entnehme ich unter anderem Folgendes: "Die Stadt Wien verpflichtet sich, die Verluste des Unternehmens mit jährlich 4,052 Milliarden abzudecken."

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Dies stimmt natürlich nur zum Teil. Tatsächlich verpflichtet sich die Stadt Wien, für die Verkehrsdienstleistung jährlich 4,052 Milliarden S zu bezahlen, unabhängig vom Betriebsergebnis. Bedingt durch die Ausgliederung der Wiener Stadtwerke kenne ich eventuelle Verlustvorträge der Wiener Linien nicht. Aber was wäre, wenn in einem Jahr einmal ein großer Gewinn in der Bilanz ausgewiesen werden müsste, wie es zum Beispiel vor einigen Jahren bei Wiengas der Fall war - im Zuge einer Betriebsprüfung wurden die Vorräte neu bewertet, und das Betriebsergebnis war kein Verlust, sondern ein Gewinn von fast 1 Milliarde S, ich glaube, das waren damals 960 Millionen S -, oder wenn durch geschickte wirtschaftliche Einmaltransaktionen - wie zum Beispiel vor einigen Jahren das "Pickle"-Leasing - ein Gewinn ausgewiesen werden würde? - Bei fehlenden entsprechenden Verlustvorträgen könnten wir die Hälfte oder ein Drittel dieser 4 Milliarden S gleich direkt an den Herrn Finanzminister weiter überweisen. Das kann doch nicht der Sinn dieses Vertrags sein. Aus diesem Beispiel erkennt man, dass eine Koppelung der jährlichen Zahlungen an das Betriebsergebnis, in welcher Form auch immer, anzudenken gewesen wäre. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ebenso sollten Ausstiegs- und Valorisierungsmöglichkeiten neu überdacht und insbesondere der Wechsel von eventuellen Besitzverhältnissen hier mit  berücksichtigt werden. Durch die Höhe der jährlichen Zahlungen und die lange Laufzeit erhöht sich der Wert des Unternehmens beträchtlich und damit natürlich auch der Kaufanreiz für ausländische Interessenten.

Ein weiterer Bereich, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, über den wir mit Ihnen gerne gesprochen hätten, ist die Tarifautonomie. Ich zitiere aus dem Vertrag: "Die WIENER LINIEN sichern zu, Tariferhöhungen unter Berücksichtigung des zumutbaren Rationalisierungs- sowie Einsparungspotenzials im betriebswirtschaftlichen Ausmaß durchzuführen."

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Definieren Sie bitte, und zwar so, dass ein Richter darüber auch Recht sprechen kann, was man unter "zumutbaren Rationalisierungs- sowie Einsparungspotenzialen" versteht.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Definieren Sie bitte genauso den Begriff "im betriebswirtschaftlichen Ausmaß". Wenn es allein nach dem betriebswirtschaftlichen Ausmaß ginge, könnten die Wiener Linien ihre Tarife verdoppeln, und nach dieser Verdoppelung wäre eine weitere Tariferhöhung nach betriebswirtschaftlichem Ausmaß zulässig.

Bei der Ausgliederung der Wiener Stadtwerke haben wir kritisiert, dass dadurch dem Gemeinderat jede Kontrollmöglichkeit gegenüber den Wiener Linien entzogen wurde, zum Beispiel bei der Tarifgestaltung. Ihre Vorgängerin, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, Frau StR Ederer hat dann immer argumentiert: "Selbstverständlich können die Wiener Linien nicht machen, was sie wollen. Wir können über den Betriebskostenzuschuss regulierend eingreifen." - Dieses Steuerungselement, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, geben Sie aber mit diesem Vertrag aus der Hand.

Was die Zahlungen an die Wiener Linien hinsichtlich Verkehrsinfrastruktur in der Höhe von 1,7 Milliarden S jährlich mit einer jährlichen Wertanpassung von 1,5 Prozent anbelangt, ist uns unter Berücksichtigung der langen Laufzeit des Vertrags die Aufgliederung der Projekte nicht ausreichend genug. Darüber hätten wir ebenfalls gerne mit Ihnen gesprochen.

Die in der Anlage 3 zu diesem Vertrag angeführten Qualitätsstandards und Qualitätsindikatoren umfassen eineinhalb Seiten und sind Absichtserklärungen. Für ein Vertragswerk in dieser Höhe und mit dieser Laufzeit ist das für uns jedoch zu gering. Die hätten erweitert und genauer definiert gehört. Aber meine Vorredner sind auf dieses Thema ohnedies bereits mehrmals eingegangen.

Auch die Änderung des Verkehrsangebots seitens der Wiener Linien ohne Rücksprache mit dem Vertragspartner im Ausmaß von 2 Prozent beim Straßenbahn- und beim Busverkehr und 3 Prozent beim U�Bahn-Verkehr sollten einmal überdacht werden. Im Hinblick auf Kilometerleistungen in Höhe von jährlich insgesamt 14 000 bis 15 000 Millionen Platzkilometern machen 2 bis 3 Prozent noch immer 300 Millionen Platzkilometer aus. Dies allein den Wiener Linien zu überlassen, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist mehr als großzügig.

Insgesamt darf ich nochmals festhalten, dass wir bedauern, dass mit uns keine Gespräche bezüglich dieses Vertrags geführt wurden und dass dieser Vertrag unnötig überhastet zur Beschlussfassung kommt. Gerade Vertragspunkte wie Laufzeit, Ausstiegsmöglichkeiten und jährliche Zahlungen hätten flexibler gestaltet werden müssen. Die Bereiche Qualität und Quantität hätten genauer präzisiert werden müssen. 

Wir haben uns zum Beispiel vorgestellt, dass es bei Nichteinhaltung hinsichtlich Qualität und Quantität nicht zu einer Kürzung - ich zitiere wörtlich - "in entsprechendem Ausmaß" kommt, sondern, im Gegenteil, dass bei Nichterfüllung eine zusätzliche Pönalstrafe zu entrichten wäre. 

Ziel solch eines Vertrags müsste es doch auch sein, mittelfristig den öffentlichen Personennahverkehr attraktiver, schneller und kundenfreundlicher zu gestalten. Entsprechende Überlegungen und Anregungen seitens der freiheitlichen Fraktion gibt es genug: zum Wohl der Bediensteten der Wiener Linien, zum Wohl der Wiener Linien und vor allem zum Wohl der Wiener Bevölkerung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Stürzenbecher, bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit dem Abschluss des öffentlichen Personennahverkehrs- und �finanzierungsvertrags zwischen der Stadt Wien und den Wiener Linien werden sehr gute Grundlagen dafür geschaffen, dass der öffentliche Verkehr in Wien weiter Europaspitze sein kann und sein wird und dass Wien weiterhin für die Wienerinnen und Wiener ein ausgezeichnet funktionierendes öffentliches Verkehrsnetz zur Verfügung stellen wird. Ich glaube, das ist einmal die Quintessenz dessen, was man über diesen Vertrag sagen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dabei ist es für mich selbstverständlich, dass die Wiener Linien sich unter diesen Rahmenbedingungen sicher bewusst sind, dass der Erfolg der Wiener Linien zum ganz wesentlichen Teil von motivierten Mitarbeitern und Bediensteten abhängt, und schon deshalb glaube ich, dass sichergestellt ist, dass es weiter korrekte und gute Arbeitsbedingungen für die Bediensteten der Wiener Linien geben wird, selbstverständlich aus einem arbeitnehmerischen, aber auch aus einem unternehmerischen Standpunkt her, weil die Unternehmensziele nur erreicht werden können, wenn für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gute Bedingungen herrschen. Diese haben bis jetzt geherrscht und werden weiter herrschen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber bei Unternehmungen, die im öffentlichen Eigentum stehen und ausgegliedert sind, gibt es gewisse Grundsätze. Ein Grundsatz davon ist, dass die Politik noch die Rahmenbedingungen herstellt, dass aber sozusagen die Details und die Tagesarbeit natürlich dann vom Unternehmen selbst geleistet werden, das heißt, dass nicht überall hineinregiert wird, in jedes Detail, wie das Kollege Chorherr möchte, der ein Weisungsrecht möchte, und der Stadtrat oder wer immer, müsste sich dann jeden Tag damit beschäftigen und anordnen: Dort müsst ihr das machen, da müsst ihr das machen, bei dem Wartehäuschen gehört ein neuer Sitz und weiß Gott was. Mit all dem soll sich der Stadtrat beschäftigen und Weisungen erteilen. 

Ich glaube, das ist für ein modernes Unternehmen, für ein großes öffentliches Unternehmen nicht der richtige Weg, sondern der richtige Weg ist der, den wir beschritten haben, indem wir die Wiener Linien gemeinsam mit den anderen Unternehmungen der Stadt Wien ausgegliedert haben, sie aber weiterhin zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien sind, sodass die Wiener Linien als GesmbH & Co KG jetzt die bestmöglichen Rahmenbedingungen haben, um wirklich im Interesse der Wienerinnen und Wiener gute öffentliche Verkehrsleistungen zu erbringen. Und dabei soll es auch bleiben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe mir als Nächstes alles Mögliche zur Privatisierung vorbereitet, warum das so schlecht ist und in welchen Ländern das gescheitert ist, stelle aber jetzt mit Erstaunen fest, dass nicht nur die Freiheitlichen endgültig vom Privatisierungswunsch abgegangen sind (StR Karin Landauer: Das hat niemand gesagt!), sondern auch die ÖVP überhaupt nicht mehr Privatisierungswünsche an den Tag legt. Zumindest bei der ÖVP ist das für mich einigermaßen neu. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wahlergebnisse sind läuternd!) Wahlergebnisse sind läuternd, hat der Herr Stadtrat jetzt richtig gesagt. (StR Karin Landauer: Mein Gott!)

Ich glaube, ich kann es mir jetzt ersparen, darüber zu reden, wie sehr in Amerika jetzt schon dieser Privatisierungswahn allgemein in Frage gestellt wird, weil man weiß, welche verheerenden Folgen die Privatisierung zum Beispiel in der öffentlichen Sicherheit bei Flughäfen hatte, wo schlecht motivierte unausgebildete Leute für Sicherheit sorgen sollen und natürlich nicht für Sicherheit sorgen. In vielen anderen Bereichen ist das ebenso. Ich brauche Großbritannien nicht mehr zu erwähnen, das haben wir jetzt auch schon oft genug erwähnt. Dort war die Privatisierung nichts anderes, als ein fürchterlicher Fehlschlag zu Lasten der Menschen und zu Lasten des öffentlichen Verkehrs. Vor ein, zwei Jahren, lieber Kollege Tschirf, war das für dich noch ein Vorbild, jetzt bist du auch gegen die Privatisierung. Ich gratuliere, dass du weiter gedacht und deine Standpunkte geändert hast. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Nennen Sie ein Beispiel!) 

Auch Skandinavien brauche ich nicht zu erwähnen. Wir waren auf Ausschussreise dort. Alle Fraktionen haben gesehen, welche teilweise sehr negativen Auswirkungen es dort in doch reichen Städten gegeben hat und wie sehr sich die Situation für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verschlechtert hat, wenn es zu Privatisierungen kam, weil dann die Hälfte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehr oder weniger hinausgeschmissen worden ist. Und das ist eben etwas, was es im sozialen Wien grundsätzlich nie geben wird. 

Deshalb erspare ich es mir jetzt auch, darauf hinzuweisen, dass man bei der Frage: Was soll öffentlich sein, was soll privat sein? grundsätzlich nach pragmatischen Kriterien vorgehen soll und nicht nach ideologischen, wie das bei der ÖVP ja leider oft der Fall ist. Wasser soll selbstverständlich im Gemeineigentum bleiben, die Gasversorgung muss weiterhin in der öffentlichen Hand bleiben, desgleichen die Stromversorgung, die öffentliche Sicherheit und eben auch der öffentliche Nahverkehr. Der öffentliche Nahverkehr eignet sich nicht oder nur außerordentlich schlecht für Privatisierungen. 

Unter dieser Prämisse und unter den gegebenen Rahmenbedingungen der Europäischen Union ist der vorliegende ÖPNV-Vertrag ein wirklich gelungenes Werk und man kann Herrn VBgm Rieder dazu sehr herzlich gratulieren. (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Es ist auch so, dass der Vertrag dadurch der neuen Situation nach der Ausgliederung auch rechtlich besser entspricht, als es bisher der Fall war. Für die Stadt Wien als finanzierende Gebietskörperschaft gibt es durch die Bildung der zwei Rechnungskreise jetzt mehr Transparenz als vorher, und durch die Abkehr von pauschaler Verlustabdeckung gibt es auch mehr Eigenverantwortung des Managements. 

Ich glaube, dass es weiterhin möglich ist, ein optimales, integriertes, öffentliches Gesamtverkehrsangebot in Wien anzubieten, und die Interessen der Verkehrssicherheit sind bestmöglich gewahrt. Umweltschutz, Energieeinsparung und auch die Ziele sind ja alle im Vertrag aufgezählt. Der Vorredner von der grünen Fraktion, Kollege Margulies, hat gesagt, es seien keine Ziele festgelegt. Hätten Sie den Vertrag durchgelesen, hätten Sie die Ziele auch gesehen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das sind keine Ziele!) 

Weiters meine ich, dass es sehr gut ist, dass man bis zum Ausschussbeschluss im Europäischen Parlament gewartet hat, weil man jetzt weitgehend weiß, woran man ist. Dankenswert sind natürlich auch die Bemühungen von Bgm Häupl, der sehr, sehr viel geleistet hat, dass es zu einer guten Lösung gekommen ist. Wir danken auch jenen Personen im Europäischen Parlament, die zu dem Beschluss im Ausschuss des Europäischen Parlaments beigetragen haben, der die Situation verbessert hat. Natürlich, 100�prozentig sicher ist es nach einem Ausschussbeschluss noch nicht, aber der Vertrag hat ja auch Möglichkeiten vorgesehen, wie man darauf reagieren kann, sollte sich doch noch etwas ändern. Und auch das ist, glaube ich, sehr wichtig. 

Der Hauptkritikpunkt, nicht von der FPÖ, die überraschend zustimmt, was ich für erfreulich halte, sondern von ÖVP und Grünen, ist die Tarifautonomie. Die Legende, dass wir die als Gemeinderat oder als Stadt unmittelbar jetzt noch hätten, ist ja ohnehin schon ausgeräumt. Die Tarifautonomie haben die Stadtwerke schon seit der Ausgliederung, also seit 1999, und das sollte man auch wissen. 

Bei einem modernen Unternehmen in öffentlicher Hand, das aber nach marktwirtschaftlichen Kriterien, soweit es notwendig ist, arbeitet, ist es, glaube ich, wie ich schon vorhin gesagt habe, richtig, dass die Politik die Rahmenbedingungen gestaltet. Diese sind im gegenständlichen Vertrag auch vorgegeben, denn da heißt es ja: "Tariferhöhungen nur unter Berücksichtigung des zumutbaren Rationalisierungs- und Einsparungspotenzials und nur im betriebswirtschaftlich notwendigen Ausmaß". - Die erste Tariferhöhung der Wiener Linien muss sich daher, wie Sie vielleicht ohnedies gelesen haben, Kollege Pfeiffer, nachweislich an objektiven Parametern orientieren. Das sind eben Veränderungen beim Tariflohnindex der Wiener Stadtwerke - Verkehrsbetriebe, Veränderungen des Verbraucherpreisindexes, Veränderungen der Platzkilometer, durchgeführte Qualitätsverbesserungen.

Also, es ist alles vorgegeben und in das wird dann hineingeordnet. Entweder man braucht keine Tariferhöhung oder das Unternehmen kommt vielleicht irgendwann - irgendwann wird es wahrscheinlich schon so weit sein - zu Tariferhöhungen, aber die Grundlagen dafür sind vorgegeben, und es sind gute Grundlagen, die hier festgelegt worden sind. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Es zeigt den Geist, wenn man jetzt schon von Tariferhöhungen spricht!) 

Auch sonst gibt es, entgegen den Einwänden der Grünen, durchaus sehr viele Möglichkeiten für die Stadt, bei wichtigen Veränderungen zu reagieren. Jede Vertragspartei ist berechtigt, zu verlangen, den finanziellen Ausgleich neu zu ermitteln, wenn sich relevante Umstände nachweislich geändert haben, wenn nicht bloß Geringfügigkeit gegeben ist. Die Entscheidung über die Finanzierung neuer Infrastrukturvorhaben erfolgt seitens der Stadt. Die Wiener Linien sind selbstverständlich berechtigt, Vorschläge zu machen, und die Stadt Wien muss diese dann prüfen. Zudem ist die Stadt Wien berechtigt, auf Grund budgetärer Notwendigkeiten eine Anpassung der Finanzierung vorzunehmen. All das sichert weiterhin wichtige Einflussmöglichkeiten, sofern eben wirklich die Notwendigkeit dazu gegeben ist. 

Die Eile sehe ich schon überhaupt nicht. Der Vertrag ist jetzt ein Jahr lang intensiv beraten worden: in Unterausschusssitzungen, in Ausschusssitzungen, weiß Gott wo: Überall ist das immer wieder beraten worden, verschiedenste Entwürfe hat es gegeben. Die Opposition ist in hohem Maße eingebunden gewesen, und ich glaube, dass auch die Vorgangsweise korrekt war. 

Weil das Stichwort Berlin gefallen ist - Kollege Madejski hat es teilweise schon richtig gestellt -, möchte ich auch noch etwas dazu sagen. Die Situation der Berliner Verkehrsbetriebe vor ein paar Jahren und die der Wiener Verkehrsbetriebe kann man überhaupt nicht vergleichen, denn dort war es eben ein Sanierungskonzept, wie richtig gesagt worden ist. Kollege Chorherr hat gesagt, 700 Seiten würde er sich wünschen. Angeblich umfasst der Vertrag in Berlin, der eben nicht zu vergleichen ist, über 100 Seiten, bei uns sind es 19 Seiten und drei Anlagen. 

Ich weiß allerdings nicht, ob das in Berlin auch etwas mit so genannter preußischer Gründlichkeit zu tun hat, aber ich erinnere mich von meinem Jusstudium her, dass es in Preußen das Allgemeine Landrecht für Preußen gegeben hat. Das hat viele Tausende Paragraphen gehabt. Jede noch so kleine Lebenssituation, alles, was irgendwie passieren könnte, hat man in Paragraphen zu fassen versucht. Dadurch hat man Tausende Paragraphen gehabt, während Österreich mit seinem Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch, das ungefähr zur gleichen Zeit entstanden ist und ungefähr das Gleiche geregelt hat, mit rund 1 500 Paragraphen ausgekommen ist, also mit einem winzigen Bruchteil der preußischen Paragraphen. Faktum ist auch, dass das Allgemeine Landrecht für Preußen in der Rechtswissenschaft als ungeeignet abgehandelt wird und auch nicht besonders lang gegolten hat, während das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch in Österreich jetzt nach 200 Jahren immer noch gilt. Also, es geht überhaupt nicht darum, dass etwas möglichst dick ist, wenn etwas geregelt wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Das gilt für ein Gesetz genauso wie für einen Vertrag. Ein Vertrag hat ja einen ähnlichen Charakter für die Vertragspartner wie eben das Gesetz für alle Normunterworfenen. Ein gutes Gesetz zeichnet sich wie auch ein guter Vertrag eben dadurch aus, dass zwar nicht zu wenig, aber auch nicht allzu viele Bestimmungen und Regelungen drinnen sind, weil es sowieso nicht möglich ist, jeden Lebenssachverhalt in den Vertrag oder in das Gesetz - in dem Fall in den Vertrag - hineinzuschreiben. Besser ist es, allgemeine, gute, vernünftige Vereinbarungen hineinzuschreiben und praktisch dann die konkret auftretenden Sachverhalte darin zu subsumieren. Man hat hier wirklich einen guten Vertrag auch im technisch-juristischen Sinn gemacht und auch darauf, finde ich, können alle Schöpfer dieses Vertrags stolz sein. 

Zum Inhalt und zur Länge der Regelungen habe ich schon einiges gesagt. Manche Kritik der Opposition in dieser Hinsicht kommt mir jetzt ein bisschen kleinlich vor. Heute hat es Frau StR Rothauer nicht gesagt, aber sie wollte zum Beispiel, dass man mehr hineinschreibt. Es steht irgendwo drinnen, die Garnituren müssen regelmäßig gereinigt werden. Sie will mehr drinnen haben. Sie will anscheinend, dass man hineinschreibt, wie viele Reinigungskräfte pro Stunde eine Garnitur reinigen, welche Besen dafür verwendet werden, vielleicht auch, ob man Pril oder ATA verwendet. All das soll man in den Vertrag hineinschreiben. Aber es ist kein moderner, technisch guter Vertrag, wenn man alles hineinschreibt, sondern ich glaube, so wie es geschehen ist, ist es gerade richtig. 

Um langsam zum Schluss zu kommen: Ich glaube, auch die Vertragsdauer von acht Jahren ist eine gute. Sie orientiert sich am gegenwärtigen Ausschussbeschluss, und ich sehe nicht ein, warum man, wenn man acht Jahre Rechtssicherheit und vernünftige Planungsmöglichkeit haben kann, dann aus Jux und Tollerei fünf Jahre nehmen soll. 

Noch einmal zum Kollegen Chorherr: Es wird ja immer so getan, als hätten die Manager und die Leitungsorgane der Wiener Linien überhaupt kein anderes Interesse, als irgendwie gegen den Eigentümer zu obstruieren und möglichst die Eigentümerinteressen mit Füßen zu treten. Das glaubt man ja dauernd, dass das die Wiener Linien im Kopf haben. Das ist einfach ein Unsinn! Im Wesentlichen wissen die Leitungsorgane von öffentlichen Unternehmungen schon, dass sie gegenüber ihrem Eigentümer eine gewisse auch ideelle Loyalitätspflicht haben und dass sie den Zielen, die man gemeinsam vereinbart hat, auch gemeinsam nachkommen. So war es in der Vergangenheit, und die Wiener Linien werden auf Basis dieses Vertrags ebenso wie in den vergangenen Jahrzehnten ausgezeichnete Leistungen für Wien erbringen. 

Der öffentliche Verkehr in Wien wird weiterhin vorbildhaft sicher, zuverlässig, sauber, pünktlich, bequem und behindertengerecht sein. Innovationen wird es im ausreichenden Maße geben und die Politik hat, glaube ich, mit diesem Vertrag wirklich eine sehr gute Grundlage dafür geschaffen. Man wird in Wien weiterhin mit aller Kraft und Energie die Lebensbedingungen für die Menschen in unserer Stadt verbessern, ebenso wird man den öffentlichen Verkehr in unserer Stadt auf Basis dieses Vertrags weiter verbessern. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Römer.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Zum Kollegen Stürzenbecher vielleicht ein Wort. Es ist interessant, wenn man sich etwas einbildet, dann bekommt man das so schwer weg, und dazu gehört zum Beispiel die Privatisierungsgeschichte. Jetzt gebe ich schon zu - und das halte ich auch für richtig und legitim -, dass man über Liberalisierung und Privatisierung nachdenken muss. Sie werden jedoch, weil uns immer bewusst gewesen ist, welch schwieriges Kapitel dieses Detail darstellt, nie von einem Freiheitlichen hier die Forderung erhoben gehört haben, dass wir die Straßenbahn verkaufen wollten. Darüber wurde unsererseits nie gesprochen, obwohl ich schon zugeben muss, dass wir damals auch der Ausgliederung in dieser Form nicht zugestimmt haben. Aber es wurde nie von uns gefordert: Verkauft die Straßenbahn! 

Das nur so nebenbei, weil es auch in einer Gewerkschaftszeitung einmal genauso geschrieben stand, dass der Kollege Kabas das gesagt haben soll. Ich habe dann einen Leserbrief geschrieben und habe gesagt, ich würde gerne das Protokoll haben. Das wurde mir bis heute nicht zur Verfügung gestellt. Aber man bildet sich etwas ein und glaubt dann immer, dass das so passiert ist. - Das nur als Einleitung. 

Aber nun zum öffentlichen Verkehr. Was will der Wiener? - Der Wiener will ein attraktives öffentliches Verkehrsmittel, ein Verkehrsmittel, das ihn schnell von einem Ort zum anderen bringt, das kundenfreundlich ist, das bequem ist, das sicher ist, ein Verkehrsmittel, das, wenn er Schwierigkeiten hat, auch beinhaltet, dass ein Beamter ihm freundlich weiterhilft, wenn er nicht weiß, was er tun soll. Er will ein Verkehrsmittel, das wenig kostet, und zwar wenig kostet auf der einen Seite, wenn er den Fahrschein kauft, und auf der anderen Seite wenig kostet, weil öffentlicher Verkehr ja nicht kostendeckend geführt werden kann, sondern aus Steuermitteln unterstützt werden muss. All das sind Dinge, die man bedenken muss und die uns allen bewusst sind. Daher wissen wir auch, wie diffizil und schwierig dieses Problem ist. 

Heute liegt uns nun dieser Vertrag vor, dieser Vertrag, den wir in Wirklichkeit jenen verdanken, die damals so großartig "Hurra!" geschrieen haben, Menschen, die öffentlich verkündet haben, wir treten der EU bei ohne Wenn und Aber, ohne zu bedenken, was kommt, den wir jenen zu verdanken haben, die die Warnungen Jörg Haiders, der jahrelang darauf hingewiesen hat, dass wir, bevor wir in die EU gehen, die Hausaufgaben lösen sollen, nicht gehört haben, nämlich jene Hausaufgaben, wozu auch die ganze Vorbereitung der kommunalen Wirtschaft gehört hätte. Das heißt, wir müssen heute wieder einmal die Ausfallshaftung für jene übernehmen, die damals einem bedingungslosen EU-Beitritt zugestimmt haben. 

Wir waren vor einigen Jahren im Norden Europas - einige von denjenigen, die damals mit dabei waren, sind ja noch im Saal - und haben uns dort all diese Liberalisierungs- und Privatisierungsgeschichten im Bereich des öffentlichen Verkehrs, der Wärmeversorgung und so weiter angeschaut. Es war mehr als beeindruckend zu sehen, was damals, vor einigen Jahren, schon alles an Ideen vorhanden war, obwohl damals ja noch niemand so genau wusste, wie das umzusetzen sein wird. Daher ist es auch verständlich, dass es die EU-Richtlinie noch nicht gibt und wir in Wirklichkeit nicht genau wissen, wohin die Reise geht. Wir wissen nicht, wann sie verabschiedet werden wird, wir wissen nicht, welche Übergangsfrist uns dafür bleiben wird, und wir wissen auch nicht, welche weiteren Handlungen wir auf Grund dieser Vorschriften setzen werden müssen. Ich glaube nur, dass das auch ein etwas schwieriges Problem sein wird, weil vielen Leuten inzwischen auch bewusst geworden ist, dass man hier nicht einer maßlosen Deregulierung das Wort reden kann, und vielen wahrscheinlich gerade das, was man am Beispiel Großbritannien erlebt hat, in die Knochen gefahren ist. 

Auch das, was heute hier vorgelegt worden ist, ist eine mehr als schwierige Sache. Umsonst haben nicht die Oppositionsparteien umfassende und, wie ich glaube, auch sehr dezidierte Kritik an diesem Vertrag vorgebracht. Das sollte uns schon zu denken geben. 

Aber ich glaube, viele Dinge kann man, da es ja nur ein zeitlich begrenztes Werk ist, natürlich auch von der praktischen Seite her sehen: Wir haben in Wien eine SPÖ, die mit absoluter Mehrheit regiert, die hier die Macht hat, eine SPÖ, die in den ausgegliederten Unternehmungen die Macht hat, eine SPÖ, die auch in anderen Bereichen die entscheidende Macht ist. Es wird sich hier in Wirklichkeit also nicht viel ändern. Die SPÖ wird die nächsten fünf Budgets vorlegen. Also egal, was ist: Dieser Vertrag ist gesichert und soll jetzt hier verabschiedet werden.

Daher möchte ich noch auf einen anderen Aspekt zu sprechen kommen: Ich habe in der Mitgliederzeitung "Teamgeist" ein Zitat des Herrn Diors Dipl Ing Grois gefunden. Ich lese nur einen Satz daraus vor, der, so glaube ich, gut und symptomatisch ist und den man zur Kenntnis nehmen sollte:

"Wir hoffen natürlich, dass die Stadt dem öffentlichen Verkehr weiterhin einen so hohen Stellenwert einräumt. Aber auch die Stadt muss sparen und daher ist die Frage der Rationalisierung - auch ohne Konkurrenzsituation - auch im Sinne der Stadt sinnvoll und notwendig."

Ich glaube, wenn dieser Satz genauso auch umgesetzt wird, dann ist das eine gute Sache, und davon gehen wir aus. Kollege Madejski hat ja ausgeführt, wo der Weg hingehen muss, nämlich zur Schaffung einer starken Organisation, die sich, was immer die EU uns bringen mag - und das wissen wir, wie gesagt, jetzt noch nicht -, dann trotzdem überall durchsetzen kann. 

Es gibt aber auch einen Aspekt, dem man hier besondere Beachtung schenken soll, nämlich die Situation der Beschäftigten. Ich denke nur zurück an die Ausgliederung. Damals wurde in der Gewerkschaftszeitung "Wir Straßenbahner" - Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter - für den Bereich der Straßenbahn gefordert: Neu eintretendes Personal soll weiterhin nach der bestehenden Vertragsbedienstetenordnung aufgenommen werden. - Ich gebe zu, das war die Nummer 2/1998, deren Erscheinen schon einige Zeit zurückliegt, aber wir wissen, wie es in Wirklichkeit ausgegangen ist:

Nach gar nicht allzu langer Zeit war in "Wir Gemeindebedienstete" zu lesen: "Neuer Kollektivvertrag für die Wiener Stadtwerke". - Da ist übrigens etwas Wunderschönes zu sehen: ein Bild mit vier Herren, und darunter steht: "Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter pflegten trotz neoliberalen Umfelds einen sozialpartnerschaftlichen Umgang." - Es sind vier Sozialdemokraten, die dieses neoliberale Umfeld darstellten, was an sich schon recht interessant ist. Besonders interessant ist aber der Inhalt dieses Artikels, denn hier heißt es: "Insgesamt betrachtet ergibt sich eine Reduktion des Einkommens gegenüber den Vertragsbediensteten von zirka 13 Prozent für die neu Eintretenden."

Es ist also jetzt schon offensichtlich, welche Probleme da auf uns zukommen werden. Es wird notwendig sein, diesen Themen auch die entsprechende Aufmerksamkeit zu schenken und mit Akribie vorzugehen, weil natürlich jede Änderung der Arbeitsplatzbedingungen in der Regel mit Verschlechterungen verbunden ist oder zumindest verbunden sein kann. Auf jeden Fall werden die Menschen dadurch verunsichert. Das ist nun einmal so und das ist auch bei den Wiener Stadtwerken nicht anders.

Ich habe noch einen anderen Artikel gefunden, der mir auch interessant erscheint - er stammt auch aus "Wir Straßenbahner". In diesem Artikel geht es darum, dass der Personalvertreter schreibt, man gehe davon aus, dass 20 Prozent eingespart werden müssen, und wie die Regelung in Bezug auf Zulagen aussehen wird, wenn die neu Eingestellten anders entlohnt werden, als die bereits dort Beschäftigten. Das ist dann ohnedies gelöst worden - zumindest fürs Erste, wie mir scheint. Natürlich besteht, wenn eingespart werden muss, immer ein Rationalisierungsdruck, und man wählt dann immer die billigsten Varianten. 

Daher wird es, so glaube ich, notwendig sein, diesem Thema weiterhin Beachtung zu schenken. Immerhin gibt es ja eine Betriebsvereinbarung, bei der man davon ausgeht, dass bis zum Herbst 2002 Übergangsregelungen gelten sollen. Ich befürchte nur, dass man vielleicht, weil ja am 8. Mai 2002 die Personalvertretungswahlen stattfinden, zwischen Gewerkschaft und Betriebsleitung bis dahin so etwas wie ein Gentlemen's Agreement oder ein Stillhalteabkommen schließen und erst nachher zuschlagen wird.

Sehr wichtig ist es in diesem Fall, so glaube ich, dass man den Tausenden Beschäftigten der Wiener Verkehrsbetriebe Zukunftsperspektiven aufzeigt. Obwohl sie ja wissen, dass der Druck, der Rationalisierungsdruck immer größer werden muss - und wenn wir uns das heute vorliegende Vertragswerk ansehen, in dem keine Valorisierung vorgesehen ist, dann müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass auch das schon einen Druck erzeugen wird, weil man ja mit demselben Geldbetrag auskommen muss -, ist es, so glaube ich, wichtig, ihnen auch die Gewissheit zu geben - wir können das natürlich nicht für alle Zeit tun, aber solange man vorausschauen kann -, dass ihr Arbeitsplatz zumindest für einen bestimmten Zeitraum in einer entsprechenden Form gesichert ist. 

Wir müssen uns auch dessen bewusst sein, dass gerade diese Beschäftigten zu jenen Wiener Gemeindebediensteten zählen, die ihre Arbeit unter extremsten Bedingungen verrichten. Sie haben eine total unregelmäßige Arbeitszeit und sie sind den ganzen Tag mit dem Straßenverkehr konfrontiert. Das sind zwei Faktoren, die einen Menschen psychisch und physisch überaus belasten, und ich glaube, diesem Aspekt sollte man auch ausreichend Beachtung schenken. Ich halte es auch für wichtig, dass die Tatsache, dass dieses Werk heute hier beschlossen wird, für die Beschäftigten, weil sie ja auf diesen Vertrag so sehr warten und sich davon vielleicht auch mehr erwarten, als man dann tatsächlich umsetzen können wird - weil wir ja nicht wissen, wie die EU entscheiden wird -, dennoch ein Grund für eine gewisse Beruhigung sein soll.

Ich glaube, man sollte - bei allen Aspekten, die sonst noch einfließen - auch betonen, dass es uns auch wichtig sein müsste, dass Wiener Beschäftigte in Wien den öffentlichen Verkehr betreiben, das heißt, in Wien ihren Arbeitsplatz haben, und dass es unser aller Anliegen sein muss, dass dies auch in Zukunft so sein wird.

Ich hoffe daher, dass wir mit diesem Vertrag dazu beitragen können, dass die Wiener Verkehrsbetriebe und ihre Beschäftigten derart fit für die Zukunft gemacht werden, dass sie, egal welche Richtlinien die EU vorgeben wird, auch in Zukunft bestehen werden können, sodass wir auch in Zukunft mit gutem Gewissen auf die Wiener Verkehrsbetriebe setzen können. Das wünsche ich den Wiener Verkehrsbetrieben und das wünsche ich uns Wienern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist der Herr Vizebürgermeister. Ich erteile es ihm. - Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die WIENER LINIEN haben im vergangenen Jahr einen neuen Fahrgastrekord zu verbuchen gehabt: Es waren 749,9 Millionen Fahrgäste. Wenn man Untersuchungen, bei denen es um die Beurteilung öffentlicher Verkehrsmittel aus der Sicht der Gäste beziehungsweise der Touristen geht, im internationalen Vergleich betrachtet, dann stellt man fest, dass auch hier die Verkehrsmittel in Wien eindeutig positiv, ja weitaus positiver beurteilt werden, als etwa die Verkehrsmittel der Stadt Berlin. 

Was die vorhin von Klubobmann Chorherr angesprochene Frage betrifft, nämlich wie es mit der Entwicklung der Marktanteile der öffentlichen Verkehrsmittel auf der einen Seite und des Individualverkehrs auf der anderen Seite aussieht, so ist seit 1993 der Anteil, den der öffentliche Verkehr bewältigt, deutlich gestiegen, nämlich auf 33 Prozent. Auch diesbezüglich ist der Anteil in Wien im Vergleich zur Situation in anderen Großstädten wie etwa München, Hannover und so weiter wesentlich höher. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sprechen daher hier über einen Vertrag, der mit einem Unternehmen abgeschlossen wird, das nicht nur bei der Bevölkerung und nicht nur bei den Gästen Wiens, sondern auch bei internationalen Experten hohes Ansehen und einen guten Ruf genießt. Ich denke, dass uns das Anlass sein sollte, diesem Unternehmen weder mit rechtlichem noch mit politischem Misstrauen zu begegnen. Ich habe bei manchen Wortmeldungen - nicht nur heute - den Eindruck gehabt, dass so mancher, der sich hier geäußert hat, in diesem Unternehmen nicht einen Partner sieht, nicht jemanden sieht, mit dem man gemeinsam ein Problem bewältigt, sondern jemanden, vor dem man sich schützen muss und gegen den man möglichst feste und dichte Rechtsbarrieren aufbauen muss. Ich meine, das sollte eigentlich nicht der Stil sein, in dem man mit einem in der Bevölkerung derart fest verankerten Unternehmen umgeht. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist hier - auch unter dem Aspekt eines gewissen Misstrauens - auch um die Frage gegangen, was denn an Rationalisierungen eigentlich schon alles geschehen wäre. Nun, ohne dass es hier des Drucks, des Vertrags bedurft hätte - und der Vertrag übt natürlich auch einen gewissen Druck auf das Unternehmen aus, Rationalisierungen durchzuführen -, ist allein in den letzten Jahren, innerhalb eines verhältnismäßig kurzen Zeitraums, eine Strukturreform eingeleitet worden, deren Auswirkungen sich schon jetzt - auch im Personalstand - zeigen. Ich meine damit die Veränderungen in der Fahrzeuginstandhaltung und der Instandhaltung im Bereich des Geleisebaus. Es geht hier um wesentliche Veränderungen, um deutliche Rationalisierungsmaßnahmen, die meines Erachtens zeigen, dass das Unternehmen - ich habe heute in der Fragestunde bereits Gelegenheit gehabt, darauf hinzuweisen - nicht erst eines Vertragsdrucks bedarf, um sich dieser zentralen Herausforderung zu stellen, nämlich unabhängig davon, ob der Vertrag vorhanden ist oder nicht, ob das jetzt eine gesicherte Situation ist oder nicht, alles daranzusetzen, effizienter zu sein, mit den vorhandenen Mitteln auszukommen. 

Ich betrachte es als groben Unfug, wenn hier gesagt worden ist, ein Personalvertreter habe quasi nicht das Recht, sich engagiert - über die Art und Weise kann man manchmal geteilter Meinung sein, aber wenn man den Betreffenden kennt, weiß man, dass das noch ein Ausdruck der Sanftmut war - für sein Unternehmen einzusetzen. Ich wäre froh, wenn sich alle hier in diesem Saal mit dem gleichen Engagement für das Unternehmen der WIENER LINIEN einsetzen würden. Ich denke daher, dass das auch durchaus legitim ist. - Und dass hier von einem Diktat der Gewerkschaft gesprochen wird, verstehe ich in diesem Zusammenhang überhaupt nicht. Ich habe den Eindruck, hier herrschen Vorstellungen von einer anderen Welt! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist auch die Frage diskutiert worden, was dieser Vertrag denn jetzt im Hinblick auf eine vernünftige Arbeits- und Aufgabenteilung bedeuten würde: was also im Rahmen der Politik der Stadt zu geschehen hat, was im Unternehmen zu geschehen hat, und wie diese Rollen verteilt sind. 

Punkt 1: Unsere Aufgabe, meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderats, ist es, die Verkehrspolitik und die Stadtentwicklung, dem heutigen und künftigen Bedarf der Bevölkerung entsprechend, gemeinsam zu prägen und zu gestalten. - Diese Richtlinien haben wir dem Unternehmen vorzugeben - wir können das nicht an das Unternehmen delegieren.

Die Aufgabe des Unternehmens aber ist es - sie wird durch den Vertrag dem Unternehmen übertragen, wie es auch bisher der tatsächlichen Übung entsprochen hat -, dafür zu sorgen, dass auf Grund dieser Rahmenrichtlinien eine Weiterentwicklung stattfindet. Ich habe nie verstanden, mit welcher Beharrlichkeit manche den Standpunkt vertraten, dass der Vertrag den Ist-Zustand bis ins Detail festschreiben soll, als ob die Situation nicht schon in einer Woche anders aussehen kann, weil das Unternehmen auf Wunsch oder Anregung der Bezirke etwa das Intervall gewisser Linien wieder verkürzt hat. Allein die Informationen, die mir in Bezug auf einen einzigen Tag zugegangen sind, zeigen mir, wie dynamisch die Entwicklung ist und wie stark die Kooperation zwischen den Bezirken und dem Unternehmen ist, weil man eben in diesem Bereich versucht, auf Wünsche, was die Verkürzung von Intervallen betrifft oder was Stationen betrifft, einzugehen. 

Das geht weit über eine Carrier-Tätigkeit hinaus, sondern es geht hierbei eigentlich schlechthin um das Wesen der Zusammenarbeit zwischen den WIENER LINIEN und der Stadt. Manche haben das offenbar bis heute nicht begriffen. Ich kann in diesem Zusammenhang nur auf eine Bestimmung in diesem Vertragswerk verweisen, in der es ausdrücklich heißt, dass dieses Verkehrsmanagement unter Einbindung des Magistrats und der Bezirke wie bisher stattzufinden hat. Das ist eine Schlüsselstelle des Vertragswerks. Hier erfolgt die festeste Verbindung zwischen unternehmerischer Managementfunktion und der politischen Aufgabenstellung einer Leitlinienvorgabe. 

Was die andere Frage, die hier mehrfach angeklungen ist, betrifft, nämlich wie die Aufgabenverteilung innerhalb der Stadtverfassung zwischen Mitgliedern der Stadtregierung, Ausschuss und Gemeinderat geregelt wird: Diese Frage kann durch den Vertrag nicht geregelt werden. Da gelten die allgemeinen Spielregeln. Was danach im Rahmen der Entwicklung zu geschehen hat, hat jeweils entsprechend zu geschehen. 

Es wurde hier von GR Margulies, glaube ich, sogar noch in einem Zwischenruf die Behauptung aufrechterhalten, dass keine Ziele festgeschrieben seien. Ich bitte ihn, den Vertrag zur Hand zu nehmen. In Artikel 4 Abs. 1 ist im Detail dargestellt, wie für die einzelnen Verkehrsträger - Bus, Straßenbahn und U�Bahn - die Platzkilometer in den einzelnen Jahren weiterentwickelt werden sollen. - Also, was sollen wir noch in einen Vertrag hineinschreiben, um nicht dann die Kritik zu ernten, dass darin überhaupt keine Entwicklung und keine Zukunftsperspektive im Detail festgelegt werde? 

Ein zweiter Punkt, der für die Beurteilung des Vertrags wesentlich ist: Die WIENER LINIEN, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind ein Unternehmen, das sich in seiner Verkehrsdienstleistung und in seiner Infrastrukturdienstleistung auf Wien konzentriert und nicht, so wie manche internationale Konzerne, quer durch Europa hausieren geht, um eine Betriebsleistung aufzureißen. Das ist eine völlig andere Situation, und der Vertrag mit einem derartigen international tätigen Partner müsste natürlich völlig anders ausschauen als hier, wo es sich um einen Vertrag mit einem Unternehmen handelt, das auf diesen Bereich konzentriert ist und das vor allem zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt steht. Wir schließen einen Vertrag mit einem Unternehmen ab, das uns gehört, und nicht mit einem Privatunternehmen. Offenbar spielt da bei manchen auch ein Aspekt, der jetzt unterdrückt wird, eine Rolle.

Ein weiterer Punkt: Das, was durch diesen Vertrag geschieht - weil auch die Frage angesprochen wurde, wie eilig das denn sei und worum es bei diesem Vertrag denn überhaupt gehe -, bedeutet im Sinne des Rechtssystems der Europäischen Union die Konzessionserteilung - nicht die Konzessionserteilung im Sinne des österreichischen Rechts, sondern die Konzessionserteilung im Rahmen des europäischen Rechts. Und die verlangt Eile, zumal es für uns wichtig ist, im Rechtssystem der Europäischen Union etabliert zu sein. 

Zweitens. Es ist mehrfach mit Recht betont worden, dass es bei diesem Vertrag um einen Finanzierungs- und Managementvertrag geht und nicht um einen Sanierungsvertrag. Wenn man sich natürlich an den desolaten Bedingungen der Stadt Berlin orientiert und möglicherweise an den Schwierigkeiten, die die Berliner Verkehrsunternehmen haben, dann kann man natürlich verleitet sein, in eine solche Rolle zu rutschen. Ich räume ein, dass der Besuch des früheren Vizebürgermeisters und nunmehrigen Klubobmanns Görg in Berlin eine solche Verleitung für die Österrei-chische Volkspartei mit sich gebracht hat. (Ruf bei der ÖVP: Ha, ha, ha!) Es ist bei diesem Besuch auch über die Auswirkungen des dortigen Vertrags berichtet worden, der ja hier von Kollegin Rothauer so gelobt worden ist, eines dicken Vertrags - ich weiß nicht, ob er 700 Seiten hat oder weniger -, bei dem es im Er-gebnis darum gegangen ist, dass es von 27 000 ehemaligen Beschäftigten im Jahr 2004 nur mehr 12 000 geben wird; jetzt sind es nur noch 14 000. Ich halte es wirklich für bemerkenswert, dass der damalige VBgm Görg bei seinem Besuch bei Diepgen und anderen in Bezug auf diesen Vertrag gemeint hat, er könnte sich die Regelung, die dort als Vorbild hingestellt worden ist, auch für Wien vorstellen. Dabei war näm-lich davon die Rede, dass notfalls auch Mechaniker als Busfahrer aushelfen müssten.

Wenn man das als Maßstab für die Qualität eines Unternehmens anerkennt, wie das laut einer Mitteilung in der "Presse" seitens des Klubobmanns der Österreichischen Volkspartei geschehen ist, dann frage ich mich, Frau Kollegin Rothauer, wie Sie sich hier herstellen und in Bezug auf die Frage der Qualitätsanforderungen derartige Kritik an diesem Vertragswerk üben können. In diesem Vertrag steht natürlich nicht drinnen, dass wir es zulassen wollen, dass Mechaniker notfalls als Buslenker einspringen können. (GR Gerhard Pfeiffer: Ist da was Unanständiges dabei?) Sie können sich auch vorstellen, was das für die Verkehrssicherheit bedeuten würde, wenn wir das zu unserem Maßstab machen würden. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Die Mechaniker würden sich schön bedanken, wenn sie hören würden, dass sie diese Qualifikation nicht haben sollen!) 

Ich halte es auch nicht wirklich für ein Vorbild, dass man - was auch in diesem Beitrag der "Presse" kommentiert wiedergegeben wird - Tochterunternehmen gründet, um dort die, wie es heißt, schlechter entlohnten Fahrer zu verleihen. Wenn das sozusagen der zweite Ansatz für den Vertrag sein soll, dass man die Möglichkeit schafft, Fahrer - Buslenker, Straßenbahnfahrer, U�Bahn-Fahrer - einfach sozusagen in einer Tochtergesellschaft unterzubringen, um sie von dieser bei niedrigerer Entlohnung auszuleihen, damit es billiger wird, dann frage ich mich: Was hat das mit Qualitätskriterien und Qualitätsanforderungen zu tun? 

Noch ein Punkt, der hier auch erwähnt wird - ich will jetzt nicht direkt unterstellen, dass Dr Görg es war, der gerade das sozusagen als Beispiel für sich mitgenommen hat; man könnte das fast herauslesen, aber das kann ich mir eigentlich doch nicht vorstellen -: "Dubenkropp verschwieg auch nicht, dass die Spitzenmanager heute mehr verdienen als die Funktionäre vor der Ausgliederung." - Wenn uns das als Messlatte für unseren Vertrag vorgelegt wird, dass die Manager mehr verdienen und die Busfahrer, die Straßenbahnfahrer weniger verdienen sollen, dann hat das, glaube ich, mit Qualitätsanforderungen wenig zu tun. Dann soll man sich aber auch nicht hier herstellen und an dem Vertrag Kritik üben, indem man behauptet, dass darin hinsichtlich Qualitätsanforderungen zu wenig enthalten sei. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich gebe - losgelöst von der Frage, ob das, was da in Berlin vielleicht als Teil des Wahlkampfs gedacht war, jetzt wirklich ernst zu nehmen ist - nur Folgendes zu bedenken: Wenn man sich den Vertrag ernsthaft anschaut und überlegt, wie viele Kriterien und Elemente in Bezug auf Qualitätssicherung und Standardverbesserung darin enthalten sind - und das ausgehend von einer diesbezüglich wirklich großartigen Lage, in der wir uns im internationalen Vergleich befinden -, dann fragt man sich wirklich, mit welcher Brille, mit welchem Ansatz man hier eigentlich an diesen Vertrag herangeht. Wenn man von vornherein sagt, wir wollen den Vertrag nicht, dann verstehe ich das. Wenn man aber sagt, ich mache meine Zustimmung davon abhängig, ob in hinreichendem Maß für Qualität gesorgt ist, dann ist es mir unverständlich, wie man dieses Vertragswerk unter diesem Gesichtspunkt ablehnen kann. 

Nächster Punkt - ich bin schon wieder beim Berliner Vertrag -: Es ist hier als zweiter Punkt die Frage der Tarifautonomie genannt worden, und es ist lobend erwähnt worden, dass das in Berlin anders ist. Dort muss sozusagen die politische Zustimmung her. Ich habe hier einen Bericht aus der "Berliner Morgenpost" vom 1. August dieses Jahres, in dem unter dem Titel "Da ist Auto fahren billiger" dargestellt wird, wie dort alles teurer geworden ist. Ich lese Ihnen jetzt nicht alles vor, sondern zitiere nur den Schlüsselsatz: "Von heute an müssen die Berliner deutlich mehr für Bus und Bahn bezahlen. Einzelne Tickets verteuerten sich um 36 Prozent."

Wenn Sie also der Meinung sind (GR Dr Matthias Tschirf: Da sieht man, dass der Bgm Wowereit ... dazu beigetragen hat!), dass die politische Zustimmung ... (Weiterer Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) - Meinen Sie mit diesem Zwischenruf, dass Sie sozusagen froh sind, dass der CDU-Bürgermeister Diepgen jetzt abgelöst worden ist, oder war das anders zu verstehen? (Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Nein, sondern dass man genau sieht, was passiert, wenn ...!)

Tatsache ist, dass dieser hoch gelobte Vertrag, der der politischen Zustimmung bedurfte, nichts anderes bewirkt hat, als dass dort die Tarife in die Höhe geschnalzt worden sind.

Da frage ich mich wiederum: Was ist Ihr Einwand gegen unseren Vertrag, in dem wir in Bezug auf den Umgang mit Tariferhöhungen natürlich auch ein korrektes System festgelegt haben? Worin soll diesbezüglich ein Grund für eine Ablehnung bestehen? - Der Vertrag enthält eine Reihe von Kriterien, die sehr ernst zu nehmen sind, die eine Prüfung erforderlich machen. Diese Prüfung werden wir auch vornehmen, aber wir werden sie - das sage ich auch dazu - fair und korrekt durchführen und nicht nach dem Prinzip, dass es einfach keine Tariferhöhung geben darf, komme auf das Unternehmen zu, was wolle. Priorität hat für uns - das sage ich gleich jetzt - die Verkehrssicherheit und die Versorgungssicherheit der Bevölkerung, und wir werden uns nicht hergeben für ein primitives Kaputtsparen eines funktionierenden Unternehmens! (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich möchte zu dieser Frage der Tarifautonomie aber noch etwas sagen: Ich verstehe nicht, warum ein Unternehmen, das bisher sehr maßvoll - nämlich bisher gar nicht - mit der Tarifautonomie umgegangen ist, jetzt plötzlich an die Tarifleine der Politik genommen werden soll. Warum soll das geschehen? - Es wäre etwas anderes, wenn es in letzter Zeit irgendwelche dramatischen Tariferhöhungen gegeben hätte. Dann könnte man sagen: Okay, das muss man korrigieren, da muss man eingreifen. - Aber warum soll das geschehen? Bedeutet das nicht in Wirklichkeit, dass hier eine möglicherweise notwendige Tariferhöhung einfach auf den Steuerzahler umgewälzt werden soll? Ist das die Absicht? Sagt man sich hier vielleicht, es ist in der Politik bequemer, den Steuerzahler zur Kassa zu bitten, anstatt sich ernsthaft mit der Frage der Tariferhöhung auseinander zu setzen? (GR Gerhard Pfeiffer: Das geschieht ja! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Dann sage ich dazu: Das werde ich als Finanzstadtrat dieser Stadt, mit der Verantwortung für ein ausgewogenes Budget, nicht akzeptieren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Das geschieht ja!)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war hier davon die Rede, dass die Eile nicht geboten sei. Ich weiß nicht - das ist auch schon gesagt worden -, ob man bei einem Zeitraum von einem Jahr von einer Eile sprechen kann. Ich weiß auch nicht, ob wir gut beraten wären, den Ablauf der Verhandlungen über die Verordnung der Europäischen Union bis zuletzt - auch auf Kosten der Nerven der Direktoren und Mitarbeiter der WIENER LINIEN - auszureizen. Ich glaube, unter dem Gesichtspunkt der Konzessionsverteilung kommen wir nach der derzeitigen Einschätzung mit unserem Vertrag zurecht. Richtig ist, jetzt den Vertrag wirksam werden zu lassen. Ich muss schon um Verständnis dafür ersuchen, dass sich die Terminplanungen des Europäischen Parlaments nicht nach den Terminplanungen des Finanzausschusses des Wiener Gemeinderats richten. Der Zusammenhang, was die Beschlussfassung betrifft, liegt ja auf der Hand: Am Mittwoch vorher ist die Abstimmung im Verkehrsausschuss im Europäischen Parlament erfolgt und in der Woche darauf haben wir die Beschlussfassung im Finanzausschuss vorgenommen. (GR Gerhard Pfeiffer: ... seit 15 Jahren!)

Ich füge noch eine zweite Anmerkung hinzu: Wir werden Anfang November in einer gemeinsamen Sitzung des Finanzausschusses mit dem Stadtsenat über unser Budget zu entscheiden haben. Zu diesem Zeitpunkt wird es auch gut sein, wenn wir wissen, wie die Struktur der WIENER LINIEN in finanzieller Hinsicht gesichert ist. Ich kann dazu nur sagen, dass ich glaube, dass wir gut beraten waren, diesen Termin zu wählen. 

Ich bin bass erstaunt, feststellen zu müssen, dass einzelne Fraktionen bei den Parteiengesprächen am 22. Juni und in der Sitzung des Unterausschusses Stadtwerkeausschuss offenbar nur körperlich, aber nicht geistig anwesend waren, denn ich kann mich nicht erinnern, dass ich eine Fraktion dort nicht gesehen hätte. Wir haben dort sehr eingehend über den Entwurf debattiert. - Ich gebe zu, es mag schon sein, dass einzelne Mitglieder vergessen haben, dass es auch schon in der vergangenen Funktionsperiode sogar Gegenstand eines Ausschussbeschlusses gewesen ist. - Nun haben wir einige Veränderungen vorgenommen, auch im Lichte der Veränderung der Entwicklung auf der europäischen Ebene. Aber es kann überhaupt nicht die Rede davon sein, dass das jetzt etwas so unglaublich Neues wäre, dass wir uns darin jetzt entsprechend vertiefen müssten. Wenn ich mich an das Parteiengespräch am 22. Juni erinnere, so war dessen Verlauf nicht wahnsinnig intensiv, und ich denke, es hätte dort sehr wohl die Gelegenheit gegeben, all diese Fragen auch intensiver zu behandeln. 

Ich meine daher, bei aller Bereitschaft, auf solche Anliegen einzugehen, dass wir hiefür ausreichend die Möglichkeit geboten haben. Für eine Legendenbildung dahin gehend, dass dieser Vertrag ein Akt des Drüberfahrens wäre, gibt es daher keine tatsächliche Grundlage, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist ein Vertrag, der wichtig ist, weil er den Ausbau des öffentlichen Verkehrs in Wien sicherstellt, und zwar im Einklang mit der Stadtentwicklung und mit der Verkehrsplanung und, so glaube ich, auch - und das ist ja auch unsere Aufgabe - mit den Bedürfnissen der Bevölkerung. Er verhindert - und das scheint mir auch wichtig zu sein - eine Zerschlagung, eine Zersplitterung einer funktionierenden Einheit, die aus einer Hand U�Bahn, Bim und Bus anbietet. Wo gibt es eine derartige Einheit sonst noch? - Ich füge noch hinzu: Es wird dadurch auch ermöglicht, auch gemeinwirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen, was bei einem rein privaten Unternehmen, das nur auf Gewinn ausgerichtet ist und wo die Anleger ihre Wünsche haben, nicht der Fall ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss meiner Ausführungen: Es kommt sicher nicht auf die Zahl der Seiten oder die Zahl der Paragraphen eines Vertragswerks an, sondern es kommt vor allem darauf an, welcher Geist hinter einem Vertrag steht. (Ruf bei der ÖVP: ... genau!) Es ist in diesem Vertrag nicht der Geist des Misstrauens, nicht der Geist der Ausbeutung, nicht der Geist des Hintergehens, sondern jener der fairen Partnerschaft und des fairen Umgangs - natürlich auch mit Konflikten, die es geben kann. 

Ich meine - und damit bin ich am Schluss meiner Rede -, wir sind gut beraten, mit diesem Vertrag der Verkehrssicherheit und der Versorgungssicherheit in Wien den Vorrang zu geben, vor einer Budgetsanierung und einer einfachen Reduzierung der Zuschüsse! - Das ist die eigentliche Botschaft dieses Vertrags. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. (GR Dr Herbert Madejski: Peinlich! Das war feig!) - Das kommt davon, wenn ich ihn ersuche, er soll nichts sagen! 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Ich lasse zuerst über den vorliegenden Abänderungsantrag abstimmen, den Herr GR Juznic eingebracht hat und bei dem es darum geht, einen Tippfehler zu korrigieren. 

Es geht um den Punkt 7 Abs. 1 lit. a des Vertrags, wo es an der Textstelle "Punkt 12 Abs. 3" der vorliegenden Fassung in Wirklichkeit heißen muss, dass Punkt 12 Abs. 4 sinngemäß Anwendung findet.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Stimmen der ÖVP, so angenommen. (GR Mag Christoph Chorherr: Die ÖVP ist für Tippfehler! - Weitere Zwischenrufe und Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben jetzt nicht die Freifahrt für den Tippfehler, sondern wir stimmen jetzt bitte über den Antrag als solchen ab. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN, so angenommen.

Es liegt von Seiten der ÖVP ein Beschlussantrag, der auch begründet wurde, vor, bei dem es um die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss geht. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Somit ist dieses Geschäftsstück abgeschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 (PrZ 84/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umrechnung des Einfahrtsentgelts in die Friedhöfe der Stadt Wien von Schilling auf Euro.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Juznic, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gelangt Herr GR Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Wir kommen jetzt zu einem Geschäftsstück, dessen Bedeutung natürlich in keiner Relation zu jener des vorigen Geschäftsstücks steht. Während es vorhin um Milliarden ging, handelt es sich hier um Beträge, die sich nur im Promille-Bereich davon bewegen. 

Meine Damen und Herren! Es geht hier eigentlich um die Einstellung der Behörde, des Magistrats und der Regierungsfraktion, die oft nach dem Motto vorgehen: was immer so war, das muss so bleiben - anstatt unter Umständen eine Anpassung, in diesem Fall die jetzt notwendige Euro-Anpassung, für Überlegungen dahin gehend zu nützen, ob Entgelte oder Preise noch sinnvoll sind, ob sie wirtschaftlich tragbar sind beziehungsweise ob sie auch sozial gerecht sind.

Wir haben als ÖVP im Ausschuss diesem Antrag nicht zugestimmt. Auf unsere Nachfrage, um welche Werte es sich hier handelt, haben wir erfahren, dass für die Behinderteneinfahrt pro Tag durchschnittlich ungefähr 200 S eingenommen werden. Ich bin der Überzeugung, dass der mit der Einhebung verbundene Aufwand natürlich in keiner Relation zu den dadurch erzielten Einnahmen steht, sodass sich die Frage stellt, ob diese Einhebung überhaupt noch durchgeführt werden soll.

Ich bin daher auch sehr froh darüber, dass die anderen Parteien diese Anregung aufgenommen haben und es nunmehr einen Resolutionsantrag gibt, wonach diese Einfahrtsgebühr abgeschafft werden soll. Es ist uns aber leider nicht gelungen, sie prinzipiell abzuschaffen. (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Es geht hier um die Frage, Herr Klubobmann, ob es wirklich noch sinnvoll ist, diese Beträge einzuheben, ob das verwaltungstechnisch noch richtig ist, ob es wirtschaftlich tragbar ist, ob wir die Einfahrtsgebühr nicht überhaupt total weglassen und nicht nur ... (GR Christian Oxonitsch: Da müssen sie dann spazieren fahren im Friedhof!) Nein, das hat mit spazieren fahren im Friedhof nichts zu tun, das kann man auch anders regeln. - Wahrscheinlich wird diese Möglichkeit ohnedies nur von jenen Damen und Herren genützt, die unter Umständen nicht mehr so leicht in den Friedhof hineinkommen, sodass durch die Einhebung dieses Entgelts im Wesentlichen nur eine Barriere aufgebaut wird.

Wir wollen daher diesem Antrag nicht zustimmen, sind aber sehr froh, dass es einen von allen Parteien unterstützten Antrag gibt, die Einhebung zumindest für die Behinderten - das ist schon einmal ein Beginn - abzuschaffen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau Prof Stubenvoll. Ich erteile es ihr.

GR Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich glaube, es geht hier nicht um Beträge, sondern es geht eigentlich darum, dass Personen, die nicht gehbehindert sind, nicht unbedingt mit dem Pkw in den Friedhof hineinfahren sollen. Ich bin aber sehr froh, dass es für behinderte Menschen jetzt die Möglichkeit gibt, ohne Entgelt die Friedhöfe zu besuchen. 

Ich danke Kollegin Elisabeth Neck-Schaukowitsch und Kollegen Christian Oxonitsch dafür, dass sie das im Finanzausschuss gleich so vorgeschlagen haben. Es entspricht auch einem langjährigen Wunsch behinderter Menschen, dass diese kleine Schikane beseitigt wird.

Ich darf daher heute einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der von allen Fraktionen unterzeichnet wurde, hier einbringen. Ich verlese nur den Beschlusstext: 

"Auf das mit Gemeinderatsbeschluss vom 26.11.1992 in der derzeit geltenden Fassung festgelegte Entgelt für die Einfahrt von behinderten Personen mit Privatkraftwagen in die Wiener Städtischen Friedhöfe soll künftig verzichtet werden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich möchte Sie alle bitten, dieser kleinen Korrektur, die für behinderte Menschen aber doch sehr wichtig ist, zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ, bei den GRÜNEN sowie des GR Heinz Christian Strache.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Es liegt dazu nun keine Wortmeldung mehr vor. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Ich darf nun über den Antrag abstimmen lassen. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen. 

Ich darf nun den von Frau GR Stubenvoll eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ, ÖVP, FPÖ und GRÜNE abstimmen lassen. 

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Ich danke herzlich für Ihre Abstimmung.

Wir kommen nun zur Postnummer 27 (PrZ 95/01-GFW) der Tagesordnung. 

Der Berichterstatter ist Herr GR Friedrich Strobl. Ich erteile ihm das Wort. (Ruf: Es gibt ja keine Wortmeldung!)

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Entschuldigung! Natürlich kommt es hier nur zur Abstimmung, die getrennt erfolgt. 

Ich darf nun über den ersten Punkt dieses Tagesordnungspunkts - hier geht es um die Julius Raab-Stiftung - abstimmen lassen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne ÖVP und ... (Heiterkeit bei der ÖVP.) - ohne FPÖ (Rufe: Jawohl! - Nein, ohne GRÜNE! Ohne GRÜNE!) und ohne GRÜNE (Ruf bei den GRÜNEN: Ja! Sehr gut!) angenommen. - Ich habe mich ja nur bei der ÖVP und FPÖ versprochen und habe auf sie gezeigt, weil ich das ... (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist ja eine ÖVP-Subvention! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - Danke. 

Ich darf nun über die restliche Subventionsliste abstimmen lassen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 5 (PrZ 180/01-GJS). Sie betrifft die Unterstützung des Adaptierungsvorhabens im Projekt Remise/Skatelab. 

Ich bitte Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Cordon. Ich erteile es ihr.

GR Waltraud Cecilé Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte anlässlich des Finanzierungsantrags für die Renovierungsarbeiten an der Remise in der Walcherstraße im 2. Bezirk die Gelegenheit nützen, die Chronik der guten Absichten, die man mit diesem Bauwerk einst hatte, Revue passieren zu lassen, unter dem Motto: Der Weg zur Hölle ist mit guten Vorsätzen gepflastert. - Auch wenn dort nicht unbedingt eine Hölle entstanden ist, so können Stillosigkeit und Geschmacklosigkeiten doch manchmal höllisch wehtun. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Vielleicht erinnern sich diejenigen unter Ihnen, die 1991 schon mit der Stadtpolitik beschäftigt waren, an die Zeit, als die WIENER LINIEN die Gründe an der Walcherstraße mit zwei Remisengebäuden und einem Wohnhaus im Stil des Industriebaustils der Stadt Wien überließen. Diese Gebäude waren um die Wende des 20. Jahrhunderts entstanden, im Industriebaustil, wie schon gesagt. Industriebaustil ist in Wien einigermaßen rar, möchte ich dazusagen. 

Damals machte der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds einen Deal mit der Stadt Wien, das dortige Wohnhaus, das ebenfalls im Industriebaustil gebaut war, abreißen zu können - es waren ja schließlich teure Baugründe - und dafür die Remise unter Denkmalschutz zu stellen. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen das imposante Gebäude, zumindest was den Innenraum betrifft, kennen. Dieser hatte einst eine Länge von 206 Metern und eine Breite von 19 Metern. Eine sehr schöne Deckenkonstruktion aus Holz, gestützt von einer Anzahl von Stahlsäulen, krönt diesen Ziegelbau. - So weit, so gut. 

Die Kulturpolitik der Stadt Wien subventionierte den Remisenverein, interessante Installationen fanden dort einen würdigen Rahmen, allerdings nur zur Sommerzeit, da eine Halle in diesen Dimensionen natürlich im Winter nicht zu heizen war. Zugegeben, die Besucherzahlen hielten sich in Grenzen, aber dazu muss man auch sagen, dass diese Kulturstätte dort sich damals in der Wüste, was Kulturstätten betraf, in einer Gstätten befand.

Es gab sogar eine Einladung des Kulturamts an die Architekten und Künstler der Leopoldstadt, sich an einem Konzept für diese Remise zu beteiligen, wie man den Innenraum so gestalten könnte, dass er variabel verwendbar ist für Kulturveranstaltungen und anderes mehr. - Es fanden sich Künstler, es fanden sich Architekten, sie haben ein Konzept entworfen, haben es an die MA 7 geschickt, allerdings: Sie erhielten nie eine Antwort. 

Die Kulturpolitik der Stadt Wien hat 1995 sogar um eine halbe Million S ein Konzept von Architekt Kneissl erarbeiten lassen, das ein sehr interessantes Konzept mit durchscheinenden Wänden und transportablen Containern war. Das heißt, dass man die Halle immer verwandeln hätte können, ohne dass diese riesigen Dimensionen eines Innenraums verloren gegangen wären, sondern dass diese, auch bei einer Raumteilung, immer gegenwärtig gewesen wären. 

Dieses Konzept wurde ebenfalls nicht umgesetzt, und ich würde sagen, dass es für die Schublade zu teuer und eigentlich auch zu gut ist. - So weit, so gut. 

Dann schlug 1995 die Kulturpolitik der Stadt Wien einen Haken: Der Verein Remise wurde aufgelöst und die Halle, die sich im Eigentum des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds befindet, wurde von diesem dem Wiener Jugendkreis für einen Anerkennungszins von, glaube ich, 20 S zur präkaristischen Nutzung für die Ausrichtung öffentlich zugänglicher sportlicher und kultureller Veranstaltungen übergeben. 

Inzwischen ist sie schon seit Jahren in den Händen von MC Marketing Ges.m.b.H., die in einem Teil der Remise eine Skaterlandschaft errichtet hat. - Auch hier: So weit, so gut. Die Kids freuen sich im Winter und vor allem: Es kostete den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds keinen Schilling. 

Die Remise wurde also hauptsächlich im Winter genützt. Im Sommer wurde sie hie und da für Kabarett-Vorstellungen geöffnet. 

Interessanterweise hob man bei Baubeginn der dortigen Projekte den Denkmalschutz auf - aus welchen Gründen auch immer. Aber mit Denkmalschutz geht man, glaube ich, in Wien überhaupt sehr locker um; wir werden es demnächst wieder erfahren müssen. Vor einigen Jahren schnitt man dann einfach hinten ein Stück ab - das können etwa 30 Meter oder so gewesen sein - und machte eine griechisch-orthodoxe Kirche daraus. - Übrigens erfuhr der Bezirk das Ganze erst nach Vollziehung der Tatsache. 

Im Innenraum hing man dann eine Reihe schwarzer, ja, Vorhänge - wollen wir es einmal so nennen - auf, um den Raum zu unterteilen. Damit war natürlich die Dimension des Innenraums einmal gestört. Für die Kids wird das schon reichen, hat man sich gedacht. Dass man aber auch für diese Nutzung sehr wohl das Konzept von Architekt Kneissl hätte verwenden können, das hat man nicht bedacht - und vor allem: es hätte ja auch etwas gekostet.

So hat man die Remise halt langsam so dahin dämmen und einigermaßen verrotten lassen. Und weil das Gebäude vernachlässigt aussieht, fanden sich immer wieder Leute, die mit Begeisterung die Fensterscheiben eingeschlagen haben. 

Ich habe im Bericht gelesen, dass durch die Bauarbeiten auch die Dachkonstruktion gelitten hat. Da frage ich mich schon, wie so etwas passieren kann und ob man die Firmen dafür auch einmal zur Rechenschaft zieht. (GR Mag Sonja Wehsely: Haben Sie eigentlich schon einmal etwas von Jugendkultur gehört?) - Ach! Jugendkultur zwischen schwarzen Fetzen? - "Super"! - Die Jugendkultur ist nicht das Thema (GR Mag Sonja Wehsely: Oh ja!), sondern das, was man aus der Remise nicht gemacht hat, das ist das Thema! Und vor allem: Für Ihre Jugendkultur kostet das nichts - das ist auch nicht zu vergessen. 

Was auch noch dazukommt: Durch die anrückenden Wohnbauten ist natürlich der Lärm aus der Remise für die Anrainer unerträglich geworden. So entschließt man sich jetzt zu Renovierungsarbeiten und lärmtechnischen Maßnahmen - logisch. Aber nun ist an diesem Bau schon so vieles verdorben, dass diese 15 Millionen S, die das jetzt kostet, fast ein bisschen spät kommen. Und da kein Denkmalschutz mehr besteht, kann man auch damit machen, was man will, ohne irgendwelche Stilvorgaben einhalten zu müssen. Hauptsache, das Gebäude fällt nicht zusammen und der Lärm bleibt drinnen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang nur kurz die Antwort der ehemaligen Frau Finanzstadträtin Ederer auf eine Anfrage der GRÜNEN aus dem Jahr 1997 vorlesen:

"Ich möchte in Erinnerung rufen, dass schon zum Zeitpunkt des Ankaufs der ehemaligen Remise Vorgarten durch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds beabsichtigt war, dass das Remisengebäude auf Grund seines kulturhistorischen Wertes erhalten bleiben und im Zuge der Neubebauung des Areals einem sinnvollen, weitest möglich auf eine öffentliche Nutzung abgestellten Verwendungszweck zugeführt werden soll. Dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ist daher die Vermietung der Remise bis zu dem Zeitpunkt übertragen, zu dem die angestrebte endgültige Nutzung der Remise feststeht."

Tja, jetzt frage ich Sie - den Herrn Finanzstadtrat, den Herrn Kulturstadtrat und die Herren von der Stadtplanung -: Haben Sie sich in den vergangenen vier Jahren seit dieser Anfrage eigentlich überlegt, was die endgültige Nutzung dieses Gebäudes sein könnte? - Ich habe nicht das Gefühl. Ich ersuche Sie daher dringendst, sich zu überlegen, was mit diesem kulturhistorisch wertvollen Gebäude - falls man es noch als ein solches bezeichnen kann - geschehen soll, bevor es zu spät ist, bevor es ein kulturhistorisch wertloses Gebäude geworden ist und als besonderes "Gustostückerl" der Wiener Kulturpolitik angeführt werden kann. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Hora zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Liebe Kollegin Cordon! An und für sich habe ich mir gedacht: Warum melden sich die GRÜNEN zu solch einem Thema zu Wort? Warum erfolgt von den GRÜNEN zu einem Tagesordnungspunkt, bei dem es um eine Subvention geht, damit hier Maßnahmen gesetzt werden können, extra eine Wortmeldung? 

Mittlerweile bin ich Ihnen für Ihre Wortmeldung dankbar, denn ich weiß nun, was Sie wollen: Sie wollen verhindern, dass Jugendliche - und es sind bitte (Zwischenrufe der GRe Waltraud Cecilé Cordon und Günter Kenesei.) 60 000 Besucher im Jahr, Frau Kollegin: 50 Prozent Jugendliche, 30 Prozent Kinder und nur 20 Prozent Erwachsene - hier eine Heimstätte finden beziehungsweise gefunden haben. Ich glaube, diese Zahlen sprechen für sich, wenn es um die Frage geht, was in dieser Remise passiert! (Beifall bei der SPÖ.)  

Sie haben mit der Chronik über die Remise schon richtig begonnen, indem auch Sie erwähnt haben, dass es hier die verschiedensten Versuche gegeben hat, ob das 1992 ein Kino war - übrigens eine Abenteuerreise mit Liegestühlen -, ob es die Wiener Festwochen waren, ob die Remise als Außenstelle der Österreichischen Bundestheater eine Heimstätte für Hochkultur war oder ob zum Beispiel 1993 dort in der Vitrine eine Ausstellung über Fußball und Drogen stattfand. - Sie sehen, dass hier eine Begegnungsstätte geschaffen wurde, die nicht nur für die Leopoldstadt, sondern für ganz Wien relevant ist. 

1995 hat man beschlossen, hier auch eine Heimstätte für die Skater zu schaffen - aber nicht nur für die Skater: Wenn Sie den Akt gelesen haben, dann werden Sie festgestellt haben, dass in diesem Konzept auch ein Veranstaltungszentrum inkludiert ist, wo nicht nur das von Ihnen angeführte, jetzt die letzten paar Jahre durchgeführte Kabarettfestival stattfindet, sondern auch andere Veranstaltungen, von Firmenfeiern bis zu diversen Veranstaltungen zeitgenössischer Kunst ebenso wie Ausstellungen. Das heißt, es wurde hier ein multikulturelles Zentrum geschaffen, bei dem der Schwerpunkt - und das ist, glaube ich, das Wichtigste für diese Stadt - bei den Jugendlichen liegt. Ich glaube daher, dass diese 5 Millionen S - Sie haben zuerst von 15 Millionen S gesprochen, es handelt sich aber um 5 Millionen - mehr als gut, nämlich sehr gut angelegt sind. (Beifall bei der SPÖ.)  

Es gab - und da gebe ich Ihnen Recht - einen wunden Punkt bei der Remise, und das ist der Schallschutz. Aber, Frau Kollegin Cordon, wir sind ja beide in der Bezirksvertretung Leopoldstadt gesessen. Ich war bei den Lärmmessungen dabei: Die Lärmmessungen erfolgten zu dem Zweck, dass bei Veranstaltungen der Höchstpegel eingestellt werden kann, damit eben die jetzigen Nachbarn, die jetzt erst eingezogen sind, nicht belästigt werden. Ich glaube, dass mit diesen 5 Millionen S, mit denen insbesondere der Schallschutz verbessert werden soll, auch für die Nachbarn das Entsprechende getan wird. Und dass im Bereich dieser Achse - wenn Sie so wollen -, wo sich andererseits auch die Neue Donau, der Prater, aber auch der Millenniums-Tower befinden, jetzt auch ein Mittelpunkt für Jugendliche in einer zeitadäquaten Form geschaffen wird, dagegen kann man, glaube ich, nichts haben. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte eigentlich - so hatte ich es mir vorgenommen - über die Remise von ihrem Ursprung her reden. Sie haben ja nun selbst mit der Chronik begonnen. Ich kann hier noch hinzufügen, dass im Jahre 1897 das Ganze noch "Etablissement" geheißen hat. Warum? - Weil man früher bei den Pferdestraßenbahnen von "Etablissements" gesprochen hat. Jetzt wird das Gebäude nach dieser Nutzung als Remise sozusagen wieder in ein Etablissement rückgeführt, dessen Schwerpunkt darin liegen wird, dass sich die Jugend in Zukunft dort treffen wird.

Ich glaube, dass mit dieser Beschlussfassung ein wichtiger Impuls für die Leopoldstadt, aber auch für ganz Wien gesetzt wird, und ich bin zuversichtlich, dass Sie sich diesem Antrag nicht widersetzen können und genauso mitstimmen werden. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke Herrn GR Hora. - Zum Wort ist nun niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 (PrZ 212/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Als Erster ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Es geht hier um eine Flächenwidmungsänderung im Bereich Fultonstraße, Donaufelder Straße, besser bekannt in Wien als jener Bereich, wo sich der autofreie Stadtteil, wie ich ihn nenne, befindet. Wir werden dem zustimmen, allerdings mit zwei Anmerkungen dazu.

Einerseits gab es hier - einige von Ihnen wissen das - eine durchaus heftige Auseinandersetzung der Bewohner des autofreien Stadtteils mit einer Nachbarbebauung, die deutlich höher war, als von vielen vermutet. Dann gab es einen durchaus sehr konstruktiven Prozess aller Beteiligten, angefangen vom Bauträger über den WBSF bis hin zum zuständigen Stadtrat, und das hat dazu geführt, was ja nicht immer der Fall ist, dass es in relativ kurzer Zeit möglich war, auf ein Geschoss bei dem ohnehin sehr dicht bebauten Teil - ich meine, zu dicht bebauten Teil - zu verzichten, was zu einer durchaus sehr hohen Zufriedenheit von Seiten der Bewohner dieses autofreien Stadtteils geführt hat.

Vielleicht noch eine Anmerkung dazu: Aus ganz Europa kommen Experten, Verkehrsplaner, Politiker, um sich das anzuschauen, und auch bei Wohnzufriedenheitsstudien hat dieser Stadtteil eine sehr hohe Wohnzufriedenheit. Das hat jetzt gar nichts damit zu tun, dass dieser Stadtteil autofrei ist, denn autofrei ist nicht etwas, was zu großer Zufriedenheit führt, sondern das, was mit dem Geld geschaffen werden konnte, das dort für Dachbegrünung, Kinderbetreuung et cetera, et cetera eingesetzt wurde, bis hin zur Lage an der Alten Donau wird dort sehr positiv aufgenommen. 

Meine zweite Anmerkung betrifft den zweiten Teil des Flächenwidmungsplans. Da geht es darum, die Straße An der oberen Alten Donau - und jetzt kommt der Punkt -, wenn die B 3 fertig gebaut ist, für den Durchzugsverkehr zu sperren, um dieses große Grünareal dort endlich für Anrainer und auch für Fußgänger und Radfahrer wirklich zugänglich zu machen und den Durchzugsverkehr hinauszubringen.

Meine Anmerkung ist schlicht und einfach: Man muss dazu nicht den Fertigbau der B 3 abwarten, der irgendwann am Sankt-Nimmerleins-Tag erfolgen wird. Der 22. Bezirk wehrt sich bis heute dagegen, auch wenn der Herr Gemeinderat für den Bau der B 3, der Kollege aus dem 21. Bezirk, der dann ohnehin sprechen wird, das anders sieht. Wir könnten das relativ rasch umsetzen. Ich glaube, die Verkehrsbelastung, die es derzeit An der oberen Alten Donau gibt, ist eine sehr geringe, und man könnte sehr rasch dieses Areal so nutzen, wie es die Anwohner wollen. 

Ich habe eine Reihe von Briefen und Mails bekommen, in denen ich aufgefordert werde, das hier auch dem Gemeinderat mitzuteilen, dass man möglichst rasch diesen Bereich umgestalten möchte. Ich teile das hier gerne mit und würde bitten, dass diese Umgestaltung schon in den nächsten ein, zwei Jahren passiert und nicht irgendwann am Sankt-Nimmerleins-Tag. 

Ansonsten werden wir diesem Flächenwidmungsentwurf gerne zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Parzer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mag Chorherr hat es sich ein bisschen leicht gemacht. Er wohnt nicht in dem Bezirk. Ich komme aus dem Bezirk, ich kenne die Lage dort und ich möchte schon jetzt vorweg sagen ... (GR Mag Christoph Chorherr: Ich bin aber schon auch ein Gemeinderat!) Lieber Herr Mag Chorherr, glauben Sie mir (GR Mag Christoph Chorherr: Ich darf schon auch was dazu sagen!), ich lebe dort, ich wohne dort, ich fahre jeden Tag, und ich kann mir nicht vorstellen, dass wir die Sperre vor der Fertigstellung der B 3 machen. Denn da bin ich bei einem dringenden Punkt. Die B 3 ist von Floridsdorf ausgehend ja schon fertig gestellt, es fehlt das ganze Konzept im 22. Bezirk, und hier muss schon noch sehr viel Sorge dafür getragen werden, dass die Sperre noch nicht gemacht wird, so lange nicht die B 3 durch unseren Bezirk weitergeht. Das ist kein Vorwurf an den Bezirk, aber wir müssen unbedingt zuerst die B 3 haben, dann würde ich diese Sperre auch goutieren. Wir wissen, dass wir im Bezirk und auch der 21. Bezirk für diese Sperre An der oberen alten Donau gestimmt haben, und wir werden dazu auch stehen und diese auch befürworten. 

Aber natürlich gibt es wie überall bei Plusargumenten auch sehr viele Gegenargumente, und ich kann Ihnen versichern, auch wir haben Briefe, auch wir haben Schreiben bekommen. So hat uns zum Beispiel die Wirtschaftskammer gesagt, hier eine Sperre zu machen, ist nicht gut, denn wir haben da Probleme, Probleme mit Geschäftstreibenden, Probleme mit den so genannten Anrainern, die dort mit Zufahrtsmöglichkeitssperren rechnen müssen. Also auch hier gibt es, wie Sie sehen, Schreiben, die nicht nur immer positiv sind.

Und dann kommt noch was Gravierendes dazu: Der 22. Bezirk hat ja Gott sei Dank jetzt den Zuschlag zur U�Bahn-Verlängerung bekommen, und ich habe jetzt gerade wieder gesehen, dass wir in den nächsten Tagen, sprich am 29. Oktober, den Spatenstich für den Weiterbau der U�Bahn in Kagran haben. Und hier, muss ich sagen, ich bin ja froh, dass das damals noch unter dem Planungsstadtrat und VBgm Görg über die Bühne gegangen ist, dass wir das endlich bekommen. Aber jetzt ist es natürlich so, dass zahlreiche Sperren auf uns zukommen. Das beginnt am Kagraner Platz, und da bin ich schon dort, wo ich sagen wollte, warum wir eigentlich nicht jetzt schon für diese Sperre sind. 

Der Kagraner Platz ist einer der neuralgischsten Punkte in unserem Bezirk, und hier kommt es natürlich darauf an, wie Sie fahren können, wenn Sie von Floridsdorf kommen und in die Gebiete - und diese Gebiete sind nicht klein, Herr Mag Chorherr - von Hirschstetten, Stadlau, Aspern, Breitenlee wollen. Da sind sehr viele Autofahrer, die gerne eine schnellere Strecke in Anspruch nehmen wollen, und die haben dann natürlich große Umwege in Kauf zu nehmen. 

Jetzt weiß ich schon, dass die Anrainer natürlich das Grüngebiet bevorzugen, aber vielleicht könnte hier ein temporärer Ausweg geschaffen werden, damit man doch für einige Zeit dort die Autos auch noch fahren lassen kann. Denn es ist - und ich wünsche es Ihnen nicht, dort zu wohnen - ein schwerer Schlag für die Bewohner, plötzlich vor gesperrten Straßen zu stehen.

Es kommt noch etwas dazu: Wir müssen natürlich dann auch bei der Sperre beachten, dass Einsatzfahrzeuge immer wieder zu Recht an den richtigen Ort gelangen können.

Und eines möchte ich zum Abschluss noch sagen: Verkehrsregelungen - wir haben es heute alle gehört, meine Damen und Herren, ob das die Roßauer Lände ist oder andere Sachen - soll man nicht von einem Tag auf den anderen machen, denn eine Realisierung kann oft Horrorgedanken bringen und das war einer. 

Aber nichtsdestotrotz: Die ÖVP wird diesem Antrag zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Reiter zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es sind im Wesentlichen drei Punkte, die dieses Plangebiet betreffen.

Zum Ersten werden die Wohngebiete berücksichtigt, und Kollege Chorherr hat ja schon erwähnt, dass es in der autofreien Mustersiedlung einen konstruktiven Kompromiss gibt, dass hier ein Stockwerk abgezont wird. Das ist gut und richtig so.

Zum Zweiten hat die MA 45 Vorschläge zur Ufergestaltung gemacht.

Zum Dritten - das ist der Verkehrsorganisationspunkt - ist im Zusammenhang mit dem weiteren Ausbau der B 3 die Sperre An der oberen Alten Donau angedacht. Das läuft dann unter Fußweg Drygalskiweg.

Nur diese drei Anmerkungen dazu in der gebotenen Kürze.

Vielleicht auch noch eine Anmerkung zu den Grünflächen. Das sollte man erwähnen, denn es ist heute noch nicht gesagt worden, dass es im Sinne auch des Leitprojekts Donaufeld/Kagran - Floridsdorf Ost wichtig ist, die Durchgängigkeit zur Alten Donau zu gewährleisten und darum auch das Erholungsgebiet und die Freiflächen zu forcieren. Das ist geschehen, auch wenn das gegen manche kommerziellen Interessen gestanden ist.

Zum Zweiten sind auch die Badehütten in ihrem Bestand gesichert worden. Es gibt auch hier keine Absiedlungsgedanken. Analog dem 22. Bezirk, Kollege Parzer, werden auch in Floridsdorf die Badehütten gesichert.

Jetzt zu dem Punkt, der eigentlich der zentrale Punkt ist, warum sich auch die Kollegen gemeldet haben, das ist die Sperre An der oberen Alten Donau, die natürlich nur mit dem Bau der B 3, Kollege Chorherr, verbunden werden kann. Das ist ja vollkommen klar. Und die B 3 wird nicht am Sankt-Nimmerleins-Tag errichtet, sondern die wird, wie ich aus diesem Masterplan ersehen kann - Sie haben sich das sicher auch angeschaut -, 2005/2006 errichtet. 

Das Ziel kann doch nur sein, dass Freizeit- und Erholungssuchende - und da bin ich wieder ganz bei Ihnen - hier ein attraktives Gebiet haben, und das kann nur sein, wenn es keinen Schleichweg über diese Straße An der oberen Alten Donau gibt, die zurzeit eine Durchzugsstraße ist und auch so genützt wird. Das muss man verhindern und das kann man eben verhindern, indem man diese Durchgängigkeit unterbricht. Das geschieht. All das, was mit Durchzugsverkehr zusammenhängt, soll dann über die B 3 gehen, und all das, was mit innerer Erschließung für das Wohngebiet zusammenhängt, Kollege Chorherr, soll dann über die Straße An der oberen alten Donau gehen.

Ich glaube, da ist eine sinnvolle Überlegung dahinter. Auch der Bezirk ist dieser Meinung gewesen, denn bis auf die ÖVP, die eigentlich nur Kammerinteressen - das ist im Beitrag des Kollegen Parzer ohnehin schon angeklungen - vertreten hat, haben alle für dieses Plandokument gestimmt. Ich weiß, dass meine Fraktion heute zustimmen wird, die ÖVP auch, also es ist eine breite Mehrheit für dieses Plandokument, und das freut mich. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Ich darf nun zur Abstimmung kommen. 

Ein Gegenantrag wurde nicht gestellt. 

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den darf ich um ein Zeichen der Zustimmung bitten. - Das ist mit Mehrheit, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen. (GR Godwin Schuster: Ich habe gedacht, die ÖVP stimmt zu! Das ist der Unterschied zwischen Theorie und Praxis!)

Es gelangt nun Postnummer 30 (PrZ 164/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Hier geht es um das Plandokument Nr 7370 im 23. Bezirk. 

Es gibt keine Wortmeldung. 

Ein Gegenantrag wurde nicht gestellt. 

Ich darf daher gleich über diesen Antrag abstimmen lassen. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ, so angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 6 (PrZ 180/01-M07) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Klicka, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GR Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GR Josef Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler. Ich erteile es ihr. 

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir reden heute über ein Poststück, wo mir ehrlich gesagt schon ein bisschen langweilig wird. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber es ist fast schon ein bisschen langweilig. Nur, gar so langweilig ist es auch wieder nicht, denn das Ganze ist, wie es so schön heißt, eine blöde Wiener Geschichte. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) 

Ein Theater steht vor dem Zusperren. Das darf nicht sein. Also, sucht man einen Betreiber. Mehrere zeigen auf und sagen: Ich mache es. Alle sagen: Ich brauche kein Geld dafür. Einer kriegt dann das Theater zugeschoben. Vielleicht deshalb, weil er ein Freund von einem ist, der auch hier sitzt. Damals war noch ein anderer verantwortlich für diese Sache. Nach kurzer Zeit sagt der, der gesagt hat, ich brauche kein Geld: Hilfe! Ich brauche doch Geld! Und so kriegt er es. 2,2 Millionen S vom Bezirk. Da fragt man sich: Wie hat er das wohl gemacht? Könnte es sein, dass der, der ihm damals geholfen hat, auch einigen Einfluss in diesem Bezirk hat? - Aber weil dieses Geld vom Bezirk natürlich nicht reicht und er noch viel mehr braucht und weil er immer auch ganz brav sagt, ich bin ein Sozialdemokrat, bekommt er heute nochmals 7 Millionen S, das macht dann 11,2 Millionen S von der Stadt. Ganz schön viel für einen, der sagt, er braucht kein Geld. 

Zwischendurch hat der, der jetzt die Verantwortung dafür trägt, gesagt: Aufzeigen allein, das ist nicht genug. Eine Ausschreibung muss her! Der Aufzeiger findet das natürlich nicht so gut, aber gut finden wir das, dass das ausgeschrieben werden muss. 

Trotzdem ist die Geschichte noch nicht zu Ende und blöd gelaufen ist sie auch für den Stadtrat, der jetzt den Aufzeiger mitschleppen muss, der am Ende vielleicht auch noch Direktor wird. Blöd gelaufen ist es aber vor allem für die Leute, die an diesem Theater arbeiten, für die Schauspieler und die Mitarbeiter, denen was versprochen worden ist und die jetzt in existenziellen Nöten sind, für die Schauspieler und Mitarbeiter, die vor nicht allzu langer Zeit in meinem Büro gesessen sind und gesagt haben: Wie soll ich den Kindergarten zahlen? 

Und weil wir glauben, dass man Menschen, die in Nöten sind, nicht hängen lassen darf, stimmen wir heute mit dem allergrößten Bauchweh dieser Subvention zu - trotz Mauschelei, trotz offener betriebswirtschaftlicher Fragen und einer mehr als schiefen Optik. 

Aber es ist ja noch mehr blöd gelaufen in den letzten Monaten. Ausschreibung war das Zauberwort. Jetzt soll alles anders werden. Gut so. Freut uns, freut uns sogar sehr. Schön wäre es, wenn die Verwaltung des Niedergangs ein Ende hätte. Aber leider, das Schauspiel der Stellenbesetzungen der letzten Wochen lässt mich zweifeln. 

Ein so genanntes Privattheater hat massive Schulden und braucht außerdem einen neuen Direktor. Und weil Direktorenbestellungen bei großen Theatern in dieser Stadt immer eine Staatsaffäre sind, wird das Ganze auch zu einer veritablen Staatsaffäre. Hin und her, Hochglanzmagazine schreiben das eine und schreiben das andere, und es kommt dann doch zu einer Ausschreibung. Aber: Die Jury wird nachher bestellt, nachdem die Leute sich beworben haben, nachdem die Inserate in den Zeitungen waren und nachdem man gewusst hat, wer sich bewirbt. Und dann kommen zwei in die engere Wahl, die sich gar nicht beworben haben. Das mutet doch ein bisschen seltsam an. 

Beim Rabenhof haben wir Ähnliches verfolgt. Da wird ausgeschrieben, ein Inserat gesetzt. Das ist zwar mitten im Sommer, im August, wo viele Menschen auf Urlaub sind, aber das macht ja nichts, eine Ausschreibung ist eine Ausschreibung. Deshalb melden sich leider nicht gar so viele, deshalb kommen auch nicht so viele in die letzte Runde, und vielleicht wird es doch wieder der, der es schon mal war. Schaut auch nicht gut aus. 

Und dann gibt es noch das kleine Problem mit den Vereinigten Bühnen Wien. Sie erinnern sich: Die MA 7 zahlt 207 Millionen S im Jahr für die Vereinigten Bühnen, aber der Stadtrat darf nicht mitreden, wenn ein Vertrag verlängert wird. Dieses Problem ist zwar jetzt gelöst, und wir hoffen, es wird wieder ausgeschrieben, aber dieses Mal anders. 

Aus blöden Geschichten sollte man lernen, und daher glauben wir, dass es mehr als notwendig ist, eine Diskussion, eine qualifizierte Diskussion darüber anzufangen, wie man eigentlich Ausschreibungen sinnvoll ablaufen lassen kann, welche Posten man eigentlich ausschreiben sollte, wo es vielleicht auch sinnvolle andere Möglichkeiten gäbe. - Ich nenne nur das Stichwort "Findungskommissionen". 

Daher werden wir heute einen Beschlussantrag auf Abhaltung einer Enquete einbringen. Ich habe gesehen, dass die FPÖ einen ähnlich lautenden Antrag eingebracht hat, allerdings mit einer etwas anderen Begründung, die mir gar nicht besonders gut gefällt. Nichtsdestotrotz glaube ich, ist es sachlich richtig, nämlich dahin gehend, dass es notwendig ist, sich darüber zu unterhalten, welche Verfahrensformen man eigentlich anwendet, um Direktoren-, Intendanten- und Leitungsfunktionen im Allgemeinen im Kulturbereich auszuschreiben. In anderen europäischen Ländern gibt es da gute Beispiele und davon sollten wir lernen. 

Daher bringe ich heute folgenden Antrag ein: 

"Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Wissenschaft eine Enquete zum Thema DirektorInnen- und IntendantInnenbestellung im Kunst- und Kulturbereich bis zum Zeitpunkt Juni 2002 veranstalten." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft. 

Sie werden gemerkt haben, in unserem Antrag heißt es immer "Innen", die DirektorInnen und die IntendantInnen. Wir würden uns wünschen, dass vielleicht einmal auch die Vision des Herrn Stadtrats, es könnten ja mehr Frauen Theater in dieser Stadt leiten, wahr werden würde. Vielleicht können wir uns auch dazu etwas Gescheites überlegen, damit sich die blöden Geschichten nicht wiederholen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr StR Marboe zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Also viel prononcierter, viel eindeutiger kann man Kritik wohl nicht anbringen, als in der Form, in der es jetzt gerade durch meine Vorgängerin geschehen ist. Ich bin nicht immun und kann es mir daher nicht leisten zu sagen, dass etwas "zugeschoben" wurde, "gemauschelt" wurde, ich kann nicht von "mehr als schiefer Optik", "größtem Bauchweh" und so weiter sprechen. Was uns allerdings unterscheidet, ist: Wir ziehen aus dieser Beurteilung die Konsequenz und stimmen natürlich dagegen. 

Es ist einfach nicht auf einen Nenner zu bringen, mit derart harten Worten der Kritik, wie ich sie hier seit langem nicht gehört habe, gegen die sozialdemokratische Kulturpolitik zu operieren und dann zuzustimmen mit der Begründung, das geschehe wegen der Honorare der Künstler. Also, das müsst ihr irgendwie denen da draußen erklären, denen jetzt 9 Millionen S aus dem Kulturbudget weggenommen werden. Die warten nämlich auf eine solche Erklärung - das wissen Sie besser als ich -, denn die verstehen Ihr heutiges Ja nicht, Frau Kollegin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden nicht zustimmen, und zwar mit Argumenten, die ich in der mir eingeräumten Zeit hier auch darzulegen versuche, weil es natürlich nur vordergründig, wie Frau Kollegin Ringler das hier zu begründen versucht hat, um die Rettung des Rabenhofs, um die Vermeidung der Schließung eines Theaters geht. 

Meine Damen und Herren! Wenn man das wirklich gewollt hätte  ich bin ja ein Zeitzeuge der Vorgeschichte, dann hätte man das ganz anders angehen müssen und auch angehen können. Darin besteht auch der schwere Vorwurf an die, die persönlich schuld sind an diesem Debakel und an diesem Schlamassel. Denn in Wirklichkeit geht es ja, meine Damen und Herren, um die Beschädigung eines Systems der Theaterfinanzierung in Wien, einer Theaterfinanzierung und eines Systems, das auf Transparenz, Partnerschaft und Planungssicherheit beruht hat. Seit Einführung der Dreijahresverträge gibt es keinen Verschuldungsfall in Wien, es gibt keine jährliche Bittstellerei und keine parteipolitischen Abhängigkeiten. Und dieses System werden wir mit allen Mitteln verteidigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vorgeschichte in Kürze, denn sie ist ja bekannt. Die Josefstadt hat Verschuldungsprobleme gehabt aus einer Zeit, die Sie alle kennen, und zwar große Probleme. Was haben wir gemacht? - Wir haben innerhalb kürzester Zeit - und ich sage das auch mit großer Anerkennung dem Koalitionspartner gegenüber - ein Sanierungsprogramm erstellt, noch dazu eines, das klaglos funktioniert. Die Josefstadt ist betrieblich aus dem Schneider und gerettet, und zwar durch eine zusätzliche Budgetierung, nicht, Herr Kulturstadtrat, wie du irrtümlich gemeint hast und hoffentlich auch nicht mehr so formulierst, durch eine Umwidmung. Durch eine zusätzliche Budgetierung von 30 Millionen S seitens der Finanz ist es gelungen, in einer sehr schwierigen Situation innerhalb weniger Wochen, noch dazu knapp vor dem Sommer und dann in den Sommer hinein, eine Sanierung sicherzustellen. 

Ich habe damals - damit das auch allgemein gewusst wird; die meisten wissen es ohnehin - die zusätzlichen 8 Millionen S, von 30 Millionen auf 38 Millionen, nicht bekommen von der Finanz. Die 38 Millionen wären nötig gewesen, um auch den Rabenhof zu retten und bei der Josefstadt zu belassen. Das ging nicht, ich habe nur 30 Millionen bekommen. Ich habe es nicht im Budget gehabt, ich habe damals die jetzt zur Verfügung gestellten Mittel nicht gehabt, und hätte ich sie gehabt, hätte ich sie sicher nicht aus dem Budget genommen, weil ich das für unvertretbar halte. 

Geschehen ist daher - das nennt man Rechtsstaat - Folgendes: Die Josefstadt konnte als Hauptmieter über diesen Raum verfügen. In diesem System leben wir. Sie wollte, was auch verständlich ist, ein Maximum an Ablöse lukrieren, sie hatte nämlich das Recht zur Weitergabe, zur Weitervermietung, auch zur Weitergabe des Hauptmietvertrags. Das ist das gute Recht und das hat sie auch getan.

Mir tat damals um den Rabenhof sehr Leid, der im Unterschied zu dem, was kolportiert wird, ein hervorragendes Theater war. Da gab es Kainz-Medaillen, erst vor kurzem haben wir in einer großen Feier in der Josefstadt einen europäischen Kulturpreis für "Mister Green" miterlebt, und der Rabenhof hatte bis zu 40 000 Besucher jährlich, meine Damen und Herren. 

Es soll mir doch keiner sagen, dass der Rabenhof nicht ein hervorragendes Wiener Theater war, um dann selber ein bisschen besser dazustehen. Es ist einfach nicht wahr. Aber aus budgetären Gründen war er nicht bei der Josefstadt zu behalten, und die Josefstadt hat, was auch ihr gutes Recht ist, Verhandlungen aufgenommen. 

Um es kurz zu machen: Am Endpunkt dieser Verhandlungen stand eine Zusage, jetzt nur einmal der Josefstadt gegenüber, auf Ablösezahlung von 2,4 Millionen. Der SPÖ-Kultursprecher war persönlich in diese Verhandlungen involviert, hat sie persönlich mit dem Dior Götz geführt und ist für mich so eine Art parteipolitischer Bürge dieser Zusage an die Josefstadt zu diesem Ablösevertrag, von dem die Josefstadt bis zum heutigen Tag keinen einzigen Groschen gesehen hat, meine Damen und Herren.

Ich sage auch, dass unsere Ablehnung nicht gegen den Verein gerichtet ist. Ich glaube, dass wir dem Präsidenten und den Vorstandmitgliedern seit dem 27. April sogar dankbar sein müssen, dass sie als Verein Ärgeres verhindert haben und dass sie sich wirklich bemüht haben, hier noch einen Hauch von Ordnung hineinzubringen. 

Aber wie kann man für ein Projekt und für den Antrag stimmen, meine Damen und Herren, wo es nur Beschädigte gibt? 

Es ist die Josefstadt beschädigt, weil sie den Rabenhof hergeben musste. Sie kennen ja die öffentlichen Statements des Herrn Lohner, des Herrn Schenk, des Herrn Muliar, die alle wirklich zutiefst irritiert sind, dass es nicht geglückt ist, das zu verhindern. 

Es sind die seinerzeitigen Mitbewerber beschädigt, denen man gesagt hat, es gibt kein Geld, sie müssen das umsonst machen. So wie auch der Herr Welunschek in einer Presseaussendung ausdrücklich gesagt hat, er wird das umsonst machen, er weiß das, er kennt die Bedingungen. 

Es ist die Wiener Theaterszene beschädigt. Es sind all jene Klein- und Mittelbühnen beschädigt, die sich an die Spielregeln halten, die, meine Damen und Herren, bereit waren, sechs Jahre zum gleichen Subventionsbetrag Theater zu machen in Wien, die bereit waren, als Beitrag zu einem funktionierenden Budget ihr Budget auf sechs Jahre einzufrieren; dies für die Gegenleistung von Dreijahresverträgen, die für sie günstiger erschienen.

Es ist die junge Szene beschädigt, der jetzt 9 Millionen S aus dem zentralen Kulturbudget abhanden kommen. 

Es ist der Rabenhof beschädigt, weil über ihn gesprochen wird, so wie heute. "Mauschelei", "Sozitheater", es ist ja schon alles gefallen, er gilt bereits als parteipolitisch vereinnahmt, was mir Leid tut, weil er es nicht notwendig hat. 

Es ist auch der Welunschek beleidigt, wie er selbst in einer APA-Aussendung gesagt hat. Denn wenn er es jetzt wird, heißt es - so wie Sie es ja richtig angedeutet haben -, er wird es, weil er einen Freund an bestimmten Stellen in der Sozialdemokratischen Partei hat, wenn er es nicht wird, ist er beleidigt, weil er ein Jahr lang sozusagen im Auftrag dieser Partei versucht hat, dieses Theater zu führen. Das heißt, er ist genauso beschädigt wie viele andere.

Es ist der Kulturstadtrat beschädigt, weil er sichtlich gezwungen ist, parteipolitische Zusagen einzuhalten, ohne sich wehren zu können.

Und es ist meiner Ansicht nach auch der SPÖ-Kultursprecher beschädigt, der ja, wie allgemein bekannt ist, im Mittelpunkt dieser ganzen Abwicklung und dieser Zusagen, wie sie kolportiert wurden, steht. 

Ich möchte Ihnen ein Zitat aus dem "profil" vorlesen, in dem es heißt: "Gegenüber 'profil' lässt Mailath-Pokorny nun eine kulturpolitische Bombe platzen. Im Unterschied zu seinem Vorgänger Peter Marboe will er die Schuldigen zur Verantwortung ziehen. Zitat: 'Ich habe mir vorgenommen, die möglichen zivilrechtlichen Regressansprüche prüfen zu lassen', erklärt Mailath-Pokorny. 'Es ist nicht selbstverständlich, dass ein Privatunternehmen von der öffentlichen Hand aufgefangen wird, wenn auf Grund offensichtlicher Unzulänglichkeiten ein zusätzlicher Bedarf notwendig ist. Man kann in diesem Fall nicht einfach sagen, man gibt öffentliches Geld - und Schwamm drüber!'" 

Meine Damen und Herren! Es geht nicht um den Rabenhof, wie man auf Grund dieses Zitats glauben könnte, sondern um die Josefstadt. Ja, warum denn nicht Regressansprüche im Fall Rabenhof, Herr Kollege, wenn du es in der Josefstadt androhst? Warum nicht einfach sagen, die SPÖ soll zahlen, die uns nachweislich dieses Schlamassel eingebrockt hat? Warum nicht so wie hier dem Lohner, dem Muliar, dem Jungbluth und all den anderen auch denen drohen, deretwegen wir jetzt 9 Millionen S weniger Budget für die Freien Gruppen beschließen müssen? - Ich bitte dich, diese Frage zu beantworten.

Es ist schon einmal vorgekommen. Es gab einmal einen Verein, der sollte aus öffentlichen Geldern subventioniert werden. Uns war das ein bisserl suspekt, wir haben uns das näher angeschaut, haben mit den Leuten gesprochen, hin und her, und sind draufgekommen, dass es sich um einen Verein gehandelt hat, der eine Publikation herausgeben sollte. Das war der ganze Vereinszweck. Wir haben uns zu dem Entschluss durchgerungen, dass das ziemlich parteipolitisch gefärbt ist, haben das dem Koalitionspartner gesagt, und - siehe da! - der hat das eingesehen. Heute erscheint "Am Puls" nicht, so wie schriftlich beantragt, subventioniert aus öffentlichen Geldern, sondern die SPÖ zahlt das, weil es ein SPÖ-Kulturpublikationsorgan ist. Ja, warum nicht auch beim Rabenhof, bei dem eine vollkommen vergleichbare Situation gegeben ist, meine Damen und Herren?

Warum - das muss man den Kollegen Woller schon fragen - um Gottes willen, hetzt ein SP-Kultursprecher einen Künstler in ein Abenteuer, obwohl er doch wissen muss, dass es vorher schon schief gegangen ist? - Das ist ja nicht die erste Entschuldung des Herrn Welunschek und der Herr Woller weiß das genau. Das ist ja ein politischer Wiederholungstäter, der das noch einmal macht und noch einmal. Warum macht man das, obwohl man schon weiß, dass der entschuldet werden musste, und zwar um Millionenbeträge? - Dann gehe ich doch nicht noch einmal her und hetze ihn noch einmal in ein solches Abenteuer und sage - wenn man den Zeitungen glauben darf - gleichzeitig zu: Irgendwie werden wir das nach der Wahl schon richten.

Wenn er schon als Welunschek-Protektor angesprochen wird in den Aussendungen und auch in der APA, dann, glaube ich, dass er aufpassen müsste mit der Angabe von unrichtigen Zahlen. Er schreibt hier in einer APA-Aussendung - Zitat -: "Die Wiener Mittelbühnen, die Gruppe 80 oder Ensemble Theater, haben je 13 Millionen S. Das Schauspielhaus bekommt viel mehr. Eine ordentliche Saison kostet mindestens 12 Millionen S."

Herr SPÖ-Kultursprecher, Sie müssen doch wissen, dass die Gruppe 80 nur 8,4 Millionen S bekommt und nicht 13 Millionen S, Sie müssen doch wissen, dass das Ensemble Theater 8 Millionen S bekommt und nicht 13 Millionen S. Warum wird hier mit so unrichtigen Budgetzahlen, die im Kulturbericht stehen, die jeder nachlesen kann, operiert? Um für seinen Freund ein möglichst großes und überdurchschnittliches Budget herauszuverhandeln? - Ich hoffe, dass diese Zahlen dem Kulturstadtrat bekannt waren, wie er sich zu dieser Entscheidung durchgerungen hat.

Dann sagt er etwas, wovon er glaubt, dass es kritisch verstanden werden würde, was ich aber natürlich nur als großes Kompliment empfinden kann. "Die Situation", so wird er in der APA zitiert, "dass man nun Geld beschließen müsse, sei unter anderem auch deshalb entstanden, weil sich Peter Marboe als Kulturstadtrat nicht zu einer politischen Entscheidung durchringen konnte." 

Jawohl! Ich habe diese Entscheidung nicht getroffen, weil sie fahrlässig ist und falsch, weil es fahrlässig und falsch ist, aus dem Kulturbudget gerade den Schwächsten 9 Millionen S wegzunehmen. Wir haben sie auch gar nicht gehabt. Ich hätte eine solche Entscheidung, aus dem Kulturbudget etwas zu nehmen, gar nicht treffen können. Daher bin ich froh, dass Sie das selbst eingestehen, dass ich diese politische Entscheidung, diese falsche politische Entscheidung nicht getroffen habe. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dazu kommt, meine Damen und Herren, dass es ein bisserl wenig selbstbewusst wirkt, wenn man nach de facto neun oder zehn Monaten politischer Verantwortung - denn seit Jänner trägt die Sozialdemokratie Verantwortung; zuerst für die vorverlegten Wahlen und seit 27. April als Alleinregierung ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Seit Jänner ist nichts mehr gegangen. Machen wir uns nichts vor! Da kannst du ja nicht mehr regieren, wenn der Koalitionspartner sagt, es kann jetzt nichts mehr beschlossen werden. Also, wenn nach fast neun oder zehn Monaten alleiniger Verantwortung und sechs Monaten alleiniger Regierungsverantwortung immer noch versucht wird, mühsam etwas als Ausrede heranzuziehen, was vor einem oder vor eineinhalb Jahren war, dann zeigt das nicht von großem Selbstvertrauen. Jetzt ginge es darum, dass man nicht Ausreden braucht, sondern dass man tätig werden muss, meine Damen und Herren.

Und wenn es stimmen sollte - er wird ja dann auch noch sprechen -, dass es keine Zusagen gegeben hat, dass er nicht, so wie behauptet wird, dem Herrn Welunschek irgendetwas in Aussicht gestellt hat, dann muss man, glaube ich, wirklich den "Standard", den "Falter und andere Publikationen klagen, die das nämlich behaupten. Das sind Zeitungen, die den Rabenhof massiv unterstützt haben und daher große Glaubwürdigkeit besitzen. Denn immerhin steht im Falter: "Von der Wiener SPÖ wurde dem Theatermacher signalisiert, dass er für den Fall einer erfolgreichen Wiener Wahl mit Subventionen rechnen könne." - Wenn das nicht stimmt, dann klagen Sie doch oder schreiben Sie zumindest einen Leserbrief!

"Er", nämlich Welunschek, "hat sich", schreibt Kralicek weiter im "Falter", "auf ein unsauberes Spiel" - Herr SPÖ-Kultursprecher, ein "unsauberes Spiel", das wird heute über die SPÖ-Kultur- und -Theaterpolitik geschrieben im "Falter" - "eingelassen und muss die Konsequenzen tragen."

Im "Standard", auch eine Zeitung, die dem Ganzen immer sehr wohlwollend gegenüber stand: "Neben dem interimistischen Direktor Karl Welunschek, dem die Leitung von der SP einst versprochen" - versprochen! - "worden war", meine Damen und Herren. Entweder Sie dementieren das oder Sie sagen das, was sehr wahrscheinlich ist, nämlich dass es zutrifft. 

Und jetzt eine Frage - und deshalb, Frau Ringler, verstehe ich euer Ja wirklich nicht -: Ist es denn wirklich wieder notwendig, Parteimitglied zu sein, um zu einer Subvention zu kommen? - Sie waren doch dabei im Tanzhaus. Früher hat man von einer ganz grundsätzlichen Stimmung her gewusst, dass jeder sein kann, was er will. Er kann parteipolitisch wählen, was er will, er kann öffentlich sagen, was er will, es ist damit kein Nachteil und kein Vorteil verbunden. Jetzt werden bei der Eröffnung des Tanzhauses wieder Transparente entrollt, jetzt muss man wieder SPÖ-Mitglied sein, um zu einer Subvention zu kommen. So schnell ist das in knapp einem halben Jahr gegangen, meine Damen und Herren.

Ich verstehe Ihr Ja nicht, weil natürlich dieses Ja als nachträgliche Entschuldigung all dieser Dinge, die ich aufzulisten versucht habe, interpretiert werden muss. Sie sanieren nachträglich diesen unerträglichen Zustand. Wenn es Ihnen wirklich am Honorar gelegen ist, dann stimmen Sie doch dafür, dass an Sonderdotierung an die IG zum Beispiel so viel Geld kommt, dass diese Honorarforderungen erfüllt werden können, und die Geschichte hat sich. Sie stimmen aber für viel mehr, als nur für die Auszahlung der Honorare. (GR Mag Christoph Chorherr: Stellen Sie den Antrag! Der Antrag liegt nicht vor!) Der Antrag ist doch ganz etwas anderes. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie sagen, stimmen Sie dem Antrag zu, aber Ihr Antrag liegt nicht vor! So bekommen Sie gar nichts!) Sie hätten abstimmen können so wie wir. Wir stellen jetzt einen Abänderungsantrag und ich hoffe, dass Sie dem zustimmen werden. (GR Mag Christoph Chorherr: Dem stimmen wir auch zu!) Ja, das will ich hoffen, und dann kann man vielleicht noch aus diesem Schlamassel herauskommen. 

Meine Damen und Herren! Eines möchte ich übrigens auch sagen: StR Mailath hat nichts zu tun mit dem Problem, also er ist schuldlos an der Entstehung dieses Problems. Er hat damit nichts zu tun. Er hat das übernommen. Ich möchte das wirklich in aller Deutlichkeit sagen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Von wem?) Das habe ich gerade darzulegen versucht. Du kannst nicht sagen, du hast das übernommen von vorher, du hast das übernommen vom Kultursprecher der Sozialdemokratischen Partei, mein lieber Freund! Denn wenn das nicht eindeutig ist, was ich jetzt zitiert habe, dann kann ich dir nur raten, die Zeitungen zu lesen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Der war nicht Stadtrat! Der war politisch nicht verantwortlich!) Ich habe dir erklärt, dass meine politische Entscheidung darin bestand, mich nicht auf so ein Schlamassel einzulassen, in das du jetzt hineingezogen wirst. Das ist ja das Geheimnis guter Kulturpolitik, dass man sich nicht von den eigenen Leuten in ein Schlamassel hineinziehen lässt, aus dem man nicht mehr herauskommt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden daher einen Antrag stellen. Wenn die SPÖ, wie sie das schon einmal gemacht hat bei "Am Puls", die Größe hat, das aus eigenem zu ersetzen, dann soll es uns alle freuen, denn dann fehlen die Mittel nicht für die, denen sie jetzt abgehen werden. Wenn das nicht geht, dann wollen wir einen Antrag stellen, meine Damen und Herren, dass diese Mittel nicht aus dem Kulturbudget kommen dürfen, sondern aus einer Sonderdotierung, wie das übrigens, lieber Herr Stadtrat, immer der Fall war. Ich verstehe nicht, warum du dich zum ersten Mal auf so etwas einlässt. Wir haben ja öfter entschulden müssen in der Vorgängerzeit - eine meiner ersten Aktionen war eine Entschuldung, unter anderem vom Herrn Welunschek - und haben das selbstverständlich als Sondermittel bekommen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Du hast gerade gesagt, du hast es nicht bekommen!) Glaubst du, ich hätte mir von der Finanz einreden lassen, dass ich 25 Millionen S aus dem Kulturbudget nehmen muss. Das ist doch nicht dein Ernst. 

Daher werden wir einen Antrag stellen, dass diese Mittel, über die heute entschieden werden soll, nicht aus dem Ordinarium des Kulturbudgets kommen, wo sie nämlich ausgerechnet den Schwächsten weggenommen werden, wie Sie ganz genau wissen, sondern, wie bei solchen Entschuldungen immer, durch eine Sonderdotierung der Finanz erfolgen sollen.

Das wird jetzt schon ein bisserl ein Offenbarungseid. Ich kenne die Mitglieder des Kulturausschusses, und die müssen sich jetzt fragen, ob sie auf der Seite der Kultur sein wollen oder auf der Seite der Parteipolitik. Denn wenn es dir gelingen sollte, auch nur drei deiner Kulturausschussmitglieder für diesen Antrag zu gewinnen, dann gibt es ja eine Mehrheit und du ersparst dir 9 Millionen S im Budget. Also, ich kann nur hoffen, dass du zumindest dieser Versuchung nicht widerstehen kannst. 

Ich kann mir auch vorstellen, dass drei von den jetzt, glaube ich, neun Mitgliedern der SPÖ im Kulturausschuss sehr wohl im Grunde ihres Herzens der Meinung sind, dass da seitens der Finanz eingesprungen werden soll, und für diesen Antrag stimmen. Dann gäbe es eine Mehrheit, und ich nehme an, dass uns das allen Freude machen würde, meine Damen und Herren. 

Zum Schluss kommend etwas, was mir auch rätselhaft ist. Ich weiß nicht, wer den Antrag wirklich gelesen hat. Da steht im eigenen Antrag des Rabenhofs: 70 Spieltage, 25 Prozent Auslastung bei 300 Plätzen. Das heißt, das Theater rechnet mit 70 Besuchern pro Vorstellung. Wissen Sie, wie trostlos ein Theater ist, das nur zu einem Viertel voll ist? - Das steht schon hier im Antrag drinnen, und trotzdem kriegen sie neuerlich 7 Millionen. Also, das steht ja hier schwarz auf weiß. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Stadtrat, bitte, ich habe die Uhrzeit nicht eingestellt, aber Sie sind in der 21. Minute. - Danke. 

StR Dr Peter Marboe (fortsetzend): Ich habe geglaubt, ich habe 40 Minuten. Wenn das so ist, dann darf ich zum Schluss kommend die letzte Minute dazu noch verwenden, etwas zu erwähnen: Du hast, Herr Stadtrat, bei der Wiedereröffnung des Schauspielhauses vor zwei Tagen - was mich übrigens sehr gefreut hat - einen sehr schönen Satz gesagt. Du hast gesagt, wir haben heute hier im Schauspielhaus die Zukunft des Wiener Theaters gesehen und hast damit die künstlerische Leistung gemeint. 

Ich bin deiner Meinung. Wir haben dort unter anderem auch die Zukunft des Wiener Theaters gesehen, weil der Weg zur Besetzung dieses Direktoriums einer war, der genau zu dem Abend vor zwei Tagen geführt hat: mit 77 Bewerbungen, mit totaler Transparenz. Es war nicht so wie beim Rabenhof im Sommer in nur zwei Zeitungen, "Standard" und "Wiener Zeitung". Und das bei einem Theater, das größer ist als das Schauspielhaus, wobei sich in meinen Augen die Frage der EU-Rechtswidrigkeit auftut, weil man so etwas natürlich international ausschreiben muss. Ja, warum denn nur in zwei Zeitungen bei einem Theater wie dem Rabenhof? - Da darf man sich nicht wundern, wenn sich nur 12 oder 13 Leute bewerben, was ja fürchterlich ist. Beim Schauspielhaus waren es 77.

Meine Damen und Herren - nur noch kurz, weil ich schon gemahnt wurde -, versuchen Sie nicht, das Rad der Zeit zurückzudrehen! Wir haben jetzt fünf Jahre eine andere Form der Kulturpolitik erlebt. Wir wollen nicht wieder - ich glaube, niemand will das - jährliche Bittstellerei, Entschuldungen, Abhängigkeiten und parteipolitische Gnadenakte, meine Damen und Herren. Wir glauben, dass die Theaterszene in Wien Verlässlichkeit braucht, Partnerschaft braucht, und wenn Sie sich nach diesem, wie ich hoffe, Ausrutscher und nicht Symbolakt einer Systemveränderung dazu bekennen, dann habe ich noch einen Funken von Hoffnung, dass man auch künftighin so wie schon in den letzten Jahren in der ganzen Welt mit Anerkennung von Wien als Theaterstadt spricht. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Es kommt nun als Nächster Herr GR Mag STEFAN zum Wort. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Sozialistische Politik im Kulturbereich als Stückwerk oder doch rote Kulturpolitik mit einem klaren Ziel? - Diese Frage stellt sich immer wieder und gerade aktuell am Beispiel Rabenhoftheater. 

Die Geschichte des Rabenhoftheaters ist heute schon eingehend beleuchtet worden. Wir wissen, es handelte sich ursprünglich um eine Dependance der Josefstadt, und es war immer klar, dass auf Grund des kleinen Zuschauerraums dort Subventionen notwendig sind. Plötzlich war aber das Geld nicht mehr vorhanden. 6 Millionen S, die notwendig gewesen wären, sind nicht mehr vorhanden. Es wird also eine weitere Unterstützung abgelehnt. 

Doch dann tritt der Kultursprecher der Sozialisten, GR Woller, auf den Plan und möchte, so wird gemunkelt, ein rotes Bezirkstheater installieren. Als einschlägig bekannter interimistischer Leiter wird der ihm angeblich sehr zugetane - man sagt, er ist ein guter Freund des GR Woller - Welunschek eingesetzt. 

Zur Person Welunschek: Er ist, wie gesagt, ein braver Roter. Wir haben das auch nach den Wahlen in einer Aussendung lesen dürfen. Ich darf nur kurz zitieren: "Vor allem ich als Sozialdemokrat muss diese Parteilinie begrüßen und mich dafür einsetzen. Ich habe mich im Wahlkampf zur Sozialdemokratie bekannt und muss jetzt dafür einstehen." - Also, das ist ein klares Bekenntnis. So wird man einmal interimistischer Leiter und so kommt man in Positionen. 

Um das Theater dann über die Monate zu retten, wurden zunächst einmal vom Bezirk und vom Gemeinderat jeweils 2 Millionen S zugeschossen. Es war eine Überbrückung. Wir haben auch mitgestimmt, denn wir haben uns gesagt, man muss jetzt eine Lösung finden und dafür sind einmal diese Beträge notwendig, dann wird es eine Ausschreibung geben, ein Konzept und so weiter. 

Heute stehen wir vor einer neuen Subvention, heute geht es um 7 Millionen S. Wir haben aber keine echte Ausschreibung, wir wissen zumindest nichts von einer Ausschreibung, geschweige denn von einem Ergebnis, und wir haben kein Konzept. Also einfach zum Durchtauchen noch einmal 7 Millionen S. Dabei gab es sogar Konzepte und es gab Interessenten darüber hinaus. Wächter und Vitasek wurden genannt.

Es ist ganz interessant, wenn man sich das Protokoll der Rede des StR Marboe am 27. Juni anschaut. Da hat er das zur Sprache gebracht und GR Woller hat einen Zwischenruf gemacht und gesagt: "Die sind ja alle von 12 Millionen S ausgegangen pro Jahr!" Das heißt also, deren Konzepte sind von 12 Millionen S ausgegangen. Jetzt sind wir ohne Konzept mit reinem Durchwurschteln über 12 Millionen S und sollen das heute beschließen. Da kommt aber keine Kritik von den Roten oder irgendwie ein Hinweis darauf, dass das offenbar zu viel wäre. 

Dem Steuerzahler ist ein so hoch subventionierter Schwebezustand jedenfalls nicht zumutbar. Außerdem wird dem Rabenhoftheater unter den gegebenen Umständen keine große Zukunft vorausgesagt. Ich glaube, eine Minimallösung im Rahmen der Josefstadt oder eine Probebühne wäre sinnvoller gewesen. Die mäßig originellen Stücke von Wolfgang Bauer etwa holen ja nicht einmal beim "steirischen herbst" noch jemanden hinter dem Ofen hervor. Bei uns werden sie gezeigt, und wie viele Leute dadurch im 3. Bezirk in den Keller gelockt werden, das sieht man ja. Auch der Spielplan bis zum Jahresende ist nicht umwerfend. Es ist eben, so wie ich schon festgestellt habe, ein Durchwurschteln, aber dafür werden immerhin 7 Millionen S aufgewendet. Wir haben also wieder eine rote Spielwiese in Wien mehr und sogar eine sehr teure. 

Da muss ich aber doch noch eines dazusagen: Die Haltung der ÖVP ist da schon scheinheilig. StR Marboe hat gemeint, die Haltung der Grünen wäre scheinheilig, ich meine, seine ist es nicht minder. Denn wenn er feststellt, dass die Subvention an sich zu hoch ist, dass sie unverhältnismäßig hoch ist im Vergleich zu anderen kleinen Bühnen, wenn er die politische Einflussnahme kritisiert und dann im selben Atemzug fordert, dass diese Subvention aus einem anderen Topf kommen soll, nämlich aus dem Finanzressort, dann verstehe ich das nicht. Dem Steuerzahler ist es wirklich egal, aus welchem Topf die Mittel zugeschossen werden, und dem Direktor des Rabenhoftheaters wird es auch egal sein, von wo er das Geld bekommt. Also, diese Argumentation ist nicht nachvollziehbar. (Beifall bei der FPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Aber den anderen Kulturschaffenden ist es nicht egal!) Das ist vielleicht den anderen Kulturschaffenden nicht egal, aber wenn wir kritisieren, dass das an sich falsch ist, was hier passiert, dann kann ich das Geld nicht dort reinschieben. Das ist wirklich nicht sinnvoll. 

Letztlich - davon gehe ich aus - werden wir nach einem sicherlich 100�prozentig objektiven Auswahlverfahren erfahren, dass der einstweilige Leiter Welunschek auf Dauer bestellt wird. Das ist nur eine Prognose, aber ich glaube, die wird sich erfüllen. 

Man sieht also, dass das Herauslösen des Rabenhoftheaters aus dem Theater in der Josefstadt offenbar hauptsächlich politisch motiviert war. Künstlerisch und finanziell hat es nichts gebracht, eher im Gegenteil. 

Daran sieht man auch wieder, welch große Probleme die Bestellungsmodalitäten von Direktoren und Intendanten in Wien aufwerfen. Es ist daher längst an der Zeit, über die bestmögliche Wahl von Direktoren fernab aller machtpolitischen Interessen zu diskutieren. Für eine solche bestmögliche Entscheidung sind Richtlinien erforderlich, die eine unabhängige Besetzungspraxis ermöglichen. Zu diesem Zweck stellen wir einen Beschlussantrag, den ich kurz zur Kenntnis bringe: 

"Der Herr Kulturstadtrat möge eine Enquete einberufen, die sich mit dem Thema der Bestellung von Direktoren beziehungsweise Intendanten an Theatern, Opernhäusern und Festivals befasst." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. (GR Mag Thomas Reindl: Hätten Sie das beim ÖIAG-Aufsichtsrat so gemacht, dann wäre das objektiv gewesen! - Heiterkeit bei der SPÖ. - Berichterstatterin GR Marianne Klicka: Da sind nur Experten! Das stimmt!) 

Also, wir können von Ihnen, glaube ich, viel lernen, was politische Besetzungen betrifft, das muss ich schon sagen. Das haben Sie in den letzten Jahren bewiesen. Da sind Sie wirklich Meister. (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Der Prinzhorn ist da Weltmeister!) Also, wo die Weltmeister sitzen, scheint klar. Ich fürchte, da haben die Roten wirklich noch die Speerspitze der politischen Besetzungen. Das könnt ihr wirklich. Das können Sie wirklich. Entschuldigung! Verzeihung! Wir sind wirklich nicht per du. (Ruf bei der SPÖ: Im Parlament sitzen lauter Experten! - GR Kurt Wagner: Genau! Die haben mit der FPÖ überhaupt nichts zu tun! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Aber wenn wir schon bei den Besetzungen sind: Da gibt es das Josefstadt Theater - wir haben heute auch schon darüber gehört -, und auch da sieht man wieder die Vernebelungstaktik, auch da sieht man wieder, wie das funktioniert bei den Roten. Sie haben jetzt gerade gesagt, wir können lernen, also da können wir bestimmt lernen. (StR Karin Landauer: Nein, die können nicht lernen! - GR Kurt Wagner: Hunderte Millionen an Abfertigung!) Aber Sie haben Recht, wir wollen gar nicht davon lernen. Man könnte davon lernen, wenn man wollte, und dann könnte man sehen, wie Vernebelungstaktik funktioniert. 

Da gibt es ein Theater, nämlich das Theater in der Josefstadt, das wirklich überdurchschnittlich vom Publikum angenommen wird, das ein eigenes Wiener Flair hat, das ein geschlossenes Ensemble hat, aber das passt offenbar gerade nicht in das neuerdings wieder völlig ungebremste sozialistische Wien, und daher muss etwas passieren. Am besten, man macht es über den Kopf und es gibt einen neuen Direktor. Das ist ein ganz wichtiger Hinweis. 

Und weil Sie sich schon zu Wort melden, Herr Stadtrat, darf ich Sie zitieren, wie Sie an diese Direktorenbestellung herangegangen sind. Zuerst haben Sie in einer Aussendung klargemacht, dass die Ausschreibung bei größeren Häusern eher nicht zu wählen ist. Das war am 4. Mai. Dann haben Sie am 11. Juni gemeint, auch für eine Findungskommission oder eine Ausschreibung ist es bereits zu spät. Dann am 27. Juni, also 16 Tage später, erfolgte ein Sinneswandel. Plötzlich wird von Ihnen eine öffentliche Ausschreibung nach demokratisch nachvollziehbaren Regeln gefordert. Das sagen Sie im "profil" am 16. Juli. Das heißt, zuerst in der APA und dann im "profil". Dann sagen Sie, was ja auch wirklich ganz interessant ist: "Es soll nicht mehr am Stammtisch ausgemauschelt werden, wer welche Leitungsfunktion übernimmt." Das war im "profil" am 27. August. Ganz interessant! Also, offenbar war es bisher so, oder Sie wissen da mehr als wir.

Es wird also eine Jury gebildet. Bekanntlich ist bei richtiger Wahl der Jurymitglieder eine Entscheidung schon vorprogrammiert. Die Bewerbungen mit künstlerischem und finanziellem Konzept sind bei der Notariatskanzlei Michalek einzureichen, aber dann läuft doch alles anders. Hermann Beil, allgemein bekannt als treuer Weggefährte Peymanns, bekundet sein Interesse am Direktorsposten. Es heißt, eine Ausschreibung und die Vorlage eines Konzepts, überhaupt eines finanziellen Konzepts, sei unter seiner Würde, und die Geldmittel werden ihm sowieso zu knapp. Der direkte Kontakt mit dem Stadtrat müsste da wohl genügen. Und - siehe da! - er genügt. Die Jury bestellt Hermann Beil mit einer überwältigenden Mehrheit von immerhin drei zu zwei Stimmen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Woher wissen Sie das?) Das habe ich gelesen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es stimmt nur nicht!) Ich kann nur von dem ausgehen, was ich lese, aber Sie werden es uns vielleicht dann genauer sagen. (Neuerlicher Zwischenruf des amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Ja, das ist vollkommen richtig, aber wir werden es heute hören. Heute werden wir belehrt. Es ist vielleicht ganz gut, dass ich das jetzt festhalte, damit wir dann das Richtige hören. 

Die Fachleute aus Berlin und Bochum, die beigezogen wurden, haben offensichtlich wenig Einfühlungsvermögen be- und einer typischen Kulturinstitution einen schlechten Dienst erwiesen. (GR Mag Christoph Chorherr: Schon wieder Ausländer!) Dabei will doch das zahlende Publikum, für das bekanntlich Theater ja auch gemacht wird, auch bedient werden. Auch das Ensemble, das sich etwa Karl-Heinz Hackl als Nachfolger gewünscht hat, war wenig glücklich mit Ihrer Bestellung. 

Vielleicht steckt dahinter auch Methode: Das Publikum soll durch leere Ränge ersetzt werden und das Ensemble durch neue Schauspieler, wahrscheinlich aus dem Umfeld Beils. Sogar das tiefrote und nicht unbedeutende Ensemblemitglied Fritz Muliar war entsetzt und hat öffentlich seinen Ärger bekundet. Und schließlich stellte sogar der Bürgermeister, wie man liest, selbst fest, dass das letzte Wort noch nicht gesprochen ist. Hoffen wir es. 

Wien braucht keine weiteren Selbstverwirklichungsanstalten à la Peymann & Co, und wir lehnen den hochsubventionierten politischen Zugriff auf das Rabenhof Theater ebenso ab, wie die drohende Gleichschaltung des Theaters in der Josefstadt. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Woller zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe Verständnis dafür, dass die Umstellung von der Regierungsbank auf die Oppositionsbank schwierig ist. Ich habe Verständnis dafür, dass es nicht so ganz einfach ist, sich daran zu gewöhnen, dass man sich nicht gleich immer zu Wort melden kann, dass man nur 20 statt 40 Minuten reden darf. Ich habe Verständnis dafür, dass StR Peter Marboe mit seiner neuen Rolle als Oppositionspolitiker ringt, aber - Herr Marboe - bleiben wir bei der Wahrheit und versuchen wir doch zumindest, Dinge so darzustellen, wie sie sind. 

Es ist einfach falsch, wenn Sie heute in einer Presseaussendung behaupten, dass den Freien Gruppen oder anderen Theatern Geld weggenommen wird. Sie laufen jetzt seit Wochen durch Wien - ich weiß das ja - und stiften Unruhe. Sie erzählen allen Theaterleuten diese Falschinformation und dann regen Sie sich darüber auf. Zuerst erzeugen Sie die Unruhe und dann fragen Sie: Was ist da für Unruhe? 

Es ist einfach so, dass den Freien Gruppen durch die Beschlussfassung der heutigen Subvention für den Rabenhof kein einziger Schilling weggenommen wird (GR Walter Strobl: Woher kommt das Geld? Sagen Sie uns, woher es kommt!), es wird den anderen Theatern und Mittelbühnen kein einziger Schilling weggenommen, sondern das wird aus Mehreinnahmen aus dem Kulturschilling bedeckt. Das ist die Wahrheit und dabei sollten wir auch bleiben. 

Und wenn Sie von Schlamassel reden, dann muss ich sagen, es ist tatsächlich ein Schlamassel gewesen, als Sie Kulturstadtrat waren. Wahrscheinlich wäre alles besser gelaufen, wenn Sie es damals nicht gewesen wären, sondern ein Sozialdemokrat. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber Sie waren damals Kulturstadtrat und daher ist es Ihre politische Verantwortung, dass wir dort sind, wo wir jetzt sind. Es war Ihre politische Verantwortung, dass sich, nachdem die Josefstadt gesagt hat, sie gibt den Rabenhof auf (StR Dr Peter Marboe: Warum haben Sie sich nicht beworben?) - hören Sie zu! - 13 Theatermacherinnen und Theatermacher beworben haben. (StR Dr Peter Marboe: Warum haben Sie sich nicht beworben?) Weil wir Sozialdemokraten so viele profilierte Persönlichkeiten in der Kulturpolitik haben (GR Walter Strobl: Sie haben keine Chance!), dass der Bürgermeister aus einer ganzen Reihe von Persönlichkeiten wählen konnte, und er hat eine großartige Entscheidung getroffen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber kommen wir zurück zu Ihrer politischen Verantwortung. Als bekannt wurde, dass die Josefstadt das Theater aufgibt, haben sich 13 Theatermacher beworben, und zwar bei Ihnen als Kulturstadtrat, in der MA 7, und davon sind 12 davon ausgegangen, dass so ein Theater 10 bis 12 Millionen S kostet. Alle diese Konzepte waren mit diesem Ansatz eingereicht. Und es war auch die Josefstadt, die gesagt hat, wir können das auch weiterführen, aber wir brauchen dafür 10 Millionen S. 

Es war Ihre Fehlentscheidung, dass Sie gesagt haben, man könnte Theater ohne Subvention machen. Das war einer der größten Fehler, den Sie in den fünf Jahren gemacht haben, dass Sie den Eindruck erweckt haben, es wäre möglich, ohne Subvention Theater zu machen. Sie als Kulturpolitiker hätten wissen müssen, dass es ein Unterschied ist, ob man altes Kabarett macht oder zeitgenössisches Theater. Vielleicht kann man altes Kabarett machen - das hat der Herr Bronner übrigens vorher auch nicht geschafft in seinem Kabarett, denn sonst wäre er ja nicht bankrott gegangen -, aber es war klar, zeitgenössisches Theater kann man nicht ohne Geld machen, und daher war immer klar, dass alle, die eingereicht haben, Geld brauchen.

Sie haben damals erstens gesagt, Theater muss möglich sein ohne Geld, Sie haben weiters gesagt, ich entscheide das nicht, sondern Sie haben die Josefstadt beauftragt, zu entscheiden. Und so kam es dann dazu, dass angesichts der Nichtentscheidungsfähigkeit des Kulturstadtrats Marboe andere entschieden haben. 

Und damit die Legendenbildung zu Ende ist: Das habe nicht ich entschieden. Es hat zwei gegeben, die entschieden haben: Da war das Theater in der Josefstadt, das entschieden hat, es auf ein Jahr Herrn Welunschek zu geben, und es hat die Kulturkommission der Bezirksvertretung Landstraße entschieden, übrigens einstimmig. Diesem Gremium gehöre ich selbstverständlich nicht an, ich war bei keiner einzigen Sitzung dabei. Einstimmig hat die Kulturkommission des 3. Bezirks sich für das Konzept von Karl Welunschek entschieden und daher hat ihm der Bezirk auch eine Starthilfe gegeben. 

Das heißt , es war Ihre Nichtpolitik und es waren Ihre Fehlentscheidungen, die zu diesem Schlamassel, wenn Sie das Wort schon verwenden, geführt haben. Das war aber immer Ihr Spiel. Sie haben immer gesagt, das Gute hat der Marboe gemacht und das Schlechte hat der Koalitionspartner gemacht oder irgendwer anderer. Irgendwer war immer schuld. Schaden ist jedenfalls entstanden dadurch, dass Sie den Eindruck vermitteln wollten, dass Theater ohne Geld möglich wäre.

Ich bekenne mich dazu, als Gemeinderat des 3. Bezirks habe ich mich immer dafür ausgesprochen, dass der Rabenhof Theater bleibt, und ich habe auch dafür gekämpft, dass das Rabenhof Theater abgesichert wird. Das ist ja auch erfolgreich gelungen. Ich habe auch dafür gekämpft, dass der Rabenhof Geld erhält, und wir werden heute mit der Beschlussfassung dem auch entsprechen. 

Und dass es heute überhaupt den Rabenhof in dieser Form gibt und dass es heute unbestritten ist, dass es auch den Rabenhof als eigenständiges Theater in den nächsten Jahren geben soll, das verdanken wir primär mehreren Gruppen und Menschen.

Da ist einmal die Bezirksvertretung Landstraße. Es ist nicht selbstverständlich, dass 3,2 Millionen S aus dem Bezirksbudget für ein Theater aufgewendet werden. Da waren vor allem Künstlerinnen und Künstler, die im Rabenhof unter schwierigsten Bedingungen gearbeitet haben, und da war auch unser Kulturstadtrat, der gesagt hat: Ja, ich bekenne mich zu diesem Theater und wir werden daher die entsprechenden finanziellen Mittel zur Verfügung stellen. Und er hat das Richtige gemacht: Er hat eine Ausschreibung gemacht, es haben sich wieder hochkarätige Theaterleute gemeldet. Es gibt gute Konzepte. Es erfolgt jetzt eine Abwägung und in Kürze wird sicher eine richtige Entscheidung getroffen werden.

Und was die künstlerische Arbeit betrifft: Wir reden immer über irgendwelche Verantwortungen. Reden wir einmal über die Kunst und beurteilen wir den Rabenhof auf Grund dessen, was der Rabenhof geleistet hat. Die Künstlerinnen und Künstler haben im Rabenhof unter schwierigsten Bedingungen in den vergangenen zehn Monaten hervorragende Arbeit geleistet. 17 Produktionen in einem Haus dieser Größe in einem Jahr ist mustergültig. Davon österreichische Erstaufführungen, Uraufführungen, Koproduktionen mit dem "steirischen herbst" - na, das würde ich mir von vielen Theatern in Wien wünschen, dass das gelingt -, Gastspiele von so renommierten Theatergruppen wie Kuro Tento, eine Gruppe, die sonst nur in Avignon auftritt und die im Rabenhof ein großartiges Gastspiel gegeben hat. 

Im "Theater heute" kommt sonst nie ein Theater aus Wien vor - außer dem Burgtheater, aber das ist eine andere Spielklasse. Der Rabenhof ist im "Theater heute" mehrmals positiv erwähnt worden, nicht nur in der österreichischen Presse, sondern auch in der deutschen Presse. 

Und es ist auch nicht selbstverständlich, dass ein so junges Theater unter so schwierigen Bedingungen es schafft, dass zwei Mitglieder seines Ensembles, nämlich der Regisseur Georg Staudacher und der Schauspieler Simon Hatzl, für den Nestroy-Preis nominiert wurden. Das sind einfach Leistungen, die zu beurteilen sind. Und über das sollten wir reden und nicht darüber, ob jetzt Sie oder ich vielleicht irgendeine falsche Entscheidung getroffen haben.

Es gibt eine sehr positive Resonanz auf das, was der Rabenhof gemacht hat. Durch die heutige Entscheidung wird diese Arbeit auch für die Zukunft abgesichert und daher werden wir dieser Subvention zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den eingebrachten Anträgen. 

Die ÖVP fordert heute, das soll wer anderer zahlen. Das haben Sie immer so gemacht. Sie haben immer gesagt: Das, was zusätzlich gewünscht wird, muss der Finanzstadtrat zusätzlich finanzieren. Das ist eine völlig obskure Politik. Man kann nicht immer sagen, ich mache das, was normal ist, und was zusätzlich gemacht wird, muss zusätzlich finanziert werden. Das ist einfach eine Politik, die in einer Regierung unmachbar ist, und daher ist das ein völlig realitätsferner Ansatz. 

Sie, Herr StR Marboe, haben das heurige Budget, nämlich das Budget des Jahres 2001, verhandelt. Sie verantworten das. Nicht der StR Mailath. Das haben Sie verhandelt mit der Frau Finanzstadträtin Ederer. Und Sie wissen genau, dass das jetzt nicht von woanders gezahlt werden kann, und Sie wissen auch: Wenn man etwas in seinem Ressort machen will, dann muss man es auch finanzieren. 

Ihre Entpolitisierung geht so weit, dass Sie einfach sagen: Ich treffe keine politischen Entscheidungen. Das denken Sie offensichtlich heute noch. Gott sei Dank ist unser derzeitiger Stadtrat eben nicht dieser falschen Auffassung.

Wir werden daher dem Antrag der ÖVP, die Subvention von woanders zu zahlen, selbstverständlich nicht zustimmen. 

Zu den beiden Anträgen der FPÖ und der GRÜNEN: Wir werden diesen auf Zuweisung an den Kulturausschuss zustimmen. Wir werden uns im Kulturausschuss in den nächsten Wochen einmal ausführlich mit der Frage der Jurys und Theaterleitungsbestellungen beschäftigen. Da werden alle Fraktionen eingeladen, ihre Vorschläge einzubringen, und wir werden das sicher in einer angemessenen Form durchführen.

Nur, zur Begründung der FPÖ muss ich schon sagen: Es ist eine Unterstellung, die man von diesem Pult zurückweisen muss. Die hochkarätige Josefstadt-Jury, als Kreis von Freunden politischer Art zu bezeichnen, das muss man entschieden zurückweisen. Das sind hochkarätige Theaterexperten aus Deutschland und Österreich. Die kann man nicht einfach als Freunde oder Freunderln bezeichnen. Das muss ich zurückweisen. Wir werden dem Antrag zustimmen, aber der Begründung können wir nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dank zunächst dem Kollegen Woller, dass er erstens den Saal gefüllt hat und wieder für die nötige Stimmung gesorgt hat. Ich werde sie aber nicht ausnutzen (Zwischenruf.) - nein, er würde mir abgehen -, wenngleich ich es natürlich gerne habe, wenn wir so viele Zuseher in der Kulturdebatte haben. Ich sehe es ja heute nur als meine ganz bescheidene Aufgabe, einen Antrag einzubringen und unsere Position zu den beiden Anträgen der Freiheitlichen und der GRÜNEN darzulegen.

Ich möchte zunächst nur zu dem Antrag der GRÜNEN etwas sagen. Da ist mir etwas Interessantes passiert. Ich gebe ja zu, der Tag und der Gemeinderat ist manchmal anstrengend. Meistens ist es ja ungemein spannend, aber ganz selten gibt es so Zeitpunkte, wo vielleicht die Spannung ein bisschen nachlässt. Dann lehnt man sich ein bisschen zurück, man schließt vielleicht - ich habe das schon gesehen bei dem einen oder anderen Kollegen - ein bisschen die Augen, man denkt so nach über die Sorgen und Nöte der Bürger und über Lösungen, und dann wacht man auf einmal wieder auf und liest in einer Presseaussendung, die mir heute um 12.15 Uhr jemand auf den Tisch gelegt hat: Der Antrag der grünen GR Maria Ringler zur Einberufung einer Enquete zu DirektorInnen- und IntendantInnenbestellungen im Kunst- und Kulturbereich wurde heute mehrheitlich im Wiener Gemeinderat angenommen. (Heiterkeit.) Da denkt man sich: Hast die Augen vielleicht einmal kurz zugehabt? Aber wann ist das eigentlich gewesen und mit welcher Mehrheit ist das gewesen? - Nun, die Frau Kollegin Ringler, die ich ja sehr schätze, die sehr viele Fähigkeiten hat, hat uns aber bis heute verschwiegen, dass sie ja noch ganz geheime Fähigkeiten hat. Es gibt ja nur zwei Möglichkeiten: entweder die Fähigkeit der Zeitreise, also dass sie quasi zu dem Zeitpunkt schon woanders gewesen ist und jetzt wieder zurückgekehrt ist, oder die zweite Möglichkeit, die der Prophetie. Das wäre ja eine noch schönere Möglichkeit. (GR Mag Christoph Chorherr: Schlecht?) 

Da könnten wir aber gleich alle gemeinsam das Problem des Rabenhofs lösen, denn dann könnten Sie ja zum Beispiel die Lottozahlen erraten, die dann irgendwann einmal verlost werden am Samstag, und dann könnten wir alle darauf setzen als Wiener Gemeinderat entsprechend. Da würde sich zum Beispiel das Kulturbudget verdoppeln, und dann wären überhaupt alle Probleme, die wir haben, gelöst und wahrscheinlich auch die Probleme, die diese Regierung in Zukunft noch schaffen wird.

Wir werden trotzdem diesem Antrag zustimmen, weil ich finde, außergewöhnliche Fähigkeiten gehören eben außergewöhnlich honoriert. Ich würde aber trotzdem den sanften demokratiepolitischen Hinweis machen, dass es vielleicht ganz gut ist, zu sagen, dass man einen Antrag eingebracht hat, weil sonst müsste ich jetzt sehr genau nachfragen, mit welcher Mehrheit der eigentlich beschlossen wurde. Aber wir werden ja die Spannung erhöhen.

Ich weiß ja noch nicht genau, wie das bei meinem Antrag sein wird. Aber es ist ja schön, dass du aus der Zukunft wieder zurückgekommen bist.

Zur SPÖ möchte ich, nachdem der StR Marboe den Fall ohnedies, glaube ich, ausführlich dargelegt hat, nur sagen: Es freut mich ja, und der Kollege Woller ist heute mit voller Energie da als Expresszug durchgebraust, dass jetzt endlich die Sozialdemokraten wieder mit absoluter Macht regieren können, dass sie nicht mehr durch uns behindert werden in ihrer kulturpolitischen Reformpolitik. Und ich habe an all die tollen Ziele gedacht, die da vorher gesetzt wurden. Ich erinnere mich an Anträge des GR Woller, einen Theaterstrukturplan für Wien zu machen, um die Probleme zu lösen, die vorher in der Pasterk-Ära geschaffen wurden. Und ich warte jetzt eigentlich schon relativ lange, dass dieser Expresszug der SPÖ, befreit von der ÖVP, mit voller Energie da durch das Haus durchfährt. Und ich mache es dann immer so wie die Indianer: Man legt dann sozusagen das Ohr auf die Schienen und wartet, dass der Zug daherkommt. Darauf habe ich schon lange gewartet. Aber heute endlich höre ich, da kommt ja was mit ungeheurer Geschwindigkeit daher, und dann sehe ich, das heißt, ich sehe den Zug nicht, weil da kommt nichts, aber ich höre das Geräusch, dann schaue ich in die andere Richtung, der Zug kommt tatsächlich, es ist ein Expresszug mit voller Geschwindigkeit, nur, er kommt aus der falschen Richtung, und er fährt rückwärts. Das ist Ihr Problem, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und vorne sitzt zwar am Führerstand der Kulturstadtrat Mailath, aber dahinter sitzt der Heizmeister Woller und heizt ihm kräftig ein. Und die Maschine fährt noch schneller, und wenn Sie nicht aufpassen, dann werden Sie nicht in der Pasterk-Ära stehen bleiben, sondern sich erst in der Vor-Pasterk-Ära einbremsen, denn das ist das, was Sie heute mit dem Rabenhof beschließen werden. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Sie haben die Geschichte der Eisenbahn verschlafen, Herr Kollege! Es gibt schon lange keine mehr!) Ja, aber die Tradition. Ich weiß ja noch nicht, wo der Zug endet. Wir sind ja heute schon mit einer Zeitreise gestartet. Wer weiß, wer hier noch über diese geheimen Fähigkeiten verfügt. 

Ich möchte hier einen Antrag einbringen, und um kein Missverständnis bei den Freiheitlichen auszulösen: Warum bringen wir diesen Antrag ein? - Weil viele Künstler und Künstlerinnen dieser Stadt, aber nicht nur Künstler und Künstlerinnen, sondern auch ganz simple Leute, die dort den Dreck weggewischt und die Arbeit geleistet haben im Rabenhof, einfach ungeheure ausständige Honorare haben. Und das ist unfair, wenn hier schon ein Theaterintendant hineingehetzt wurde und er ja nicht allein hineingehetzt wurde, sondern auch andere Leute hineingehetzt wurden, dass man denen nicht zumindest für ihre Leistungen - und jeder weiß, dass im Theaterbereich nicht unbedingt der große Reichtum herrscht - einfach ein Überleben ermöglicht und ihnen fairerweise das Geld für ihre Leistungen auszahlt. Und da stimme ich mit dem Kollegen Woller durchaus überein, dass im Rabenhof auch gute künstlerische Leistungen unter sehr schwierigen Bedingungen vollbracht wurden. Und daher würde ich es für fair halten, dass die ihr Geld bekommen. Aber bitte nicht aus dem ordentlichen Kulturbudget. 

Und, lieber Ernst Woller, dir muss ich schon sagen, wenn du hier sagst, der StR Marboe hat es sich einfach gemacht: Na, der erste Akt, den StR Marboe setzen musste, war, 25 Millionen S zur Entschuldung für Wiener Theater aufzubringen, die ihm aus der Pasterk-Ära übergeblieben sind. Was wäre er denn für ein Kulturstadtrat gewesen, wenn er nicht zur Finanz gegangen wäre und gesagt hätte: Ich lasse mir mein Budget nicht durch die Fehler der Vergangenheit beeinflussen, ich lasse mir nichts davon wegnehmen. Und natürlich hat es viele Fights zwischen dem Kulturstadtrat und dem Finanzstadtrat gegeben. Das ist ja das, was mir abgeht. Ein jeder gute Kulturstadtrat muss mit dem Finanzstadtrat dieser Stadt kämpfen, wann immer er kann, er muss sich durchsetzen und muss Mehrheiten dafür schaffen. Und das haben wir zusammengebracht und das geht mir jetzt ab. (Beifall bei der ÖVP.)

Und daher bringe ich hier den Abänderungsantrag ein - ich erspare Ihnen aus Zeitgründen die Begründung und sage hier nur den Antrag -: 

"Die Bedeckung der Subvention in der Höhe von 7 Millionen S ist statt auf der Haushaltsstelle 1/3813/757, Kulturförderungsbeitrag, auf der Haushaltsstelle 1/0610/77, Sonstige Subventionen und Kapitaltransferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbszwecke, des Voranschlags 2001 vorzunehmen. Die notwendige Überschreitung ist in den Verstärkungsmitteln des Voranschlags 2001 zu bedecken." 

Das ist das Geld, das sich die Künstler verdient haben für die Leistungen, die sie erbracht haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich sage klar und deutlich Ja zu einem Rabenhof - du hast hier heute auch Beispiele gebracht, ich erlaube mir, einige nicht ganz unwesentliche Beispiele aus der Vergangenheit zu bringen, die großartige Produktion "Der Fall Furtwängler", wo es eine Kainz-Medaille gegeben hat, "Besuch bei Mr. Green", wo es den Europäischen Kulturpreis gegeben hat -, Ja zu einem Rabenhof dieser Qualität, Ja zur Hilfe für die führenden Künstler, die hier wirklich Großes geleistet haben, aber Nein zu einem Expresszug, bei dem man nicht weiß, ob er in der Pasterk-Ära endet oder ob er noch weiter zurückgeht. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny. Ich erteile es ihm. 

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Herr GR Salcher hat eine gewisse heitere Komponente in die Debatte gebracht, indem er die Kollegin Ringler gefragt hat, ob sie zusätzliche Fähigkeiten hat, weil sie schon weiß, wie die Abstimmung ausgeht. 

Ich habe da nur mit ähnlichem Erstaunen heute um 11.50 Uhr einen Beitrag von der ÖVP bekommen, ÖVP-Klub 11.50 Uhr: "Im Rahmen der heutigen Plenarsitzung des Wiener Gemeinderats wurde gegen die Stimmen der Wiener ÖVP eine Sondersubvention des Wiener Rabenhofs beschlossen." (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Also diese Fähigkeit dürfte offensichtlich auch im ÖVP-Klub vorhanden sein. Wenn ihr mir beide verraten könnt, wie das funktioniert, so täten wir uns alle miteinander, glaube ich, ein bisschen leichter. 

Es ist im Zuge dieser Debatte viel gesagt worden von Seiten der Opposition, viel Inkonsequentes, Unwahres, teilweise auch Unverantwortliches, gegen die Kunst Gerichtetes und leider auch sehr, sehr viel Hilfloses. 

Meine Damen und Herren! In der Tat stimmen wir heute und jetzt nicht über eine sozialistische Kulturpolitik oder über Besetzungen oder was da nicht alles jetzt genannt wurde ab, sondern wir stimmen schlicht und einfach über eine künstlerische Leistung ab. Wir stimmen ab über ein Theater, das - und es wurde schon darauf hingewiesen - in wahrscheinlich fünf Monaten - denn mehr waren es ja nicht, wenn man die Sommermonate abzieht - 17 Premieren, 60 Einzelveranstaltungen, 2 Uraufführungen, Stücke von 4 österreichischen Autoren und immerhin 2 Nestroy-Nominierungen zustande gebracht hat. 

Man mag nun über Karl Welunschek denken, wie man will, man mag selbst über die Art und Weise, wie das zustande gekommen ist, denken, wie man will, aber es ist mit Sicherheit eine nachhaltige und interessante und ansehnliche künstlerische Leistung dort erbracht worden. Und wir tun nicht mehr und auch nicht weniger, als - so wie in allen anderen Fällen auch - über diese Leistung abzustimmen. Und ich denke mir, dass der Rabenhof in dieser Form diesen 9�Millionen-S-Zuschuss von der Stadt Wien wert ist, weil das, was der Rabenhof zustande gebracht hat, wahrscheinlich gar nicht so viele andere Theater, die vielleicht sogar auch mehr subventioniert sind, zustande gebracht haben. Das ist eine sachliche Entscheidung.

Und die Frage, wie es dorthin gekommen ist, also die muss ich schon zurückgeben, lieber Peter Marboe. Ich meine, ich verstehe schon, dass du sagst, die Verantwortung will ich nicht übernehmen. Aber es ist ein bisschen verwegen zu sagen: Ab Jänner war ich nicht mehr zuständig. Ich bin, soweit ich mich erinnern kann, am 27. April hier vereidigt worden, und da lief der Rabenhof. Da waren, wie ich nachgefragt habe, bereits 5 Millionen S verplant, verspielt. Mit diesem selben Argument bin ich auch hier in den Gemeinderat gegangen. Da war vor dem Sommer eigentlich durchaus noch eine Bereitschaft vorhanden, das zu unterstützen, und wenn ich mich richtig erinnere, war man auch gemeinsam der Meinung, man sollte das Rabenhof Theater erhalten. Es gab deshalb eine Zwischenfinanzierung, eine Überbrückung, und es gibt jetzt eine weitere Finanzierung, um das zweite Halbjahr zu Ende zu bringen. 

Der Krokodilstränen gab es hier sehr viele zur Frage der Ausschreibung. Na ja, Ausschreibungen kann man machen oder auch nicht. Ich weiß, StR Marboe sagt, er hat das alles schon gemacht. Ich frage mich dann, warum am 2. Jänner 2001 besorgte Künstlerinnen und Künstler eine sehr, sehr lange Stellungnahme zu der grundsätzlichen Vorgangsweise des Herrn StR Marboe formuliert haben oder gefragt haben, wie es denn möglich ist, dass noch im Dezember 2000 ein Konzeptpapier, verfasst von Boris Marte, kursiert ist, das nicht zwingend von einer öffentlichen Ausschreibung ausgeht. Soweit ich mich dunkel erinnern kann, war das natürlich auch die Debatte, weil das keineswegs selbstverständlich war, dass da ausgeschrieben wurde. Ist es nicht vielmehr so, fragen die sogar, dass auch öfter Sie, StR Marboe, auf öffentlichen Druck und Druck des Koalitionspartners reagieren und ausschreiben mussten? 

Ich meine, das finde ich ja alles schön und gut, nur, das sich dann sozusagen auf die Fahnen zu heften - ich bin sehr froh, dass es zu dieser Lösung gekommen ist, und glaube auch, dass es eine gute Lösung ist für das Schauspielhaus -, jetzt so zu tun, als wäre das alles eine glorreiche Idee gewesen, ist ein bisschen doppelbödig. 

Generell zur Ausschreibung. Ich verstehe diesen ganzen Wirbel nicht ganz, muss ich gestehen. Es wird ausgeschrieben nach Bestimmungen des Stellenbesetzungsgesetzes. Die Mitglieder der Jurys, jetzt auch in der Josefstadt, wurden von mehreren Seiten beschickt. 

Ich kann eigentlich nur sagen: Böse ist, wer Schlechtes dabei denkt. Denn was Sie uns da alles unterstellen, und im Besonderen mir, da muss ich mir denken: In welcher Vorstellungswelt leben Sie, wenn Sie annehmen, dass ich einer Jury, die unbestrittenermaßen anerkannt ist, vorgeben ließe, was dabei herauskommen sollte? - Sie diskreditieren ja sogar den Vorsitzenden dieser Jury, den Herrn Dior Lohner, der in einem Brief, der seine Unterschrift trägt, schreibt, wie besonders konstruktiv das Klima in dieser Jury war, wie einhellig letztendlich die Meinung auch der Jury war und wie gut die Diskussion darüber war. Sie stellen das jetzt alles so dar, als wäre das geschoben, als kennten die sich nicht aus. Ich weiß nicht, wie stellen Sie sich das vor? - Ich rufe an und sage, Herr Lohner, jetzt stimmen Sie so ab, oder Herr Hartmann, jetzt stimmen Sie so ab? – Also, wenn das in Ihrer Vorstellungswelt so kursiert, und offensichtlich sprechen andere Besetzungen dort, wo Sie politisch verantwortlich sind, genau diese Sprache, dann muss ich Sie enttäuschen: Bei uns funktioniert es nicht so und wird auch nicht so funktionieren.

Der Rabenhof wurde ausgeschrieben, es wurde eine Jury eingesetzt, es gibt, so wie beim Schauspielhaus auch, eine Empfehlung, es sind vier sehr unterschiedliche Konzepte, die wir uns jetzt gemeinsam mit den Experten meines Hauses noch einmal anschauen, und dann wird entschieden werden, welches das beste Konzept ist, welches das Konzept ist, das in den finanziellen Rahmen auch passt, und welches das beste Konzept ist für das Haus. 

Dasselbe gilt im Übrigen auch für die Josefstadt. Es gibt eine Empfehlung der Jury, was die künftige künstlerische Leitung anbelangt, mit der Unterschrift des künstlerischen Leiters der Josefstadt. Die Gespräche zwischen der Josefstadt, die ja der eigentliche Vertragspartner ist, und der Persönlichkeit, die empfohlen wurde, finden statt. Sobald es da zu einem Ende kommt, werden die Subventionsgeber damit befasst werden. 

Ich verstehe die ganze Aufregung ehrlich gesagt nicht, und ich denke mir, Sie hätten wahrscheinlich gerne, dass man es so macht, wie Sie sich das vorstellen oder wovor Sie vermeintlich so eine Angst haben. Allein diese Freude werden wir Ihnen nicht machen, und das steht auch gar nicht zur Debatte. 

Einige kleine Korrekturen nur noch, weil da so viel gesprochen wurde, und einiges ist halt schlicht und einfach auch nicht wahr. So etwa, lieber Kollege Marboe, wenn gesagt wird, die Argumentation wäre falsch gewesen, was die Zahlen anbelangt, was die anderen Mittelbühnen anbelangt. Wenn ich mich schon auf so eine detaillierte Zahlenargumentation einlasse: Es stimmt nicht, dass die Gruppe 80 nur 9 Millionen S bekommt. Das ist der Stadtanteil. Die Gruppe 80, das Ensembletheater und alle anderen bekommen natürlich vom Bund auch einen Zuschuss, der daher zu dem, was genannt wurde, richtigerweise dazugerechnet werden muss. 

Im Übrigen möchte ich zu dieser Mär vom Kulturstadtrat etwas sagen, der da zur Finanzstadträtin gegangen ist und ich weiß nicht, was alles erkämpft hat. Also entweder ist der Rabenhof ein Problem geworden, weil er, wie Herr StR Marboe heute gesagt hat, es nicht geschafft hat, die 8 Millionen S bei der Finanz noch zusätzlich zu bekommen. Dann kann man aber nicht sagen, ich war derjenige, der beim Finanzstadtrat immer so toll die zusätzlichen Mittel bekommen hat. Also, der Rabenhof ist offensichtlich ein Problem, weil der Herr StR Marboe die zusätzlichen Mittel nicht bekommen hat. Entweder ich bin dafür, dass der Rabenhof zusätzliche Mittel bekommt, nämlich hier und heute aus dem vorhandenen Budget, oder nicht. Aber zu sagen, nein, nehmen wir das von irgendwo anders, ich schimpfe zwar auf den Rabenhof, ich schimpfe zwar über die Art und Weise, wie das alles zustande gekommen ist, aber ich möchte, dass er trotzdem finanziert wird, das ist irgendwie nicht ganz nachvollziehbar. Und schon gar nicht nachvollziehbar ist, dass man sagt, ich möchte eine Sonderfinanzierung haben, nämlich genau die Sonderfinanzierung, die Herr StR Marboe nicht erreicht hat und derentwegen wir hier eigentlich jetzt sitzen müssen und das zusätzlich finanzieren müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist, dass bis zum 27. April keine Entscheidung getroffen wurde, Tatsache ist, dass bis zum 27. April keine Mittel vom vermeintlich so kämpferischen vormaligen Kulturstadtrat erreicht wurden, und Tatsache ist, dass man sich mit diesem Problem so wie mit allen anderen befassen muss. Auch mit der Josefstadt. Da hat es noch geheißen, das ist alles nicht notwendig. Im Jänner gab es noch ein Interview: Ach was, Nachbesetzung, da ist ja noch Zeit. Da hat der Lohner schon längst gesagt, er geht, aber da hat es geheißen: Es ist noch Zeit, wir brauchen keine Nachbesetzung mehr. 

Tatsache ist, dass es eine Reihe von Problemen gibt, die einfach unerledigt geblieben sind, die einfach nicht entschieden wurden. Und im Nachhinein zu sagen, ja, ich hätte das ganz anders gemacht, also das ist ein bissel auch inkonsequent. 

Wir werden das lösen, wir sind auch dabei, das in einem angemessenen Zeitraum zu lösen, und ich glaube, dass wir da auf einem sehr guten Weg sind. 

Und zum Abschluss nur eines, eine große Bitte: Wir brauchen alles andere als bewusste Fehlinformationen und Verunsicherungen derjenigen, die in der Tat von Subventionen leben und abhängig sind im Kunstbetrieb. Wochenlang - und das wird mir und anderen natürlich berichtet - durch die Stadt zu ziehen, des Abends, bei Veranstaltungen, freundlich die Hände zu schütteln, gleichzeitig aber sich umzudrehen und den Leuten zu sagen, da werden Geldmittel abgezogen, da werden von der freien Kulturszene Geldmittel abgezogen, ist schlicht und einfach unrichtig, ist schlechter Stil, ist ganz schlechter Stil und dient eigentlich zu nichts anderem, als sich da offensichtlich noch in eine Rolle hineinzubegeben, die nicht wirklich angemessen ist. Ich verstehe das schon. Ich bitte nur, davon Abstand zu nehmen, weil es schlicht und einfach nicht stimmt. 

Die 7 Millionen S - und soviel wirst du ja noch wissen aus deiner Amtszeit -, über die wir heute abstimmen, sind - das steht ja auch im Antrag drinnen - Mittel aus dem Kulturschilling, sind Mittel aus Rücklagen. Sie werden niemandem weggenommen. Sie waren auch nicht verplant. Sie werden niemandem weggenommen und schon gar nicht der freien Theaterszene oder den Freien Gruppen. Ich bitte daher sehr, auch wenn ich Verständnis habe, dass man seine Rollen erst suchen und finden muss, nicht zu verunsichern und nicht des Abends durch die Wienerstadt zu gehen und dort schlicht und einfach nicht das Richtige zu sagen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich danke dem Herrn Stadtrat. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Als Erstes wurde ein Abänderungsantrag von Seiten der ÖVP gestellt, um die Finanzierungsmittel von einer anderen Haushaltsstelle zu bekommen. Wer für diesen Abänderungsantrag der ÖVP ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist die Minderheit, ohne SPÖ und FPÖ.

Wir kommen nun zur Abstimmung des Antrags der Frau Berichterstatterin. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ und ÖVP. 

Wir kommen nun zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen, zuerst zu dem von den GRÜNEN, betreffend Einrichtung einer Enquete zu Verfahrensformen der Bestellung von DirektorInnen und IntendantInnen im Kunst- und Kulturbereich. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig.

Wir kommen zum Beschlussantrag der Freiheitlichen, die dasselbe in anderen Worten beantragen. Auch hier wird die formelle Zuweisung an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dieser Antrag wurde einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 9 (PrZ 172/01-M07) der Tagesordnung, und ich darf die Berichterstatterin, Frau GR Zankl, bitten, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GR Inge Zankl: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Bei diesem Geschäftsstück geht es um die "Viennale" und um den Betrieb des Wiener Stadtkinos. 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Herr GR Mag Chorherr, Sie haben das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt, wo es um die Zukunft des Wiener Stadtkinos über eine Umgruppierung geht, nutzen, um über jenes Thema zu reden, welches dieser Tage zu Recht in der Öffentlichkeit intensiv diskutiert wird, nämlich dass jetzt ein weiteres Großkino mit 24 Sälen, eines der Görg-Erben einer verfehlten Planungspolitik, die Wiener Kinolandschaft verwüstet. Die gesamte internationale Kinolandschaft schaut wie gebannt auf das Laborfeld Wien, wie sich dieser Wahnsinn auswirkt.

Man ist nie sympathisch, wenn man herausgeht und das sagt, was ich schon vor Jahren gesagt habe. Man muss es aber leider tun, um zu einem Handeln zu kommen. Wie dieser Wahnsinn begonnen hat mit einem Multiplex nach dem anderen, haben wir und auch viele andere - erinnern Sie sich an die Diskussionen - gesagt, dass es die Innenstadtkinos sehr, sehr schwer haben werden, und so ist es jetzt auch.

Wie kann es jetzt weitergehen? - Wird es in Zukunft im Gartenbau-Kino noch die "Viennale" oder andere Filme geben - manche von Ihnen waren ja bei der Eröffnung im Gartenbau-Kino - oder werden wir derartige Filme im Stumpf Tower oder am Wienerberg oder sonst wo in einem Multiplex sehen können?

Was kann man tun und wie ist die Geschichte? - Ich habe vor mir hier die Umsetzung eines grünen Vorschlags aus der letzten Periode zur Umgestaltung der Vergnügungssteuer, einen Entwurf, der aus dem Magistrat kam, wo Finanzstadträtin Ederer vehement dafür war, der Kollege Woller das auch hier von diesem Pult aus unterstützt hat, es knapp davor war, dass eine Umgestaltung - auf deren Inhalt ich jetzt kurz eingehen werde - umgesetzt wird - und dann kam hier ein Veto.

Ich erinnere daran - und muss jetzt kurz noch Frau Kollegin Rothauer ansprechen und möchte auch noch in diesem Punkt diese Geschichte aufarbeiten -, dass damals in Gesprächen versucht wurde, die ÖVP dazu zu bringen, zuzustimmen. Frau Rothauer hat durchaus konstruktiv mitdiskutiert. Letztendlich hat es aber - ich mache diesen Streit nicht noch einmal auf, wie das geendet hat - von Seiten der ÖVP ein Veto dagegen gegeben und es ist deswegen nicht dazu gekommen. 

Was war und ist die Idee? - Wir werden heute diesen Antrag einbringen, einmal als Willenserklärung im Ausschuss zu diskutieren, und im nächsten Landtag wird genau diese Gesetzesänderung noch einmal vorgeschlagen.

Die Idee knüpft an der idiotischen Vergnügungssteuerregelung an, was Kinos betrifft. Die ist ja schon lange in Diskussion, ich beschränke mich aber nur auf die Kinosache, wie es jetzt ist. Prädikatisierte Filme sind derzeit von der Vergnügungssteuer ausgenommen. Die Prädikatisierung kostet - sie wurde im Übrigen in einer der letzten Landesregierungssitzungen erhöht - über 10 000 S. Große Verleihe können sich das selbstverständlich leisten und üben auch durchaus Druck aus, dass eine Prädikatisierung erfolgt. Das heißt, dass die meisten Blockbuster-Filme, wie "Titanic" und andere, ein Prädikat bekommen und deswegen von der Vergnügungssteuer ausgenommen sind.

Ich erspare es mir jetzt, die schrullige Zusammensetzung dieser Jury zu diskutieren. Ich möchte nur fragen, ob wir eine vergleichbare Regelung im Buchhandel haben, dass es irgendeine Jury gibt, die berät, ob ein neuer Roman ein Prädikat bekommen soll, nach welchen Kriterien auch immer, und deswegen eine geringere Steuer hat. Da würde man zu Recht sagen: Bitte, Finger weg.

Unsere Überlegung war und ist folgende: Weil diese Regelung insbesondere Großverleiher und Großkinos begünstigt, wenn einige wenige Gassenfeger à la "Titanic" und andere - um die Komplexität des Themas noch klarer zu machen - in Großkinos gespielt werden, die im engen Eigentumsverhältnis zu Großverleihern stehen, wodurch kleine Kinos ja gar nicht die Möglichkeit haben, diese Filme spielen zu dürfen, die Geld bringen - eine wirtschaftlich komplexe, schwierige, abzulehnende Situation -, sagen wir: Weg mit der Vergnügungssteuerbefreiung aus dem Titel "sehenswert", "besonders sehenswert", wie auch immer.

Zweitens. Förderung von Kleinkinos. Hier in unserem Vorschlag haben wir gesagt 1 000 Sitzplätze. Also, kleine Kinos sollen keine Vergnügungssteuer zahlen. Bei Großeinkaufszentren haben wir vergleichbare Ermächtigungen. Erst ab einem bestimmten Mindestumsatz soll ein reduzierter Steuersatz gezahlt werden. 

Das hieße, dass Multiplexeinrichtungen Vergnügungssteuer zahlen würden, das hieße, dass - jetzt kann ich nur kopfrechnen - aus diesem Titel derzeit rund - ich kann deswegen "rund" sagen, weil die Umsatzzahlen ja nicht bekannt sind, die werden nicht herausgerückt, wie die Multiplexe wirklich gehen - 15 bis 20 Millionen S hereinkämen, wo wir uns vorstellen, sie - wie es richtigerweise StR Mailath-Pokorny gesagt hat - nicht als Wirtschaftsförderung, sondern als Kulturförderung, anknüpfend an die Qualität Dokumentationen, fremdsprachige Filme et cetera, et cetera, und das sehr genau ausgearbeitet, auszuschütten.

Das hat damals die volle Unterstützung der Sozialdemokratie gefunden. Die ÖVP hat Nein gesagt. Es ist spät, aber nicht zu spät, also machen wir das jetzt. Bitte, meine Damen und Herren, schauen wir nicht zu, wie jetzt ein Kino nach dem anderen eingeht, unter anderem, weil dieser Schritt vor einem Jahr nicht gegangen wurde. Gehen wir jetzt diesen Schritt einer - ja, ich scheue das Wort nicht - intelligenten Umverteilung, die die kleinen Bedrohten von einer Besteuerung ausnimmt, nicht aber die Großeinrichtungen, die nicht zuletzt wegen des Versagens der Stadtplanung in der letzten Periode massenhaft über Wien hereingebrochen sind, die Kinolandschaft bedrohen. Die Finanzkraft ist auch eine unterschiedliche. Die Ketten, die diese Kinos betreiben, können einige Jahre durchhalten, auch bei schwersten Verlusten. Klammer auf: Die meisten Multiplexe in Wien haben Riesenverluste. Nur, die halten das aus als Starke. Kleine Wiener Unternehmen haben nicht Hunderte Millionen als Kriegskassa nach dem Motto: Na, warten wir einige Jahre, halten wir durch, bis die anderen zugesperrt haben. Dann passiert nämlich genau das, was wir in der gesamten Strukturentwicklung in Wien haben: Innerstädtisches, Multifunktionales muss zusperren und irgendwo am Rand haben wir Großeinrichtungen, immer mit diesem wunderbaren erlebnis-gastronomischen Zusatz. Allein wenn ich den Begriff schon höre! 

Ich möchte die Wirtschaftsförderung noch kurz ansprechen. Wenn es heute noch Innenstadtkinos gibt, hängt daran auch Gastronomie. Man geht erst ins Kino und dann in einen Gastronomiebetrieb. In dem Land, wo das Multiplex herkommt, wo es eben keine Geschäfte, keine Beisl-Szene gibt, da baut man ein Multiplex, wo man halt als Ersatz alles unter einem Dach hat. Die ganze Mariahilfer Straße ist ein Multiplex. Die ganze Ringstraße, der 1. Bezirk ist ein Multiplex. Dort gibt es alles. Warum vertreiben wir mit einer dummen Steuerpolitik diese Strukturen aus Wien hinaus? 

Darum heute unser Antrag, für den wir bewusst "Zuweisung" beantragen, um ihn rasch im Ausschuss zu diskutieren, mit dem Ersuchen an den Kulturstadtrat, sich dessen anzunehmen, mit dem Ersuchen an den Finanzstadtrat und an den Vorsitzenden des Finanzausschusses, der da ist, sich das intensiv anzuschauen, bevor es zu spät ist.

Es wird wieder ein Aufheulen von Teilen der Kammer geben. Die sagen: Sauerei, das wollen wir nicht. Man muss fragen, in wessem Interesse sie da agieren. Die meisten unabhängigen kleinen Kinobetreiber, denen das Wasser klarerweise nach einer mehr als Verdoppelung der Kinosessel und einer nur marginalen Ausweitung des Umsatzes bis zum Hals steht, wären froh, wenn das käme. Das löst das Problem nicht, schafft aber budgetneutral einen Spielraum, dass man wirklich substanziell helfen kann. 

Darum hoffen wir, dass das jetzt angenommen wird und es raschest zu Verhandlungen kommt, damit wir endlich diese Umgestaltung - schade, dass das nicht schon vor drei Jahren geschehen ist - vornehmen können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann es kurz machen. Ich möchte schon ein Wort zu dem Akt sagen, um den es hier an und für sich geht, mit dem Stadtkino, warum es überhaupt notwendig ist, zu diesem Akt zu kommen. 

Das Ganze hat eine politische Dimension, eine kulturpolitische Dimension und eine wirtschaftspolitische Dimension. 

Sie wissen, dass ursprünglich geplant war, die KIBA-Kinos an die "Constantin" zu verkaufen, was zu einem Quasi-Monopol der Einzelkinos geführt hätte. Es war eigentlich dem damaligen StR Marboe zu verdanken, dass er die kulturpolitische Dimension dieses Problems erkannt hat. Er hat in Zusammenarbeit mit der Finanz die Idee entwickelt, dass man diese Gelder dem Kulturbudget gibt, woraus man entnehmen kann, dass es durchaus manchmal ganz sinnvoll sein kann, wenn der Kulturstadtrat dieser Stadt mit dem Finanzstadtrat dieser Stadt plaudert, und da kann sogar etwas sehr Vernünftiges dabei herauskommen, nämlich auch kulturpolitisch.

Auch die Idee, einen Betreiber zu suchen, dem man das zutrauen kann, das der "Viennale" zu geben, halte ich eigentlich für eine hervorragende Idee. Und wenn man hier schon "Viennale" sagt, sei an dieser Stelle gesagt: Es gibt in dem Land und in der Stadt großartige Kulturinitiativen, aber was die bei der "Viennale" zusammenbringen - ich war gestern wieder dort -, welche Menschen, junge Menschen, die ins Kino bringen, welche Filme, welche großartigen Filme gezeigt werden, ist Anlass für die Feststellung, dass es wirklich schön ist, in dieser Stadt zu leben und zu wissen, dass es diese "Viennale" gibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber jetzt etwas zur kulturpolitischen Dimension sagen. Kulturpolitisch kann man sehr wohl darüber nachdenken - und das tu ich ja auch als Kulturpolitiker - und sagen: Wir bekennen uns zu Innenstadtkinos. Es ist sinnvoll, in einer lebendigen Innenstadt so etwas wie Kinos mit kleineren Sälen zu haben. Klarerweise, in einer Innenstadt kann man kein Multiplex-Kino hineinbauen und so weiter. Das ist ein Teil einer lebendigen Innenstadt. 

Auf der anderen Seite muss ich aber auch dazusagen, ganz ist der Schluss nicht richtig, den du gezogen hast, wo quasi herausgekommen ist: Die guten Kleinkinos, die die hochwertigen Filme spielen, und die bösen Multiplex-Kinos, die sozusagen der Stadt die Substanz entziehen. 

Der 22. Bezirk zum Beispiel hat jetzt die Möglichkeit durch ein Multiplex-Kino, ein völlig neues Einzugsgebiet zu schaffen, wo früher eine Wüste gewesen ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Aber nicht 9 oder 10!)

Jetzt komme ich zur Wirtschaftspolitik. Also prinzipiell, so einfach ist es nicht, zu sagen: Die Multiplex-Kinos sind nur zentriert. Ganz im Gegenteil. Es hat solche gegeben, die Stadtteile erschlossen haben mit Kinos, wo das vorher nicht der Fall gewesen ist. Nachdem ich Mandatar des 21. Bezirks bin, muss ich sagen: Die sind dort froh, dass es im 22. Bezirk für sie erreichbar etwas gibt. 

Ich glaube, kulturpolitisch haben wir in der Frage keinen großen Dissens. Dort, wo wir sehr wohl die Auseinandersetzung führen sollten, ist das Wirtschaftspolitische. Mein Kollege Neuhuber, der bei dem Thema Kino wirtschaftspolitisch beruflich kompetent ist, wird sich dann noch erlauben, sich zu Wort zu melden. Aber ich möchte es einmal ganz simpel machen. 

An sich - sind wir uns doch einmal einig - sind Kinos kein Kulturbetrieb, sondern Kinos sind ein Wirtschaftsbetrieb. Das muss man einmal zur Kenntnis nehmen. Und die Gruppe, um die es hier geht, hat Kinos übernommen, hat Kinos gekauft mit der Hoffnung, eine Investition zu tätigen und mit der Investition, nehme ich an, Geld zu machen und Geld zu verdienen. Jetzt hat sich herausgestellt, dass diese Investitionen oder die Investitionspläne offensichtlich nicht funktioniert haben. Und jetzt schreien die laut auf und sagen: Das sind die politischen Rahmenbedingungen, das haben wir alles nicht wissen können. Wir haben uns die Kinos nicht genau angeschaut, die sind in einem viel schlechteren Zustand gewesen oder wie auch immer. Sie schreien nach Hilfe. 

Jetzt kann ich noch immer sagen: Okay, aus einer kulturpolitischen Verantwortung heraus, ist es gerechtfertigt, darüber nachzudenken - und wir haben das ja in der letzten Periode mit der Kinoförderung gemacht -, hochwertige Programmkinos, kleinere Kinos direkt zu fördern mit einem kulturpolitischen Auftrag. 

Wovon ich ehrlich gesagt nichts halte, ist, dieses Thema wirtschaftspolitisch anzugehen. Es hat sich immer bewiesen, und ich sage das hier in aller Klarheit, dass man einen Strukturwandel nicht dauerhaft mit Steuergesetzgebung, mit wirtschaftspolitischen Einengungen, mit wirtschaftspolitischen Zwangsmaßnahmen in den Griff bekommt. 

Worüber wir durchaus auch in der letzten Periode verhandlungsbereit waren, das war diese Frage der Prädikatisierung im Steuerrecht. Das ist sicher etwas, worüber man reden kann. 

Worüber man mit uns nicht reden kann, ist quasi die Einführung einer zusätzlichen Steuer. Denn was ist die grüne Lösung? Was ist der Antrag? - Na, große Überraschung: Die Einführung einer neuen Steuer, und zwar einer Steuer für die Großen, weg von den Kleinen. Das ist es, ganz simpel. (GR Mag Christoph Chorherr: Nein! Nein! Nein! Nein!) Du kannst gerne herauskommen und erklären, dass es nicht so ist. Auf die Debatte lassen wir uns gerne ein. 

Daher - und dazu bekennen wir uns als ÖVP - haben wir uns in der letzten Periode ganz bewusst dagegen gewehrt, dass hier mit zusätzlichen Steuern versucht wird, ein Strukturproblem zu lösen. Das hat nie funktioniert. 

Und ich sage auch ein konkretes Beispiel. Mich haben auch in den letzten Wochen Leute angerufen, die gesagt haben: Das Metro-Kino ist gefährdet, wir müssen das Metro-Kino retten. Ich sage jetzt dazu: Das waren zum Großteil Menschen der älteren Generation. Ich habe ihnen allen dieselbe Frage gestellt. Die haben immer gesagt: Das Metro-Kino muss gerettet werden, du musst etwas tun. Ich habe sie gefragt: Wann warst denn du das letzte Mal im Metro Kino? Und dann herrschte meistens Schweigen. Dann haben sie gesagt: Na ja, vor zehn Jahren, glaube ich, vor sieben Jahren, vor fünf Jahren und so weiter.

Und das ist die große Problematik bei diesem Thema. Man wird das durch eine Steuergesetzgebung nicht lösen können. Und das sind ja auch eure Wähler und sehr stark eure Wähler, die einfach eine andere Form des Kinogenusses haben wollen. Und da gibt es jetzt Unternehmer, nämlich Kinobetreiber, die dieses Angebot machen wollen. Ihr redet zwar ständig von den leeren Hallen, von den Fehlern der verfehlten Stadtplanungspolitik. Faktum ist: Bis jetzt hat noch kein Multiplex-Kino zugesperrt. (GR Mag Christoph Chorherr: Die haben viel Geld!) Deren Verluste sollten nicht dein Problem sein. Das sind private Investoren. Wenn die ihr Geld dort investieren, ist das ihre Sache, ja? Und wenn andere private Investoren ihr Geld in andere Kinoprojekte investieren und damit offensichtlich kein Glück haben, ist das im Prinzip auch eine unternehmerische Entscheidung, aber keine kulturpolitische Entscheidung. Und ich kann nicht - das ist ein alter Traum der GRÜNEN - von den Erfolgreichen ständig zu den Nichterfolgreichen umverteilen, wenn das Besucherinteresse, wenn das Marktinteresse einfach ein anderes ist. 

Und nehmen wir zur Kenntnis, dass die junge Generation ein anderes Einkaufsverhalten hat, das ja auch viele unserer Klientel trifft, die Klein- und Mittelbetriebe und so weiter, wo wir auch immer wieder versuchen, durch direkte Wirtschaftsförderungsmaßnahmen etwas zu machen. Aber dem Strukturwandel, den prinzipiellen Änderungen der Kaufgewohnheiten, dem kann man sich nicht durch Gesetze entgegenstellen. Und jeder, der das versucht, der läuft gegen Windmühlen an und wird daran scheitern. Und es wird nicht unsere Wirtschaftspolitik sein und es wird auch nicht unsere Stadtplanungspolitik sein und es war auch nicht unsere Stadtplanungspolitik, zentralistisch etwas zu verhindern, was private Unternehmen in dieser Stadt als Voraussetzung und als Marktnachfrage erkannt haben. Und das war die Wirtschaftspolitik, die wir betrieben haben, dazu stehen wir und daher haben wir zu diesem Gesetzesvorschlag damals Nein gesagt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind als Kulturpolitiker kompetent zu sagen: Ja, wir bekennen uns dazu, dass wir dem Stadtkino - und die Kollegen, die schon länger im Haus sind, wissen, dass ja die ÖVP ein, sage ich einmal, nicht ganz friktionsfreies Verhältnis zum Stadtkino hat, ich erinnere mich noch an die legendären Duelle mit meinem Vorvorgänger als Vorsitzendem des Kulturausschusses, den Billy Aigner, wo wir gesagt haben, wie viele Besucher denn im Stadtkino waren - helfen sollen, dass wir es retten sollen und dass man ihm einen Partner gibt, der vor allem von der Programmierung, von der Synergie her gescheit ist: Das ist die "Viennale". Dazu bekennen wir uns kulturpolitisch.

Wozu wir uns nicht bekennen, ist ein wirtschaftspolitischer Dilettantismus und zu versuchen, einen Strukturwandel gegen den Willen der Unternehmer, die bereit sind zu investieren, und auf der anderen Seite gegen den Willen der Konsumenten durchzusetzen. Wann immer das versucht wurde, ist es gescheitert und hat den Steuerzahler viel Geld gekostet. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Worum geht es? - Es geht heute in diesem Akt um den Fortbestand der Stadtkinos. Wenn man sich den Akt anschaut, dann geht es darum, dass es jetzt einen neuen Betreiber gibt, einen neuen Gesellschafter gibt. Also, es ist die "Viennale" der alleinige Gesellschafter der neuen GesmbH. Wir werden diesem Akt zustimmen, weil wir uns das anschauen wollen, wie der neue Betreiber dieses Stadtkino führen wird.

Es wird auch gesagt, wozu diese Gelder ausgegeben werden sollen. Es geht darum, künstlerisch wertvolle Filme, die aber infolge ihrer Themenauswahl oder Formsprache kein großes Publikum erwarten können und für die sich daher oft keine Vertreiber oder Kinos finden, den interessierten Teilen der Öffentlichkeit zu zeigen. So weit, so gut. Das klingt sehr gut. Man könnte sich denken, das ist eine gute Sache. 

Nur sollte man wissen, dass dieses hehre Vorhaben eigentlich schon beim vorhergehenden Betreiber gescheitert ist, und es ist zu befürchten, und wir fürchten uns eben davor, dass das in Zukunft nicht sehr viel besser werden wird, wenn nicht sofort eine Änderung stattfindet. 

Mit großem Interesse habe ich einen Bericht des Kontrollamts gelesen. Vielleicht haben den einige Mitglieder des Kulturausschusses aus den anderen Fraktionen auch in die Hand bekommen. Jemand, der das lesen muss, ist Herr StR Mailath-Pokorny, und daher muss er auch wissen, dass in diesem Bericht drinnen steht, dass es sehr große Mängel in der kaufmännischen Geschäftsführung gibt, und es gibt einen ganz klaren Auftrag in diesem Bericht des Kontrollamts, und wir sind froh, dass es solche Berichte gibt und dass solche Berichte gemacht werden, dass das wirtschaftliche Denken im neu geschaffenen Stadtkino einziehen soll. 

Da mutet es dann einen Freiheitlichen eigenartig an, wenn man da, so wie Herr Chorherr das heute gesagt hat, mit steuerlichen Dirigismen einen wirtschaftlichen Erfolg erzielen möchte. Denn was wird denn in diesen Kinos verkauft? Was ist denn das Produkt in diesen Kinos? - Das Produkt sind Filme, und das Allerwichtigste ist, dass wir ein Publikum finden, das sich diese Filme anschaut. Und so ein Kino kann nur wirtschaftlich erfolgreich sein, wenn Leute in dieses Kino hineingehen. Ich finde es gut, wenn es solche Nischen gibt für ein interessiertes kleineres Publikum, aber das muss dann wenigstens kommen. Und wenn das Kontrollamt sagt, dass viel zu wenig Besucher da waren, dann muss hier etwas geändert werden. 

Und ich meine, das hängt natürlich auch mit der Filmförderung zusammen. Schön wäre es, wenn die beiden Stadtkinos - es geht ja nicht nur um das Kino am Schwarzenbergplatz, es geht auch um das Kino am Spittelberg und um den Filmverleih, der jetzt neu geschaffen wurde - zum Beispiel österreichische Filme zeigen würden. Und österreichische Filme sollten so gemacht sein, dass das Publikum gerne hineingeht. 

Und leider ist es so bei unserer derzeitigen Filmförderung, dass das Publikum nicht angesprochen wird. Sie kennen unsere Meinung. Sie kennen die Meinung der Freiheitlichen. Wir sagen, dass der Film ein Kulturgut ist, aber - und da gebe ich meinem Vorredner Salcher sehr Recht - er ist auch ein Wirtschaftsfaktor. In anderen Ländern ist das ausschließlich ein Wirtschaftsfaktor. Wir stehen dazu, dass man Filme fördern soll. Aber man sollte niemals vergessen, dass es auch ein Wirtschaftsgut ist, und deswegen sollte diese Wirtschaftlichkeit auch bei der Filmförderung vorangetrieben werden. Und das geht eben nur, wenn der Film vom Publikum angenommen wird. Und das jetzige Förderungssystem tut das nicht. Es fördert den erfolglosen Film und die Besucherzahlen beweisen das eindeutig. Ich habe das hier schon öfters gesagt, aber man muss es immer wieder sagen, weil das einfach die Zahlen sind, und aus diesen Zahlen müssen Schlüsse gezogen werden. 

In den letzten sechs Jahren wurden 51 Filme gemacht. Die Hälfte hatte sage und schreibe zwischen 3 000 und 5 000 Besuchern. Es kommt noch trauriger: Es gibt sehr viele Filme, die nur 1 000 bis 2 000 Besucher haben. Manche Filme kommen überhaupt nicht in die Kinos. Und da nützt es uns gar nichts, wenn wir jetzt die Kinos fördern, wenn die Filme überhaupt nicht in die Kinos hineinkommen. 

Wenn ein österreichischer Film mehr als 100 000 Zuschauer findet, dann ist das schon ein großer Erfolg. Während in Deutschland mit den neuen Fonds zwischen 5 bis 6 Millionen Besucher gewonnen werden konnten, sind wir weit davon entfernt. 

Sie haben sich sicher auch damit beschäftigt. Sie wissen wahrscheinlich, dass ein Spielfilm ungefähr 25 Millionen S kostet. Allein um nur die Produktionskosten hereinzubringen, nur die Produktionskosten, da sind noch keine Gewinne dabei, müsste man über 1 Million Zuschauer haben. Und der österreichische Film hat es seit 25 Jahren niemals geschafft. Also irgendetwas scheint da ja schief gelaufen zu sein, und es muss in der Hinsicht etwas getan werden. 

Es gibt Jubelmeldungen, es sei alles wunderbar. Es gibt Berichte, dass der österreichische Film großartige Preise gewinnt. Trotz allem: Auch bei den Filmen, die Preise gewinnen, bleibt das Publikum weg. Und wir meinen eben, dass es so ähnlich ist wie mit der verstaatlichten Industrie; auch da gilt Angebot und Nachfrage. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir müssen ganz einfach in Zukunft die ganze Filmförderung mit einem Erfolgsprinzip koppeln, und das Fernziel muss natürlich sein, dass der Film konkurrenzfähig wird. Wenn er das wird, dann muss ich mir auch nicht den Kopf zerbrechen, wie ich die Kinos noch dazu fördere, denn wenn sich genug Besucher die Filme anschauen, dann kommt auch genug Geld in die Kinokassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Also, ich wünsche mir das schon seit Jahren, Sie wissen das ganz genau, und ich hoffe, dass sich jetzt vielleicht irgendwann einmal, zumindest auf Wiener Ebene, doch etwas tut, dass in den österreichischen Filmen das, was ja Österreich ausmacht, das ist unsere Kultur und der Charme, unser Witz, unsere Geschichte, unsere Mentalität, eingebracht werden würde. Wenn Sie sich die neuen geförderten Filme anschauen und auch die, die die Preise bekommen haben, ich bitte Sie, schauen Sie sich das an, ist das nicht der Fall. Das Bild des Österreichers ist ein ganz anderes, und ich meine, dass das auch von nationalem Interesse sein müsste, so wie Österreich sich im Ausland präsentiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden, wie ich anfangs schon sagte, diesem Akt zustimmen, weil wir gerne einmal der "Viennale" die Chance geben wollen. Vielleicht macht sie das besser. Aber es sollte unbedingt wirtschaftliches Denken bei der Weiterführung dieser beiden Kinos einziehen. Und ich meine, alle sollten den Bericht des Kontrollamts doch lesen. Hier gibt es einen klaren Auftrag. Und ich hoffe, dass in den nächsten drei Jahren bei diesen beiden Kinos mehr Besucher erwartet werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Kollege Chorherr gemeldet. Ich bedaure auch die etwas verspätete Erteilung der Wortmeldung. - Bitte schön. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nachdem ich heute schon einige Male die Ehre hatte zu reden, ist es für heute zu Ende. Ich muss mich aufs Zuhören konzentrieren. Ich muss aber doch noch einmal heraus und den Kollegen Salcher tatsächlich berichtigen und noch ein, zwei Sätze auch sonst anhängen. 

Also vorweg die tatsächliche Berichtigung. Er sagt: Typisch GRÜNE, wir erfinden eine neue Steuer. Das ist unrichtig und falsch. Wir schlagen vor, eine bestehende Steuer, die derzeit dumm geregelt ist, nämlich eine Vergnügungssteuer, die alle Kinos trifft, außer sie spielen prädikatisierte Filme, siehe Große, und es wird die Besteuerungsgrundlage ausgehöhlt, diese Steuer intelligent umzustellen, die Steuersätze abzusenken, die Prädikatisierung zu streichen und Kleinkinos davon auszunehmen. Also, das ist einfach unrichtig und falsch, was du da gesagt hast. 

Zweitens. Wenn du sagst, man kann nicht Erfolgreiche gegen Erfolglose ausspielen. Na, viele der "erfolgreichen" Multiplexe, wenn du allein ins Kino gehen willst, im großen Saal allein sitzen willst, dann empfehle ich dir die Lassallestraße oder Ähnliches, die sind total erfolglos. Der Unterschied ist nur, dass sie viele 100 Millionen in der Kriegskassa haben. Das ist nicht die Wirtschaftspolitik, wie ich sie mir vorstelle. 

Und wenn er letztendlich sagt, Subventionen tun nur die Erfolglosen am Leben halten. Na, wenn das nächste Mal die Wirtschaftskammer um eine Geschäftsstraßenförderung ansucht oder sonst um die eine oder andere Förderung ansucht, werde ich dich daran erinnern, wie du zu solchen Förderungen stehst. Also das dazu.

Und die übrige Geschichte war einfach falsch, und das musste ich noch einmal innerhalb kürzerer Zeit, als mir zugestanden ist, berichtigen. - Danke schön. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Vitouch. Ich erteile es ihr. - Bitte schön.

GR Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Alte Märchen fangen meist mit "Es war einmal ..." an. Und auch manche moderne Legende beginnt so. Es war einmal das Märchen vom freien Markt, der sich ganz von alleine reguliert. Das Märchen von den traditionsreichen, gemütlichen Innenstadtkinos, die die Konkurrenz der Multiplexe nicht zu fürchten brauchen, und das Märchen von den anspruchsvollen Filmen, die ohne Förderung die tollsten Einspielergebnisse erzielen, so à la "Der Schuh des Manitu". Ich nehme an, Sie haben das alle gesehen. So weit die schöne Mär.

Tatsache ist, dass die Expansionswut der Unterhaltungsmultis - heute zum Beispiel eröffnet gerade die UCI Kinowelt in der Milleniums-City mit 21 Sälen und 3 524 Plätzen eines der 10 größten Kinocenters Europas, hinter dem die US-Giganten Paramount und Universal mit ihrer PR-Maschinerie stehen - dazu geführt hat, dass die Anzahl der Kinosessel in Wien in den letzten zwei Jahren - wir haben es vorhin schon gehört - auf das Doppelte angewachsen ist, nämlich von knapp 16 000 auf mehr als 30 000 Sitzplätze und die Kinosäle von 93 auf 192. Das sind nicht mehr Säle und nicht mehr Sessel als im heute schon vorgekommenen Berlin mit dem kleinen Schönheitsfehler, dass es doppelt so viele Berliner wie Wiener gibt. Es ist also vollkommen klar, dass der Markt nicht nur gesättigt, sondern sogar überhitzt ist. Und es sind nicht nur die kleinen Kinos in Gefahr. Der beinharte Wettbewerb der Branchenriesen produziert nämlich bereits die ersten Multiplexruinen. Schauen Sie sich einmal das leere Lassalle-Center an, trotz Riesenleinwände - 12 x 24 Meter -, trotz modernster Digital-Technik, trotz Erlebnisgastronomie und Parkplätze zuhauf. 

Die Stadt Wien arbeitet daher bereits ein Mehrfach- und Nachnutzungskonzept aus, zum Beispiel Fitnesscenter, Ausstellungs- oder Messeräume, falls das Event woanders hinzieht, wie es heutzutage ja der Fall ist. 

So weit zur Eventkultur, an der wir alle nicht ganz unschuldig sind. Denn wer von Ihnen war im letzten Halbjahr - sagen wir einmal seit der Angelobung - öfter als ein Mal im Kino? (Die GRe Mag Christoph Chorherr und Marie Ringler heben die Hand.) Jö, brav. Ich frage jetzt weiter: Welchen Film haben Sie gesehen? - Ein ... (GR Mag Christoph Chorherr: Soll ich es Ihnen wirklich sagen? - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Nein, ich denke es mehr als Gewissenserforschung. (GR Mag Christoph Chorherr: Soll ich es berichten? Eine tatsächliche Antwort? - Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie allein sind es nicht. Ich frage ja alle. 

War es ein Popcorn-Produkt à la Hollywood, ein guter europäischer oder vielleicht sogar einer der vielfach ausgezeichneten österreichischen Filme? Ich habe ja gar nichts gegen Popcorn, ich habe auch nichts gegen Sportgummi, und manche von Ihnen, die älteren, werden sich ganz bestimmt noch an die Modenschau und den feschen Edi im Gartenbau-Kino erinnern, und das war doch auch Event-Kultur! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber vielleicht sind wir alle schon durch die unglückliche Filmprogrammierung unserer öffentlich-rechtlichen geschlossenen Anstalt geschmacklich verbildet, denn gute Filme werden vom ORF gerne spät nachts versteckt. Zur so genannten Primetime serviert man uns lieber einen amerikanischen Blockbuster oder Musikantenstadl, der aber inzwischen politisch nimmer korrekt ist. Pardon, es gibt natürlich auch hervorragende ORF-Eigenproduktionen, meistens sind es Dokumentarfilme, die aber dann sonderbarerweise, wiewohl international preisgekrönt, irgendwo in den Kunststücken verramscht werden oder überhaupt keinen Sendeplatz bekommen - ich kann Ihnen die Zahlen vom Dokumentarfilmsymposium zeigen -, während die hochgelobte BBC ihr Programm außer durch Gebühren vor allem durch den noch dazu prestigeträchtigen Verkauf solcher Dokumentationen finanziert und daher werbefrei ist. Hosanna!

Aber es kommt noch dicker. Durch das neue ORF-Gesetz, das weder eine bindende Verpflichtung für Auftragsvergabe an die österreichische Filmindustrie noch steuerliche Anreize für private Investoren enthält, erwächst der österreichischen Filmwirtschaft ein Schaden von 660 Millionen S. So schaut offenbar der Regierungsschwerpunkt Film aus! Und der ORF, der zwar das Geld hat, um sich mit Confetti-TiVi an der UCI Kinowelt zu beteiligen, lässt durch seine Kulturchefin lakonisch verlauten, dass wegen der gesetzlich bedingten Budgeteinschränkungen die Übertragung der Wiener Festwochen Eröffnung 2002 ersatzlos gestrichen ist. Merk's Wien!

Mutet es angesichts des Ausfalls von 38 Prozent des Bundesförderungsbetrags, der massiven Kürzung der Fördergelder für audio-visuelle Medien und der ersatzlosen Streichung der Filmsonderförderungsmittel nach 98 und 99 nicht wie blanker Hohn an, wenn Herr Staatssekretär Kollege Franz Morak soeben gemeinsam mit dem niederösterreichischen Landeshauptmann ein österreichisches Studienzentrum für den Film an der Donauuniversität Krems präsentiert hat, das insgesamt 82 Millionen S verschlingen soll, davon allein 75 Millionen S für bauliche Maßnahmen! Der selbe Herr Morak, der in der Causa Filmmuseum den "Franzl mit der leeren Tasch'n" gibt und den Ball unelegant zur Gemeinde Wien weiter spitzelt! Der selbe Herr Morak, der gebetsmühlenartig seinen Stehsatz "Hob ka Göd, hob ka Göd" perpetuiert und gar keine Anstalten macht, den armseligen Medienstandort Österreich von seinem erbärmlichen letzten Platz in der EU wegzubringen. Der selbe Mohr-rak, der offenbar nur seine Schuldigkeit gegenüber seinen Erfindern erfüllt, wenn er Kunst außerhalb der Metropolen vollmundig unterstützt, während die Filmkunst in den Metropolen langsam stirbt. 

Aber vielleicht werden die hervorragenden heimischen Filmemacher und Filmwissenschaftler in Hinkunft ja nicht mehr ins Ausland, sondern nur nach Krems auswandern müssen, ins - wie heißt das so schön im niederösterreichischen Neusprech? - Competence-Center. Tja, was denkt der Mensch, wenn er nur Worte hört? Es müsse sich dabei doch auch was denken lassen. So weit zur filmpolitischen Willensbekundung der Bundesregierung.

Ich möchte aber jetzt auch sehr gerne auf Herrn Mag Chorherr und den Vorschlag der GRÜNEN eingehen. Dieser Vorschlag ist nicht neu. Den Vorschlag, die relativ teure Prädikatisierung von Filmen abzuschaffen und den daraus resultierenden Wegfall der Vergnügungssteuer, der zuletzt eher den Multis genützt hat, gestaffelt an die kleineren Lichtspieltheater weiterzugeben, hat bereits die damalige - Sie haben es erwähnt - Finanzstadträtin Mag Brigitte Ederer gemacht. Allerdings konnte sie sich in dieser Frage beim damaligen Koalitionspartner ÖVP bedauerlicherweise nicht durchsetzen! Umso trauriger, auch für die ÖVP, als die Kinovielfalt an verschiedenen Wiener Standorten nicht nur kulturpolitische, sondern vor allem auch wirtschaftliche Bedeutung hat. Denken Sie zum Beispiel an die nahe liegende Infrastruktur, an die Cafès, an die Beisln. Ich kann Ihnen aber versichern, und unser Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny hat es zugesagt, dass es in Wien auch in Zukunft weiterhin eine Kinoförderung geben wird, die kulturpolitisch vertretbar ist. Detaillierte und kreative Gespräche mit allen Betroffenen werden zu führen sein und darüber hinaus wird es aber notwendig sein, dass die Filmförderung, nicht die Kinoförderung, ein Teil der Wirtschaftsstandort- und Strukturpolitik wird. 

Wir haben den Dialog mit den Zuständigen bereits aufgenommen und aufbauend auf unsere wunderbaren Erfolge der letzten Zeit - ich denke dabei an Haneke, Seidl, Sicherits, Beckermann, Klawoger und viele andere - müssen wir, obwohl oder weil Bund und ORF sich abmelden, dem Film eine viel breitere Basis geben, vor allem einen anderen Stellenwert in unseren Köpfen, denn nicht der Bauch, Herz und Hirn sind gefordert in einer Stadt, die alles für Musik, Tanz und Theater übrig hat, aber auf ihr Stiefkind Film trotz großer Tradition manchmal vergisst. Noch ist - ich nehme das Eisenbahngleichnis vom Kollegen Dr Salcher auf - der Zug nicht abgefahren, noch sitzen wir nicht im falschen Film oder vielleicht schon bald in den Love chairs. Das sind die 1,60 Meter breiten Pärchensessel zum Kuscheln, Schmusen und vielleicht auch mehr in der schönen neuen UCI Kinowelt. 

Lassen Sie sich nicht einlullen, meine Damen und Herren! Nehmen Sie sich selbst bei der Nase und halten Sie Ihrem Stammbeisel, dem alten Greißler und Ihrem kleinen Traditionskino die Treue! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Österreichischen Volkspartei angenommen. 

Wir kommen jetzt zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Chorherr und Marie Ringler, betreffend Einführung eines neuen Vergnügungssteuer Modells zur Förderung der Stadtkinos. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 (PrZ 181/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines Rahmenbetrags zur Förderung von mehreren Theaterprojekten. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig gegen die Österreichische Volkspartei und die Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 (PrZ 53/01-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für das genehmigte Vorhaben "Wilhelminenspital - Neubau der Küche". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Dr Laschan, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Ich wollte natürlich ohnehin zu dem Geschäftsstück Stellung nehmen. Aber auf besonderen Wunsch des Herrn Präsidenten Hundstorfer werden wir es ganz ausführlich machen, damit wir uns noch recht lang hier vergnügen. 

Nein, Spaß beiseite, was ich zu sagen habe, ist relativ kurz. Kurz ist aber eigentlich doch falsch. Wir haben nicht länger als eine halbe Stunde zuvor sehr ausführlich über den Rabenhof und über eine Summe von 7 Millionen S gesprochen. Das hat uns sehr beschäftigt, weil das kulturpolitisch eine sehr wichtige Frage ist und weil es auch um 7 Millionen S geht. Jetzt geht es um 25 Millionen S und ich bin mir sicher, es wird viel, viel flotter gehen. 

Trotzdem sind es 25 Millionen, die wir hier zur Verhandlung haben. Wie ich die Akte, die natürlich im Gesundheitsausschuss schon vorgelegt wurde, erstmals gelesen habe, war ich der Ansicht, bei dem Sachkredit für die Küche im Wilhelminenspital handelt es sich um die Baukosten für eine Küche. Wer selbst eine Küche baut, weiß, das kostet auch 100� bis 300 000 S je nach Qualität, die man sich aussucht. Möge sie 25 Millionen kosten, wenn es in einem Spital eingebaut wird. Wer die Akte genauer studiert, so wie ich das gemacht hat, muss feststellen, es geht mitnichten um die Baukosten für die Küche, sondern bloß um die Erhöhung des notwendigen Sachkredits von sage und schreibe ursprünglich schon rund 250 Millionen S und jetzt sind es ein paar Millionen mehr geworden, nämlich diese 25 Millionen, die hier auf der Tagesordnung zur Beschlussfassung stehen.

Wir GRÜNE sind natürlich dafür, dass in den Küchen der Wiener Spitäler ordentlich gekocht wird und zu ordentlichen Bedingungen. Aber die Frage, ob diese Küche in ihrem ursprünglichen Beschluss vor einem guten Jahr notwendig war, wurde schon von meiner Vorgängerin Frau Kunz bezweifelt. 

Jetzt müssen wir noch was drauflegen. Jetzt müssen wir noch 25 Millionen drauflegen, weil es einen Verfahrensfehler gegeben hat, und zwar musste das Anbot des Bestbieters wegen eines unbehebbaren Mangels ausgeschieden werden. Schlecht fürs Budget. Und die Frage erhebt sich: Warum hat dieser unbehebbare Mangel nicht im Rahmen des Verhandlungsverfahrens entdeckt werden können und warum ist es jetzt so, dass Mehrkosten von zirka 12 Prozent für die Gemeinde, für den Steuerzahler, für die Steuerzahlerin erwachsen? 

Auch innerhalb dieser Kosten gibt es bemerkenswerte Unterschiede. Allein der Architekt schlägt mit einer Kostensteigerung von 29 Prozent zu Buche. 

Uns gefällt das nicht. Wir wollen, dass, wenn man eine Küche baut, man sie ordentlich baut. Aber schauen wir uns die Dinge im Vergleich an. Als Gesundheitssprecherin bin ich natürlich nicht dafür, dass wir den Rabenhof, so gut er mir gefällt, aus dem Gesundheitsbudget finanzieren - man könnte nur mit dieser Differenz drei Jahre davon bedecken -, sondern mir fallen auch im Gesundheitsbereich die einen oder anderen Ausgaben ein und es wird schön langsam ein ceterum censio, wenn ich sie erwähne. 

Ich komme schon wieder auf die Decubitus-Matratzen im Geriatriezentrum im Wienerwald zurück, die ich jedes Mal erwähne, weil ich es für einen Skandal halte, wenn wir kein Geld für notwendigste Gesundheitsversorgungsmaßnahmen ausgeben, die außer Frage stehen. Da fehlt jetzt nach wie vor das Geld, um diese Basisversorgung zu erfüllen. Oder wir hätten, wenn wir uns die 25 Millionen gespart hätten, die uns der Verfahrensfehler kostet, schon mal einen Linearbeschleuniger im SMZ Ost anzahlen können. Der steht öfter denn je, weil er überlastet ist. 

Frau Kollegin, in diesem Punkt sind wir uns wahrscheinlich einig. Es kann nicht sein, dass es in der strahlentherapeutischen Versorgung zu unverantwortbaren Engpässen kommt, weil wir uns mit Niederösterreich streiten und weil wir kein Geld haben. (GR Anica Matzka-Dojder: Das geht Niederösterreich an!) Ja, ich weiß, Frau Kollegin, das ist schon so und ich würde Frau StR Pittermann sehr, sehr unterstützen, und da sind wir uns auch wirklich einig. Die Niederösterreicher sollen das Geld rausrücken für den Linearbeschleuniger. Aber offensichtlich ist keiner da, der sie zwingen kann. Also werden wir immer noch mit dem einen Gerät bis an die Grenzen seiner Möglichkeiten fahren und werden uns den Linearbeschleuniger für die Zukunft noch immer nicht anschaffen. 

Die Küche wird gebaut. Da bin ich sicher, dass die Mehrheitsverhältnisse hier für eine Zustimmung sorgen. 

Ich möchte doch zum Schluss sehr, sehr ersuchen, dass man bei der Kalkulation von Ausgaben dieser Größenordnung so verfährt, dass wir nicht Nachschlagszahlungen haben, die in einer Dimension beheimatet sind, die wir uns im Gesundheitsbudget nicht leisten können. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben schon gehört, im vorliegenden Geschäftsstück geht es um die Erhöhung des Sachkredits für den Neubau der Küche im Wilhelminenspital. Es ist über ein Jahr her, dass wir hier im Gemeinderat den Neubau dieser Küche beschlossen haben. 250 Millionen S wurden dafür genehmigt. Und der Neubau dieser Küche im Wilhelminenspital ist schon sehr dringend und wir Freiheitliche haben diesem Projekt selbstverständlich mit Freude zugestimmt. Wir haben aber natürlich angenommen, dass dieser Küchenneubau nun auch so schnell wie möglich in Angriff genommen werden würde und wir haben selbstverständlich gedacht, dass mit 250 Millionen S eine moderne Küche, die so dringend benötigt wurde, entstehen könnte.

Als Normalbürger möchte man meinen, dass eine Küche um 250 Millionen S nicht etwa aus Edlestahl, sondern möglicherweise aus Platin sein muss. Solche Erwartungen haben wir als realitätsgewöhnte Politiker natürlich nicht gehabt, aber wir haben doch die Erwartung gehabt, dass die Küche um 250 Millionen S alle technischen Stückeln spielen würde und vor allem, dass sie in absehbarer Zeit errichtet werden würde. 

Aber leider war dieser Optimismus verfrüht, denn man darf einfach nicht zu hohe Anforderungen an sozialistische Politik stellen. Saubere Planung, transparente Kalkulation, sparsame Budgetierung und zeitgerechte Umsetzung sind anscheinend Begriffe, die in Zeiten sozialistischer Alleinherrschaft wenig bis keine Bedeutung haben. Ganz augenscheinlich wird das bei diesem Projekt Neubau der Küche im Wilhelminenspital. 

Skepsis wäre aber auch aus einem weiteren Grund mehr als angebracht gewesen. So scheint nämlich das Wilhelminenspital eine Örtlichkeit zu sein, wo es aus unerfindlichen Gründen bei fast jedem Bauvorhaben zu unverhältnismäßig hohen Kostensteigerungen kommt. Ich erinnere mich zum Beispiel an den Bau des Onkologischen Zentrums. Hier hat man sich bei der Kalkulation um 40 Millionen S geirrt. Ich denke an die Anstaltsapotheke im Wilhelminenspital. Hier kam es zu einer Kostensteigerung von 50 Prozent. 

Ich weiß schon, das ein oder andere Unvorhergesehene kann bei jedem Bauvorhaben passieren. Man sollte es daher in die Kalkulation miteinbeziehen. Diese Kostensteigerungen sind aber in einem so hohen Ausmaß, dass es unverständlich ist, und die Umstände, die zu diesen Kostensteigerungen führen, sind in allen Fällen mehr unerklärbar als unglücklich.

Einige Faktoren sind all diesen Projekten gemeinsam: Zeitverzögerung, Intransparenz und mangelndes Problembewusstsein auf politischer Ebene seitens der zuständigen Stadträte, früher Rieder, heute Pittermann. 

Was die Geschwindigkeit betrifft, mit der für Personal und Patienten so wichtige Projekte umgesetzt werden, so ist das hier vorliegende Küchenprojekt ein Paradebeispiel. Es ist schon sehr lange bekannt, dass die Küche im Wilhelminenspital unbedingt erneuert werden muss. Dass der Neubau auch wirklich erfolgen soll, davon redet man schon seit dem Jahr 1997. Bis zur tatsächlichen Beschlussfassung dauerte es weitere zwei Jahre. Und im Herbst 2000 hat der Gemeinderat dieses Projekt schlussendlich beschlossen, wie ich schon sagte, selbstverständlich mit den Stimmen der Freiheitlichen.

Im folgenden Jahr ist aber leider auch nicht viel weitergegangen und so kam es, dass sich Betroffene an unsere Bezirksratsfraktion im 16. Bezirk gewandt haben und die FPÖ hat ihre Sorge aufgenommen und in der Bezirksvorstehung einen entsprechenden Antrag eingebracht, wo wir die mündliche Auskunft von der Frau Bezirksvorsteherin erhielten, es hätte Probleme mit der Ausschreibung gegeben, aber es soll jetzt angeblich weitergehen. 

Dem hier vorliegenden Aktenstück ist zu entnehmen, dass der bei der Ausschreibung ermittelte Bestbieter ein Angebot gelegt hat, das wegen unbehebbarer Mängel ausgeschieden werden musste. Das Fehlen des Langtextverzeichnisses war ein unbehebbarer Mangel. Es ist bis zum Vergabekontrollsenat gegangen. Die Folge ist wieder Zeitverzögerung und nicht zuletzt eine Kostensteigerung um immerhin 25 Millionen S. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte zum Schluss kommen. Heute geht es nicht um das Projekt Küchenneubau im Wilhelminenspital an sich, sondern heute geht es genau um diese Kostensteigerung von 25 Millionen S und natürlich geht es auch um die politische Verantwortung, für die hier zu Tage tretenden Missstände. Diese politische Verantwortung liegt eindeutig bei der SPÖ. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir Freiheitliche können daher dieser Sachkrediterhöhung nicht zustimmen.

Erlauben Sie mir aber die abschließende Frage, wann damit zu rechnen ist, dass diese Küche nun endlich wirklich fertig gestellt werden wird? - Im Sinne des Personals, der Schwestern, aber auch der Patienten, hoffe ich, dass Sie, Frau Kollegin Ramskogler, uns eine verlässliche und zufrieden stellende Antwort auf meine Frage geben werden können. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

GR Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja, zum Unterschied und dazu haben jetzt meine Vorrednerinnen eigentlich wirklich genug gesagt. Der Unterschied der Gesundheitspolitik der Sozialdemokraten zeigt sich im Besonderen, dass uns die Gesundheit der Wiener und der Wienerinnen ganz besonders viel wert ist, denn die Gesundheitspolitik dieser Bundesregierung, wie sie jetzt stattfindet, ist wirklich nicht vergleichbar, denn das ist eine Politik, wo sich die Leute nicht für die Gesundheit mehr oder weniger etwas besorgen können, sondern sie müssen es bezahlen, um überhaupt zu einer Gesundheitspolitik vordringen zu können. (StR Karin Landauer: Das ist nicht sozialistisches Geld!) 

Das ist wirklich tatsächlich ein riesengroßer Unterschied zwischen einer sozialdemokratischen Gesundheitspolitik (Aufregung bei der FPÖ.) und einer blau-schwarzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Pilz, es ist schon richtig, es ist eine teure Küche, keine Frage. Auch uns wäre es natürlich lieber, wenn sie billiger kommen würde, natürlich, das wäre ein Hehl daraus, wenn man sagt, man könnte nicht ein billigeres Angebot nehmen. Nur bitte vergessen Sie nicht: Die meisten Gemeinderäte von Ihnen haben ein Wiener Landesvergabegesetz beschlossen und durch dieses Wiener Landesvergabegesetz - es gibt auch eine Kontrollkommission - wurde die Vergabe genauestens geprüft und somit auch allen rechtlichen Ansprüchen stattgegeben. Also, ich würde einmal meinen, man kann hier nicht sagen, es geht um eine Willkür ja, oder die Sozialdemokratie versucht auf irgendeine Weise, die Preise in die Höhe zu treiben oder sonst einen besonders wichtigen Beitrag dazu zu leisten, dass Gesundheitspolitik teuer ist, im Gegenteil. Ich würde meinen, sozialdemokratische Gesundheitspolitik bedeutet für uns in erster Linie nicht unbedingt auf Kosten kranker Menschen zu sparen. Das ist das Erste. 

Das Zweite ist, es geht uns hier um Qualität. Es ist eine qualitativ hochwertige Küche. Es wird dort gesundes Essen verabreicht, nährwertreiches Essen verabreicht. Es ist ein Bau (Aufregung bei der FPÖ.), der tatsächlich notwendig ist. Das ist keine Frage, das ist auch in allen Gutachten bestätigt worden. Und es ist vor allem eine Investition, die hier auch bedeutet, dass es darum geht, unter anderem Arbeitsplätze besser zu gestalten, aber auch die Vorteile einer neuen Küchentechnologie zu verfolgen und hier in Wien einzigartig zu installieren. (Beifall bei der SPÖ.)  

Noch eines: Ich habe bezüglich der Vergabekontrollkommission darauf bereits Bezug genommen. Es war hier so, dass zuerst nicht der Billigstbieter in Anspruch genommen wurde, und das heißt auch nicht immer, dass es der Bestbieter ist. Es gab diese Mängel, keine Frage, aber wie gesagt noch einmal: Der Ablauf, der heute Ihre Zustimmung zu diesem Projekt verlangt, wäre eben genau der, wo man sagen kann, es wurde kontrolliert, es wurde tatsächlich angeschaut, warum und wieso und alle rechtlichen Maßnahmen sind ausgeschöpft worden. Ich meine doch, dass es - und sind wir froh, dass es diese Vergabekontrollkommission gibt - ein korrekter Ablauf war und somit durchaus diese Finanzierung dieser wirklich neuartigen Küche stattfinden kann. 

Ja, abschließend noch, damit jetzt alle nach Hause gehen können, ich habe heute das Privileg, die Letztrednerin zu sein. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich freue mich wirklich besonders, zu diesem Thema gesprochen zu haben, weil ich eben anfangs auch schon erwähnte, dass ich wirklich stolz darauf bin, dass es sozialdemokratische Gesundheitspolitik gibt, denn die gewährt den Wienern und Wienerinnen nicht nur ein wirtschaftliches Weiterkommen auf Grund von Schaffung von Arbeitsplätzen, denn jeder Schilling, der in den wirtschaftlichen Ausbau investiert wird, bedeutet auch Arbeitsplätze, das wissen Sie. Unter anderem ist es eine Gesundheitspolitik, die nicht einem Nulldefizit nachläuft, wie verschiedene andere Gesundheitspolitiker. Die sind dafür, dass sie eher in die Richtung gehen: Wir müssen sparen, uns zu Tode sparen im wahrsten Sinne des Wortes. Da bin ich absolut dagegen. 

Ich bin für eine menschliche Politik und die Sozialdemokratie ist der Garant dafür. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. (Allgemeine Heiterkeit.)

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so angenommen.

Wir kommen zur nichtöffentlichen Sitzung. 

Ich bitte, die Galerie zu räumen.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 19.30 Uhr.)
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